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Vorbemerkung

Im Rahmen seiner Aufgaben legt der Wissensdtaftsrat hiermit
Empfehlungen zur Struktur und zum Ausbau des Bildungs-
wesens im Hodrsdrulbereidr nadt 1970 vor. Sie sdrließen an die
Empfehlungen zur Neuordnung des Studiums an den wissen-
sdraftlidren Hochsdrulen vom Jahre 1966 sowie an die Empfeh-
lungen zur Struktur und Verwaltungsorganisation der Universi-
täten an und setzen zugleidr die im Jahre 1967 vorgelegten
Empfehlungen zum Ausbau der wissensdtaftlidten Hodrsdtulen
bis 1970 fort.

Die Empfehlungen sind in zahlreidren Aussdtüssen und Arbeits-
gruppen vorbereitet worden. Hierbei haben viele Sadtverstän-
dige mitgewirkt, die nidrt dem Wisseusdraftsrat angehören.
Nur mit ihrer Hilfe war es möglidr, so umfassende Empfehlun-
gen vorzulegen. Der Wissensdraftsrat dankt allen, die ihren
Rat und ihre Mitarbeit zur Verfügung gestellt haben.

Nadr mehrfadren Beratungen in der Wissensdraftlidren Kom-
mission und in der Verwaltungskommission wurdeu die Emp-
fehlungen von der Vollversammlung des Wissensdraftsrates
am 30. Mai 1970 verabsdtiedet.

Die Empfehlungen nehmen die bildungspolitisöen Entsdreidun-
gen nidrt vorweg. Sie sind Entsdreidungshilfen für die politi-
sdre Willensbildung. Ihre Durdrführung hängt von fadrlidten
und finanziellen Entsdreidungen der politisdr verantwortlidren
Orgaue ab, in weitem Umfang audr von einer Umgestaltung
des gesamten Bildungswesens, vor allem von einer Reform der
Sekundaroberstufe der Sdrule und ihrer Absdrlüsse. Die Reali-
sierung der Empfehlungen und die hierbei erforderlidre Abstim-
mung mit der Reform des Sekundarsdrulwesens werden Gegen-
stand der Beratungen und Besdrlüsse der iuzwisdren geschaf-
fenen politisdr verantwortlidren Gremien sein: der Bund-Län-
derkommission für Bildungsplanung, des Planungsaussdtusses
nadr dem Hodrsdrulbauförderungsgesetz und des Finanzpla-
nungsrates.
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Die bildungspolitischen Entsdreidungeu berühren heute den
einzelnen und die Allgemeinheit sehr viel unmittelbarer als
früher. Sie sind daher in besonderer Verantwortung zu treffen.
Die zuständigen Organe werden ihr nur geredtt, wenn sie die
Entwidrlung der Wissensdraften und ihres Einflusses auf das
Leben des einzelnen und der Gesellsdraft berüd<sictrtigen.

Diese Entwidclung ist in unserer Zeit dadurdr gekennzeictrnet,
daß die Vielfalt der Wissensdraften und ihrer Methoden, die
Bildung neuer Disziplinen sowie die fortsdrreitende Ersdrlie-
ßung neuer Gegenstandsbereidre mit ihren praktisdren Auswir-
kungen es nidrt mehr erlauben, die Aufgaben eines Wissen-
sdraftsbereidts lediglidr an seinen Inhalten und Erkenntnissen
zu orientieren. Da die Wissenschaften als Faktoren der Wirk-
lidtkeitsgestaltung und der intellektuellen Selbständigkeit zu-
nehmend wirksam und somit audr in wadrsendem Maße Kom-
ponenten der gesellsdraftlidren Entwid<lung sind, verstärkt sidr
die Forderung nadr der Klärung ihrer Stellung und ihrer Auf-
gaben innerhalb dieser Gesellsdraft, ihrer realen Möglichkei-
ten und Grenzen sowie ihrer Relevanz für die Allgemeinheit.
Die Darlegung ihrer Ansätze, Methoden und Ziele führt in zu-
nehmendem Maße in den Bereidr allgemeiner Diskussion; da-
mit treten neben spezifisdr wissensdraftsorientierte audr poli-
tisdre Gesidrtspunkte.

Diese Sachlage führt zu einer doppelten Aufgabe: Einerseits
müssen die verschiedenen Wissensdraftsbereiche ihre Struk-
turen und die Konsequenzen ihres eigenen Fortschreitens stän-
dig überprüfen und sidr über die Bedeutung ihrer Mitverant-
wortung für die gesellsdraftlidre Entwidrlung klar sein. Ande-
rerseits gilt es, die Wissensöaften davor zu bewahren, daß
Erkenntnisprozesse durdr Gruppeninteressen in ihrer Entwidc-
lung gehindert werden.

Die Wissenschaften bestimmen die individuellen Lebensverhält-
nisse und die gesellschaftlictre Entwicklung in zunehmendem
Maße. Für das Leben des einzelnen ist es in Zukunft von erheb-
lidrer Bedeutung, ob es ihm gelingt, die für ihn relevanten, von
der wissensdraftlichen Entwid<lung geprägten Faktoren und
Beziehungen zu erkennen sowie die Chancen, die ihm die
Ergebnisse der Wissenschaften bieten, zu ergreifen, aber auch
die Gefahren zu erkennen, die wissenschaftliche Erkenntnis
und ihre Anwendung mit sich bringen können. Nur unter diesen
Voraussetzungen kann er die Aufgaben bewäItigen, die sich ihm
in einer von der wissenschaftlichen Entwicklung geprägten Ge-
sellsdraft stellen. Diese Umstände werden immer mehr.Men-
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sctren beurußt. Das führt zu einem stark wadrsenden Andrang
zu Bitdungseinrictrtungen audr des Hodrsdrulbereidts. Deu

ueuen Ansprüchen kann die überkommene Universität nidtt
mehr gerectrt werden. Es gilt daher, die Bildungseinrichtungeu
so zu gestalten, daß die sidr aus der Wissensdraftsentwicklung
ergebenden Bildungsziele durdr Vermittlung wissensdrafts-

orientierter Iuhalte erreidrt werden.

Die sidr hieraus ergebenden Aufgaben können nidrt für ein-

zelne Bereictre des Bildungswesens isoliert gelöst werden. Viel-
mehr bedarf es einer neuen Orientierung des gesamten Bil-
dungssystems. Die Bildungskommissiou des Deutsdren Bil-
dungsrates hat in ihrem Strukturplan für das Bildungswesen

vom 13. Februar 1970 Empfehlungen für die Neuordnung des

Sdrulwesens vorgelegt' Die Empfehlungen des Wissensdrafts-

rates erstrecl<en sictr auf den Hodrsdrulbereich. Beide Empfeh-

lungen sind in engem Zusammenwirken beider Gremien ent-

standen. Sie zeigen insbesondere für die Lehrerausbildung und

den Zugang zu den Hodrsdrulen übereinstimmende Lösungen'

Zusammengenommen stellen beide Empfehlungen eine in sich

gesctrlossene Konzeption für die Neugestaltung des Bildungs-

wesens im kommenden Jahrzehnt dar.

Die gesellschaftlidre Aufgabe, die Einridrtungen des Bildungs-

wesens auszubauen und den veränderten Verhältnissen entpre-

ctrend neu zu gestalten, ist ein wesentlidrer Teil des vom Grund-

gesetz dem Bund und den Ländern gestellten Auftrags, den

demokratisdren und sozialen Redrtsstaat zu verwirklichen.

Die Erfüllung dieses Auftrags erfordert erhöhte Anstrengun-
gen für die Wissenschaften und die Bildungseinridrtungen. Ihre
quantitativen Dimensionen werden in den vorliegenden Emp-

fehlungen sichtbar. Jedoctr kann die Aufgabe nidrt nur durdt
einen personellen und materiellen Ausbau der Hodrsdrulen
gelöst werden. Ausgangspunkt aller Uberlegungen muß die von

der Aufgabenstellung bestimmte Struktur des Bildungswesens

sein, aus der die quantitativen und organisatorisdren Folge-

rungen abzuleiten sind,

Bei der Neuorientierung des Bildungswesens ist der politischen

Entscheidung ein wesentlicher Teil des sachlichen Gehalts durdr
die Bedeutung der Wissenschaften für den einzelnen und für die

Gesellsctraft vorgegeben. Weil jeder um seiner geistigen und

materiellen Freiheit willen und zur Erfüllung der ihm gestellten

Aufgaben eines möglichst hohen Bildungsstandes bedarf, ist es

notwendig, die Bildungsctrancen so zu erweitern, daß er die
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Kenntuisse und Einsidrten erwerben 16nn, di€ seinem Interesse
uud seinem Leistungswillen entsprectren und die geeignet sind,
die Entwiddung seiner Fähigkeiten zu fördern.

In gleicher Weise fordern die ständige Erweiterung wissen-
schaftlioer Erkenntuis uud d.ie verfeinerung wissenschaftlidrer
Methodeu sowie die daraus resultierenden Veränderungen der
Aufgaben im Leben eine Umgestaltung und Erweiterung der
wissensdraftlichen und wissensdraftsorieutierten Ausbildung.
Dementspredrend sind differenzierte Studiengänge anzubieten,
aber au& neue gestufte Studiengänge zu sdraffen. Die versctrie-
denen Studiengänge verwaudter Gebiete müssen so aufeinan-
der bezogen sein, daß zwisüen ihuen ein möglidrst reibungs-
loser Ubergang stattfinden kann. Ubergänge zwisctren versctrie-
denen Qualifikationsstufen sollten so lange wie möglidr offen
bleiben.

Die Ausbildung kanu audr nidrt mehr auf einen einmaligen
AbsÖluß ausgeridrtet sein, der sidr zudem oft an zeitlidr zu
sehr gebuadenen und zu eng begrenzten Berufsbild.ern orien-
tiert. Da die beruflidren Anforderungen sidr verändern und
immer wieder ueue Aufgaben zu bewältigen sind, müssen audr
immer mehr Mensdren lernen, den Bildungsprozeß kontinuier-
lich fortzusetzen, und die Fähigkeit zum Weiter- und Umlernen
erwerben. Die Ausbildung, insbesondere an den Hoctrsdrulen,
ist daher von vornherein auf Erweiterung anzulegen. Hier-
durdr wird es dem einzelnen ermöglidrt, innerhalb des Tätig-
keitsbereidrs, für den er durch seine Ausbildung eine zunächst
ausreiöende Qualifikation erworben hat, neue Aufgaben sactr-
geredrt zu lösen.

Differenzierung und Erweiterung des Bildungsangebots sowie
die Durdrlässigkeit zwisdren den versdriedenen Ausbildungs-
arten und -stufen sind widrtige Voraussetzun[Jen, um die Bil-
dungsdrancen des einzelnen zu erweitern. Sie sind zugleictr im
Bli& auf die gesellsdraftliche Entwidclung geboten, da Gesell-
sdraft uud Staat ebenfalls in zunehmendem Maße qualifizierter
Kräfte bedürfen, die durch ständige Ergänzung und Erweite-
rung ihrer Ausbildung wissensdraftliche Erkenntnis nadr neue-
stem Stand für ihre Tätigkeit nutzbar machen können.

Die umrissenen Aufgaben kennzeidrnen die Verantwortung, die
dem Staat und den Hochsdrulen gemeinsam auferlegt ist. Der
Staat muß die Voraussetzungen für die notwendigen Studien-
möglidrkeiten sdraffen, den Wissensdraften die für ihr Gedei-
hen erforderlichen Mittel und Einridrtungen zur Verfügung stel-
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len und den Hodrsdrulen eine ihren Aufgaben angemesseue

Organisation und Verwaltung sidrern. Die Hodrsdrulen werden

ihrer Verantwortung gegenüber der Gesellsdraft gereüt, indem

sie ihren Ausbildungsauftrag erfüllen und die Entfaltung der

wissensoaften gewährleisten. Demgemäß differenziert sidr der

den Hodrsdrulen gewährte Freiheitsraum entspredrend ihren

versdriedenen Funktionen. Ähnlidres gilt für die durdr Arti-
kel 5 des Grundgesetzes jedem eiuzelneu Wissensdtaftler ga-

rantierte Freiheit der Wissensdraft in Forsdrung und Lehre' Er

verantwortet seine Tätigkeit und die wissensdraftliükeit ihrer
Ergebnisse sowie - gemeinsam mit der ganzen Hodrschule -
die sadrgeredtte Ausgestaltung der Studiengänge. Dieser Auf-
gabe kanu er und können die Hodrsdrulen nur geredrt werden,

wenn ihnen der Freiheitsraum gewährt wird, in dem allein ver-

antwortlidres Haudeln möglidr ist. Die gesetzlidr garantierte

Freiheit der Wissensdraften in Forsdrung und Lehre gerät um

so stärker in Gefahr, je mehr die Bedeutung der Wissensdtaften

wädrst. Das ist z. B' der Fall, wenn die wadtsenden Ausbil-

dungsaufgaben der Hochsdrulen infolge unzureidteuder Aus'
stattung mit Personal und Sadrmitteln die Wahrnehmung der

Forsdrungsaufgaben beeinträdrtigen, aber audr dann, wenn die

Wahl der Forsdrungsgegenstände unsadrgemäß beeinflußt wird'
Gerade weil die Ergebnisse der Wissensdraft audr politisdte

Folgen haben können, muß verhindert werden, daß politisdte

Kräfte, gleidr weldrer Rictrtung, die Wissensdlaften in ihren

Inhalten festlegen und damit in ihrer Freiheit beengen' Der

Pluralismus wissensdraftlidrer Fragestellungen und Methoden

in den Hodrsctrulen muß seitens aller Beteiligten gewahrt blei-

ben.

Damit soll für die Hodrsdrulen und ihre Mitglieder uidrt ein
vom Staat und von der Gesellsdraft isolierter Freiheitsraum
gefordert werden. Die Hodrsdrulen müssen sidr vielmehr der

notwendigen Verfledrtungen mit den geistigen Strömungen iu
der Gesellsdraft bewußt sein und sid ihnen stellen. Bei der

Bedeutung der Wissensdraften für das heutige Lebeu und der
umfassenden Aufgabenstellung des Staates ist aber audr dieser
mitverantwortlictr für die Gestaltung und Entwid<lung des Bil-
dungssystems. Der hier gestellten politisdren Aufgabe kann er
jedoctr nur in Zusammenarbeit mit deu Hodrsdrulen geredrt

werden.

Die vorgesdrlagenen qualitativen und quantitativen Änderun-
gen im Hodrschulbereidr lassen sidr nur dann verwirklidren,
wenn Organisatiousformen bereitstehen, weldre die Hodt-
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sdrulen instand setzen, die außerordentlichen Leistungen, die
ihnen diese Empfehrungen abverrangen, in Freiheit zu erbrin-
gen. In der augenblid<lidren Situation besteht die Gefahr, daß
an die Hochsdrulen Forderungen ohne hinreichende Rüd<sicht-
nahme auf ihre Aufgabenstellung sowie ihre Leistungs- und
Funktionsfähigkeit gestellt werden. wird dieser Zustand nidrt
alsbald überwunden, so wird jede sinnvolle planung für das
nädrste Jahrzehnt sdreitern.

Die in den Empfehlungen enthaltenen Vorsctrläge zielen auf
eine qualitative Neuordnung im gesamten Bildungsbereich und
sollen zu einer Erweiterung der Kapazität der Hoctrschuren füh-
ren, die mit den bisherigen EntwicJ«lungen in der Bundesrepu_
blik unvergleidrbar ist. Die zu ergreifenden Maßnahmen bergen
durch gewisse notwendige Vereinheitlictrungen die Gefahr in
sidr, Freiheitsräume und Einzelinitiativen zu beschneiden. Die-
ser Gefahr ist sidr der wissenschaftsrat bewußt. Angesichts der
unaufsdriebbaren Notwendigkeit, das Bildungswesen der Ent_
wid<lung der Wissensdraften und der Gesellschaft sowie dem
verfassungsmäßigen Auftrag anzupassen, sind die anstehenden
Aufgaben jedodr nidrt dadurdr zu lösen, daß man der Entwidr-
lung freien Lauf läßt.

Die verwirklidrung dieser Aufgaben verlangt so erheblictre
Mehraufwendungen der öffenilidren Hand, daß sie sich nicht
ohne eine drastische veränderung der prioritäten innerhalb der
öffentlidren Haushalte realisieren lassen, und zwar auctr unter
Verzicht auf Vorhaben in anderen Bereictren. Ebenso muß die
uffentlidrkeit prinzipiell und im Einzelfall bereit sein, die prio-
rität des Bildungswesens zu akzeptieren und die dadurctr not-
wendig werdenden politisdren Entsctreidungen anzuerkeunen.

Für die Durchführung wird es notwendig sein, den vorgelegten
Plan fortzuschreiben, der weiteren Entwidclung anzupassen und
ständig zu ergänzen. Nur so kann vermieden werden, daß in
der Vorausschau bisher nicht erkannte Faktoren vernachlässigt
werden und Fixierungen eintreten, die eine sactrgerectrte Ent-
widrlung der Wissensdraften und des Bildungswesens verhin-
dern.

16



A.
Zusammenfassung der Empfehlungen

A. L Neuordnung des Hochschulbereichs

Unter Berücksidrtigung der vorstehenden grundlegendeu Erwä-
gungen hat der Wissensdraftsrat seine Empfehlungen für die
Neuordnung des Hochsdrulbereidrs für die Zeit nadr 1970 er-

arbeitet. Er legt im folgenden eine Zusammenfassung der Er-

gebnisse vor.

I. l. Studium

Als prägende Kräfte im Leben des einzelnen wie in der gesell-

schaftlichen Entwidclung sind Forsctrung und Lehre immer uadr-

drüchlictrer hervorgetreten. Während dies im allgemeinen aner-

kannt und betont wird, haben vor allem die Auseinanderset-
zungen um die Organisation der Hodrsdrulen zentrale Fragen

der konkreten Studienreform zurüdrgedrängt. Voraussetzung

für sinnvolle organisatorisdre Lösungen im Hodrsdrulbereich

sind aber die vom Inhalt bestimmten Strukturen der Studien-
gänge. Nur im Rahmen konkreter Studiengänge können sich bil-
dungspolitische Zielsetzungen realisieren' Kern einer Hodt-

schulreform, die bildungspolitisdre Zielsetzungen verwirklidten
soll, müssen daher die Fragen des Studiums und der Studien-

reform sein.

Im Mittelpunkt der Empfehlungen stehen deshalb Uberlegungen

und Vorschläge zur künftigen Gestaltung der Studiengänge im
Hochschulbereid-r, Hierbei muß von der wissensdraftlichen Ent-

wicklung in den einzelnen Disziplinen ausgegangen werdeni
zugleictr sind die struktur des gesamten Bildungswesens, insbe-

sondere des Sctrulwesens, und die Anforderungen der Berufs-
praxis zu berüdcsidltigen.

Im Schulbereidr geht es um die Konsequenzen, die sich aus der s. 42 ff.

Verwirklichung der Empfehlungen der Bildungskommission des

Deutschen Bildungsrates ergeben.

Für den Hochschulbereidr muß mit einem starken Ansteigen der

Zahl der Studienbewerber geredtnet werden' Zugleich sind
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s. 53 t.

s. 55 ft

s. 61 t.

s. 57 ff.

wesentlidre Veränderungen in den Ausbildungswünsdreu und
Berufserwartungen zu erkennen. Das bisherige Ausbildungs-
angebot der Hodrsüulen muß dementspredrend modifiziert uud
in erheblidrem Umfang erweitert werden.

Hinsidrtlidr der berufsbezogeneu Anforderungen ao. die Studien-
gänge wird vor einer Fixierung auf Berufsbilder gewarnt, so-
weit diese die vielfältigen und zunehmendeu Substitutions-
möglichkeiten veruadrlässigen und damit erforderlidren Um-
stellungeu in der Berufspraxis im Wege stehen. An ihre Stelle
sollte die Orientierung an Tätigkeitsfeldern treten, die das Ver-
hältnis zwisdren Ausbildung und berufliöen Möglidrkeiten deut-
lidr madren sowie deren wedrselseitige Anpassuug erlauben.
Entspredrende Konseguenzen sind für die Laufbahnbestimmun-
gen und vergleiÖbare Regelungen der Wirtsdraft zu ziehen.

Im einzelnen muß die Gestaltung von Studiengängen jeweils
auf der Grundlage von Untersudrungen in mehreren Stufen er-
folgen: Zunädrst sind die Ausbildungsziele innerhalb eines mög-
lidrst breiten Kontextes für die eiuzelnen Fädrer zu ermitteln
sowie die dieseu entspredrenden Qualifikationen zu definieren.
Sodann werden die Inhalte bzw. Gegenstände ausgewählt, die
die betreffeuden Qualifikationen und die dafür nötige Wissens-
breite vermitteln. Schließlidr wird festgelegt, auf weldre Weise
und unter weldrer Wahlfreiheit die ausgewählten Inhalte au-
geboten werden sollen. Der erst in den Anfängen stehenden
Forsdrung über Fragen der Wisseusdraftsvermittlung stellen
sidt damit umfangreidre uud drängende neue Aufgaben.

Uberprüfung und Anpassung der Studiengäuge an die fortsdrrei-
tende Entwi&lung sind als Aufgabe ständig gestellt. Zur Kou-
kretisierung und Besdrleunigung der notweudigen Bemühuugen
wird die Bildung von Arbeitsgruppen aus Wissensdrafilern uud
Praktikeru vorgesdrlagen. Um die Ergebnisse der Arbeitsgrup-
pen in die Wirklidrkeit umzusetzen und hierbei das Ausbil-
dungsniveau im Hodrsdrulsystem der Bundesrepublik zu wah-
ren, soll durö Vereinbarung zwisdren dem Bundesministerium
für Bildung und Wissensdraft, der Ständigeu Konferenz der Kul-
tusminister der Läuder und der Westdeutsdren Rektorenkon-
ferenz ein Gremium mit Fadrkommissionen gebildet werden.
Durch dieses Gremium sollen a) auf der Grundlage der von
den Arbeitsgruppen entwidcelten Vorsdrläge Modelle für kon-
krete Prüfungsordnungen empfohlen werden, b) auf Antrag von
Hodrsdrulen festgestellt werden, ob die von diesen in eigener
Iuitiative ausgearbeiteten Studiengänge und prüfungsordnun-
gen den erforderlidren Aquivalenzbedingungen entspredreu,
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c) die Hodrsdrulen, soweit erforderlidt, zur Reform ihrer Stu-

diengänge und Prüfungsordnungen veranlaßt werden. Bei Be-

darf wird das Gremium audr die Bildung der gena''"ten Ar'
beitsgruppen von Experten anregen.

Als Beispiele für die künftige Gestaltung von studiengängen s.62tt.

legt der Wissensdraftsrat mehrere Modelle vor. Sie bieteu zu'
gleidr Anhaltspunkte für die künftige Organisation des Hodr-

sdrulbereidrs.

Die Gesamtdauer eiues Studienganges wird entsdreidend vom

Ausbildungsziel und von den zum Erreidren dieses Zieles not-

wendigen Studieninhalten bestimmt. Wenn es audr ein widt'
tiges Ziel einer realisüsctren Hodrsdrulpotitik bleibt, das Stu-

dium zu straffen, wird sidr dies nadt den UberlegungeD zu

den Modellen nidrt durdr eine sdrematisdre Unterteilung in

,Kurz-" und ,,Langstudiengänge" bzw. eine sdrematisdre An-

ordnung als parallele oder konsekutive Studieugänge erreidren

lassen. Trotz dieser Sdrwierigkeit ist es notwendig, überall

dort, wo das Ausbildungsziel es zuläßt, Studiengänge anzubie-

ten, die einen Absdrluß nadr zweieinhalb bis drei Jahren

sidrern. Hierfür kommt eine vielzahl von Bereidren in Betradrt;

so z. B. Studiengänge für nidrtärztlidres medizinisdres Personal,

studiengänge für sozialarbeit, in den wirtsdraftswissensdraf-
ten, für Steuerberater, für Fremdspradrenberufe, für Redtts'

pfleger, für den gehobenen Verwaltungsdienst, für die Informa'

tik, für die Mathematik, die Physik, die Chemie und für Inge'

nieurberufe.

Darüber hinaus muß nadrdrüddiü betout werden, daß der mit
den Empfehlungen angestrebte quantitative Ausbau des Hodt-

sdrulsystems nur möglidr ist, wenn die Einbeziehung von wei-

teren Ausbildungsgängen, wie z. B. der Ingenieursdrulausbil-

dung, auf Grund von strukturellen und qualitativen Verände-

rungen in die künftige Gesamthodrsdrule nidrt als soldre zu

einer Verlängerung der Ausbildungszeit führt und wenn die

vorgesehene verlängerung eines Teiles der Lehrerausbildung

phaseuweise innerhalb der Planungsperiode verwirklidrt wird.

Die Differenzierung und die Erweiterung des Ausbildungsange- s. 46 ff.

bots im Hodrsdrulbereidr siud, wie in der Sekundarstufe II der

Sdrulen, nur unter der Voraussetzung voll auszusdröpfen, wenn

ein leistungsfähiger Beratungsdienst in sdrule und Hodrsdrule

gesdraffen wird. Es wird daher empfohlen, entspredrend aus-

tebildete Beratungsexperten einzusetzen und für den Hodr'

sdrulbereidr eine zentrale Iuformations- uud Vermittlungsstelle s.48r'

einzurichten.
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s. ?2 f.t.

s. ?8 ff.

s.75

s. ?5f

Auf die Funktionen der Ausbildung in Studium, Aufbaustudium
und Kontaktstudium wird in den Empfehlungen und in den
Modellen für die Studiengänge im einzelnen eingegangen und
erneut betont, daß jede Ausbildung ihr Ziel verfehlt, wenn sie
sidt darauf besdrränkt, den einzelnen für isolierte Funktionen
zu trainieren. Besonders unterstridren wird die Notwendigkeit,
zureictrende Weiterbildungsmöglichkeiten zu schaffen. Zur Be-
arbeitung der Fragen, die sich mit der Einführung von Kontakt-
studien stellen, wird die Einridrtung einer zentralen Stelle vor-
gesdrlagen.

Wesentlidre Teile der Ausbildung müssen stets an den Hoctr-
sdtulen stattfinden. Die bisherige Besdrränkung des Ausbil-
dungsangebots auf das Präsenzstudium kann jedoctr im Hin-
blick auf die Entwicklung neuer Vermittlungsformen auch in-
nerhalb der wissenschaftlichen Ausbildung nicht länger als zu-
reidrend gelten. Unter Berüd<sidrtigung der in den einzelnen
Fädrern untersdriedlidren Verwendungsmöglidrkeiten der
treuen Ausbildungsmittel sollten Möglidrkeiten zu Fernstudien
eingerichtet werdenr die es zugleidr erlauben, die Ausbildung
elastisch zu gestalten. Diesem Zwedr dient audr der Vorsctrlag
zur Einführung alternierender Studiengänge, bei denen ein ge-
regelter Wedrsel zwischen Ausbildungsphasen aa der Hodr-
schule und in der Berufspraxis stattfindet.

Diese für die Bundesrepublik neuen Formen der Ausbildung,
die erweiterte Aufgabenstellung und die damit verbundenen
quantitativen Veränderungen der Hochsdrulen werden das tra-
ditionelle Bild sowohl der Hochsdrulen als auch des Studiums
wesentlich modifizieren.

Die vorgesehenen Veränderungen machen es notwendig, erneut
auf die für den Hodrsdrulbereidr allgemein bedeutsame Forde-
rung hinzuweisen, daß die Prüfungen am Ausbildungsinhalt
orientiert sein und deshalb von den für die Ausbildung ver-
antwortlidren Hodrsdrullehrern abgenommen werden müssen.
In diesem Zusammenhang wird weiter vorgesdtlagen, daß der
Absdrluß des Studiums für alle Ausbildungsgänge als ,,Diplom,
bezeidrnet wird. Weldrer Ausbildungsgang absolviert wurde,
ist in den entsprechenden Zeugnissen anzugeben.

Durdr den qualitativen und quantitativen Wandel des Hoch-
sdrulbereidrs gewinnt das Aufbaustudium eine besondere Funk-
tion für das gesamte Bildungssystem. In ihm können und müs-
seu die Voraussetzungen dafür bereitgestellt werden, dem indi-
viduellen Streben nadr weiterführenden Studien und der Her-

20



anbildung des wissensdraftlidren Nadrwudrses die notwendigen
Entwicklungsmöglidrkeiten zu bieten. Hierfür bedarf es insti-
tutioneller und materieller Vorkehrungen'

Jedem, der nactr Eignung und Leistung die notwendigeu Vor- s. 82 rr.

aussetzungen mitbringt, sollte ein Studium und gegebenenfalls

ein Aufbaustudium ermöglidrt werden. Das bestehende System

der Studienförderung ist daher finanziell und strukturell zu ver-
bessern. Hierbei ist zu prüfen, ob in absehbarer Zeit eine

kostendedrende, familienunabhängige Ausbildungsförderung
verwirklidrt werden soll und ob diese sidr auf den Hochschul-

bereictr besdrränken läßt. Der Wissensdraftsrat verkennt nidrt,
daß die Umstellung auf ein soldres System hohe Mittel erfordert
und unter Berüdrsichtigung der Prioritäten für andere Bereidle

des Bildungswesens nur in einem längeren Zeitraum zu ver-
wirklichen ist.

Die in Aussicht genommene Weiterentwidrlung des Hochsdtul-
wesens in diesem Jahrzehnt ist nur möglich, wenn eine große

Zahl qualifizierter Nadrwudrskräfte zur Verfügung steht. Die

Förderung des wissensdraftlidren Nadrwudrses im Aufbaustu- s.88

dium muß deshalb so sdrnell wie möglidr verbessert werden.

Das Modell einer familienunabhängigen Ausbildungsförderung
ist daher in diesem Bereidr umgehend zu realisieren.

L 2. Forsdrung

Forschung wird in der Bundesrepublik nur zu einem Teil in s sl

den Hodrsctrulen betrieben. Die Organisation der Forschung

und die Abgrenzung zwisctren der Forschung innerhalb und

außerhalb der Hochschulen sind weitgehend von der histo-

rischen Entwicklung bestimmt und nicht systematisch geordnet'

Umfassende Vorsctrläge für die Forschung können daher nur

bei einer Gesamtschau entwidcelt werden, die alle Sektoren

der Forsdrung in der Bundesrepublik in ihrem Zusammenhang

umfaßt. Diesem Komplex wird sidr der wissensdraftsrat in sei-

nen nächsten Empfehlungen zuwenden, Hier werden Fragen der

Forsdrung nur erörtert, soweit sie in den Rahmen von Emp-

fehlungen zur Struktur und zum Ausbau des Bildungswesens

im Hodrsdrulbereidr gehören'

Die Forschung ist eine eigenständige Aufgabe der Hochschulen, s. e2

die qleictrberechtigt neben der Lehre steht. Die institutionelle
Verbindung beider Aufgaben trägt dazu bei, die wissensdtaft-

lictre Orientierung der Ausbildung zu gewährleisten und der

Forschung durch ihre Beziehungen zur Lehre laufend neue Im-

pulse zu geben. Die Interdependenz der Aufgaben, die Mög-
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s. 93 t.

s. 94

liökeiten und die Notwendigkeit ihrer gegenseitigeu Befrudr-
tung sind nadr wie vor so groß, daß den aus versdriedenen
Gründen entstandenen und in letzter Zeit stärker gewordenen
Tendenzen, die Forsdruug aus der Hodrsdrule herauszulösen
und zu verselbständigen, nidrt eutsprodren werden darf. Die
Hodrsdrulen würden sonst reine Einridrtungen der Lehre wer-
den. Darin würde ein Niveaubrudr im gesamten Bildungs-
system liegeu. Bestimmte Stufen der Ausbildung könnten dann
nidrt mehr in der Hodrsdrule durdrgeführt werden; die wissen-
sdraftlidre Durdrdringung der Studiengänge wäre gefährdet.

An der Forsdrung als einer wesentlidren Aufgabe der Hodr-
sdrulen wird also audr angesidrts der bevorstehenden quantita-
tiven Erweiterung des Hodrsdrulbereidrs und der Zusammen-
fassung bisher getrennter Einridrtungen zu Gesamthochsctrulen
entsdrieden festgehalten. Der Wissensdraftsrat geht dabei von
einem einheitlidren Forsdrungsbegriff aus. Er lehnt Versudre
ab, durdr Untersdreidungenr wie zwisöen primärforsdrung,
Sekundärforsdrung als gedanklidrem Nadrvollzug von For-
sdrungsprozessen oder lehrbezogener Forsdrung, den versdrie-
denen Teilen der vorgesehenen Gesamthodrsdrule jeweils eine
bestimmte Art von Forsdrung zuzuweisen.

Die guantitativen und qualitativen Veränderungen des Hodr-
schulbereidrs bedingen eine Differenzierung des Verhältnisses
von Forsdrung und Lehre sowohl hinsidrtlidr der Studenten als
audr bezüglidr des wissensdraftlidren personals.

Den Studenten soll ein breites Spektrum von Studiengängen
offenstehen, deren Beziehungen zur Forsdrung nadr dem Aus-
bildungsziel und Ausbildungsinhalt sowie nach Ausbildungs-
phasen differenziert sind; sie reidren von der Vermittlung von
Forsdrungsergebnissen bis zur selbständigen Teilnahme an der
Forsdrung.

Das wissensdraftlidre Personal der Gesamthoctrschule muß
grundsätzlidr in Kontakt mit der Forsctrung stehen. Art und
Umfang der Aufgaben in Forsdrung und Lehre werden von
Fall zu Fall in der Aussöreibung mitgeteilt und bei der An_
stellung in vereinbarungen, audr hinsidrtlictr der materiellen
Voraussetzuugen für die Forsdrung, festgelegt. Die vereinbar-
ten Regelungen sollen auf bestimmte Zeiträume begrenzt wer-
den können uud so eine flexible Anpassung an veränderte Um-
stände erlauben' Das Ausmaß der Beteiligung an der Forsdrung
wird u. a. audr davon abhängen, wie stark der Bezug der Stu-
diengänge, für die der Hodrsdrullehrer Lehraufgaben über-
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nimmt, zur Forsdtung ist. Audr 'das niöt mit Forsdrungsauf-
gaben betraute wissensdtaftlidre Personal muß sidr über den

jeweiligen Stand der Forsdrung orientieren und sidr die für
seine Lehraufgaben benötigten Forsdruugsergebnisse aneignen

können. Für konkrete Forsdrungsvorhaben können dem wissen-

sdraftlidren Personal vom Fadrbereidr oder aus einem Verfü-
gungsfonds der Hodrsdrule Mittel bewilligt werden' Darüber

hinaus bleibt es ihm unbenommen, siÖ mit Forsdruugsanträ-
gen an die Deutsäe Forsdrungsgemeinsdraft zu wenden.

Die Forsdrung stellt heutzutage zumeist derartige personelle, s. e3, e6

apparative uud finanzielle Anforderungen, daß die für sie er-

forderlidren Voraussetzungen nidrt beliebig oft gesdraffen wer-
den können, sondern nadr überregionaler Abstimmung im Bun-

desgebiet in fädterweise versdrieden großem Umfang an be-

stimmten Hodrsöulen konzentriert werden müssen' Nidrt jede

Gesamthodrsdrule wird Forsdtungsmöglidrkeiten für ihren ge-

samten Fädrerbestand erhalten könneu. Auö innerhalb der

Gesamthodrsdrulen müssen die Forsdrungsmöglidrkeiten für die

einzelnen Disziplinen konzentriert werden. Das gilt vor allem

dann, wenn versdriedene Einridrtungen des Hodrsdrulbereidts
zu einer Gesamthodrsdrule zusammengefaßt werden.

Die Forsdrung muß so organisiert werden, daß es der Hodr' s e7

sdrule in der zukünftigen Form ermöglidrt wird, die ihr ob-

liegende Verantwortung für die iu ihrem Bereidr betriebene

Forsdrung wahrzuuehmen. Als notwendige Voraussetzung hier-
für werden angesehen: die Ubertragung bestimmter Aufgaben s'eBrI'

auf die Fadrbereiüe als Grundeinheiten für Forsdtung und

Lehre, die Bereitstellung weiterer organisatorisdter Einheiten

für die Forsdrung, wie zentraler Institute und Forsdrergruppen'

die Bildung einer Ständigen Kommission für Fragen der For-

sdrung und die vollständige Information der Hodrsdrule über

alle in ihrem Bereidr durdrgeführten Forsdrungsvorhaben. un-

abhängig von der Herkunft der für sie verwandten Mittel' Die

Annahme von Mitteln Dritter für Forsdrungszwed<e ist der

Hodrsdrule von allen an ihr tätigen wissensdraftlern anzuzei-

gen. Damit soll keine Genehmigungspflidrt für die Durdtführung
soldrer Vorhaben vorgesdrlagen, jedodr sidrergestellt werden,

daß die Hodrsdrule korrigierend einqreifen kann, wenn ein-

zelne Wissensdraftler so umfangreidre Forsdtungsaufgaben in
Angriff nehmen, daß sie ihren übrigen Pflidrten nidrt mehr ge-

redrt werden können'

Die bisherige Handhabung der Forsdrungsförderung soll ver'
bessert und planvoller gestaltet werden. Zu diesem Zwedr
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s. 105

s. 108

wird zwischen der allgemeinen Forsctrungsförderung und der
gezielten Sonderförderung untersctrieden.

Im Rahmen der allgemeinen Forsdtungsförderung soll in den
Hodrsdrulen die von Nützlidrkeitserwägungen und Anwen-
dungsmöglidrkeiten unabhängige, am Erkenntnisstreben orien_
tierte Forsdtung umfassend gefördert und so die breite Grund-
lage gesdraffen werden, auf der erst Schwerpunkte und pro_
jekte entwidrelt werden können. planungsmaßnahmen spielen
in diesem Bereidt eine geringere Rolle als bei der stärker an
vorgegebenen Zielen orientierten Sonderförderung.

Zur Finanzierung der Forschung wird empfohlen, die ohne
Zwedrbindung bereitgestellte Grundausstattung der Hodr-
sdrulen mit Haushaltsmitteln für die Forsctrung auf einen aus-
reidrenden Stand zu bringen, d. h. wesentlidr zu erhöhen. Zur
Feststellung der Höhe der benötigten Grundausstattung wird
die Entwicklung von Modellen für den Sadrmittelbedarf der
versdriedenen Fadrbereiche vorgesdrlagen.

Die als Voraussetzung für jede sinnvolle Forschungsplanung
erforderlidren Kenntnisse über den jeweiligen Stand und die
jeweiligen Bedingungen der Forschung in den Hoctrschulen
müssen verbessert werden. Hierzu sind die Ausgestaltung der
Personalstatistik, die Einführung eines Redrnungswesens mit
differenzierter Kostenrechnung in den Hodrsdrulen und regel-
mäßige Beridrte der Forschungseinheiten der Hochsehulen über
die laufenden Forschungsvorhaben notwendig.

Die Planung für die Sonderforsdrungsbereiche und für die
Sdtwerpunkte der Deutschen Forschungsgemeinsdraft muß akti-
viert werden, indem versucht wird, den Wünsctren der Hoctr-
sdrulen die sachlidren Bedürfnisse der einzelnen Disziplinen
gegenüberzustellen und unter Berücksichtigung der gesellsehaft-
lidren Erfordernisse zu ermitteln, welche Gebiete verstärkt ge-
fördert und ausgebaut werden sollen. Die prüfung soll in Vor-
schläge für die Einrichtung von Sonderforschungsbereichen und
Sdrwerpunkten münden, auch wenn d.ie Hoctrschulen keine da-
hingehenden Anträge gestellt haben.

Die Mittel für die fach- und projektbezogene Sonderförderung
sollen an zentralen stetlen konzentriert werden, Der Forschungs-
förderung durdr die Deutsche Forschungsgemeinschaft, insbe_
sondere im Rahmen ihres Schwerpunktprogramms, kommt hier
überragende Bedeutung zu. Für die sonderforschungsbereiche
hat der Wissenschaftsrat bereits am 31. Januar 1970 empfohlen,
daß die im Jahre 1971 erforderlichen Mittel von 120 Millionen

s.102

s.103,177f

s. 106. 178

s. 109 ff.

s. lot ff.
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D-Mark auf mindestens 250 Millionen DM im Jahre 1975 ange-
hoben werden müssen.

Die Bereitstellung der für die Forsdrung der Hodrsdtulen in
den kommenden Jahren benötigten Mittel wird mit darüber
entsdreiden, ob es gelingt, die Forsdrung in den Hodrsdrulen
zu halten, um so die bildungspolitisdr notwendige Verbindung
von Forsdrung und Lehre zu sichern.

I. 3. Organisation

a) Integrierte Gesamthodrschule

Die zu erwartende breite Differenzierung der Studiengänge in
den hergebradrten Fädrern, das Hinzutreten neuer Studien-
gänge und die durdr das gesteigerte Bildungsstreben der Be-

völkerung bedingte zahlenmäßige Ausweitung des Hodtsdtul-
bereidrs fordern grundlegend neue Organisationsformen. Der
Wissensdtaftsrat ist der Auffassung, daß die inhaltlidt differen-
zierte, aber organisatorisdr integrierte Gesamthodrsdrule die
Organisationsform darstellt, die in Zukunft den zu erwartenden
Anforderungen geredrt zu werden vermag. Sie ist, wie in den
Empfehlungen im einzelnen dargelegt wird, die notwendige
organisatorisdre Konsequenz der durdr die wissensdraftlidre
Entwiddung bedingten umfassenden Neuordnung der Studien-
gänge und damit der Uffnung der Hodrsdrulen für einen we-
sentlidr größeren Teil der Bevölkerung.

Hierbei ist deutlidr, daß integrierte Gesamthodrsdrulen nidrt
von heute auf morgen gesdraffen werden können. Es wird bei
den bestehenden Hodrsdrulen einer gewissen Ubergangszeit
bedürfen, um auf der Grundlage der Reform der Studiengänge
inhattlidr sinnvolle Zusammenfassungen und den adäquaten
organisatorisdren Rahmen zu sdraffen. Die einer Zusammeu-
führung sadrlidr zusammengehörender Ausbildungsgänge mög-
lidrerweise am Anfang entgegenstehende örtlidte Trenuung
von Ausbildungsstätten wird vielfach erst im Laufe der Jahre zu
überwinden sein. Trotzdem sollten alsbald alle Maßnahmen er-
griffeu werden, mit denen die Erridrtung integrierter Gesamt-
hochsdrulen erreidrt werden kann. Neu zu gründende Hodr-
sdrulen sollten von vornherein als integrierte Gesamthodtsdtu-
len angelegt werden.

Bei der Bildung von Gesamthochsdrulen ist davor zu warnen,
nunmehr alle Einrichtungen, die einer Vollzeitausbildung nadr
dem 18. oder 19. Lebensjahr dienen, in Gesamthodrsdrulen zu-
sammenzufassen. Die Vielfalt der in diesem Bereidr aus akuten

s.113

s.114

s.115
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s.116

Bedürfnissen gewadrsenen Ausbildungsstätten darf nidrt ohne
Grund aufgegeben werden. Mandre Einridrtungeu sollten im
Hinbli& auf ihre Zielsetzungen oder die Inhalte ihrer Aus-
bildungsgänge nidrt in eine GesamthodrsÖule einbezogen, son-
dern als selbständige Einridrtungen fortgeführt werden.

Gegenstand einer diesbezüglidren Prüfung können prinzipiell
nidrt Institutionen als sol&e oder Institutionen einer bestimm-
ten Kategorie, sondern nur die an den einzelnen Ausbildungs-
einridrtungen angebotenen Ausbildungsgänge sein. Allgemeine
Kriterien für die Einbeziehung eines Ausbilduugsganges in eine
Gesamthoösdrule werden die Frage nadr dem notwendigen
Grad der Durchdringung dieses AusbildungsgaDges mit wissen-
sdraftliöen Denkweisen und Methoden und die Frage sein, in-
wieweit für die Vermittlung des Ausbildungsganges Lehrkräfte
einzusetzen sind, die mit der Forsdtung in Verbindung stehen
müssen. Ob diese Voraussetzuagen vorliegen, wird von Fall
zu Fall zu prüfen und nadr überörtlidt gültigen Gesidttspunk-
ten zu entsdreiden sein.

Für die Feststelluug, weldre Ausbildungsstätten bzw. Ausbil-
dungsgänge in eine Gesamthodrsdtule einbezogen werden,
sollte ein Instrumentarium vorgesehen werden, das dem des

Hodrsdrulbauförderungsgesetzes über die Aufnahme neuer
Hodrsdrulen in die Gemeinsdraftsfinanziemng durdr Bund und
Länder entspridrt. Vor einer Entsdreidung ist der Hodtsdtule
bzw. Ausbildungsstätte Gelegenheit zu einer Stellungnahme
zu geben.

Die wissensdraftlidre Entwi&.lung im Bereidr der Lehrerausbil'
dung ist so weit fortgesdrritten, daß empfohlen wird, die Lehrer-
ausbildung an Gesamthodrsdtulen durdrzuführen. Ähnlidtes gilt
audr für die iu den Ingenieursdrulen angebotenen Studien-
gäuge; eine Uberprüfung der Einzelfälle ist jedodt erforder-
Ii&.

b) Organisation der Gesamthodtsdtule

Die Organisationsformen für die Gesamthodrsöule müssen sidt
nadr den ihr gestellten Aufgaben ridrten; die der bisherigen
Universitäten werden nidrt in der Lage sein, diesen neuen Auf-
gaben geredrt zu werden.

Die Empfehlungen des Wissensdtaftsrates zur Struktur und
Verwaltungsorganisation der Universitäten bedürfen ebenso
wie die Hodrsdrulgesetze der Uberprüfung, ob sie den kon-
kreten Erfordernissen der Organisation einer Gesamthodrsdtule
entspredren.

s. ll7

s. t17

26



Hierbei wird daran festzuhalten sein, daß

- die Leitung der Universität durö einen Präsidenten,

- eine genügend starke Verwaltuugs- und Entsdreidungsbe-
fugnis der Universität in Personal- und Haushaltsfragen,

- die Zusammenfassung der akademisdren und der staatliöen
Verwaltung und

- die Einriötung von Fadrbereidren

gesidrert sein muß.

Im übrigea ergeben sidr für die Organisation innerhalb der Ge-
samthodrsdrule auf Grund der veränderteu Aufgabenstellung
die im folgenden dargelegten Perspektiven.

Auf der Ebene der Fadrbereiöe werdeu vor allem folgende
Aufgaben zu bewältigen sein:

Im Bereidr der Lehre müssen Studienpläne für die im Rahmen s. 118

des jeweiligen Fadrbereidrs durdrzuführenden Ausbildungs-
gänge ausgearbeitet und mit denen anderer Fadrbereidre ab-
gestimmt werden. Der Fadrbereidr ist für die Verteilung der
Lehraufgaben und die ordnungsgemäße Durdtführung der Lehr-
veranstaltungen verantwortlidr.

Im Bereidr der Forsdrung muß der FaÖbereidr die Forsdtungs- s. lle

arbeiten koordinieren, gemeinsame Forsdrungsprojekte planen
und über die für Forsdrungszwe*.e bereitstehenden Einriötun-
gen und Mittel verfügen.

Im Bereidr der Haushalts- und Personalangelegenheiten obliegt s. lle

dem Fadrbereidr die Aufteilung der Haushaltsbeträge im Rah-
men seiner Gesamtplanung und i6 lssammenwirken mit den
anderen zuständigen Orgaaen der Hodrsdrule die Bewirtsdtaf-
tung der Personalstellen.

Die Leitung des Fadrbereidrs und die Erledigung der laufenden s. 120

Gesdräfte sollten einem auf mehrere Jahre gewählten Spredter
übertragen werden. Ihm muß eine funktionsfähige Verwaltung
zur Verfügung stehen.

Im übrigen werden die Aufgaben des Fadrbereidts von dem s. 120

Fadrbereidrsrat wahrgenommen.

Auf Hoösdrulebene werden zur Wahrnehmung der umfassen-
den Koordinierungsaufgaben die in den Empfehlungen des
Wissensdraftsrates zur Struktur und Verwaltungsorganisation
der Uuiversitäten vorgesdtlagenen Ständigen Kommissionen zu s. 12r

bilden sein. Für die sidr in der Gesamthodrsdrule stellenden



s. 122t

s. 124 f

s. 126

speziellen Probleme, wie z. B. die Organisation der Lehreraus-
bildung, müssen besondere Ständige Kommissionen eingeridrtet
werden.

c) Personalstruktur

Die sadrlidr nidrt geredrtfertigten Untersdreidungen in der
Strukturierung des an den Hodtsdrulen tätigen wissensdraft-
lidren Personals müssen überwunden werden. Das ist zugleidr
eine wesentliche Voraussetzung für die Entwid<lung von Ge-
samthodrsdrulen. Der Wissensdraftsrat empfiehlt daher für die
Gliederung des wissenschaftlidren Personals eine an den Auf-
gaben orientierte Unterteilung in Hodrsdrullehrer mit Profes-
soren und Assistenzprofessoren sowie in Wissensdraftlidre,
Technisdre und Arztlidre Mitarbeiter.

Professoren und Assistenzprofessoren haben grundsätzlidr die
gleichen Rechte und Pflidrten. Art und Umfang ihrer Aufgaben
in Forsdrung und Lehre werden im einzelndn im Anstelluugs-
vertrag festgelegt. Zu den Professoren gehören alle Personen,
die - in der Regel auf Dauer - mit der selbständigen Wahr-
nehmung von Aufgaben in Forsdrung und Lehre betraut sind,
ohne Rücksicht darauf, ob das Schwergewidrt ihrer Tätigkeit im
Bereictr der Forschung oder in dem der Lehre liegt. Zu den Pro-
fessoren gehören audr diejenigen, die nur auf Zeit in der Hodr-
sdrule tätig sind, wie z. B. Studienräte und Richter im Hodr-
sdruldienst. Die Assistenzprofessoren werden für eine be-
grenzte Zeit berufen, in der sie sidr durdr ihre Leistungen in
Forsdrung und Lehre für eine dauernde Ubernahme von Auf-
gaben in einer Gesamthodrsdrule qualifizieren sollen.

Das zahlenmäßige Verhältnis zwischen Professoren und Assi-
stenzprofessoren soll unter dem Gesidrtspunkt des erforder-
lidren Nadrwuchses in dem jeweiligen Fadr bestimmt werden.
Um den Nachwuchsbedarf für die in den nächsten Jahren in
erheblichem Umfang erforderlidren Professorenstellen befriedi-
gen zu können, muß zunädrst jedodr eine größere Zahl von
Stellen für Assistenzprofessoren geschaffen werden. In jedem
Fall muß sidrergestellt werden, daß der wissenschaftliche Lei-
stungswettbewerb erhalten bleibt.

In der Gruppe der Wissensdraftlidren, Technisdren und Arzt-
lidren Mitarbeiter sind diejeniqen Personen zusammengefaßt,
die eine fest umschriebene Tätigkeit ausüben. Wesentliche Kri-
terien der Tätigkeit dieses Personenkreises sind die Abgegrenzt-
heit der Aufgaben, die auch leitende sein können, und die je
nach der Aufgabenstellung abgestufte Weisungsgebundenheit.
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Art und Umfang der Tätigkeit im einzelnen werden im Anstel-
lungsvertrag festgelegt. Die Berufung zum Professor muß Mit-
gliedern dieser Gruppe offenstehen.

A. II. Künftiger Umfang des Hochsdrulbereichs

II. l. Quantitätsmodell als Entsdreidungshilfe

Die Entwidclung der Zahl der Studenten hat sidr an den wissen-
sdraftlidren Hodrsdrulen bisher - mit wenigen Ausnahmen -
ungeplant vollzogen. Die in bestimmten Fädrern vorhandene
Inkongruenz zwisdten der Aufnahmefähigkeit der Hodrsdtulen
uud der Zahl der zum Studium zugelassenen Studenten ge-

bietet es, neue Wege zu gehen. Zudem ändert sidr durdr die

sadrlidr geboteue Sdraffung von Gesainthodrschulen die Basis

der Berectrnung. Bisher in die Betradrtung nidrt mit einbezo-

gene Studenteuzahlen, z. B. der Pädagogischen Hochsdrulen,

aus den Bereidten der Ingenieursdrulen und Höheren Fadtschu-

len, müssen mit berüdcsichtigt werden, wenn quantitative Vor-
stellungen für den künftigen Umfang des Hodlsdrulbereidts
entwidrelt werden.

Eine Beredrnung der Zahl der erforderlidren Studienplätze ist s. 13olr.

gegenwärtig nur in wenigen Bereidren möglidr. Sowohl für die
Sdrätzung der Nadrfrage nadr Studienplätzen als audr des aus

der wirtsdraftlidren und tedrnisdren Entwidclung resultierenden
Bedarfs sind verläßliche Methoden nur in besdrränktem Umfang
vorhanden. Audr internationale Vergleidre haben im Hinblidr
auf die untersdriedlichen Bildungssysteme nur begrenzten Aus-
sagewert. Es ist somit festzustellen, daß es nodr kein in sidt
gesdrlossenes Planungsmodell für die Bildungspolitik gibt.

Müssen Umfang und Gestalt des Bildungswesens somit unter s. 133 r.

erheblidren Unsidrerheiten bestimmt werden, so sollte man

sidr doctr bei den zu treffenden Entsdreidungen aller zur Ver-
fügung stehenden Methoden unter Berüdcsichtigung ihrer je-
weils relativen Aussagewerte bedienen.

Zur Vorbereitung der von den Regierungen und den Parlamen- s. 134rr

ten des Bundes und der Länder zu treffenden Entsdreidungen
über den Umfang des Ausbaus des Hodrsdrulbereichs hat der
Wissenschaftsrat ein Modell entwidrelt, das in Ubereinstim-
mung mit der Auffassung der Bildungskommission des Deut-
sdren Bildungsrates davon ausgeht, daß 1980 insgesamt 45 bis
55 0/o eines Geburtsjahrganges eine Vollzeitausbildung in der
Sekundarstufe II absolvieren. Es kann angenommen werden,
daß hiervon 25 bis 30 0/o eine überwiegend studienbezogene und
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s. 137 I.

s. r38 ft.

s. 147 tf.

s. 158 tf.

s. r53 ff.

20 bis 25 0/o eine überwiegend berufsbezogene Ausbildung erhal-
ten.

Ia dem vorliegenden Modell wird angenommen, daß 25 bis
30 0/o eines Geburtsjahrganges eine Gesamthodrsdrule besudren
werden, und zwar 15 bis 18 0/o für ein zwei- bis dreijähriges
Studium, 5 bis 6 0/o für ein durdrsdrnitttidr vierjähriges Lehr-
amtsstudium, 5 bis 6 0/o für ein vier- bis sedrsjähriges Studium.
Ein zwei- bis dreijähriges Aufbaustudium wird für 2 bis 3 0/o

eines Geburtsjahrganges angesetzt.

Unter Zugrundelegung dieses Modells erhöht sidr die Zahl der
deutsÖen Studenteo von 421 000 im Jahre 1969 bei einem
Anteilsatz von 25 0/o eines Geburtsjahrganges auf rd. 846 000
im Jahre 1980. Bei einem Anteilssatz von 30 0/o besudren rd.
988 000 deutsöe Studenten die Gesamthodrsdrulen. Bei Ein-
beziehung der ausländisdren Studenten erhöht sidr die Gesamt-
zahl der Studenten von 448 000 im Jahre 1969 auf rd. 890 000
bis 1 038 000 im Jahre 1980 r).

II.2. Folgerungen für den Personal,- Investitious- und Finanz-
bedarf im HoösÖulbereidr

Eine Beredrnung des nadr dem Modell bis 1980 benötigten Per-
sonalbedarfs, der hierfür erforderlidren Finanzmittel sowie der
notwendigen Investitionsmittel begegnet nidrt unerheblidren
Sdtwierigkeiten. Auf der anderen Seite sind wenigstens Vor-
stellungeu der Größenordnungen zu skizzieren, um im Rahmen
der gesellsdraftlidren Bedürfnisse dem Bildungslvesen den ihm
angemessenen Platz einräumen zu können. Der Wissensdrafts-
rat hält es daher für notwendig, die von ihm unter bestimmten
[a11ahmsu erredrneten erforderlidren finanziellen Mittel als
Rahmenmaße bekanntzumadren.

Bei einem Ausbau des Hodsdrulbereidrs entspredrend den
Modellannahmen ist für den Personalsektor eine Steigerung
des vorhandenen wissensdraftlidren Personals von rd. 47 000
im Jahre 1969 auf rd. 95 00O bis 109 000, d. h. um 102 bis 131 0/0,

notwendig. Für den Baubereidr ist für die Jahre 1971 bis 1980

ein Betrag von rd, 32 bis 42 Milliarden DM in Preisen von
1969 erforderlidr. Die fortdauernden Ausgaben werden sidr
von 3,8 Milliarden DM im Jahre 1969 ohne Preissteigerungen
und ohne Einbeziehung der Maßnahmen zur Studienförderung
auf 6,2 bis 7,1 Milliarden DM im Jahre 1980 erhöhen. Für die
Förderung des Aufbaustudiums sind im Jahre 1980 weitere

l) ID der gleiöen Zeit erhöht sid die gleiöaltrige Wohnbevölleruag (19- bis ßjfh-
rige) um etwa 26./0.
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547 bis 806 Millionen DM erforderliö. Bei einer familienunab-
hilngigen, kostendedrenden Förderung des Studiums wären 1980

zusätzliÖ 4,7 bis 5,4 Milliarden DM erforderliü.

Nimmt man an, daß jährliö das allgemeine Preisniveau um
2 o/0, die Baupreise um 3 0/o und die durdrsdrnittliöen Einkom-
men der im Bildungsbereidr Besdräftigten um 60/o steigenl),
so ergeben sid Baukosteu für die Jahre 1971 bis 1980 in Höhe
von 39 bis 52 Milliarden DM und fortdauernde Ausgaben (ohne

Studienförderung) im Jahre 1980 in Höhe von 14,1 bis 16,0 Mil-
liarden DM. Für die Förderung des Aufbaustudiums wird ein
Betrag von 980 bis 1 445 Millionen DM, für die familienunab-
hängige, kostendedrende Förderung des Studiums ein weiterer
Betrag von 7,0 bis 8,0 Milliarden DM benötigt.

Insgesamt wäre mit einer Steigerung des Finanzbedarfs für
den HoÖsdrulbereiÖ (ohne Studienförderung) unter Berüdr-
sidrtigung der angenoulmenen Preis- und Einkommenssteige-
rungen von 5,8 Milliarden DM im Jahre 1969 auf 18,8 bis
24,1 Milliarden DM im Jahre 1980 zu redrnen. Dies entspridtt
eiuer Erhöhung des Auteils des HodrsdrulbereiÖs am Brutto-
sozialprodukt von 1,00/o im Jahre 1969 auf 1,6 bis 2,1 0/o im
Jahre 1980. Unter Einbeziehung der Studienförderung ergeben
siÖ für 1980 Ausgaben in Höhe von 26,8 bis 33,5 Milliarden DM,
was einer weiteren Steigerung des Anteils am Bruttosozial'
produkt atf.2,4 bis 2,9 0/o entspridrt.

Die besonderen Aufwendungen für die Forsdrung sind hierbei
nidt berüdrsidttigt.

II. 3. Finanzbedarf des gesamten Bildungswesens

Für die Sdrulen und Hodrsdtulen ergeben sidr für das Jahr 1980 s. 16r r.

im Vergleidr zu den Haushaltsansätzen 1969 folgende Gesamt-
au§gaben:

1) Diese Aanahmea beruhetr a'üI ArgabeD der BundesministerieD für Wirtsöalt und
der Finanzen. Die ErgebnisBe der Bereönurgen müssen entspreÖend der tatsäö-
liöeB E[twi&lug des allgemeiDeD Preisniveaus, der Bauprei3e ud der EiDkoE-
men stladig Lorrigiert werdeD.

3l

Haushaltsansätze 1969

Finanzbedarf 1980

in konstanten Preisen
in jeweiligen Preisen

19,9

33,6 bis ,13,9

70,3 bis 92,1

t4,l

18,8 bis 24,9
43,5 bis 58,6

5,8

14,8 bis 19,0

26,8 bis 33,5



Gemessen am Bruttosozialprodukt (1969 rd. 600 Milliarden DM,
1980 rd. 1 140 Milliarden DM) bedeutet dies eine Erhöhung von
3,3 0/o im Jahre 1969 auf 6,2 bis 8,1 0/o im Jahre 1980, uud zwar

- für den Sdrulbereidr von 2,4olo auf 3,8 bis 5,1 0lo,

- für den Hodrsdrulbereidr von 1,0 0/o auf 2,4bis2,9olo.

Geht man davon aus, daß der Anteil der Ausgaben der Gebiets-
körpersdraften am Bruttosozialprodukt konstant bleibt (etwa
30 bis 33 0/o), so ergeben sidr für 1980 öffentlidre Ausgaben in
Höhe von etwa 340 bis 380 Milliarden DM. Der Anteil der
Bildungsausgaben an den Haushalten der Gebietskörper-
sdraften würde dann von rd. 110/o im Jahre 1969 auf 21 bis
24olo im Jahre 1980 steigen. Andere vergleidrbare Industrie-
nationen haben einen entspredrenden Anteil der Bildungsaus-
gaben an den öffentlidren Gesamthaushalten bereits erreidrt.

II. 4. Empfehlung für den Umfang des Ausbaus

Die Frage, ob die Annahmeu des Modells in der bisherigen und
der zu erwartenden Entwiddung im Sdrul- und Hodrsdrul-
bereidr eine so weitgehende Rechtfertigung finden, daß es er-
laubt ist, die Realisierung der Modellannahmen zu empfehlen,
kann naturgemäß nur sdrwer beantwortet werden. Die voraus-
beredrenbaren Trends in den weiterführenden allgemeinbilden-
den Sdrulen und in den berufsbildenden Schulen lassen es je-
dodr geredrtfertigt ersdreineu anzunehmen, daß 1980 ohnehin
rd.. 42 olo eines Geburtsjahrganges Sdruleinrichtungen absolvie-
ren werden, die uadr den Empfehluugen der Bildungskommis-
sion des Deutsdren Bildungsrates in die Sekundarstufe II ein-
gehen sollen. Aus bildungspolitischen Erwägungen, insbeson-
dere zur Vermeidung einer Entwiddung in den Sdrulen, wie sie
zur Zeit bei den Hodrsdrulen zu beobadrten ist, sowie im Hin-
blid< auf die Entwidclung in anderen Ländern, eradrtet der
Wissensdraftsrat in Ubereinstimmung mit der Bildungskommis-
sion des Deutsdren Bildungsrates die Annahme einer Expansion
der Sekundarstufe II auf 45 bis 55 0/o eines Geburtsjahrganges
für gerechtfertigt.

Es wird für möglich gehalten. daß schon auf Grund der Ein-
ridrtung der Fadrobersdrulen, vor allem aber der Einführung
der Sekundarstufe II, in die die heutigen berufsbildenden
Sdrulen eingehen, eine wesentlich größere Zahl der Absolven-
ten dieses Sdrulbereidrs sidr unmittelbar einem Beruf zuwen-
den wird, als dies bei den Abiturienten des derzeitigen Sdrul-
systems der Fall ist. Aus bildungspolitisdten Gründen wird
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trotzdem vorgesehen, daß bis 1980 etwa 25 bis 30 0/o eines Ge-
burtsjahrganges an einer Gesamthodrsdrule studieren. Ein so

weitreidrender Ausbau des Hodrsdrulbereidrs hängt jedodt von
Voraussetzungen ab, zu denen die Studienreform ebenso wie
personelle und materielle Faktoren gehören.

Unter der Annahme eines wirtsdraftlidren Wachstums in der
Bundesrepublik von real etwa 4 0/o pro Jahr wird es möglidr
sein, die für einen dem Modell entspredrenden Ausbau des

Hodrsdrulwesens benötigten finanziellen Mittel bereitzustellen.
Dem Bildungswesen eine entspredrende Priorität einzuräumen,
dürfte audr zu keinen außerordentlidren und wadrstumshem-
menden volkswirtsdraftlichen Rüdrwirkungen führen.

Unter Abwägung der genannten Umstände wird empfohlen, in
der Zielprojektion den der oberen Grenze der Modellannahmen
entsprechenden Ausbau des Gesamthochsdrulbereidrs auf rd.
eine Million Studenten bis 1982 anzustreben.

A. III. Verwirklidrung der Empfehlungen

Eine Bewältigung der umrissenen Aufgaben setzt ein enges

Zusammenwirken von Bund, Ländern und Hodtsdtulen in der
Bildungs- und Finanzplanung voraus. Hierbei werden glei&-
zeitig kurzfristige und soldre Maßnahmen zu ergreifen sein,
die längere Vorbereitungszeiten in Ansprudr nehmen.

IIL l. Finanzpolitische Erwägungen

Die derzeitige Regelung des Artikels 91 a des Grundgesetzes
mactrt es fraglich, ob mit dem Anteilsatz des Bundes von 50 0/o

bei Investitionen für den Hodrschulbau ein zügiger Fortschritt
der empfohlenen Ausbaumaßnahmen erreidrt werden kann.
Der Wissenschaftsrat empfiehlt zu prüfen, ob die im Grund- s. 170

gesetz verankerte Teilung der Mittel für Hochschulbauten zwi-
schen dem Bund und dem Sitzland je zur Hälfte aufrechterhal-
ten bleiben kann und nidrt einer flexibleren Regelung weidren
muß.

Nodr größere Schwierigkeiten als bei der Bereitstellung der
Mittel für Investitionen bestehen bei der finanziellen Sicherung

der fortdauernden Ausgaben, die fast ausnahmslos von den

Ländern aufgebracht werden müssen. Ob ein Sonderausgleidr
für Hochschullasten unter den Ländern aus diesen Schwierig-
keiten herausführt, erscheint zweifelhaft. Es sollte aber geprüft s. tro

werden, ob ein Hochschullastenausgleich zwischen Bund und
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Ländern zum Erfolg führt. Hierzu wird zunädrst festzustelleu
sein, ob mit den vorhandenen Verfassungsregeln die Finanz-
ausstattung der Länder zur Erfüllung dieser Aufgaben ver-
bessert werden kann,

Weiter wird in diesem Zusammenhang zu überlegen sein, ob
der Bund an den fortdauernden Ausgaben der Gesamthodr-
sdrulen beteiligt werden sollte.

Voraussetzung einer konkreten Finanzplanung ist ein überein-
stimmender Besdrluß der Bundesregierung und der Länder-
regierungen auf der Grundlage des Artikels gl b des Grund-
gesetzes über die Ziele und Maßnahmen eines Bildungsplanes
als eines langfristigen, verbindlidren bildungspolitischen Pro-
gramms. Seine Verwirklichung sollte durch mehrjährige Stufen-
pläne sichergestellt werden, die mit der Finanzplanung in Ein-
klang zu bringen sind.

III.2. Neuordnung der Planung im Hochschulbereich

a) Grundlagen des Planungssystems

Die Vielfalt und das Ausmaß der durdr die empfohlene Um-
wandlung und Erweiterung des Hodrschulbereichs zu bewäl-
tigenden Maßnahmen madren eine umfassende und zugleidt
detaillierte Planung in diesem Bereich unerläßtidr. Eine ratio-
nelle Durdrführung der Planungsarbeiten erfordert es, die Pla-
nungsaufgaben so zu verteilen, daß unnötige Uberschneidungen
und Doppelarbeiten vermieden werden. Es wird empfohlen,
die Bemühungen der Hochschulen, der Länder und des Bundes
bei der Planung möglichst eng miteinander zu verbinden und
für die erforderlidre Rüdrkopplung zu sorgen.

Für den Erfolg der Umgestaltung des Hodrschulbereichs aus-
schlaggebend ist die Bereitsdraft der Hochsdrulen, an der Pla-
nung aktiv mitzuwirken. Durch Bereitstellung eines geeigneten
Instrumentariums müssen sie instand gesetzt werden, diesen
Prozeß aus eigener Kraft zu vollziehen. Erst dann können die
Hodrsdrulen Klarheit über ihre derzeitige Situation und über
längerfristige Zielvorstellungen für ihre künftige Entwicklung
gewinnen. Für die Feststellung der gegebenen Situation wird
die Hodrsdrul-Informations-System GmbH Hilfe leisten können.
Die Studienreform jedodr und die künftige Gestaltung der
Hodrschulen müssen zu allererst in deren eigenen Organen
vorbereitet werden.

Zu den Aufgaben der Planung auf Landesebene gehört es so-
dann vor allem, die Vorstellungen der Hochschulen über ihre

s.1?l
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künftige Gestalt und ihren künftigen Aufgabenkreis aufein-
ander abzustimmen, wobei je nadr den regionalen Besonder- s. 171

heiten der Hodrsdrulen audr eine enge Zusammenarbeit mit
den Kultusverwaltungen der Nadrbarländer erforderlidt sein
kann.

Auf Bundesebene sollte sdrließlidr sidrergestellt werden, daß s. 171

sidr innerhalb der Bundesrepublik eine ausgeglidrene Gesamt-
entwicklung vollzieht, bei der unter anderem audr die Belange
der finanzsdrwadten Länder und die Probleme der Randgebiete
bei der Planung ihre Berüdrsidrtigung finden.

Zur Realisierung der Planungen der Hodrsdrulen, der Länder s. ü2

und des Bundes würden die Beteiligten bindende Beschlüsse

der verantwortlidren staatlichen Stellen wesentlidr beitragen.
Ansatzpunkte für eine soldre Entwidrlung finden sidr in den
inzwischen gesdraffenen gemeinsamen Gremien: der Bund-Län-

derkommission für Bildungsplanung, dem Planungsaussdruß
nadr dem Hodrsdrulbauförderungsgesetz und dem Finanzpla-
nungsrat.

b) Einzelmaßnahmen der Planung

AIs Beitrag zur Lösung des Problems der Uberfüllung der Hodr- s. 172rr.

schulen muß die Berechnung der Aufnahmefähigkeit jeder
eiuzeluen Hodrsctrule durchgeführt werden. Für sämtliche Hodr-
schulen des Bundesgebiets darf nur ein Berechnungsverfahren
zugrunde gelegt werden, um die Vergleichbarkeit der Kapazi-
tätsberedrnungen sicherzustellen. Hierbei müssen die beson-

deren Belange der Forsdrung in den versdriedenen Fachberei-

chen berücksichtigt werden. Die Iür jeden Fachbereich einer
Hoctrschule festgestellten Kapazitäten sollen in den Haushalten
der Hoctrschulen bzw. in den Landeshaushalten sowie allgemein

bekanntgemadrt werden.

Zw Zeil bestehen an allen Hodrsdrulen und in zahlreichen

Fächern stuclienbeschränkungen. Da es sidr an den verschiede- s. 1?5

nen Hochschulen nicht immer um die gleidren Fächer handelt,

Iassen sidr in vielen Fällen durch eine bessere Information freie
Studienplätze nachweisen. Hierzu bietet es sich an, die ,,Zen'

trale Registrierstelle für Studienanfänger" in ihrer Aufgaben-

stellung zu einer allgemeinen Informations- und Vermittlungs-
stelle zu erweitern.

Für den Fall, daß die Studienplätze eines Faches trotz Aus- s l?s r'

nutzung aller Kapazitäten an sämtlichen Hochsdrulen der Bun-

desrepublik besetzt und weitere Studienbewerber vorhanden
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sind, sollte eine Verbesserung der derzeitigen Auswahlverfah-
ren für die Zulassung zum Studium angestrebt werdeu. Die
Schwierigkeiten bei der Vergleidrbarkeit von Abiturzeugnissen
werden nidrt in vollem Umfange auszuräumen sein. Audr zu-
sätzlidre Informationsquellen werden nidrt für eine Optimie-
rung des Auswahlprozesses genügen. Die Tatsadre, daß es kein
absolut geredrtes Verfahren geben kann, darf nidrt davon ab-
halten, das relativ beste Verfahren zu entwidceln. Ein Mittel
zur Verbesserung der Auswahlverfahren dürfte die Einführung
von Tests seiu. Der Wissensdraftsrat empfiehlt daher die Er-
ridrtung eines zentralen Testinstituts, das derartige Verfahren
entwidceln sollte. Dieses Testinstitut würde als tedrnisdre Hilfs-
einridrtung der Hodrsdrulen, die wie bisher über die Zulassun-
gen zu entsdreiden hätten, tätig werden. Die Arbeiten des Test-
instituts könnten nidrt zuletzt zur Weiterentwidrlung von Cur-
ricula in der Sdrule beitragen und hierdurö die Verbiuduug
zwischen Sdrule und Hodrsdrule verbessern.

Ein entsdreidender Abbau der Studienbesdrränkungen kaun
jedoch nur in Verbindung mit der Reform der Studiengänge
durdr außerordentlidre Personalvermehrungen und großzügige
Baumaßnahmen erreidrt werden. Die für die einzelnen Fadr-
bereidre bekanntgemadrten Kapazitätsfeststellungen werden es
den Hodrsdrulen, den Kultus- und Finanzverwaltungen, aber
audr den Parlamenten erleidrtern, die tatsädrlidr erforderlidren
Mittel in personeller, räumlidrer und materieller Hinsidrt zu
bestimmen und zur Verfügung zu stellen. Erweiterungen der
Ausbildungsmöglidrkeiten eines Fadrbereidrs sollten im Zu-
sammenwirken aller Beteiligten nur dann ins Auge gefaßt wer-
den, wenn von den zuständigen Stellen die entspredrendeu
personellen, materiellen und räumlidren Mittel für eine soldre
Erweiterung zur Verfügung gestellt werden.

Zur Verkürzung der Planungszeiten im Hochsdrulbau wird die
Einführung von Flädrenridrtwerten, von Kostenrichtwerten und
von standardisierten Planungen vorgesdrlagen. Die Verwen-
dung typisierter Bauweisen und die Revision der Baugenehmi-
gungsverfahren werden zu einer Besdrleunigung des Hodrsdrul-
baus beitragen.

IIL 3. Schwerpunkte des Ausbaus

Die vorgesdrlagene Erweiterung des Hodrsdrulbereichs ist so
umfangreidr, daß ein Ausbau auf nahezu allen Gebieten nötig
ist.
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Soweit fadrspezifisöe Empfehlungen des Wissensdraftsrates s. 181 r.

vorliegen, wie bei der Medizin, sollten diese sowohl hinsidtt-
lidr des Umfangs wie in der regionalen Verteilung verwirk-
lidrt werden, bevor die Erridrtung weiterer Ausbildungsstätten
in diesen Bereiöen in Angriff genommen wird. Für den Aus-
bau derjenigen Fädrer, die der Lehrerausbildung dienen, soll-
ten Bedarfszahlen zugrunde gelegt werden, die unter Berüdt-
sidrtigung der Empfehlungen des Strukturplans für das Bil-
dungswesen der Bildungskommission des Deutsdren Bildungsra-
tes zu ermitteln sind. Jeder Ausbau von Fadrgebieten, in denen
verläßlidre Bedarfsberedrnungen vorliegen, sollte nidrt unter
dem Gesidrtspunkt der Restriktion, sondern der Priorität ge-

sehen werden.

Das steigende Bedürfnis nadr vermehrter Bildung sowie das s' 182

Vordringen wissensdraftlidrer Erkenntnisse und Methoden in
Bereidre, in denen bisher die praktisdre Einübung die Ausbil-
dung bestimmte, zwingen dazu, das Verhältnis zwisdren Theorie
und Praxis neu zu überdenken und das Schwergewidlt des

Ausbaus der Gesamthodrschuleinridrtungen auf die Entwidc-
lung entspredrender praxisnaher Studiengänge zu legen'

Einzelne Fadrgebiete werden unabhängig von der Differenzie- s 183 r'

rung der Ausbildungsgänge ein besonderes Gewidrt dadurdl
erhalten, daß sie die wissensdraftlidren und tedrnisdren Voraus-
setzungen für die Lösung drängender Probleme der Gesellsdraft
sctraffen müssen. Die wadrsenden Probleme des mensdrlichen
Zusammenlebens fordern eine besondere Akzentsetzung für die
Sozialwissensdraften, und zwar in der Forsdrung. Die Entwick-
lung neuer Studiengänge im Bereidr des Gesundheitswesens

und der Sozialarbeit wird ebenfalls besonders zu berücksidrti-
gen sein. In dem Maße, wie die Hauptprobleme der Zukunft in
der Mathematisierung der Wissenschaften und in den Natur-
wissenschaften eine Basis für Lösungsmöglichkeiten finden,
wird nictrt nur diesen, sondern auch den Fächern, die der Um-

setzung naturwissensdraftlidrer Erkenntnisse in tedrnischen

Fortschritt dienen, nämlich den Ingenieurwissenschaften, be-

sondere Aufmerksamkeit zu widmen sein. Bei diesen gilt es vor
allem, das derzeitig rüdrläufige Interesse am Studium durdr

entspredrende Anreize, vor allem gute Ausbildungsmöglichkei-
ten, aufzufangen.

III. 4. Ausbau der bestehenden Hochschulen

Der Umfang der vorgeschlagenen Erweiterung im Gesamthodt-
schulbereich und die Forderung nach einer rationellen Verwen-
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dung der finanziellen Mittel verlangen einen Ausbau der be-
stehenden Hochsdrulen. Auf der anderen Seite ist zu berüd<-
sichtigen, daß die Entwicklungsmöglichkeiten dieser Hoctrschu-
len an den jeweiligen Orten vielfadr sdron eng begrenzt sind.

Die medizinisdren Forschungs- und Ausbildungsstätten in Essen
und Lübed« sollten zu Gesamthodrschulen ausgebaut werden.

Hinsichtlich der Größe einer Gesamthodrschule muß neben der
Berücksidrtigung anderer Faktoren eine sinnvolle Relation zwi-
sdren der Zahl der Einwohner der betreffenden Stadt bzw. Re-
gion und der Zahl der Studenten hergestellt werden. Je nadr
den örtlidten Gegebenheiten erscheint es zwedrmäßig, Gesamt-
hodrschulen in Städten bis zu 200 000 Einwohnern für nictrt
mehr als 8 000 bis 15 000, in größeren Städten bis zu 20 000 Stu-
denten auszulegen. Im Hinblidr darauf, daß sich die Funktions-
fähigkeit einer Hodrschule von einer gewissen Größe an mit
zunehmender Studentenzahl mindert, wird vorgeschlagen, die
Zahl der Studenten einer Gesamthochschule auch in den Zen-
tren des großen Andrangs auf 25 000 zu begrenzen. Die an-
gegebenen Zahlen beziehen sidr nur auf die Funktionseinheit
einer einzelnen Gesamthochschule, so daß bei Vorliegen der
entspredrenden anderen Kriterien wohl daran gedadrt werden
kann, in sehr großen Städten auch mehrere Gesamthochsctrulen
einzurichten.

III.5. Neubau von Hodrsdrulen

Durch einen Ausbau der bestehenden Hochschulen allein kann
die erforderliche Zahl an Studienplätzen nicht gesdraffen wer-
den. Es ist vielmehr notwendig, mindestens 30 neue Gesamt-
hochschulen zu errichten.

Für die Gründung neuer Hodrsdrulen sind in erster Linie die
Gesichtspunkte der regionalen und der Landesplanung, die Ein-
wohnerzahl des in Betracht kommenden Ortes, die durch vor-
handene Bildungseinridrtungen gegebenen Ansatzpunkte, die
Frage des zur Verfügung stehenden Geländes, die Wohnver-
hältnisse und die Verkehrslage zu berüdcsidrtigen.

Um ein regional gut gegliedertes Gesamtsystem der Hodr-
schulen in der Bundesrepublik zu erreichen, wird es notwendig
sein, Neugründungen in einem bisher ungewohnten Umfang
auch in Städten mittlerer Größe vorzunehmen.

Die Notwendigkeit, mit der Errichtung neuer Hochschulen als-
bald anzufangen und in der Anlaufphase die planerischen, bau-
technischen und finanziellen Mittel auf bestimmte Neugrün-

s. 18s f.

s. 186

s. 186 f
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dungen zu konzentrieren, haben den Wissensdraftsrat bewo-
gen, vorerst nur einige Orte zu benennen. Er schlägt vor zu

prüfen, ob auf Grund der genannten Gesidrtspunkte folgende

Städte und Regionen als Hochschulstandorte in Betracht kom- s 187 rr

men:

Baden-Württemberg: Heilbronn

Bayern: BaYreuth

Hamburg: Hamburg II

Hessen: Kassel

Frankfurt II

Niedersachsen: Oldenburg

Osnabrüdc

Nordrhein-Westfalen: Region Rhein-Ruhr

Region Ostwestfalen

Rheinland-Pfalz: Koblenz

Speyer-Worms-Landau

Sdrleswig-Holstein: Flensburg

Darüber hinaus werden alsbald die notwendigen Maßnahmen

zu ergreifen sein, um festzustellen, in weldren Regionen die

erforderlichen weiteren Gesamthodrschulen zu errichten sind'
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B.

Fragen des Studiums

B. L Veränderungen im Sdrulbereidr

Uberlegungen zur künftigen Struktur und zum Ausbau des ter-
tiären Bereidrs können den Schulbereidr und dessen Ent-
widrlung nidrt außer acht lassen. Zwischen beiden Bereichen be-
stehen vielfältige Wechselwirkungen und Abhängigkeiten.

Für den tertiären Bereidr haben die folgenden Funktionen des
Sdrulwesens besondere Bedeutung :

- in der Sdrule werden die Grundlagen für eine weitere Aus-
bildung gelegt; zugleich sind die Sdrulen der Ort, an dem
wissenschaftliche Erkenntnisse allgemein zugänglich gemacht
werden;

- Art und Inhalt der Sdrulausbildung haben einen maßgeb-
lidren Einfluß darauf, ob ein Sdrulabsolvent sogleich in eine
Berufstätigkeit eintritt oder sidr einem Studium zuwendet
und welctren Ausbildungsgang er dann wählt;

- Struktur und Umfang des Sdrulwesens sind für die Gestal-
tung und das Ausmaß der im tertiären Bereidr stattfinden-
den Lehrerausbildung maßgebende Faktoren.

Angesichts der bevorstehenden Veränderungen im Sdrulbereich
ist es nötig, den Uberlegungen zur Neugestaltung des tertiä-
ren Bereichs einen Uberblick über die im Schulwesen zu er-
wartende Entwidclung vorauszuschid<en.

I. 1. Neugestaltung des Sekundarsdrulwesens

a) Gegenwärtige Lage

Der Ubergang aus dem Schulbereidr in den Hodrsdtulbereich
vollzieht sich unter den bisherigen Bedingungen nahezu aus-
schließlidr zwischen Gymnasien und wissenschaftlichen Hoctt-
sdrulen. Beide sind jedoch auf die gesellsdraftlidren und wis-
sensdraftlidrenVeränderungen, die in neuen Anforderungen her-
vortreten und für die ein Zeichen die rapide steigenden Schü-

Funktionen deg
Sdrulwesens

Mängel
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Funktion der
Sekundarstufe II

ler- und Studentenzahlen sind, nidrt eingerichtet, Lernangebote
und Ausbildungsziele der Gymnasien bieten insofern keine
Alternativen, als sie praktisdr darauf besdrränkt sind, zum
Studium im tertiären Bereich vorzubereiten. Dort stehen aber
im wesentlidren nur die wissensdraftlichen Hochschulen mit
dem herkömmlidren Studienangebot zur Verfügung. Den in
großer Variationsbreite zunehmenden individuellen Bildungs-
wünsdren sowie wissensdraftlidren und berufspraktischen Er-
fordernissen wird dieses unter anderen Bedingungen entstan-
dene und bewährte Ausbildungssystem nicht länger gerecht.

Hierauf ist vom Wissenschaftsrat im Jahre 1967 hingewiesen
worden 1). Die Bildungskommission des Deutschen Bildungsra-
tes hat diese Probleme zum Gegenstand ihrer Uberlegungen ge-
madrt und inzwisdren umfassende Vorschläge zur Reform des
Sdrulbereichs vorgelegt2). Im folgenden wird von diesen Emp-
fehlungen ausgegangen; hierbei ist deutlich, daß die vorgese-
henen Anderungen nicht von heute auf morgen, sondern erst
während der nächsten Jahre verwirklidrt werden können.

b) Künftige Struktur

Ziel der für den Schulbereich vorgesehenen Anderungen ist es,
den individuellen Begabungen und den gesellschaftlichen Er-
fordernissen in Breite und Vielfalt entspredrende Bildungsmög-
Iichkeiten zu eröffnen.

Zu diesem Zwedr soll der Schulbereich folgendermaßen ge-
gliedert werden:

- Primarbereich,

- Sekundarstufe I, die einen eigenen qualifizierten Abschluß
vermitteln kann,

- Sekundarstufe II, in der vollzeitschulische und teilzeitschu-
Iische Bildungsgängc zu qualifizierten Abschlüssen führen.

Für den Hochschulbereich ist die neue Sekundarstufe II be-
sonders wichtig. Vor allem ist die gegenüber den bisherigen
Gymnasien veränderte Funktion der Sekundarstufe II hervor-
zuheben. Sie soll nicht nur auf anschließende Ausbildungsgänge

r) Empfehlungen des Wissensdraftsrates zum Ausbau der wisscnscäaftlichen IIoö-
sdruren bis 1970. 1967. S. l8l ff.

2) Deutsöer Bildungsrat. Empfehlungen der Bildungskommission: Einridrtung von
Schulversudren oit Ccsomtschulcn, lg69; Zur Neügcstaltung dcr Abschlüsse im
Sekundarsdrulwesen, 1969, Strukturplan für das Bildungswcsen, lg?0.
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im tertiären Bereidr, sondern mit gleidrem Gewidrt audr auf
den Eintritt in Berufstätigkeiten vorbereiten.

Dementspredrend wird das Abschlußzeugnis der Sekundar-
stufe II, das nach einer zwölf- bis dreizehnjährigen Sdrulzeit
erworben wird, eine wesentlidr andere Bedeutung haben als
das traditionelle Abitur.

Um den erforderlichen Funktionswandel der bisherigen Gym-
nasien herbeizuführen und die Sekundarstufe II einzurichten,
sind verschiedene Maßnahmen vorgesehen. Im Mittelpunkt
stehen hierbei die Einführung neuer Curricula und die Erwei-
terung der Möglichkeiten, faölich und leistungsmäßig unter-
schiedliche Qualifikationen zu gewinnen:

(1) Die bisherigen, auf die Studierfähigkeit ausgeridrteten Cur-
ricula werden durdr weitere, darunter gerade audr praxisbe-
zogene ergänzt. Die neuen Curricula erstred<en sich z. B. auf
unspezialisierte Grundkenntnisse für Berufe in Tedrnik, Wirt-
sdraft und Verwaltung sowie in den Anwendungsbereichen von
Pädagogik, Psychologie und Soziologie, auf wenig gepflegte
Fremdsprachen, wie z. B. Russisch. In entsprechend veränderter
Form werden außerdem in die Sekundarstufe II die Ausbil-
dungsfunktionen einbezogen, die bisher durch spezielle und
von den Gymnasien abgesetzte Bildungseinrichtungen wahr-
genommen werden (Berufssdrulen und betrieblidre Lehre, Be-
rufsaufbau-, Berufsfach-, Fach-, Fachober- und höhere Fach-
schulen). In diesen Zusammenhang gehört audr der Vorschlag
der Bildungskommission, integrierte und differenzierte Gesamt-
schulen - zunächst versudrswei59 - sinTslidrten.

(2) Die Curricula des inhaltlich erweiterten Lernangebots der
Sekundarstufe II gliedern sich in Pflidrt- und Wahlfächer. Auf
diese Weise kann jeder S&üler die von ihm gewünsdrten
Schwerpunkte bilden und besondere Qualifikationen anstreben.
Für bestimmte Ausbildungsgänge des Hochschulbereichs kön-
nen studienspezifische Leistungsgebiete undLeistungsgrade fest-
gelegt werden.

I. 2. Verzweigung nach Abschluß der Sekundarstufe II

Die Veränderungen im Sekundarschulwesen können nur dann
zum Erfolg führen, wenn seinen Absolventen angemessene
Möglichkeiten zum unmittelbaren Eintritt ins Berufsleben, zur
weiteren Ausbildung oder zum Studium zur Verfügung gestellt
werden. Die Probleme, die sich hierbei ergeben, werden im

Maßnahmen

Neue
Curricula

Gesamtsöulen

Pflidtt- und
Wahlfädler

Leistungs-
gebiete und
-grade
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Quantitatlvor
Aspekt

Praxis-
orientierte
Sdrulausbildung
und Berufs-
eintritt

Laulbahn-
bestimEungen

Bedingungen

Blidr auf die quantitativen Dimensionen besonders deutlidr.
Auf die quantitativen Fragen wird im einzelnen in dem Struk-
turplan der Bildungskommission sowie in diesen Empfehlungen
in den Teilen E bis G eingegangen; hier genügt der Hinweis,
daß mit der Einführung der Sekundarstufe II künftig jeweils
etwa die Hälfte eines Geburtsjahrganges eine zwölf- bis drei-
zehnjährige Sdrulzeit absolvieren wird. Weiterhin wird ange-
nommen, daß die Absolventen der Sekundarstufe II jeweils zu
etwa gleichen Teilen eine unmittelbar anschließende Berufs-
tätigkeit bzw. eine beruflidre Ausbildung oder eine Ausbildung
im Hochsdrulbereidr anstreben werden.

Die praxisorientierte Ausbildung in der Schule soll so gestaltet
werden, daß diesen Absolventen der Sekundarstufe II unmit-
telbare Möglichkeiten zum Berufseintritt eröffnet werden. Die
Verdienst- und Aufstiegschancen in den entsprechenden Tätig-
keitsbereichen müssen der Vorbildung dieser Absolventen ge-
rectlt werden, Es wird angenommen, daß rund ein Viertel eines
Geburtsjahrganges den direkten Ubergang in den Beruf wäh-
len wird.

Um den Berufsbereidr diesen Veränderungen anzupassen, wird
es großer und entsdreidender Anstrengungen des Staates und
der Wirtschaft bedürfen. Sachprobleme und Statusprobleme sind
in diesem Zusammenhang rechtzeitig zu lösen. Dabei wird
es in vielen Fällen nidrt notwendig sein, neue Berufe für diese
Schulabsolventen zu entwidreln, sondern darauf ankommen, die
praxisorientierte Ausbildung an der neu gestalteten Schule ent-
sprechend zu berüd<sichtigen. In anderen Fällen werden die
Vorstellungen überkommener, aber überholter Berufsbilder zu
revidieren sein. Audr müssen die notwendigen Konsequenzen
für die Einstellungspraxis und die Laufbahnbestimmungen so-
wie die vergleichbaren Regelungen der Wirtschaft gezogen wer-
den.

Hierbei sind neben der Entwid<lung von praxisorientierten
Curricula in der Schule vor allem drei Bedingungen bei Staat
und Wirtschaft zu erfüllen:

- Die weitere Ausbildung beim Berufseintritt muß auf den
Absolventen der Sekundarstufe II zugeschnitten und in ihrer
Dauer gegenüber der des Absolventen der Sekundarstufe I
verkürzt sein.

- Die Anfangsvergütung muß der längeren Schulausbildung
entsprechen. Hierdurch sollen die Vorteile, die ein Betrieb
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durdr die Besdräftigung von Absolventen der Sekundar-
stufe II hat, berüdcsichtigt werden.

- Die Ausbildung im Beruf muß Aufstiegsdtancen bieten und
Möglidrkeiten eines nadrfolgenden Studiums offenlassen.

Es geht hierbei um eine Nahtstelle zwischen Bildungswesen
und Berufswelt, die für die weitere Entwiddung der Gesell-
sdraft entsdreidende Bedeutung hat. Die besondere Widttig-
keit und Dringlidrkeit der damit gestellten Aufgaben erfor-
dern ein baldiges Tätigwerden von Staat und Wirtschaft. Für
die Lösung der vielfältigen Probleme werden Vorsdrläge der
Bildungskommission des Deutsdren Bildungsrates eine wert-
volle Hilfe sein.

Die nunmehr folgenden Empfehlungen des Wissenschaftsrates
befassen sidr mit den Absolventen der Sekundarstufe II, die
nach dem Sdrulabschluß eine weitere Ausbildung im Hodrsdrul-
bereidr anstreben.

B. II. Beginn des Studiums

II. 1. Künftige Zusammensetzung der Studienbewerber

Auf die Zusammensetzung der Studienbewerber werden sidt
nidrt nur die Neugestaltung des Schulwesens, sondern audt
das erweiterte und umgestaltete Ausbildungsangebot innerhalb
der Hodrschulen auswirken.

- Differenzierung und Anreidrerung des Lernangebots in der
Sekundarstufe II werden unter denjenigen, die studieren
wollen, aufgrund der gewählten Fächerkombinationen und
der in diesen erbradrten Leistungen bereits Akzente set-
zen. Die Studienbewerber werden somit für die versdriede-
nen Ausbildungsgänge auf einer sehr viel breiteren Skala
als bei der bisherigen Untersdteidung von allgemeiner und
fadrgebundener Hodrschulreife untersdriedlidr qualifiziert
sein.

- Neben den unmittelbar aus dem Schulbereidr hervorgehen-
den Studienbewerbern werden soldre stehen, die sidt im
Hochschulbereidr befinden und ihre Ausbildung weiterfüh-
ren wollen. Hierbei können vor allem zwei Gruppen unter-
schieden werden: Eine Gruppe bilden die Absolventen des

Studiums, die sidr für das Aufbaustudium qualifiziert ha-
ben. Zur zweiten Gruppe werden nadr Umgestaltung der
Studiengänge Studenten zählen, die einen ersten Absdtluß

Differenzierung
nadr untet-
söiedlicüer
Qualilikation

Differenzierung
in der flodr-
sdrule
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Weiterbildung

erlangt haben und innerhalb desselben Fadrgebiets in einem
anderen Studiengang eine weitere Qualifikation anstreben.

- In der Vergangenheit besdrränkten sidr die Einridrtungen
des Hodrsdrulbereidrs im wesentlidren darauf, Ausbildungs-
mögliükeiten anzubieten, die im Leben des einzelnen einen
einmaligen Vorgang darstellten, der in der Regel der Be-
rufstätigkeit vorgesdraltet war und allgemein die Freistel-
lung von Berufsverpflichtungen voraussetzte. Fort- und Wei-
terbildungsmöglichkeiten sowie Gelegenheit zum Studium
neben einer Berufstätigkeit waren, soweit überhaupt vor-
handen, häufig mit kaum vertretbaren Belastungen für die
Betroffenen verbunden. Demgegenüber werden künftig in
zunehmendem Maße Möglichkeiten zur Fortbildung, zurWei-
terbildung und zur Ausbildung in Verbindung mit einer Be-
rufstätigkeit bereitgestellt werden müssen.

- Im Hodrsdrulbereidr werden darüber hinaus auch nodr an-
dere, wenngleich zahlenmäßig relativ kleine Personengrup-
pen auszubilden sein. Zu diesen werden zum Beispiel Ab-
solveuten der Sekundarstufe I gehören, die nadr mehrjäh-
riger Berufstätigkeit eine weitere, im wesentlichen praxis-
bezogene Ausbildung benötigen.

II.2. Beratung

Die Bedeutung, die die Ausbildung für das weitere Leben jedes
einzelnen hat, läßt es nicht zu, ihn bei den hierfür notwendi-
gen Entsdreidungen nur sich selbst und zufälligen Informatio-
nen zu überlassen. Die Einrichtung bzw. der Ausbau eines
umfassenden Beratungsdienstes sind unbedingt erforderlich
und eine Voraussetzung dafür, daß die erweiterten Möglich-
keiten des Bildungswesens voll ausgesdröpft werden.

Die Beratung soll Probleme und Möglichkeiten aufzeigen und
Hinweise auf sinnvolle Lösungen geben, sidr darauf aber auch
besdrränken und keinesfalls zu einer Berufslenkung führen. Sie
setzt zuverlässige Diagnosen voraus und soll kontinuierlidr
stattfinden. Die Aufgaben der Beratung werden von hierfür
besonders ausgebildeten Personen wahrzunehmen sein. Bei der
Einridrtung des Beratungsdienstes sollte mit der Bundesanstalt
für Arbeit zusammengearbeitet werden.

a) Beratung in der Sdrule

(1) Die strukturellen und curricularen Veränderungen im Schul-
bereich bedürfen der Unterstützung durdr eine ständige Schul-

Absolventen
der Sekundar-
stufe I

Bedeutung

Aufgaben
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laufbahn- und Berufsberatung auf allen Stufen der Sekundar-
schule. Hierdurdr wird dem Sdrüler die Möglidtkeit gegeben,

bei der Wahl seiner Sdrullaufbahn oder seines Berufszieles
seine persönlidren Neigungen und Motivationen ridttig einzu-
schätzen und sidr über Angebote und Anforderungen im Bereidr
der Arbeits- und Berufswelt hinreidrend zu informieren' Auf
diese Notwendigkeiten hat die Bildungskommission bereits
mehrfach hingewiesen r).

(2) Ebensowenig wie die Beratung, die zur Entsdleidung für
den Berufseintritt oder für ein Studium führt, darf die Beratung
bei der Wahl des Ausbildungsganges nur als ein einmaliger
Vorgang am Ende der Sdrulzeit stattfinden. Vielmehr kommt
es darauf an, audr diese Beratung in die Sdtullaufbahn zu inte-
grieren und dem einzelnen Sdrüler die Möglidtkeit zu bieten,
sictr in einem kontinuierlidren Prozeß auf die Wahl eines Aus-
bildungsganges im Hochsdrulbereidr vorzubereiten.

Die Beratung wird im wesentlidren zwei Aufgaben haben:

- Sie soll dem Sdrüler dazu verhelfen, soweit wie möglidt
über seine Neigungen und Fähigkeiten, Wünsdre und Er-
wartungen Klarheit zu gewinnen und auf diese Weise zu

einer Selbsteinschätzung zu gelangen, die die häufig gege-

benen Minderwertigkeitsbefürdrtungen und Omnipotenz-
vorstellungen zuredrtrüdrt.

- Sie soll über die vorhandenen Ausbildungsmöglichkeiten
und die entspredrenden Berufsmöglidrkeiten ansdraulich in-
formieren, und zwar in einem weitgefaßten Rahmen, der
gerade auch die Fadtgebiete und Berufsbereidre berüd«sich-

tigt, die in der Sdrule nidrt unmittelbar repräsentiert sind.

Die Information über die Ausbildungsmöglidrkeiten muß spe-

ziell auf die Anforderungen eingehen, die in den einzelnen
Studiengängen gestellt werden, auf studienspezifische Lei-
stungsgebiete und Leistungsgrade für die Zulassung, auf ge-

gebenenfalls für einzelne Hodrschulen oder bestimmte Fach-

gebiete bestehende Zulassungsbesdrränkungen sowie auf Wei-
terbildungsmöglichkeiten, Bei der Darlegung der beruflidten
Möglichkeiten, die die einzelnen Ausbildungsgänge erschließen,
müssen audr die Substitutionsmöglichkeiten herausgestellt wer-
den, die sich in vielen Bereichen zunehmend auftun.

t) Eupfehlungeu der Bildungskommission:
Sekundarsdrulwesen. S. 45i Einridrtutrg
s. 9l ff.

Neugestaltung der Absdrlüsse im
Söulversuöen mit Gesamtsdrulen.

Wahl des
Studiergüges

Ztr
von

47



Beratungs.
experten

(3) Eine Beratung, die diesen Aufgaben geredrt werden soll,
setzt eine enge Zusammenarbeit zwisdten Sdrulen, Hodrsctru-
len und Berufsberatern voraus, Im wesentlichen geht es audr
hier um die Bereiche, die die Bildungskommission unter den
Bezeidrnungen Schullaufbahnberatung, Berufsberatung und dia-
gnostisdle Beratung erfaßt hat, hier jedodr besonders im Hin-
blid< auf die Wahl des Ausbildungsganges nactr Absctrluß der
Sekundarstufe IL

Eine Beratung, die sich jeweils nur auf einen der genannten
Bereiche spezialisierte, würde notgedrungen widrtige Informa-
tionen außer adrt lassen und damit unzureichend sein. Die Bil-
dungskommission hat deshalb empfohlen, die Beratungsaufgaben
in eine Hand zu legen. Die im Blidr auf die Gesamtschule kon-
zipierte Empfehlung der Bildungskommission gewinnt für die
Beratung bei der Wahl des Ausbildungsganges innerhalb des
Hodrschulbereidrs zusätzliche Bedeutung. Diese Beratung mull
durdr hierfür ausgebildete Experten wahrgenommen werden.

b) Beratung in der Hodrschule

Sdron früher hat der Wissensdraftsrat empfohlen, daß jeder
Student in der ersten Phase seines Studiums durdr eine Lehr-
kraft individuell beraten wird. Diese obligatorische Studien-
beratung soll sich auf alle mit der Gestaltung des Studiums
zusammenhängenden Fragen erstredren, wobei die Zusammen-
arbeit mit der Berufsberatung in vielen Fällen nützlictr sein
wird 1). Neue Aufgaben der Beratung werden sidr in den Hoch-
sdrulen im Hinblidr auf die künftige stärkere Differenzierung
der Studiengänge ergeben. Wechselt z. B. ein Student das Stu-
dienfadr, der die in der Prüfungsordnung vorgesehenen eua-
lifikationsnadrweise nidrt erbracht hat, so sollten, auch im Hin-
blidc auf die Fortsetzung der Studienförderung, in der Studien-
beratung die Gründe für das Versagen ermittelt und die Eig-
nung für das neue Studienfadr geklärt werden.

Ein zuverlässiger Beratungsdienst mit entsprechend ausgebil-
deten Experten ist gerade in Gesamthochsdrulen unentbehrlich.

II. 3. Zentrale Informations- und Vermittlungsstelle

Das Angebot an Ausbildungsmöglichkeiten im Hochschulbereich
ist heute bereits für den einzelnen kaum noch zu übersehen.
Studienbewerber und Berater sind häufig auf zufällige Infor-

l) Wissensdraftsrat. Empfehlungen zur Neuordnung des Studiums an den wissensöaft-
lidren Hodrsdrulen. 1966. S. 18.
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mationen angewiesen. Es fehlt an Möglidtkeiten, sidr in voller
Breite und für den Gesamtbereidr der Bundesrepublik zu in-
formieren; einzelne und nidrt immer zutreffende Informationen
werden unter dieseu Umstäuden leidtt verallgemeinert und
verleiten zu falsdren Rüdrsdrlüssen. Der Ausbau des Bildungs-
uresens wird die Lage künftig für deu einzelnen nodr unüber-
sidrtlidrer madren.

Es wird deshalb empfohlen, daß eine zentrale Stelle die erfor- Aurgaben

derlidren Informationen über besteheude Ausbildungsplätze für
den Gesamtbereidr der Bundesrepublik zur Verfügung stellt
und bei der Vermittlung eines Studienplatzes behilflidr ist.

Die für die Tätigkeit einer soldren zentralen Informations- und
Vermittlungsstelle benötigten Angaben über Studiengänge, Zu-
lassungsbedingungen, Ausbildungskapazitäten usw. müssen ihr
von den hierfür zuständigen Kultusverwaltungen und Hodrsdru-
leu regelmäßig und redrtzeitig zugeleitet werden. Bei der Knapp-
heit an Studienplätzen kommt der zentralen Informations- und
Vermittlungsstelle große Bedeutung zu. Eine verläßlidte Infor-
mation über die vorhandenen Ausbildungsplätze wird erst er-
reidrt sein, wenn die bereits bestehende ,,Zentrale Registrier-
stelle für Studienbewerber" entspredrend ausgebaut wird und
ihre Tätigkeit auf alle Studiengänge, in denen Zulassungsbe-
sdrränkungen gegeben oder zu erwarten sind, ausdehnt. Es

wird daher empfohlen, den Aufgabenbereidr der Zentralen Re-

gistrierstelle für Studienbewerber entspredrend zu erweitern
uud die dafür benötigten materiellen Voraussetzungen unver-
züglidt zu sdtaffen.

II.4. Zulassung

a) Verfahren

In den letzten Jahren ist es zunehmend erforderlidr geworden,
für die Zulassung zum Studium differenzierende Regelungen
zu treffen. Der Ausbau und die inhaltlidre Differenzierung der
Sekundarstufe II werden den Absolventen des zwölf- bis drei-
zehnjährigen Schulbesuchs fachlich und leistungsmäßig sehr
unterschiedlidre Qualifikationen vermitteln. Zugleidr werden der
Ausbau und die Umstrukturierung des Hodrschulbereidrs ein
erweitertes und modifiziertes Angebot an Ausbildungsgängen
eröffnen. Der Variationsbreite in der Absdrlußqualifikation der
Sdrule werden somit im Hodrsdrulbereich vermehrte und dif-
ferenzierte Ausbildungsgänge gegenüberstehen.
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Diese notwendige Entwiddung eröffnet vielseitige und neue
Ausbildungsmöglidrkeiten. Zugleidr setzt sie voraus, daß diese
Ausbildungsmöglidrkeiten sinnvoll aufeinander abgestimmt und
so zueinander in Beziehung gesetzt \arerden, daß die Bedingun-
gen für ein erfolgreidres Studium gesidrert sind. Die Studien-
bewerber müssen die für den gewählten Ausbildungsgang be-
nötigten Voraussetzungen mitbringen; auf der anderen Seite
müssen die erforderlidren Studienplätze zur Verfügung stehen.
Die Zulassung zum Studium ist primär von den spezifisdren Be-
dingungen und Anforderungen abhängig, die die einzelnen Aus-
bildungsgänge stellen. Sdrulen und Hodrsdrulen erwadrsen dar-
aus neue Aufgaben der Zusammenarbeit.

Auf diese Frage ist der Wissensdraftsrat in den Empfehlungen
zur Struktur und Verwaltungsorganisation der Universitäten
eingegangen. Die dort vorgesdrlagenen Regelungen sind ge-
meinsam von der Bildungskommission des Deutschen Bildungs-
rates und dem Wissensdraftsrat entwidrelt worden 1). Sie gel-
ten audr für die im folgenden vorgesdrlagene Umgestaltung
des Hochsdrulbereidrs und sehen vor:

(1) Allgemeine Voraussetzung

Voraussetzung für die Zulassung zum Studium ist grundsätz-
liö der Absdrluß der Sekundarstufe II.

(2) Basisverfahren

Der Absdrluß der Sekundarstufe II eröffnet den Zugang zu
den Ausbildungsgängen, wenn die Zahl der Studienbewerber
die Zahl der Studienplätze, d. h. die Ausbildungskapazität, nichl
übersteigt und wenn

- der Besudr der studienbezogenen Kurse in den pflichtfä-
drern sowie

- die Teilnahme an den für bestimmte Studiengänge festge-
setzten studienspezifischen Leistungsgebieten nachgewiesen
wird,

- die für die Pflidrtfädrer und die studienspezifischen Lei-
stungsgebiete festgesetzten Leistungsgrade erreidrt worden
sind.

r) Empfehlungen der BilduugskommissioD: Zur Neugestaltug der Absdrlüsse im Se_
Lundarsdulwesen. s. ,19 ff. r Empfehrugen des wlsseusöaltsrates zur struktur und
Verwaltungsorganisation der Universitäten. i968. S. 1{ ff-
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(3) Spezialverfahren

Ubersteigt die Zahl der Studienbewerber die Zahl der Studien-
plätze, so ist das Basisverfahren nidrt zureidrend. Für diesen
Fall, d. h. so lauge Zulassungsbesdrränkungen notwendig sind,
müssen geeignete ergänzeude Verfahren vorgesehen werden.
Auf die Möglidrkeiteu, die sidr hierfür nadr Abwägung ver-
sdriedener Alteruativen bieten, wird im eiuzelnen in der An-
lage 4 (Bd.2, S.279ft.) eingegangen. Neben anderem wird als
Hilfsmittel die Verwendung von Testverfahren vorgesdrlagen,
die von einem zentralen Testinstitut entwidrelt werden sollen'

b) Zusammenarbeit von Sdrule und HoÖsdrule

Die vorgesehenen Zulassungsverfahren setzen eine intensive
Zqsammsa6rbeit zwisdren Sdrule und Hodrsdrule voraus' Bis-

her sind Berührungspunkte nur auf der Verwaltungsebene in'
nerhalb der Kultusministerieu vorhandeu, während eine direkte
fadrlidre Kooperation zwischeu Schule und Hodasdrule fehlt.

Im Einvernehmen mit den Kultusministerien sollte sidr die Zu-
sammeuarbeit von Söulen und Hodrsdruleu künftig vor allem
folgenden Aufgaben und Maßuahmen zuweuden:

- Festleguug der fadrspezifisdreu Leistungsgebiete und Lei-
stungsgrade,

- Unterridrtung der Sdrulen und der Sdrüler über die Studien-
anf orderungen der Hodtsdrulen,

- Information der Hodrsdrulen über die Unterridttstätigkeit
der Sdrulen,

- Austausdr bzw. gleidrzeitige Verwendung von Lehrern an
Sdrulen und Hodrsdrulen,

- Zusammenwirken von Fadrvertretern aus Sdrule und Hodr-
schule bei der Durdrführung der Aufgaben des zentralen
Testinstituts (vgl. Anlage 4),

- Angebot und Durchführung von Vortests in der Sekundar-
stufe II, damit die Sdrüler sidr mit den Testmethoden ver-
traut madren und sidr selbst kontrollieren können.

Zur Verwirklidrung der vorgesehenen Maßnahmen sollte von
der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder die Er-

richtung von Koordinierungskommissionen bzw. Fadrausschüs-
seu aus Vertretern der Sdrulen und der Hod:sdrulen eingelei-
tet werden.

AufgabeD

Koordinierungs-
kommissionen,
Fadrauss&,üsse
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Grundsätzliöe
Lösung

Ersatzdienst

Notwendigkelt
neuer KoDzep-
tionen

Auf die organisatorisdre Ausgestaltung der erforderliüen Maß-
nahmen wird hier nidrt weiter eingegangen; die institutionel-
len Formen der Kooperation werden sidr aus der jeweiligen
Aufgabenstellung entwickeln und sidr für versdriedene Bereidre
untersdriedlidr gestalten.

II.5. Wehrdienst

Die Frage einer Abstimmung der Beendigung des Wehrdienstes
und der Aufnahme des Studiums sind Gegenstand eingehender
Erörterungen der zuständigen Stellen der Bundesregierung, der
Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder und der
Westdeutsdren Rektorenkonferenz gewesen. Die Diskussion
über die Dauer des Wehrdienstes in der Offentlidrkeit und der
Gesamtzusammenhang der vorliegenden Empfehlungen veran-
lassen den Wissenschaftsrat seinerseits, zu diesen Problemen
Stellung zu nehmen.

Er eradrtet es für geboten, darauf hinzuweisen, daß für die For-
derungen der Wehrgeredttigkeit einerseits und das Verlangen
der Wehrpflidrtigen nadr einer ihre beruflidren Wünsche ange-
messen berüdrsidrtigenden Regelung des Wehrdienstes ande-
rerseits möglidrst bald eine unkomplizierte grundsätzlidre Lö-
sung gefunden werden muß. Bei einer Verkürzung der Dauer
der Wehrpflidrt um ein Vierteljahr würde es allen aussdreiden-
den Wehrpflidrtigen möglidr sein, sidr ohne Zeitverlust einem
Studium zuzuwenden.

Bis zu einer gesetzlidten Regelung dieser Frage sollte durdr
Vereinbarungen zwisdren Bund und Ländern sidrergestellt wer-
den, daß die Studienbewerber zum Wintersemester des auf die
Reifeprüfung folgenden Jahres das Studium aufnehmen kön-
nen. AIs ein geeignetes Mittel hierzu ersdreint u. a. eine ent-
spredrende Beurlaubung aus dem Wehrdienst.

Gleidre Regelungen müssen für diejenigenStudienbewerber vor-
gesehen werden, die Ersatzdienst leisten.

B. III. Ausbildungsgänge

Die Umstrukturierung des Sdrulbereichs sowie deren quanti-
tative Konsequenzen, die wissensdraftlidre Entwid<lung sowie
die mit dieser eng verbundenen Veränderungen hinsichtlidr
der Anforderungen der Berufspraxis madren es notwendig, die
Konzeption der Ausbildungsgänge im gesamten Hodrschulbe-
reidr von Grund auf neu zu überdenken. Die Klärung dieser
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Fragen ist zugleidr eine notwendige Voraussetzung dafür, die
Organisation der einzelnen Einridrtungen im Hodrschulbereich
und ihre institutionelle Verbindung sadrgeredrten Lösungen
zuzuführen.

Der Umfang der damit gestellten Aufgabe ist groß. Außerdem
ist sie nidrt nur einmalig, sondern auf Dauer gestellt und in
mandrer Hinsidrt von Forschungsergebnissen abhängig, die erst
im Laufe der Zeit erbradrt werden können. Hinzu kommt, daß
Veränderungen nidrt nur im Bereich der Ausbildung, sondern
audr im Berufsbereidr, z. B. hinsidtliÖ der Laufbahnbestim-
mun[Jen, notwendig sind.

Unter diesen Umständen erscheint es notwendig, die Gesidrts-
punkte hervorzuheben, die bei der Erarbeitung neuer Konzep-
tionen für die Ausbildungsgänge beadrtet werden müssen. Hier-
zu gehören vor allem die Fragen der Bestimmung von Aus-
bildungszielen, der Festlegung von Inhalten und Struktur der
Ausbildungsgänge sowie der Organisation des Ausbildungs-
prozesses.

Der Wissensdraftsrat verdeutlidrt die Neuordnung von Stu-
diengängen an Beispielen, um zugleidr für die Planung An-
haltspunkte zu gewinnen. Hierbei konnte er auf Uberlegungen
und Arbeitsergebnisse zurüdrgreifen, die während der letzten
Jahre von versdriedenen Gremien und einzelnen Personen
vorgelegt worden sind. Mit den folgenden Vorschlägen soll
ein Rahmen abgested«t werden, wobei deutlich ist, daß sie in
mandrer Hinsidrt ergänzt und in Einzelheiten weitergeführt
werden müssen.

III. 1. Ausbildungsziele

Um festzustellen, weldre Studiengegenstände in einem Ausbil-
dungsgang zusammengefaßt und vermittelt werden sollen, ist
es zunächst nötig, darüber Klarheit zu gewinnen, welchen Zie-
Ien die betreffende Ausbildung dienen und zu weldren Quali-
fikationen sie führen soll. Die einzelnen Studiengegenstände
sind dann im Hinblidr auf die definierten Ausbildungsziele zu
ermitteln und auszuwählen. Zwisdren Studiengegenständen und
Ausbildungszielen ergibt sich auf diese Weise ein motivierter
und überschaubarer Zusammenhang; die Ausbildungsgänge wer-
den in ihrer Funktion und in ihrem methodischen und didakti-
sdren Konzept deutlich.

Die Bestimmung der Ausbildungsziele darf nicht nur im Hin-
blid< auf einzelne Fadrgebiete erfolgen; sie muß auch den Sadt-

Bedingungen
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zusammenhang mit anderen Fädrern berüdrsidrtigen. Im einzel-
nen ist auf folgendes hinzuweisen:

a) Berufspraxis

Bei der Bestimmung von Ausbildungszielen werden als aus-
sdrlaggebende Kriterien häufig die Aufgaben und Anforderun-
gen bezeidrnet, die bestimmte berufliche Tätigkeiten stellen.
Vielfadt werden Berufsbilder als Maßstab für den Zuschnitt von
Ausbildungszielen deklariert.

Die Berufspraxis ist bisher, von einzelnen Arbeiten über Teil-
bereidre abgesehen, nodr nidrt systematisdr und umfassend zum
Gegenstand wissensdraftlicher Untersudrungen gemacht wor-
den. Solange soldre Untersuchungen fehlen, wird dem Hinweis
auf die Berufspraxis mit Zurüdrhaltung zu begegnen sein. Das
gilt besonders dann, wenn sidr die Hinweise auf formalisierte
Regelungen beziehen.

Die wissensdraftlidre Entwidrlung führt, gerade auctr hinsicht-
Iidr der interdisziplinären Kooperation, in Ausbildung und Be-
ruf zunehmend dazu, die bisherigen Abhängigkeiten in der Zu-
ordnung von Fadrridrtung und Berufsbereidr sowie Ausbildungs-
niveau und Stellung im Beruf aufzulodrern. An die Stelle eng
begrenzender Berufsbilder wird deshalb vielfach die Orientie-
rung an Tätigkeitsfeldern treten können, die dem veränderten
Sadrverhalt Redrnung tragen, das flexible Verhältnis zwisdren
Ausbildung und beruflidren Möglidrkeiten deutlich machen
und die beruflidten Substitutionsmöglidrkeiten einbeziehen.

b) Individuelle Interessen und Fähigkeiten

Die Einri&tung der Sekundarstufe II wird den Personenkreis,
der künftig im Hodrsdrulbereich eine Ausbildung suctren wird,
gegeuüber den bisherigen Studienbewerbern wesentlich ver-
ändern. Die Zielsetzung, das Bildungsniveau der gesamten
Bevölkerung anzuheben, darf jedodr für den Hodrsdrulbereidr
nidrt nur unter dem quantitativen Aspekt gesehen werden.
Ebenso deutlich muß sein, daß die steigende Zahl der Studien-
bewerber zugleidr eine wesentlidre Veränderung in den Aus-
bildungswünschen und Berufserwartungen, in den Interessen
und in der Bereitschaft zur Weiterbildung bedeutet. Die an den
wissensdraftlidren Hodrsdrulen bisher vermittelten Ausbildungs-
ziele sind nur zum Teil geeignet, diesen neuen Anforderungen
Redrnung zu tragen. Das Ausbildungsangebot beschränkt sictr
vor allem auf langfristige, wesentlidr theoretisdr ausgerichtete
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Studiengänge, in denen anders gelagerte Interessen und Fä-
higkeiten sidr nidrt oder nur in unbefriedigender Weise ent-
falten können.

Hier Abhilfe zu sdraffen, ist mit besonderer Dringlidrkeit ge-

boten. Dazu werden teilweise eigene Untersudrungen erforder-
lidr sein; Einsicht und die Bereitsdraft zu notwendigen Neue-
rungen sollten aber audr kurzfristig die Präzisierung neuer Aus-
bildungsziele ermöglidren.

c) Wissensdraftliökeit

Für alle Studiengänge des Hodrsdrulbereidrs ist davon auszu-
gehen, daß sie eine wissenschaftliü fundierte Ausbildung ver-
mitteln sollen. Insofern muß die Bestimmung der Ausbildungs-
ziele wesentlidr an der wissensdraftlidten Entwiddung orien-
tiert werden. Nur unter dieser Bedingung ist zu erreidren, daß

die in der Wissensdraft stattfindenden Veränderungen in die
Ausbildung und damit in die Berufspraxis übertragen wer-
den. Dabei muß ebenfalls deutlidt sein, daß Forsdtungstätigkeit
nur ein Ausbildungsziel neben anderen ist.

Unter dem Gesidttspunkt der wissensdraftlidren Anforderun-
gen sind der Stand der Entwidrlung in den einzelnen Fadrge-
bieten sowie die interdisziplinären Beziehungen zu berüd<sidr-
tigen. Die Differenzierung der Ausbildungsziele innerhalb eines
Fachgebiets darf jedoch nictrt dazu führen, daß die Absolven-
ten verschiedener Studiengänge eines Fachgebiets zu einer
sachgerechten Verständigung im Beruf nidrt mehr fähig sind.

III. 2. Inhalt der Ausbildungsgänge

a) Die Ermittlung und die Festlegung differenzierter Ausbil-
dungsziele bilden den ersten Sdtritt zur Konzeption von Aus-
bildungsgängen. Als nädrstes muß untersudtt und bestimmt wer-
den, welches Sadrwissen, das zur Orientierung in dem betref-
fenden Fach benötigt wird, und weldre methodisdren Kennt-
nisse in der Ausbildung vermittelt werden müssen, damit die
entsprechenden Ausbildungsziele erreidrt werden können.

Die Bedeutung dieser Aufgabe kann sdrwerlich untersdrätzt
werden. Erste Ansätze zlut systematisdren Erforsdrung dieser
Probleme sind in den letzten Jahren audr in der Bundesrepu-
blik gebildet worden. Sie müssen künftig als ein Teil der
Forsdrung, die die Hodrsdrulen selbst und ihre Tätigkeit unter-
sucht, wesentlich erweitert und intensiviert werden.

Forsdrungr.
aulgabe
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b) Die inhaltliüe Ausgestaltung der Studiengänge ist uner-
läßlide Voraussetzung, um begründet über die Dauer eines
Ausbildungsganges, über die konsekutive oder parallele An-
ordnung von Studiengängen oder audr über den Anteil der
Erziehungswissensdraften in der Ausbildung der Lehrer für die
Sekundarstufe II entsdreiden zu können. Der Mangel an wis-
senschaftlidr erarbeiteten Grundlagen für die inhaltlidre Be-
stimmung der Studiengänge und damit für die Beantwortung
dieser Fragen hat in der Vergangenheit u. a. zu folgenden Miß-
ständen geführt:

- In den Entscheidungen über Fragen der Ausbildungsdauer
u. ä. gewinnen berufsständisdre Interessen sowie nur tra-
ditionsgebundene oder ideologisdre Standpunkte das Uber-
gewidrt und wirken sidr zumeist in dem Bestreben aus, die
Ausbildungsdauer ohne sadrlidre Begründung zu verlängern.

- In vielen Ausbildungsgängen urerden die Studenten auf ihre
späteren Aufgaben nidrt adäquat vorbereitet; oft fehlt es
an zureidrenden Verbindungen zwisdren dem Ausbildungs-
ziel und dem Lehrstoff, besonders des ersten Studienab-
sctrnitts. Beispiele hierfür bieten die versdriedensten Fadrge-
biete: Der vorklinisdre naturwissensdraftlidre Unterridrt
steht vielfadr in keiner sinnvollen Beziehung zu den Be-
dürfnissen des Arztes; die erziehungs- und fadrwissensdraft-
lidren Lehrveranstaltungen der Universitäten haben oft kei-
nen Bezug zur Sctrulpraxis des späteren Lehrers; in juristi-
sdren Lehrveranstaltungen werden die Notwendigkeiten des
späteren Berufs in mandrer Hinsidrt nidrt genügend berü&,-
sidrtigt.

c) Der Inhalt eines jeden Ausbildungsganges kann hinsidrtlich
seiner Komponenten analysiert werden, wobei sidr Wissens-
elemente (Fadrkenntnisse), Denkstrukturen und Methoden zur
Wissensgewinnung untersdreiden lassen. Diese Analyse, ver-
standen als Elementarisierung und Strukturierung von Ausbil-
dungsgängen, ist für jedes Factrgebiet besonders durchzufüh-
ren, so daß die jeweilige Besonderheit und Systematik als
Folge einer fadrspezifischen Auswahl und Kombination wis-
sensdraftsbildender Faktoren hervortritt. Eine überzeugende
Kritik oder Bestätigung bestehender Ausbildungsformen ist nur
auf der Basis einer derartigen Analyse möglidr.

Die Neugestaltung von Ausbildungsgängen wird neben der er-
forderlichen Sidrtung überkommener Ausbildungselemente oft
die Einbeziehung neuer Komponenten nötig madren. Dabei ist
die Auswahl der zu einem Ausbildungsgang vereinigten Ele-
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meute so zu treffen, daß diese - z. B. in ihrem Komplexitäts-
grad - den Ausbildungsstufen entspredren, die Konzeption der
Gesamtausbildung stets erkennen lassen und eine Uberbewer-
tung wie eine Unterbewertung von Stoffkenntnissen gleidrer-
maßen vermieden wird. Gleidrzeitig ist zu beadrten, daß die
Einbeziehung sehr untersdriedlidrer Ausbildungsgäuge in deu
Hodrsdrulbereidr die Gefahr erhöht, anstelle einer tatsädrlidren
Verwissensdraftlidrung lediglidr übersteigerte, von den Sadr-
realitäten ablenkende, also letztlidr pseudowissensdraftlidre
Abstraktionen anzubieten.

Als ein Kriterium der Widrtigkeit einzelner Ausbildungsele-
mente empfiehlt sidr der Gesichtspunkt, in wie vielen Zusam-
menhängen sie eine Rolle spielen, d. h. für das Verständnis
und die wissensdraftlidre Behandlung unentbehrlidr sind. Ele-
mente, denen auf diese Weise eine begriffliche oder operatio-
nale Priorität zugesprodren werden kann und die infolgedes-
sen iu versdriedenen oder allen Ausbildungsabsdrnitten wie-
derkehren, sollten möglichst bereits im Grundstudium mit Vor-
rang bekannt gemadrt und in späteren Phasen hinsidrtlidr ihrer
speziellen Funktionen verdeutlidrt werden. Eine besondere Be-
tonung sollten außerdem soldre Ausbildungskomponenten er-
fahren, die als methodisdres Werkzeug zur selbständigen Er-
weiterung von Wissen und Fähigkeiten dienen können,

Bei der Zusammenstellung von Elementen eines Ausbildungs-
ganges sollten nur diejenigen berüdcsidrtigt werden, die unent-
behrlidrer Grundbestand eines Fadrgebiets sind. Andernfalls
würden die Zusammenstellungen den Spielraum zu individuel-
ler Ergänzung einsdrränken und damit einen einengenden Cha-
rakter bekommen, wohingegen ihre Funktion nur die einer
Dokumentation der verläßlidren Basis und einer weiterführen-
den Anregung sein kann. Aufstellungen dieser Art können
ohnehin niemals den Anspruch erheben, vollständig oder ab-
sdrließbar zu sein.

III.3. Verfahren zur Bestimmung der Ausbildungsziele und der
Ausbildungsinhalte

Der Rahmen, in dem Ausbildungsziele und Ausbildungsinhalte
zum Tragen kommen, sind die Prüfungs- und Studienordnun-
gen. Sollen diese künftig zu angemessenen Regelungen führen,
so müssen Ermittlung und Bestimmung der Ausbildungsziele
und -inhalte sowie die Erarbeitung und der Erlaß der Prüfungs-
und der Studienordnungen aufeinander abgestimmt und mit-
einander verbunden werden. Der Sdrwierigkeitsgrad der Fadr-

Kriterien
inhaltliöer
Bestimmungen
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fragen, die hierbei gestellt sind, ist ebenso deutlidr wie die
Tatsadre, daß sadrgeredrte Lösungetr und deren Realisierung
auf die Zusammenarbeit versdriedener Partner angewiesen
sind.

a) Bildung von Arbeitsgruppen

Für die Ermittlung von Ausbildungszielen und Ausbildungs-
inhalten kann in den einzelnen Fadrgebieten auf die Mitwir-
kung folgender Personengruppen nidrt verzidrtet werden:

- Wissensdraftler des betreffenden Fadrgebiets, die an der
Gewinnung neuen Wissens aktiv mitarbeiten und die not-
wendigen Informationen über den jeweiligen Stand der wis-
sensdraftlidren Entwid<.lung zur Verfügung stellen können.

- Experten aus der Berufspraxis, die dazu beitragen, daß zwi-
sdren wissensdraftlidr unentbehrlidren und beruflidt not-
wendigen Gesidrtspunkten eine sinnvolle Abstimmung her-
gestellt wird.

- Lehrer aus dem Sdrulbereidr, die darauf hinwirken, daß

die künftigen Lehrer im Studium mit wissensdraftlidren
Grundlagen derjenigen Bereidre im notwendigen Umfang
vertraut gemadrt werden, die sie später in ihrem Beruf zu

vertreten haben.

- Vertreter anderer Fädrer, die die Zusammenhänge mit
Nadrbarfädrern aufzeigen und verhindern, daß fadtlidt iso-
lierte Inhaltsfestlegungen erfolgen.

- Vertreter der Kultusverwaltungen, die Wege und Möglidt-
keiten verwaltungsmäßiger Realisierung aufzeigen und
ihrerseits frühzeitig mit den Uberlegungen der anderen
Beteiligten nadrhaltig bekannt gemadrt werden.

Um eine Integration der von den versdriedenen Gruppen ein-
zubringenden Gesidrtspunkte sidrerzustellen, sollten für jedes

Fadrgebiet mögliöst mehrere Arbeitsgruppen gebildet wer-
den, in denen die dargelegten Aspekte durch entspredrende
Personen vertreten werden,

Die Arbeitsgruppen sollten auf der Grundlage einer Zusam-
menstellung von Kriterien und inhaltlidren Elementen sowie
von Umfragen über diese Zusammenstellungen bei einer
größeren Anzahl von Personen, die mit dem Fadr als Wissen-
schaftler, Berufsprak-tiker, Lehrer oder Student in Berührung
kommen, konkrete Vorsdrläge ausarbeiten und veröffentlidten.
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Die Festlegung der Inhalte von Ausbildungsgängen ist nicht
eine einmalige, sondern eine permanente Aufgabe. In bestimm-
ten Zeitabständen werden deshalb neue Arbeitsgruppen zu-
sammenzutreten haben, um die Ausbildungsziele und -inhalte
mit der fortsdrreitenden Entwidclung in Einklang zu bringen.

b) Uberregionale Koordination

Um die Ergebnisse der Arbeitsgruppen in die Wirklidrkeit um-
zusetzen und hierbei das Ausbildungsniveau im Hodrsdrul-
system der Bundesrepublik zu wahren, soll durdr Vereinbarung
zwisdren dem Bundesministerium für Bildung und Wissensdraft,
der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder und
der Westdeutsdren Rektorenkonferenz ein zentrales Gremium zeDtrales

gebildet werden. Gremiu.

Das zentrale Gremium veranlaßt die Bildung von Arbeitsgrup- Arbeitsweise
pen, soweit soldre nodr nidrt vorhanden sind. Es ridrtet Fadr-
kommissionen ein, in denen seine Arbeit vorbereitet wird und
in denen audr Experten aus den Arbeitsgruppen mitwirken.

Zu seinen weiteren Aufgaben ist vorweg auf folgendes hinzu-
weisen:

Die rasdre Weiterentwidrlung einzelner Wissensdraften und
die sidr vielfadr ebenso rasdr ändernden Anforderungen an
einzelne Studiengänge maöen es immer problematisdrer, den
Notwendigkeiten curricularer Anderungen allein über den
Prozeß der Anderung von Rahmenprüfungsordnungen gereöt
zu werden. Der durdr Rahmenprüfungsordnungen erstrebte Ein-
heitlidrkeitsansprudr an die Ausbildung in einzelnen Diszipli-
nen ist ohnehin bei der untersdriedlidren Ausridrtung der Fadr-
bereidre an versdriedenen Hodrsdrulen nidrt zu verwirklidren,
Der formalen Einheitlidrkeit von Ausbildungsgängen wurde in
der Vergangenheit und wird vielfadr audr heute nodr ein
zu großes Gewidrt beigemessen.

Zugleidr ist zu berüd<sidrtigen, daß die vorgesdrlagenen neuen
Organisationsstrukturen der Hodrsdrulen, insbesondere die
Fachbereidre in der Lage sein werden, in größerem Maße als
bisher eigene Initiativen zu entwidceln. Diese Mögliükeit muß
genutzt werden.

Der Wissensdraftsrat empfiehlt daher, das bisherige, notweu-
digen Anderungen gegenüber wenig flexible System der Rah-
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menprüfungsordnungen durdr ein neues Verfahren zu ersetzen,
das zwei Mögliükeiten bietet.

(1) Im einen Fall veröffentlidrt das zentrale Gremium Modelle
konkreter Prüfungsordnungen als Empfehlungen. Hierfür erar-
beitet es keine eigenen, sondern verwendet die in den Arbeits-
gruppen und seinen Fadrkommissionen entwidrelten Vor-
sdrläge.

(2) Im anderen Fall reidren die Hodrsdrulen neue Prüfungs-
und Studienordnungen unter Darstellung der inhaltlidten An-
forderungen und der Organisation des Studiums beim zentra-
len Gremium ein. Diese können im einzelnen sehr untersdried-
lidr strukturiert sein. Sie werden danach beurteilt, ob sie inner-
halb der vorgesehenen Studienzeit die an Studiengänge des
Fadres zu stellenden Ausbildungsanforderungen erfüllen.

Erhebt das zentrale Gremium innerhalb von drei Monaten kei-
nen Einsprudr, so kann die Hochsdrule davon ausgehen, daß
ihre Prüfungsordnung den Äquivalenzanforderungen entspricht.
Werden die zu stellenden Anforderungen nidrt erfüllt oder
versäumt es eine Hodrsdrule, Prüfungs- und Studienordnungen
für die bei ihr angebotenen Studiengänge einzureidren, fordert
das zentrale Gremium diese zu einer Änderung oder zur Ein-
reidrung einer Studien- und Prüfungsordnung auf. Wird dieser
Aufforderung nicht entsprodren, verliert die Hochsdrule das
Recht, in diesem Fach akademisdre Grade zu verleihen.

Ein soldres Anerkennungsverfahren kann den veränderteu An-
forderungen in besonderem Maße geredrt werden: Einerseits
sidrert es auf überregionaler Ebene die Aufredrterhaltung not-
wendiger Mindestanforderungen und eröffnet Möglidrkeiten,
die Hodrsdrulen anzuhalten, ihren Verpflidrtungen nadrzukom-
men. Andererseits bietet es die Flexibilität, neuen Entwid<-
lungen der Wissensdraften und sich ändernden Anforderungen
an die Ausbildung durch einen breiten Fädrer möglicher Alter-
nativen Raum zu geben.

Die für die Beurteilung von Prüfungsordnungen entscheidende
Instanz ist das zentrale Gremium. Es ist zugleich der Ort, an
dem alle Informationen über Studienmöglichkeiten eines Fa-
ctres vorliegen, die es den Hochschulen und den Studienbe-
werbern zur Verfügung stellen sollte. Eine derartige Verpflidr-
tung zur Publizität sowohl der inhaltlichen Gestaltung als audr
der Organisation von Studiengängen sichert eine weitergehende
Transparenz der Studienbedingungen, als es Rahmenprüfungs-
ordnungen vermögen.
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IIL 4. Organisation des Ausbildungsprozesses

a) Allgemeine Hinweise

Wenn die Ausbildungsinhalte bestimmt sind, kommt es für den
Erfolg eines Studiums entscheidend darauf an, in weldter
Weise und in weldrer Abfolge diese Ausbildungsinhalte ver-
mittelt werdeu. In diesen Zusammenhang gehören audt die
Fragen der Gestaltung von Leistungsnadrweisen und Prüfun-
gen sowie die Uberlegun[Jen, die Studieugänge etwa nadr dem
Baukasten-Prinzip umzuformen.

Hierbei stellen sidr methodisdre und didaktis&e Probleme, die
in der Vergangeuheit nidtt gesehen worden sind bzw. unter
anderen Voraussetzungen nidrt zutage traten. Die Unterridrts-
verfahren der Hodrsdrulen sind deshalb zum Gegenstand der
Forsdrung zu madren. Bemühungen um diese Fragen haben
inzwisdren an versdriedenen Stellen begonnen. Entwidclungen
auf breiter Basis sollten weiterhiu möglich bleiben, zugleich
aber audr die Notwendigkeit zur Konzentration der hodrsdrul-
didaktisdren Forsdrung an einzelnen Stellen oder in besonderen
Einridrtungen geprüft werden.

b) Nutzung tedrnisdrer Hilfsmittel

Die tedruisdre Entwi&lung stellt heute Mittel und Möglidrkei-
ten zur Verfügung, die wesentlidr dazu beitragen können, die
Lehr- und Lernbedingungen zu verbessern. Hierbei müssen
jedodr zwei widrtige Gesidrtspunkte beadrtet werden:

- Tedrnisdre Unterridrtshilfen könuen erfolgreidt erst nadr
didaktischer und methodisdrer Erprobung verwendet wer-
den. Um Fehlentwidclungen zu vermeiden, müssen der päd-
agogisdre Wert der Unterridrtsmittel und die didaktisüen
Grenzen ihres Einsatzes von Fall zu Fall bestimmt werden.
Die hierfür erforderlidren Untersudrungen, die keinen wei-
teren zeitlidren Aufsdrub dulden, zwingen zu einer engen
Zusammenarbeit zwisdten Fadrwissensdraftlern, den mit
pädagogisdren Aufgaben befaßten Institutionen und der ein-
sdrlägigen Industrie.

- Die Einführung neuer tedrnisdrer Unterridrtshilfen muß
mit der Entwiddung der dazugehörigen Programme Hand
in Hand gehen. Es hat sidr immer wieder gezeigt, daß feh-
lende oder uugeeignete Programme eine weitere Verbrei-
tung der tedrnisdren Unterridttshilfen behindert oder sogar
verhindert haben.

Methodik und
Didaktik als
Fors(huugs-
aufgabe

KooperatioD

Entwi&lung
saögerecüter
Programme

61



Fernsehen mit
gesölossenem
Teilnehmerkreis

Zu den neueren technisdren Hilfsmitteln, die für die Nutzung
innerhalb der Hodrsdrulen in Betradrt kommen, gehört das Fern-
sehen mit gesdrlossenem Teilnehmerkreis, das unter der Be-
zeidrnung Closed-Circuit Television (CCTV) bekannt ist. Es
handelt sidr hierbei um die Ubertragung von Fernsehsendun-
gen, die nur irurerhalb der Hodrsdrule empfangen werden kön-
nen.

Das Fernsehen innerhalb der Hodrsdrule erweitert den didak-
tisdren und methodisdren Spielraum und ermöglidrt in der Ge-
staltung der Lehrpläne, der Ausnutzung der Räume und der
Verteilung auf kleine Arbeitsgruppen eia hohes Maß von Fle-
xibilität. Der interdisziplinären Zusammenarbeit erschließt es
zusätzlidre Mögli&keiten. Außerdem hat es Auswirkungen auf
die Verteilung der Aufgaben unter den Lehrpersonen.

B. IV. Beispiele für die Umgestaltung von Ausbildungsgängen

IV. 1. Auswahl und Funktion der Beispiele

a) Auf die Notweudigkeit, die Ausbildungsziele audr im bis-
herigen Bereidr der Universitäten zu differenzieren, ist der
Wissenschaftsrat bereits mit den im Jahre 1966 vorgelegten
Empfehlungen zur Neuordnung des Studiums an den wissen-
sdraftlidren Hodrsdrulen eingegangen. Für einzelne Fädrer wur-
den Studienpläne vorgelegt, die an Beispielen die Grundsätze
der Neuordnung des Studiums deutlidr madren sollten.

Die zentrale Bedeutung, die die Neuordnung der Ausbildungs-
gänge für die Funktionsfähigkeit des gesamten Bildungswe-
sens und zugleidr für sadrgeredrte institutionelle Regelungen
im Hodrsdrulbereidr hat, madrt es notwendig, die damals begon-
nenen Uberlegungen weiterzuführen sowie im Blidr auf die
voraussehbaren und angestrebten Veränderungen im Sdrul- und
Hodrschulbereidr zu erweitern.

Eiuen Sdrwerpunkt bilden die Fragen der Lehrerausbildung.
Sie ist für den Sdrulbereich und damit für das gesamte Bildungs-
wesen und dessen künftige Entwid<lung entscheidend widrtig.
Die Lehrerausbildung hat aber audr für die quantitative und
die qualitative Entwid<lung des Hodrsdrulbereidts besonderes
Gewicht.

In den Fragen der Lehrerausbildung überscüneiden sidr die
Aufgabenbereidre der Bildungskommission des Deutschen Bil-
dungsrates und des Wissenschaftsrates. In beiden Gremien wur-
den Vorsdrläge zur künftigen Gestaltung der Lehrerausbildung
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vorbereitet, die sdrließIidr unter Federführung der Bildungs'
kommission zu einer gemeinsamen Stellunguahme zusammenge-
führt worden sind. Sie ist als Anlage 1 (Bd. 2, S. 7 ff.) beigefügt.

Uberlegungen zur Gestaltung der Ausbildung in einzelnen Fadt-
gebieten sind in der Anlage 2 (Bd. 2, S. 45 ff.) dargestellt, und
zwar für folgende Bereidre:

a) Redrtswissensdraft

b) Wirtsdraftswissensdraft
c) Germanistik
d) Gesdridrte

e) Fremdspradren

f) Mathematik
g) Physik
h) Chemie

i) Ingenieurwissensdraften
j) Sozialarbeit, Sozialpädagogik

k) Nidrtärztlidre Berufe im Gesundheitswesen.

b) Aus den Darstellungen wird deutlidr, daß diese Uberlegun-
gen und Vorsdrläge für die einzelnen Fädrer nidrt in gleidter
Weise konkretisiert sind und dementspredrend ergänzt und
weitergeführt werden müssen. Die Vorsdrläge erstredren sidt
auf traditionelle Ausbildungsgänge mit dem Ziel, diese den ge-

wandelten Bediugungen anzupassen, entwidreln aber audr Kon-
zeptionen für die Sdraffung neuer Ausbildungsgänge (2. B. So-
zialarbeit, Sozialpädagogik, nidrtärztlidre Berufe im Gesund-
heitswesen, Fremdspradren). Außerdem werden die Konsequen-
zen verdeutlidrt, die sidr aus der Umgestaltung des Sdtulwe-
sens und den veränderten wissensdraftlidren Anforderungen
für die Ausbildung im Hodrsdrulbereidr und im Hinblidr auf die
Verbindung bisher getrennter Ausbildungsgänge ergeben (2. B.

Redrtswissensdraft hinsidrtlidr der Ausbildung von Redttspfle-
gern und gehobenen Verwaltungsbeamten, Mathematik, Inge-
nieurwissensdraften). Spezifisdre fadtlidte Probleme der Leh-
rerausbildung kommen in den Vorschlägen für einzelne Fadt-
gebiete besonders zur Spradre (2. B. Germanistik, Gesdridtte,
Mathematik).

c) Die unter den Fädrern getroffene Auswahl kann und soll
nidrt bedeuten, daß Reformen der Ausbildung auf andereu
Gebieten weniger nötig wären. Die vorgelegten Vorsdtläge
wären aber audr mißverstanden, $renn sie sdrematisdr ausge-
Iegt und gehandhabt würden. Im Einzelfall werden, audt ange-
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sidrts der sdrnellen Entwidclung in Wissensdraft und praxis,
bei ihrer Verwirklidrung immer wieder Modifikationen not-
wendig sein und Ansätze weiter geführt werden müssen.

d) In Konsequenz der Umgestaltung des Sekundarsdrulbereictrs
muß mit der Notwendigkeit von Ausbildungsgängen, die weni-
ger als drei Jahre dauern, geredrnet werden. Inhaltlictre Be-
stimmungen werden sidr im einzelnen aber erst im Zusammen-
hang mit der konkreten Umgestaltung des Sekundarsdrulbe-
reidrs treffen lassen.

IV. 2. Allgemeine Ergebnisse

Aus den Uberlegungen zur Umgestaltung der Ausbildungs-
gänge sind folgende Ergebnisse hervorzuheben:

- Die Vorstellung, die Ausbildungsgänge im Hochsdrulbereidr
sdrematisdr in Kurz- und Langstudien unterteilen oder durdr-
gängig konsekutiv anordnen zu können, hat sidr als unrea-
listisdr erwiesen. Die Differenzierung der Ausbildungsziele
und die ihnen entspredrende Zuordnung der Ausbildungs-
inhalte führt in den einzelnen Fadrgebieten zu untersdried-
li&en Gestaltungen. Zunehmende Bedeutung gewinnen
Misdrformen, bei denen nadr einem gemeinsamen, zugleidr
der Orientierung dienenden Grundstudium die weitere Aus-
bildung teils in kürzeren, besonders praxiszugewandten, teils
in längeren, vorwiegend theoretisdr ausgeridrteten Studien-
absdrnitten fortgesetzt wird. Die Gesamtdauer eines Studieu-
ganges kann allein vom Ausbildungsziel und den zum Er-
reidren dieses Zieles notwendigen Studieninhalten abgeleitet
werden,

- Die Differenzierung der Ausbildungsziele führt zu neuen
Studiengängen und eröffnet neue Ausbildungsmöglidrkeiten.

- Die Revision der Ausbildungsziele und Ausbildungsinhalte
trägt dazu bei, die bisher häufig bis zu gegenseitiger Ab-
sdrottung reidrende Trennung zwisdren verschiedenen Aus-
bildungsgängen innerhalb eines Gebiets zu überwinden.
Für die Durdrlässigkeit und vor allem für eine auf Eignung
und Leistung gegründete Entscheidung über das Weiterstu-
dium bietet die konsekutive Anordnung besonders günstige
Voraussetzungen,

- Die Umgestaltung der Ausbildung ist maßgeblidr von der
Kooperation zwisdren den jeweils beteiligten Fachridrtun-
gen und Fachbereidren abhängig. Hierbei geht es um die

64



Beteiligung einzelner Fädrer an der Ausbildung in anderen
Bereidren (2. B. Gesellsdraftswissensdraften an der gesam-
ten Lehrerausbildung, Wirtsdraftswissensdraften an der Ju-
ristenausbildung) und um die interdisziplinäre Zusammen-
arbeit in Studiengängen, die zu eigenständigen, von denen
der beteiligten Fädrer unterschiedenen Ausbildungszielen
führen.

- Neue Aufgaben der Kooperation entstehen aus der Einridr-
tung und der Durdrführung der Berufspraktika nadr wissen-
sdraftlidren Grundsätzen und aus der Verbindung der in den
Beruf einführenden Phase mit der wissensdraftlidren Aus-
bildung. Hierzu bedarf es eines geregelten Zusammenwir-
kens zwisdren Fadrbereichen und Hodrsdrulen auf der einen
sowie der Berufspraxis (2. B. Sdrulen, Verwaltung) auf der
anderen Seite.

- Die Beziehung der verschiedenen Ausbildungsgänge inner-
halb eines Fadrgebiets zur Forsdrung ist differenzierter als
bisher zu sehen. Sie muß an den untersdriedlidren Ausbil-
dungszielen und Ausbildungsphasen orientiert werden.

- Die Differenzierung der Ausbildungsziele hat die zwangs-
läufige Folge, daß innerhalb des Hodrsdrulbereidrs Ausbil-
dungsgänge von untersdriedlidrer Dauer vorkommen wer-
den. Das war sdron bisher innerhalb der Universitäten der
Fall, wird aber künftig, und zwar audr innerhalb einzelner
Fädrer die Regel sein.

- Festlegungen bezüglidr der Ausbildungsdauer sind im Inter-
esse aller Beteiligten geboten, aber erst dann möglidr, wenn
die gegebenen Ausbildungsbedingungen es erlauben, das
Studium innerhalb der jeweiligen Fristen zu absolvieren,

Auf die organisatorisdren und institutionellen Konsequenzen,
die sidr hieraus ergeben, wird in Teil D (S. 112ff.) eingegangen.

IV. 3. Konsequenzen für einzelne Fädter

Im folgenden werden am Beispiel der Lehrerausbildung, der
Redrtswissensdraft, der Mathematik und der Ingenieurwissen-
sdraften einige spezifisdre Konsequenzen zusammengestellt,
die sidr aus der vorgeschlagenen Umgestaltung dieser Aus-
bildungsgänge für ihre künftige Entwidrlung sowie für die Not-
wendigkeit organisatorisdter und institutioneller Veränderun-
gen ergeben.

Kooperation
von Ho(hs(üu-
len und Berufs-
praxis

Beziehung zur
Forsöung

UDters0ied-
liöe Ausbil-
dungsdauer

Dauer der
Ausbildung
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a) Lehrerausbildung (vgl. im einzelnen Anlage 1, 8d.2, S.7ff.)

(1) Gegenüber den bisherigen Regeluugen soll die Ausbildung
der Lehrer sidr künftig jeweils auf zwei benaöbarte Söul-
stufen beziehen könaen, von deneu eine sdrwerpunktmäßig
betont wird. DauaÖ ergeben siö für die Lehrer des Primar-
bereidrs, der Sekundarstufe I und der Sekundarstufe II ver-
sdriedene Möglirhksilsa.

Die eutspreöenden Studiengänge werden bisher teils an Päd-
agogisÖen Hoösdrulea, teils im Rahmen der Universitäten ver-
anstaltet, d. h., daß sie jeweils nur deu Studenten bestimmter
Institutionen und nicht allen Studenten, die das Lehramt an-
streben, zur Verfügrung steheu.

(2) Die faÖwissens&aftliöe Ausbildung für Lehrer aller Stu-
fen muß von den für die wissensdraftlidre Pflege der betref-
fenden Disziplin verantwortlidren Fadrberei&en durdtgeführt
werden. Die bisherige Trennung uadr Institutionen (Pädagogi-
sdre Hodrsdrulen, Universitäten) läßt das nidrt zu.

(3) Die faödidaktisÖe sowie die erziehungs- und gesellsdrafts-
wissensÖaftlidre Ausbildung ist für alle Lehrer verbiudlidr. Sie
ist in Verbindung mit der fadrliöen Ausbildung zu betreiben.
Die künftigen institutionellen Zuordnuugen müssen die unmit-
telbare Verbindung der Didaktik mit den einzelnen Fadrberei-
Oen, und zwar sowohl iu der Forsöuug als audr in der Lehre
ermöglidren. Die theoretisÖe erziehungswissensdraftlidre Aus-
bildung kann nur dann fruOtbar werden, werur sie mit der
Praxis verbunden wird. Studium und Praxis stehen in einem
inhaltlidren Zusammenhang. Sie aufeinander abzustimmeu, ist
unerläßlidr. Für künftige Lehrer der Sekundarstufe II sollte audr
die Möglidrkeit vorgesehen werden, die erziehungs- und ge-
sellsöaftswissensdraftliÖe Ausbildung nadr der ersten Staats-
prüfung während der Berufseinführung im Rahmen berufsbe-
gleitender Studien zu absolvieren.

(4) Bisher setzt sidr die Ausbildung der Gymnasiallehrer aus
drei nahezu unverbundenen Teilen zusammen - einem Fadr-
studium, einem pädagogisdren Begleitstudium und einem Vor-
bereitungsdienst. Inhaltlidr und organisatorisdr müssen diese
Teilstüdre künftig neu bestimmt und miteinander so verbun-
den werden, daß im Hinblidc auf das Ausbildungsziel die Kon-
tinuität der Ausbildung gewährleistet ist.

(5) Zur wissensÖaftlidren Ausbildung aller Lehrer sollte audr
die Theorie der Lernprozesse und der Lernzielbestimmung ge-



hören. Hierzu müssen z. B. für Kleinstgruppenunterriöt sowie
UnterridrtsbeobaÖtung und -aualyse zeitgemäße tedrnisÖe
Ausstattungeu zur Verfügfung stehen. Benötigt werden z. B.
Mitsöauanlagen, Räume und Anlagen für die BeobaÖter, für
die SpeiÖerung der BeobaÖtungen usw. Im Hinblidr auf die
Kosten sollten die organisatorisdren und institutionellen An-
ordnungen so getroffen werden, daß Mehrfadriuvestitionen
vermieden und die Anlagen möglidrst iutensiv genutzt wer-
deu können.

b) Reötswissensdraft (vgl. im einzelnen Anlage 2 a, 8d.2, S.49 ff.)

Das bisherige reötswissensüaftliÖe Studium ist weitgehend
durch die Vermittlung einer von den NadrbarfäOern gelösteu
Reütsteönik und eine sadtlidr uiÖt gereÖtfertigte Stoffülle
gekennzeiünet. In den Vorsdrlägen wird iu einem ersten Stu-
dienabsdrnitt durö Einarbeitung der sozialen, politisdren, histo-
risdren und sonstigen Verfledrtungen des Reüts in die Aus-
bildung und durdr BesÖränkuug des Redrtsstoffs auf eine
Reihe von KernfäOern ein tieferes Verständnis erstrebt. Die
bisherige überwiegende AusriÖtung der Ausbildung auf den
Ridrterberuf wird durdr die Wahl eiues Spezialfadres im zwei-
ten Studienabsönitt und durdr die Spezialisierung in der ein-
jährigen praktisdren Ausbildung auf eiuen der juristisdren
Berufszweige Justiz, Verwaltung, Wirtsdaft sowie Arbeits-
und Sozialwesen im Hinblidr. auf die faktisdre Vielfalt der
reötsgebundenen Berufe differenziert.

Hierau wird deutlich, daß die Bestimmung der Ausbildungs-
ziele sowie eine entspredrende Neuordnung des Studiums in
engem Zusa-menhang mit der praktisdren Ausbildung stehen
und beide Bereidre niÖt unabhängig voneina.der neuen Re-
gelungen zugeführt werden können.

Die Redrtspflegerausbildung soll stärker mit wissensdtaftlidten
Methoden und den allgemeinen Verfledrtungen des Rechts irf
Verbindung gebradrt werden. Dementspredrend sollen die an-
gehenden Redrtspfleger den wissensdraftsorientierteu TeiI ihrer
Ausbildung im Gesamthodtsdrulbereidr erfahren; dadurdr wird
zugleidr die Möglidrkeit zur juristisdren Weiterbildung eröff-
net und damit die Durölässigkeit in der Ausbilduog und im
Berufsleben verbessert.

c) Mathematik (vgl. im einzelnen Anlage 2f.8d.2, S. 167ff.)

Die Bedeutung der Mathematik wädtst nidrt nur für die Wis-
sensdraft, sondern für nahezu alle Berufsbereidre. Dementspre-
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drend nimmt der Bedarf an mathematisdr ausgebildeten Kräften
zu, gleidlzeitig differenzieren sidr die Tätigkeiten, und es er-
sdrließen sidr neue Berufsmöglidrkeiten.

Dieser veränderten Situation muß die Ausbildung Redrnung
tragen. Das gilt besonders angesidrts der Tatsache, daß die
Schulabsolventen, von den spezifisdren, jedoch seltenen aus-
geprägten Begabungen abgesehen, ihre Eignung und Befähi-
gung für die versdriedenen Ausbildungsmögliökeiten iu der
Mathematik nodr niöt übersehen können.

Ein zweijähriges gemeinsames Grundstudium bietet dem An-
fänger die Einführung in die Mathematik sowie die Gelegen-
heit, sidr sadtgeredrt über seine Neigungen, Fähigkeiten und
Möglidkeiten zu orientieren. Hierdurdr können vorzeitiger
Verzidrt und Fehlentsdreidungen vermieden werden. Ansdrlie-
ßend an das Grundstudium gliedert sidr die weitere Ausbil-
dung in Studiengänge untersdriedlidrer Dauer und unterschied-
lidren Inhalts für Lehrer des Primarbereidrs mit dem Wahl-
fadr Mathematik, Lehrer der Sekundarstufe I, Lehrer der Se-
kundarstufe II sowie Mathematiker anderer Ausbildungs-
gänge.

d) Ingenieurwissenschaften (vgl. im einzelnen Anlage 2i,B,d'2,
s. 1e7ff.)

Die sdrnell fortsdrreitende Mathematisierung und die Theore-
tisierung der Ingenieurwissensdtaften müssen, gerade audr in
Verbindung mit einer praxisorientierten Ausbildung angemes-
sen berüdcsidrtigt werden. Zu den bei der gegenwärtigen, prak-
tisdr vollständigen Trennung der Studiengänge in Ingenieur-
sdrulen und Tedrnisdren Hodrsdrulen bestehenden Sdrwierig-
keiten gehört, daß die Studenten keine zureidrenden Möglidr-
keiten haben, sich über ihre fadrspezifisdren Interessen und
Fähigkeiten sadrgeredrt zu einem Zeitpunkt zu orientieren,
zu dem eine Revision des Studienzieles und damit des ge-
wählten Ausbildungsganges ohne beträdttlichen Zeitverlust mög-
lich wäre. Auö die wünsdrenswerte Zusammenarbeit zwisdren
dem Lehrpersonal der Ingenieurschulen und der Tedrnisctren
Hochsöulen ist bei der gegebenen institutionellen Trennung
kaum vorhanden.

Eine Umgestaltung der Ausbildung sollte dahin führen, den
veränderten Anforderungen Rechnung zu tragen, Interessen und
Fähigkeiten der Schulabsolventen anzuspredren und ihnen dif-
ferenzierte Ausbildungsdrancen zu bieten; zugleich muß die
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Ausbildung auf den großen und ebenfalls differenzierten Be-
darf an Ingenieuren abgestimmt werden. Das Ausbildungs-
system sollte es erlauben, zwisdren einer etwa dreijährigen,
vorwiegend anwendungsorientierten oder einer längeren, vor-
wiegend theoretischen Ausbildung zu wählen, die endgültige
Entscheidung für die eine oder die andere Ausbildung zu einem
Zeitpunkt zu treffen, zu dem der Student seine Interessen und
Fähigkeiten selbst zuverlässig einsdrätzen kann, und die ein-
mal getroffene Entsdreidung zu einem späteren Zeitpunkt mit
einem möglidrst geringen Zeitverlust zu revidieren.

Dementspredrend sollte das Grundstudium beider Ausbildungs-
gänge für zwei Jahre - mit Zwisdrenprüfungen nadr jedem

Studienjahr - gemeinsam sein. Nadr zwei Jahren muß sidr
der Student definitiv für einen Ausbildungsgang entsdreiden.

Das vorwiegend anwendungsorientierte Studium dauert ein
weiteres Jahr und sdrließt nactr insgesamt drei Jahren mit einer
kurzen Arbeit sowie einer Prüfung ab.

Das vorwiegend theoretisdr orientierte Studium erstred<t sich
auf zwei weitere Jahre. Es wird nach insgesamt vier Jahren
mit einer Arbeit und einer Prüfung beendet.

Die Absolventen beider Ausbildungsgänge erhalten den Titel
Diplom-Ingenieur.

B. V. Internationale Kooperation

V. 1. Anforderungen an die Ausbildung

Auf den verschiedensten Gebieten und Ebenen gewinnt die in-
ternationale Zusammenarbeit wadrsende Bedeutung. An ihr im
vollen Umfang, und das heißt, mit eigenen Beiträgen teilneh-
men zu können, ist sdron heute und erst recht in der Zukunft
dringend notwendig. Zu diesen Aufgaben gehört vor allem die
Arbeit in supra- und internationalen Institutionen und in der
Entwidrlungshilfe.

Während einer Anlaufphase ist es notwendig und möglich ge-

wesen, sidr die erforderlidren Fähigkeiten im wesentlichen
während der Mitarbeit in diesen Organisationen anzueignen.
Heute muß davon ausgegangen werden, daß die Möglidkeit
zur Mitarbeit sich zunehmend denjenigen ersdrließt, die be-

reits bestimmte Voraussetzungen nadrweisen können.

Die Herstellung und Fortführung internationaler Kontakte ist
bei der heutigen Entwidrlung der Wissenschaften eine wesent-
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Wissensdlaft-
lidre Entwid(-
lung
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lidre Voraussetzung für erfolgreidres eigenes wissensdraftlidres
Arbeiten. Darüber hinaus tragen Auslandsaufenthalte dazu bei,
Verständnis für die Probleme anderer Länder zu wedcen und
eigene Positionen in der Relation zu sehen, die ihnen zukommt.

Audr die Ausbildung innerhalb der Bundesrepublik muß sidr
diesen neuen Anforderungen öffnen und das Ausbildungsange-
bot dementspredrend erweitern.

Selbstverständli&, wenn audr nodr nidrt durdrgängig erreidrt,
sollte es sein, daß jeder Absolvent eines Ausbildungsganges
im Hodrsdrulbereidr jedenfalls eine der maßgeblidren Fremd-
spraÖen mindestens so beherrsdrt, daß er sie als Instrument der
Berufsausübung benutzen kann.

Was von den einzelnen Fäöern hinsidrtlidr der internationalen
Kooperation geleistet werden kann, wird von Fadr zu Fach
untersdriedlidr und zu prüfen sein. In bestimmten, nidrt nur
naturwissensdraftlidren Bereidren ist über die Forsdrung ein
enger und unmittelbarer Zusammenhang mit der internationa-
len Entwi&.lung gewährleistet. In anderen Bereidren ist es
z. B. im Hinblidr auf die Entwidrlungshilfe notwendig, beson-
dere Ausbildungsmöglidrkeiten einzuridrten; als ein Beispiel
kann hier das vom Wissensdraftsrat vorgesdrlagene Aufbau-
studium der Landwirtsdraft der Tropen und Subtropen gelten 1).

In wieder anderen Bereidren wird zu prüfen sein, wie in die
Ausbildung stärker als bisher u. a. die Entwidclung, die Landes-
gesdridrte, die Mentalität sowie die sozialen und ökonomi-
sdren Verhältnisse anderer, gerade audr außereuropäisdrer
Völker einbezogen werden können.

V. 2. Europäisdre Gemeinsöaften

In diesen Zusammenhang gehören audr die Bestrebungen, die
Niederlassungsfreiheit und den freien Dienstleistungsverkehr
durdr Maßnahmen im Bereidr des Bildungswesens zu fördern.
Hier ist vor allem auf die Europäisdren Gemeinsdraften hinzu-
weisen.

Die Europäisdre Wirtschaftsgemeinsdraft (EWG) ist in Uberein-
stimmung mit den Artikeln 52 bis 66 des Vertrages zur Grün-
dung der EWG verpflidrtet, innerhalb des Bereidrs der Ge-
meinsdraft die Niederlassungsfreiheit und den freien Dienst-
leistungsverkehr zu verwirklidren. Dies gesdtieht u. a, durctr
Maßnahmen für die gegenseitige Anerkennung der Diplome,

1) Empfeblunge! des Wissensöaftsrates zur Neuordnuq von Forsduno und Arrr-
bildutrg im Berei& der Agrarwissensdratten. 1969. S. g6If.
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Prüfungszeugmisse und sonstigen Befähigrungsnadrweise. Dabei
geht es nidrt um die Feststellung der akademisdren Gleidt-
wertigkeit, sondern um die Feststellung der GleiÖwertigkeit
der in deu Mitgliedstaaten bestehenden Mindestauforderungen
für den Berufseintritt.

Für eine A-ngleiÖung bestehen mehrere LösungsmögliÖkeiten. Bisherises

Einmal können die Lehrpläne aufeinander abgestimmt und ein
Standard-Mindestprogramm aufgestellt werden, zu dessen Ein-
haltung die Mitgliedstaaten sidr verpflidrten, wobei ihnen bei
der Gestaltung der Lehrpläne im einzelnen Freiheit gelassen

wird. Zum anderen können bei Beibehaltung der jetzigen Aus-
bildungsbedingungen zusätzlidre Prüfungen als Voraussetzung
für die Niederlassung in einem anderen Mitgliedstaat vor-
gesehen werden. Sdrließlidr kann neben dem Diplom des Lan-

des, in dem die Ausbildung erfolgte, eine Besdteinigung über
mehrjährige praktisdre Berufserfahrung gefordert werden.

Zur Vorbereitung entspreüender Ridrtlinien des Rates der
Europäisdren GemeinsÖaften beruft die Europäisdre Kommis-
sion zu ihrer Unterstützung Arbeitsgruppen von Regierungs-
sadrverständigen. An die Beratungsergebnisse der Arbeitsgrup-
pen ist sie jedodr niÖt gebunden.

Die bisherigen Erfahruugen zeigen, daß in den Beratungen der MäDsel

Arbeitsgruppen zuviel Gewidrt auf die Gesamtdauer der Aus-
bildung und zu wenig Gewidrt auf ihren Inhalt gelegt wird.
Man versudrt, die Sdrwierigkeiten einer inhaltlidren Bestim-
mung des Mindestprogrammes durdr die Fixierung einer Min-
destdauer der Ausbildung zu vermiiden. Dieses formale Kri-
terium ist jedodr nidrt geeignet, die GleiÖwertigkeit herzu-
stellen. Äguivalenzen können sinnvoll nur durÖ einen Ver-
gleidr der Ausbildungsinhalte festgelegt werdeu.

Die Erörterung über die Anerkennung von Diplomen im Rah-

men der Europäisdren Gemeinsdraften dürfen nidtt dazu füh-
ren, daß die Reform der Studiengänge ersdrwert wird. For-
derungen nadt einer Verlängerung der vorgesehenen Studien-
zeit als Voraussetzung für die Anerkennung deutsdter Diplome,
die in den bisherigen Vorerörterungen erhoben worden sind,
müssen von deutsdrer Seite aus den erörterten Gründen kate'
gorisdr abgelehnt werden.

Allgemein ist festzustellen, daß bildungs- und wissensdrafts-
politisdre Gesidrtspunkte bei den bisherigen Verhandlungen
nidrt hinreidrend gewürdigt worden sind. In der Regel ist le-
diglidr nadr formalen Kriterien verfahren und nidtt immer aus-
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reidrend gepdft worden, ob nidrt audr andere Vergleictrsmög-
lidrkeiten gegeben waren.

Es wird deshalb vorgesdrlagen, die entspredrenden Verhand-
lungen genauer als bisher zu beobadrten, den Informations-
fluß zwisdren den sachverständigen Stellen zu verbessern und
die mit den einsdrlägigen Fragen befaßten Stellen, wie das
Bundesministerium für Bildung und Wissensdraft, die Ständige
Konferenz der Kultusminister der Länder, die Westdeutsctre
Rektorenkonferenz und den Wissensdraftsrat möglidrst früh-
zeitig einzuschalten und gegebenenfalls an den Beratungen
zu beteiligen.

V.3. Aquivalenzfragen

Für die Beziehungen zum Ausland haben Aquivalenzfragen der
Ausbildung wesentliche Bedeutung. Hierbei geht es darum,
Studiengänge bzw. Prüfungen in der Bundesrepublik mit denen
anderer Staaten in gründlichen Untersudrungen zu vergleichen
und Gleidrwertigkeiten festzustellen.

Dieser Aufgabe nimmt sidr bereits seit längerem der Beauf-
tragte für Aquivalenzfragen der Westdeutsclren Rektoren-
konferenz gemeinsam mit deren Kommission für Internatio-
nale Hochschulfragen an. Diese Arbeit, deren Ergebnisse widr-
tige Informationen verfügbar macheu und die die Abstimmung
der Ausbildungsbedingungen im internationalen Bereidr zu för-
dern geeignet ist, sollte intensiviert und zunehmend erweitert
werden.

B. VI. Funktionen der Hochschulausbildung

VI. 1. Gliederung

In den Empfehlungen zur Neuordnung des Studiums an den
wissensdraftlidren Hoctrschulen ist folgende Gliederung der
Ausbildungsfunktion der wissenschaftlictren Hochsdrulen vor-
gesehen worden:

- das Studium, das mit einer die Berufsfähigkeit bestätigen-
den Prüfung absdrließt,

- das Aufbaustudium, das der Vertiefung des Studiums im
Fadt des Studiums oder in komplementären Fäctrern dient,

- das Kontaktstudium für im Beruf stehende Absolventen,
um deren wissensdraftliche Ausbildung in Abständen auf-
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zufrisdren und entsprechend
ergänzen,

Diese Untersdreidungen gelten
den Gesamthodrsdrulbereidr. Im
hinzuweisen.

dem Stand der Forsdrung zu

mit Modifikationen audr für
einzelnen ist auf folgendes

VL 2. Studium

a) Funktionsbestimmung

Das Studium ist dadurdr gekennzeidrnet, daß es mit der Förde-
rung der individuellen Entfaltung zur Berufsfähigkeit ausbil-
det. Die Ausbildung zur Berufsfähigkeit darf mit der speziel-
len Einübung in bestimmte Berufe nidrt verwedrselt werden.
Das Studium muß dafür sor(Jen, daß seine Absolventen über
die Voraussetzungen verfügen, die den allgemeinen Anforde-
rungen und bereits erkennbaren Veränderungen der jeweili-
gen Tätigkeitsfelder entspredren. Die Einübung in spezifische
Funktionen hat dagegen in der Anfangsphase der Berufspraxis
ihren Platz r).

In früheren Empfehlungen ist bereits wiederholt betont wor-
den, daß die Ausbildung ihr Ziel verfehlt, wenn sie sidr dar-
auf beschränkt, den einzelnen nur für bestimmte Funktionen
zu trainieren. Sie muß audr dazu führen, daß er nidtt nur
durch Einübung in Verfahren der Praxis, sondern aus eigener
sachlidrer Einsidrt sich orientieren, entsdreiden, planen und
handeln kann.

Diesen Auftrag der Ausbildung zu erfüllen, dienen verschie-
dene Maßnahmen. Der konsequenten Verwirklidrung des prin-
zips der Lehrveranstaltungen in kleinen Gruppen kommt hier-
bei besondere Bedeutung zu: In ihnen findet gerade audr die
für die persönlidre Entwidclung des Studenten notwendige Aus-
einandersetzung mit seinen Lehrern Platz, die für beide wich-
tig ist. Die Zahl der obligatorischen Lehrveranstaltungen muß
so bemessen werden, daß der Student anderen Studien, aber
auch Interessen und Anregungen außerhalb der Hodtschule
nachgehen kann.

Durch inhaltlidre Strukturierung der Studiengänge müssen fun-
dierte Motivationen für weitergehende Fragestellungen ange-
regt werden. Insofern ist die Fadrausbildung mit der Erörte-
rung der Fragen zu verbinden, unter weldren Voraussetzun-

t) Vgl. Empfehlungen zur Neuordnung des Studiums an den wissensdraftlidren Hoö-
sdrulen. S.22.
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Gestaltug der
Absölulprüfung

Naöweis von
Einzelleistuugen

gen das betreffende Fadr entstanden ist und sidr entwidrelt
hat, weldre Stellung es im Vergleidr mit anderen Fädrern ein-
nimmt und weldre Konsequenzen die Pflege dieses Fadres für
den einzelnen und die Gesellsdraft hat. Hierauf einzugehen,
sollte künftig allgemein übliö werden.

b) Leistungsnadrweise und Absdrlußprüfung

Auf die Frage der Gestaltung von Leistungsnadlweisen und
Prüfungen wird in diesen Empfehlungen nidrt näher eingegan-
gen. Ihre Bedeutung wurde bereits im Absdtnitt über die Or-
ganisation des Ausbildungsprozesses betont. Zu ihrer Lösung
sind besondere Uberlegungen und Uutersudrungen notwendig,
die bisher weitgehend fehlen. Einzelne Hinweise sind in den
Beispielen zur Umgestaltung von Ausbildungsgängen enthal-
ten r). Darüber hinaus ist hier zur Prüfung beim Absdtluß des
Studiums auf zwei Forderungen hinzuweisen.

(1) Auf den Absdrluß des Studiums ist bereits in den Emp-
fehlungen zur Neuordnung des Studiums an den wissensdtaft-
lidren Hodrsdtulen (S. 23 ff.) mit Vorsdrlägen für die Gestal-
tung der Prüfungsordnungen, die Konzentration der Prüfung
auf ausgewählte und begrenzte Stoffgebiete sowie zur sdtrift-
lidren Hausarbeit bzw. experimentellen Arbeit eingegangen
und betont worden, daß die Absdrlußprüfung ihrer Bestim-
mung nadr keine Eingangsprüfung für bestimmte Laufbahnen
ist. Als soldre kann sie nur gelten, weil und soweit das Stu-
dium zugleidr audr Berufsvorbildung ist. Das bedeutet nidrt
allein, daß das Examen sidr in seinen Anforderungen am Stu-
dieninhalt zu orientieren hat, sondern es besagt zugleidr, daß
das Examen von den für die Ausbildung verantwortlidlen
Hodrsdrullehrern abgenommen wird, audr wenn es im Rahmen
einer staatlidren Prüfung oder in einer Prüfung unter dem Vor-
sitz eines Vertreters des Staates stattfindet.

(2) Prüfungsleistungen müssen erkennen lassen, ob und inwie-
weit das Studienziel erreicht worden ist. Da der einzelne seine
Leistungen im späteren Berufsleben - audr bei Mitarbeit inner-
halb eines Teams - als Individuum zu erbringen hat, müssen
als Prüfungsleistungen grundsätzlidr Einzelleistungen gefordert
werden. Soweit Gruppenarbeiten bei Prüfungen zugelassen
werden, müssen die Leistungen der einzelnen feststellbar und
damit einer Prüfung zugänglidr sein.

l) Vgl. Anlage 2, 8d.2, S. {5 ff.
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(3) Beim Absdrluß des Studiums werden vor allem Staatsexa-
men, Diplomexamen und Magisterexametr untersüieden. Die
Absolventen der Diplom- und Magisterexamen sowie bestimm-
ter Staatsexamen können eine entspredrende Bezeidrnung
als Titel führen.

Aus mehreren Gründen besteht kein Anlaß, diese Untersdrei-
dungen in der Bezeidrnung des Studienabsdrlusses weiterhin
beizubehalten. Die Prüfung bestätigt vor allem den Absdrluß
einer Ausbildung. An die Stelle der bisherigen vielfadr allzu
starren Bindungen zwisdren Ausbildung und Beruf werden
künftig flexiblere Regelungen treten müssen. Die untersdried-
lidren Bezeidrnungen der Absdrlüsse sind damit entbehrlidr.
Dies um so mehr, als die Frage des Titels ein Denken in
Prestigevorstellungen nahelegt, das sidr niüt zuletzt auf die
Beurteilung der Ausbildungsgänge auswirkt, dereu Absdrluß
keinen Titel vermittelt.

Es wird deshalb empfohlen, mit der Neuordnuug der Ausbil-
dung die Regelung zu verbinden, daß der Absdrluß des Stu-
diums für alle Ausbildungsgänge einheitlidr als Diplom bezeidr-
net wird. Weldrer Ausbildungsgang absolviert wurde, ist in
den entspredrenden Zeugnissen anzugeben. Dies bedeutet, daß
innerhalb eines Fadrgebiets Diplome als Absdrluß versdriede-
ner Studiengänge erworben werden können. Deshalb werden
die aufnehmenden Stellen in stärkerem Maße als bisher prüfen
müssen, weldrer Ausbildungsgang zu einer bestimmten Be-
rufstätigkeit befähigt.

VL 3. Aufbaustudium

Durdr den gualitativen und quantitativen Wandel des Hodrsdrul-
bereidrs gewinnt das Aufbaustudium eine besondere Funk-
tion für das gesamte Bildungssystem. In ihm können und müs-
sen die Voraussetzungen dafür bereitgestellt werden, dem in-
dividuellen Streben nadr v/eiterführenden Studien und der
Heranbildung des wissensdraftlidren Nadrwudrses die notwen-
digen Entwi&.lungsmöglidrkeiten zu bieten. Hierfür bedarf es
institutioneller und materieller Vorkehrungen.

Die Funktion des Aufbaustudiums liegt einmal in der fadr-
lidren Vertiefung, zum anderen in einer Ergänzung in kom-
plementären Disziplinen. Es soll die Chance zu einer Ausbil-
dung bieten, die von besonderen wissensdraftlidren Ansprüdren
bestimmt ist und die selbständige Teilnahme an der Forsdrung
eröffnet. Insofern ist es in den Hodrsdrulen der Bereidr, in
dem der wissensdraftliöe Naöwudrs seine Ausbildung findet.

Einheitliöe
BezeidxnuDg als
Diplom

Funktlonen
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setzunqen

LGhrveranstal-
tun9otr

Weiterbilduug

Den in der Forsdrung tätigen Hodrsdrullehrern bietet das Auf-
baustudium die institutionell gesidrerte Möglidrkeit, mit dem
wissensdraftlidren Nadrwudrs unmittelbar zusammenzuarbei-
ten. Den Studenten des Aufbaustudiums kann durdr die Betei-
ligung an Lehraufgaben die Möglidrkeit eröffnet werden, eigene
erste Lehrerfahrungen zu gewinnen.

Die Einridrtung des Aufbaustudiums hat zur Voraussetzung,
daß eine genügend breite Basis in der Forsdrung vorhanden
ist. Diese Basis muß für diejenigen Fadrbereidre, die ein Auf-
baustudium durdrführen, gesidrert sein. Soweit Sonderfor-
sdrungsbereiöe vorhanden sind, sollten die damit gebotenen
Mögliökeiten für die Ausbildung von Studenten im Aufbau-
studium genutzt werden. Darüber hinaus wird die Einbezieh-
hung von Instituten außerhalb von Hodrschulen für die Aus-
bildung wissensdraftlidrer Nadrwudrskräfte im Aufbaustudium
widttige zusätzlidre Möglidrkeiten ersdrließen.

Entspredrend den Funktionen des Aufbaustudiums müssen
eigene Lehrveranstaltungen vorgesehen werden, die seinen be-
sonderen Zielsetzungen geredrt zu werden vermögen. In den
Empfehlungen des Wissensdraftsrates zur Neuordnung des Stu-
diums an den wissensdraftlidren Hodrsdrulen aus dem Jahre
1966 ist die Notwendigkeit des Aufbaustudiums eingehend
begründet worden. Bisher wurde es nur an wenigen Stellen
verwirklicht. Im Hinblid< auf die notwendige fadrlidre Diffe-
renzierung und auf den sehr großen Bedarf an wissensdraft-
lidrem Nadrwudrs müssen Gelegenheiten zum Aufbaustudium
alsbald und in einem möglichst breit gefächerten Angebot zur
Verfügung gestellt werden. Zugleidr ist die besondere Förde-
rung der Studenten im Aufbaustudium zwingend geboten (vgl.
s. 88).

VI. 4. Weiterbildung und Kontaktstudium

a) Besondere Aufmerksamkeit muß der Weiterbildung von be-
reits im Beruf Stehenden gelten. Zureidrende Weiterbildungs-
möglichkeiten zu erschließen, gehört zu den wichtigsten Auf-
gaben der Zukunft. Auf diese Fragen ist die Bildungskom-
mission des Deutsdren Bildungsrates in dem Strukturplan für
das Bildungswesen (S. 51 ff.) ausführlich eingegangen; auf diese
Darlegungen wird verwiesen.

Das Weiterbildungsstudium soll eine Weiterentwidrlung des
Fadrwissens ermöglichen und Gelegenheit bieten, neue, zusätz-
liöe Qualifikationen zu gewinnen. Auf diesem Wege können
z. B. Lehrer der Sekundarstufe I die Qualifikation für das Lehr-
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amt der Sekundarstufe II gewinnen oder Lehrer der Sekundar-
stufe II die Befähigung zum Lehramt in dem Primarbereidt.

Das Weiterbildungsstudium ist kein Zweitstudium, wenngleidr
es in einzelnen Fädrern sidrer gleitende Ubergänge zwisdten
beiden geben wird. Bei seiner Funktion, das vorausgegan-
gene Studium zu ergänzen, wird es für das Weiterbildungs-
studium besonders widrtig sein, daß die Frage, weldre Lei-
stungen für den Erwerb der zusätzlidren Qualifikation gefor-
dert werden müssen, geregelt wird.

b) Der Vorsdrlag, Kontaktstudiengänge einzuridrten, hat all-
gemeine Zustimmung gefunden, ist aber bis auf vereinzelte
Ansätze bisher nidrt verwirklidrt worden. Die seinerzeit all-
gemein gehaltenen Vorsdrläge wurden inzwisdren für die Agrar-
wissensdraften konkretisiertl); weitere Hinweise finden sidr
in den Beispielen für die Neugestaltung von Ausbildungsgän-
gen in der Anlage 2 (8d,2, S. 45 ff.) dieser Empfehlungen.

Die Diskussion um die Einriütung von Kontaktstudiengängen,
aber audr die ersten Bemühungen um ihre Verwirklidrung
haben die Probleme, die dabei entstehen, besonders deutlidt
gemaüt. Hierzu gehören u. a.

- Auswahl der Kontaktstudenten,

- Freistellung der Kontaktstudenten,

- Dauer des Kontaktstudiums,

- Finanzierung des Kontaktstudiums (besouders für Angehö-
rige freier Berufe),

- personelle und sonstige Engpässe bei den Hochschulen.

Bleibt die Initiative weiterhin örtlidren Anstrengungen oder
denen vereinzelter Gruppen überlassen, so besteht die Gefahr,
daß auf die Dauer keine wirklich befriedigenden Lösungen er-
reidrt oder widrtige Bereidre nidrt berüdrsidttigt werden. Zu-
gleidr ist deutlidr, daß das Kontaktstudium für die künftige
Entwicklung, und zwar gerade audr für die Gestaltung und
die Dauer des Studiums, entsdreidende Bedeutung hat.

Es wird deshalb empfohlen, eine zentrale Einrichtung zu schaf- sdaffuns einer

fen, die die Probleme in Zusammenarbeit mit den Hoctrsdrulen zentralcn EiD-
ri(htung

und der Berufspraxis in Wirtsdraft und Verwaltung klärt. Die

r) Emplehlungen des Wissensöaftsrates zut Neuordnung von Forsöung und Aus.
bildung im Bereid der Agrarwissensdaften. S. 90 ff.
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von anderen Stellen entfaltete Initiative soll dadurdr nidrt be-
einträdrtigt werden; sie wird audr weiterhin unentbehrlidr sein.

B. VIL Formen der Ausbildung

VII. l. Notwendigkeit neuer Studienformen

In der Bundesrepublik wird eine Ausbildung im Hodrsdrul-
bereidr bisher nur in der Form des Präsenzstudiums angebo-
ten.

Die Vorzüge des Präsenzstudiums sind offensi&tlidr. Vor allem
bietet es im Kontakt zwisdren Lehrern und Studenten Anre-
$.rngen sowie Gelegenheiten zur Diskussion und Auseinauder-
setzung, wie sie in dieser Intensität bei anderen Formen der
Ausbildung uidrt zu finden sind.

Die weitreidrenden Veränderungen in Gesellsdraft, Wirtsdraft
und Tedrnik sowie im Verhalten und in den Erwartungen der
Iudividuen madren neue Ausbildungsformen notwendig. Hier-
zu gehören das zunehmende Verlangen naÖ vermehrten Aus-
bildungs- und Weiterbildungsmöglidrkeiten, in dem sidr die
individuellen Interessen mit dem gesellsdraftlidren und dem
berufspraktisöen Bedarf begegnen, aber audr die Entwiddun-
gen, die zur Arbeitszeitverkürzung und einem steigenden Frei-
zeitangebot führen. Audr die Entlastung der Hodrsdrulen und
die Kosten haben als Argument für die Einriötung von ande-
ren Studienmöglidrkeiten ihr eigenes Gewidrt.

Unter den veränderten Voraussetzuugen und erst reöt im
Blidr auf die Zukunft [ann flis Besöränkung der Ausbildung
im Hodrsdrulbereidr auf das alleinige Angebot des Präsenz-
studiums nidrt mehr als zureidrend gelten.

In vielen Staaten sind alternierende Studiengänge (sandwidr
courses) und Fernstudien bereits seit längerem Bestandteile des
Ausbildungssystems. Anlässe und Umstände, die diese Ent-
widdung im Ausland vorangetrieben haben, sind zwar vou
FalI zu Fall untersdriedlidr gewesenr als gemeinsamer Nenner
läßt sidr aber das Bestreben feststellen, die Bildungsdrancen
zu vermehren und zu verbessern. Wenn audr nur bedingt
vergleidrbar, so stehen dodr vieltältige und weitreidrende Er-
fahrungen zur Verfügung, die es zu nutzen gilt.

Der Wissensdraftsrat empfiehlt, Ausbildungsgänge in den For-
men alternierender Studiengänge und des Fernstudiums ein-
zurichlen.

78



VII. 2. Alternierende Studiengänge

a) Alternierende Studiengänge sind dadurÖ gekeunzeidrnet,
daß Präsenzstudium und Berufstätigkeit in jeweils zeitlidt be-
grenzten Absdrnitten planmäßig miteinander abwedtseln.

Der WeÖsel zwis&en Studien- und Berufsphase bringt die Stu-
denten frühzeitig in unmittelbare Berührung mit der Berufs-
welt, ersdrließt ihnen neue Erfahnurgen und Motivationen für
die Ausbilduug utrd trägt dazu bei, die bei einem längeren
Studium niÖt selten zu beobadtteuden Hemmungen gegenüber
dem Berufseintritt auszuräumen. Audr für die Ersdtließuug von
Begabungsreserven ist diese Studienform widttig. Denjenigen,
die im Beruf stehen, bietet ein alternierendes Studium die
Möglidrkeit, die Verbindung mit der Berufstätigkeit aufreötzu-
erhalten und die eigenen Fähigkeiten in einem ersten Studien-
absdrnitt zu erproben.

b) Die Einridrtung alternierender Studiengänge setzt voraus,
daß die einander ablösenden Phasen des Studiums und der Be-
rufstätigkeit inhaltlidr und in ihrer Dauer aufeinander abge-
stimmt werden. Das wird erreidrt, wenn die Studenten in den
Phasen der Berufstätigkeit an Arbeitsplätzen besdtäftigt wer-
den, die die weitere Ausbildung fördern und Gelegenheit bie-
ten, die in der vorausgegangenen Studienphase gewonnenen
Kenntaisse praktisdr zu erproben.

Die Abstimmung dieser Phasen und die Einridrtung alteruie-
render Studiengänge überhaupt ist auf die enge Kooperation
zwisdren den Ausbildungsstätten und den die Ausbildung in
den Phasen der Berufstätigkeit mit tragenden Arbeitsstätten,
aber audr mit der Kultusverwaltung entsdreidend angewiesen.

c) Für weldre Fadr- und Berufsbereidre die Einridrtung alter-
nierender Studiengänge in Betradrt kommt, ist nodr zu prüfen.
Dabei wird u. a. zu überlegen sein, wie oft und in weldren
Abständen Studien- und Berufsphasen abwedrseln sollen und
ob am Anfang eine Studien- oder eine spezifisdr geprägte
Berufsphase stehen soll. Für die versüiedenen Fadr- und Be-
rufsbereidre werden sidr mit Sidrerheit differenzierte Lösun-
gen ergeben.

Mit den entspreöenden Vorarbeiten sollte unverzüglidr be-
gonnen und hierbei sollten die im Ausland gewonnenen Erfah-
rungen berüdcsidrtigt werden. Das alternierende Studium darf
nidrt zu einem Werkstudium werden. Die Förderung der Stu-
denten dieser Ausbildungsform wird deshalb besonders um-
sidrtig zu regeln sein.



Die in diesem Bereidr unumgängliche Vielfalt bedarf zugleich
einer gewissen Harmonisierung der Studienbedingungen. Hier-
für sowie für den Austausdr von Informationen und für die
Gewährung konkreter Hilfe bei der Einridrtung alternierender
Studiengänge wird empfohlen, eine zentrale Stelle einzurich-
ten, an der Hodrsdrulen, Verwaltung und Wirtsdraft beteiligt
sind, und diese mit der für Fragen des Kontaktstudiums vor-
gesehenen zentralen Einridrtung zu verbinden.

VIL 3. Fernstudium

a) Kennzeidren und Zielsetzung

Unter Fernstudium wird eine überwiegend im Selbststudium
durdrgeführte Ausbildung verstanden, bei der die notwendige
Anleitung, die Darbietung des Studienmaterials sowie die
Sidrerung und die Uberwadrung des Ausbildungserfolges im
wesentlidren mit Hilfe räumlidr weitreidrender Medien statt-
finden.

Die im Fernstudium vermittelte Ausbildung muß im Niveau
und im Ergebnis einem Präsenzstudium gleidrwertig sein.

Wird diese Forderung erfüllt, so bieten Fernstudien eine adä-
quate Möglidrkeit zur Erweiterung des Ausbildungsangebots
im Hodrsdrulbereidr. Unter dieser Voraussetzung kann Stu-
dienbewerbern, denen ein Präsenzstudium nicht möglidr ist,
im Wege des Fernstudiums eine gleidrwertige Ausbildung ver-
mittelt werden.

b) Grundbedingungen

Die Zielsetzung, eine im Ergebnis dem Präsenzstudium gleich-
wertige Ausbildung zu bieten, können Fernstudien nur erreidren,
wenn sie unter die gleidren Anlorderungen gestellt werden,
die das Präsenzstudium bestimmen.

Es ist deshalb unerläßlidr, daß die Fernstudien in ihren ver-
sdriedenen Ausprägungen von der Wissensdraft bestimmt wer-
den und ihre Organisation in enger Verbindung mit den Hodr-
sdrulen geregelt wird. Hierfür ist es von entsdreidender Be-
deutung, daß die Hochsdrulen in Fernstudien die Möglidrkeit
zur Verbreiterung der wissenschaftlidren Basis in der Gesell-
sdraft erkennen, sidr dieser bewußt zuwenden und sie zu nut-
zen wissen.

Ebenso widrtig ist, daß den besonderen Bedingungen einer Aus.
bildung, die in der Form von Fernstudien stattfindet, Redrnung
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getragen wird. Das gilt sowohl für die Auswahl und die Auf-
bereitung des Lehrstoffes als audr für die Gestaltung der Prü-
fungen, die an diesem Lehrstoff orientiert sein müssen.

c) Anwendungsbereich

Die Möglidrkeiten, mit dem Fernstudium zu arbeiten, werden
sowohl von Fadr zu Fadr als audr in den einzelnen Ausbil-
dungsphasen untersdriedlidr und für bestimmte Studiengegen-
stände und -absdrnitte, wie z. B. in der Medizin und für das

Aufbaustudium, nidrt gegeben sein. Bei der Untersuchung der
Einsatzmöglidrkeiten müssen ferner die versdriedenen Medien
berü&sidrtigt werden, die der Gestaltung des Fernstudiums
vielf ältige Variationsmöglidrkeiten eröf fnen.

Entspredrende Untersudmngen fehlen bisher weitgehend. Die
Gremien, die mit der Einridrtung des Fernstudiums beauftragt
sind, werden derartige Untersudrungen vordringlidr zu ver-
anlassen haben.

Das Gebiet der tedrnisdren Medien befindet sidr in einer sdtnel-
len Entwidclung, die ständig neue Möglidrkeiten eröffnet. Be-

reits heute ist jedodr deutlidr, daß eine Ausbildung nidtt in
vollem Umfang dem Fernstudium und einzelnen tedrnischen
Medien übertragen werden kann.

Der Wissensdraftsrat hat versudrt, am Beispiel der Fächer An-
glistik und Mathematik zu zeigen, wie Fernstudien in der Ver-
binduug von Korrespondenz mit Direktkursen durdrgeführt
werden können (Anlagen 3 a und 3 b, Bd. 2, 5.243tf..).

d) Organisation

Vorsdrläge zur Organisation des Fernstudiums müssen sidr
unter den gegebenen Bedingungen vorerst darauf besdrrän-
ken, einen Rahmen abzustecken. Die Ergebnisse der notwen-
digen Untersudtungen und erste Erfahrungen werden es ermög-
lichen, im Zuge der weiteren Entwicklung Einzelheiten festzu-

Iegen. In diesem Sinne sind die Uberlegungen und Vorschläge
zur Organisation des Fernstudiums zu verstehen, die als An-
Iage 3c (Bd.2, S.269ff.) beigefügt sind. Sie gehen davon aus,

daß die folgenden Voraussetzungen gegeben sein müssen, wenn
das Fernstudium eingeridrtet werden und seine Aufgabe erfül-
len soll:

- die Kooperation zwisdren Hoösdrulen, Bund, Ländern und
Rundf unkanstalten,
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- die Sidrerstellung des wissensdraftlidren Niveaus der Aus-
bildung,

- die Wahrnehmuug der besonderen organisatorisdren, ver-
waltungsmäßigen und wissensdraftlidren Aufgaben, die sidr
mit der Einri&tung des Fernstudiums ergeben,

- die Betreuung und die Förderung der Studenten im Fern-
gfqflirrm.

e) Kosten

Aus den vorstehenden Erwägungen ergibt sidr, daß das Fern-
studium gegebenenfalls einen Teil der Aufgaben des Präsenz-
studiums übernehmen und daß insoweit die Kapazität der
Hodrsdrulen erweitert werden kann, aber audr daß für das
Fernstudium ein eigener großer Bedarf an Personal, Räumen
und Sadrmitteln entsteht. Erste Kostenberedrnungen für die
Entwictlung von Programmen des Hodrsdrulfernsehens zeigen,
daß mit erheblidren finanziellen Aufwendungen für das Fern-
studium geredrnet werden muß. Eine Präzisierung der gesam-
ten Kosten ist zur Zeit nodr nidrt möglidr.

Die Hodrsdrulen benötigen für die Wahrnehmung der Aufga-
ben, die sidr aus ihrer unverzidrtbaren Beteiligung an der Durctr-
führung des Fernstudiums ergeben, zusätzlidres Personal und
beträdrtlidre f inanzielle Mittel.

B. VIII. Studienförderung

VIII. 1. Grundsätzlidre Uberlegungen

Unabhängig von der Art der Studienförderung, die im einzel-
nen gewählt wird, sind grundsätzliü die folgenden GesiÖts-
punkte zu berü&.sidrtigen.

a) Ziel der Studienförderung

Sinn und Zwedr der Ausbildungsförderung im Hodrsdrulbe-
reiü (Studienförderung) soll es sein, jedem, der studieren
mödrte und nadr Eignung und Leistung die notwendigen Vor-
aussetzungen dafür mitbringt, ein Studium zu ermöglidren. Zu-
gleich sollen Nadrteile, die sidr aus der Herkunft ergeben, so
weit wie möglidr ausgeglidren werden.

Studienförderung umfaßt eine Vielzahl von Maßnahmen. Da-
bei haben Studienberatung und Studienbetreuung besondere
Bedeutung. Auf sie ist oben bereits eingegangen worden. Im
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folgeuden werden die Regelungen erörtert, die getroffen wer-
den müssen, damit niemaud aus finanziellen Grü,uden am Stu-
dium gehindert wird.

Bei der Uberprüfung der finanzielleu Aspekte der Studienför-
derung ist zu bedenken, daß eiu großzügiges Förderungssystem
ohne Neuordnung des Studiums nidrt vertretbar wäre. Hierbei
kommt den Fragen des rationellen Aufbaus des Studiums, der
Leistungskontröllen und der angemessenen Dauer des Studiums
besondere Bedeutung zu.

b) Eignung und Redrtsansprudr

Für die Förderung geeignet ist jeder, der zum Studium im
Hodrsdrulbereidr zugelassen wird. Besondere Eignungsprü-
fungen zum Zwedce der Studienförderung werden abgelehnt.

Von der Förderung wird derjenige ausgesdrlossen, dem die
Weiterführung des Studiums versagt wird; das heißt z. B. nadr
endgültigem Versagen in der Zwisdrenprüfung oder in der
Absdrlußprüfung.

Auf die Förderung besteht bei Erfüllung ihrer Vorausset-
zungen ein Reötsauspruö.

c) Dauer und Umfang der Förderung

Studienförderung soll für die Dauer der Ausbildungszeit ge-
währt werden, für die der Student entspredrend dem von ihm
gewählten Ausbildungsgang zum Studium im Hodrsdrulbereidr
zugelassen ist; und zwar jeweils während des ganzen Jahres,
nidrt nur während der sogenannten Vorlesungszeiten.

Der Umfang der Studienförderung soll so bemessen sein, daß
die Ausbildungskosten voll gededct werden. Dazu gehören
nidrt nur di'e Kosten für die Lebenshaltung, sondern audr die
speziellen Kosten, die ein Studium direkt und indirekt ver-
ursadrt, wie Aufwendungen für Lernmittel, Arbeitsausrüstung,
Arbeitsmaterial und notwendige Fahrtkosten. Darüber hinaus
muß der Student finanziell in der Lage sein, am kulturellen
Leben teilzunehmen.

Nadr der gegenwärtigen Handhabung ist der monatlidre För-
derungsbetrag (Förderungsmeßbetrag) auf eine bestimmte
Summe fixiert. Dieses Verfahren bringt die Notwendigkeit
mit sidr, bei jeder Veränderung der Ausbildungskosten den
Förderungsbetrag neu festzusetzen. Um die regelmäßige An-
passung des Förderungsmeßbetrages an die jeweiligen Lebens-

Umfug
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Gesidrtspunkte
bei der Ent-
söeidung

haltungs- und Studienkosten sidrerzustellen, ist ein eigenes
Gremium erforderlidr. Das Gremium kann nadr dem Vorbild
des im 1. Ausbildungsförderungsgesetz vorgesehenen Beira-
tes oder nach dem Muster des Sozialbeirates der gesetzlichen
Rentenversidrerung gestaltet werden. Es sollte die Aufgabe
haben, in vorgesdrriebenen Abständen zu überprüfen, ob und
gegebenenfalls um weldren Betrag der Förderungsmeßbetrag
erhöht werden muß.

Auf die Mögliökeit, für Studenten bestimmter Studiengänge
besondere Förderungsbeträge vorzusehen - ein Verfahren,
das die Stiftung Volkswagenwerk z. Z. mit ihrem Förderungs-
verfahren für Studenten des Lehramtes an Höheren Sdrulen
mit mathematisdr-naturwissensdraftlidren Fädrern verfolgt -sei hingewiesen.

d) Familienabhängige und familienunabhängige Förderung

Studienförderung kann nadr zwei grundsätzlidr versdriedenen
Prinzipien gewährt werden: als familienabhängige oder als
f amilienunabhängige Förderung.

Bei der familienabhängigen Förderung wird Förderung nur dann
gewährt, wenn der Student ,,bedürftig" ist. Als bedürftig gilt
dabei derjenige, der die für Lebenshaltung und Studienkosten
erforderlidren Mittel weder aus eigenem Einkommen oder
Vermögen aufbringen noch aus Einkommen oder Vermögen der
Unterhaltsverpflidrteten erlangen kann. Dabei wird die Fähig-
keit, Mittel aufzubringen, daran gemessen, ob das Einkommen
oder Vermögen des Studenten oder der Unterhaltsverpflich-
teten bestimmte Beträge übersteigt. Nur wenn diese sogenann-
ten Freibeträge nidrt übersdrritten werden, erhält der Student
volle Studienförderung.

Bei der familienunabhängigen Förderung werden dem Studen-
ten die für Lebenshaltung und Studienkosten erforderlichen
Mittel unabhängig vom Einkommen oder Vermögen der Unter-
haltsverpflidrteten zur Verfügung gestellt.

Die Entsdreidung für eine familienabhängige oder familienun-
abhängige Förderung muß sidr an den Zielen orientieren, die
mit der Studienförderung verfolgt werden, nämlidt, daß jeder
seinen Fähigkeiten entspredrend ausgebildet und die Chancen-
gleichheit für alle Auszubildenden hergestellt wird. Diese Ziele
folgen aus dem Ansprudr des einzelnen auf freie Entfaltung
seiner Persönlidrkeit wie aus der Notwendigkeit, der Gesell-
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sdlaft genügend hochqualifizierte Arbeitskräfte zu sichern.
Arbeitsteilung und beruflidre Mobilität werden in Zukunft wei-
ter zunehmen. Dieser Lage können nur qualifiziert ausgebil-
dete Kräfte geredrt werden.

Der Verwirklidrung von Chancengleidrheit und einer den in-
dividuellen Fähigkeiten entspredrenden Ausbildung stehen je'
dodr materielle Sdrranken entgegen, die überwunden werden
müssen, damit niemand mehr aus finanziellen Gründen oder
durdr Einflußnahme der Unterhaltsverpflidrteten daran gehin-
dert wird, das zu lernen, was seinen Interessen und seiner Be-
gabung entspridrt. Darauf muß eine zeitgerechte Studienförde-
rung abzielen. Die familienunabhängige Förderung würde die-
sen Anforderungen geredrt werden. Sie erlaubt dem Auszu-
bildenden eine freie Entsdreidung für die Wahl und Aufnahme
eines bestimmten Studienganges und eine Durdrführung seiner
Ausbildung unabhängig von einsdrränkenden Einflüssen. So

kann diese Form der Förderung mit dazu beitragen, eine hin-
reidrende Zahl qualifizierter Kräfte auszubilden.

Für die familienabhängige Förderung wird demgegenüber gel-
tend gemadrt, daß die Unterhaltsverpflidrteten sidr an der
Aufbringung der für das Studium benötigten Mittel beteiligen
und dadurdr der Umfang der aus dem Steueraufkommen für
die Studienförderung benötigten Mittel geringer ist. Dagegen
wiederum spridrt, daß die Entsdreidung darüber außerordent-
lidr sdrwierig ist, in weldrem Umfang den Unterhaltsverpflich-
teten die Finanzierung eines Studiums zugemutet werden kann,
ohne daß sie gezwungen werden, ihre Bedürfnisse gravierend
einzusdrränken. Von dieser Entsdreidung, die sidr in der Fest-
legung von Freibeträgen äußert, ist es aber abhängig, weldter
Anteil der Studenten insgesamt Förderung erhält.

Die bisherige Einkommens- und Vermögensanredtnung ist an-
erkanntermaßen mit Ungeredrtigkeiten verbunden und die
Fixierung der Freibeträge notwendigerweise immer in einem
gewissen Maße willkürlidr. Diese systemimmanenten Sdrwie-
rigkeiten werden bei einer Heraufsetzung der Freibeträge zwar
dem Umfang nach vermindert, aber nidtt beseitigt.

Die familienabhängige Förderung belastet zudem die Familie
in einer sozial- und familienpolitisdr unerwünsdtten Weise,
zumal dann, wenn die Eltern bereits eine Sdrul- oder Berufs-
ausbildung finanziert haben. Auf der Grundlage solcher Er-
wägungen kommt deswegen audt das 1. Ausbildungsförderungs-
gesetz für die Ausbildung in Kollegs und Abendgymnasien

FamilieDuDab-
hängige
Förderung

Familienab-
hängige
Förderung
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zu den Grundsätzen der familienunabhängigen Förderung. Eben-
so unerwünsdrt sind die weitgehenden Einwirkungen des Staa-
tes auf die Familienverhältnisse, die mit der familienabhän-
gigen Förderung notwendig verbunden sind, weil eine dauernde
Uberprüfung von Einkommen und Vermögen der Unterhalts-
verpflidrteten erforderlidr ist und Vorsorge für den Fall ge-
troffen werden muß, daß die Unterhaltsverpflidrteten zwar in
der Lage, aber nidrt bereit sind, dem Studenten Mittel in Höhe
des Förderungsbetrages zur Verfügung zu stellen. Eine Ab-
hilfe dadurdr, daß dem Studenten ein Ansprudr auf Studien-
förderung gegen den Staat gegeben wird, der seinerseits einen
Ersatzansprudr gegen die Unterhaltsverpflidrteten erlangt,
würde unnötige Konflikte in die Familie tragen.

e) Aufbringung der Mittel

Angesidrts des Interesses, das die Gesellsdraft an der Ausbil-
dung einer genügend großen Zahl qualifizierter Kräfte hat,
liegt es nahe, die Kosten der Studienförderung ganz oder teil-
weise aus dem von der Allgemeinheit aufgebradrten Steuer-
aufkommen zu finanzieren.

Da es andererseits aber audr im Interesse jedes einzelnen liegt,
eine gute Ausbildung zu erhalten, und da ein erfolgreidr ab-
solviertes Studium neben individuellem geistigen Gewinn audr
bessere Berufsdrancen versdrafft, ersdreint es durdraus mög-
lidr, die geförderten Absolventen zur Aulbringung der Mittel
heranzuziehen. Eine Beteiligung an den Kosten ist wünsdrens-
wert.

VIII.2. Modell für die Studienförderung

Bei der Durdrführung der Studienförderung sind verschiedene
Variationsmöglidrkeiten gegeben. Wie man die im vorausge-
gangenen Absdrnitt erörterten Elemente der Studienförderung
miteinauder kombiniert, ist eine politisdle Entsdreidung, bei
der neben den Gesidrtspunkten der Wissenschaftsförderung
auch bildungspolitisdre, sozialpolitisdre und finanzpolitisdre
Implikationen zu berüdrsidrtigen sind. Die volle Verwirklidrung
der familienunabhängigen Förderung und der Finanzierung aus
Steuermitteln würde die öffentlidre Hand bei den zu erwarten-
den Studentenzahlen mit unvertretbaren Ausgaben belasten.

Erst eine nähere Prüfung der dargestellten Förderungsprinzi-
pien, die audr den Zusammenhang mit Fragen des Familien-



lastenausgleidrs, der Reform des Einkommensteuerredrts und
audr der Förderung in anderen Bereiüen als dem der Hodr-
sdrulen usw. berüd<sidrtigt, wird es erlauben zu entsdreiden,
ob in absehbarer Zeit eine nadr dem folgenden Modell ge-
staltete Studienförderung verwirklidrt werden soll.

(1) Jeder Student erhält unabhängig von der finanziellen Lage
seiner Unterhaltsverpflidrteten für die Dauer seines Studiums
auf Antrag monatlidr einen Förderungsbetrag, der zur Hälfte
als Stipendium, zur Hälfte als Darlehen gewährt wird.

(2) Der Förderungsbetrag ist kostendedcend. Seine Höhe wird
auf Grund regelmäßiger Uberprüfung laufend an die verän-
derteu Lebenshaltungs- und Studienkosten angepaßt.

Der Student kann einen niedrigeren, nur teilkostende&endeu
Förderungsbetrag wählen, der sidr dann ebenso wie der volle
Förderungsbetrag je zur Hälfte aus Stipendium und Darlehen
zusammensetzt.

(3) Die Darlehen sind zinslos.

(4) Die Tilgung des Darlehens beginnt nadr fünf bis hödrstens
zehn Jahren von der Ablegung des Examens oder vom Abbrudr
des Studiums an.

(5) Die Höhe der Tilgungsbeträge ridrtet sidr in erster Linie
nadr dem Einkommen des Rüdczahlungspflidrtigen. Sie soll in
Prozent des Einkommens so bemessen werden, daß die Til-
gung des Darlehens innerhalb von 10 bis 20 Jahren erfolgt.
Die einzelnen Tilgungsbeträge dürfen jedodr 5 o/o des Brutto-
einkommens nidrt übersteigen.

Bei der Bemessung der Tilgungsbeträge werden Familienstand
und ähnlidre Umstände des Rüdczahlungspflidrtigen berü&.-
sidrtigt, so daß er in seiner beruflidren Entwiddung nidtt be-
hindert wird.

Die Tilgungsbeträge sollten als Kosten der Berufsausbildung
wie steuerlidre Sonderausgaben behandelt und demgemäß bei
der Beredrnung der Lohn- bzw. Einkommensteuer berüd<sidr-
tigt werden.

Die Einführung eines so gro8zügigen Förderungssystems ist
nur in Verbindung mit der Neuordnung des Studiums zu ver-
treten. Hierbei kommt der Studienberatung, der begleitenden
Leistungskontrol\e und der Begrenzung der Studienzeit beson-
dere Bedeutung zu.
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VIII. 3. Förderung des Aufbaustudiums und der Promotion

Die Förderung der Studenten des Aufbaustudiums ist eine Vor-
aussetzung dafür, daß der benötigte wissenschaftlidre Nach-
wudrs gewonnen und die empfohlene Anderung der Personal-
struktur (vgl. S. l22f.t.) verwirklicht werden kann.

Die Förderung des Aufbaustudiums darf nur von der Qualifi-
kation des Bewerbers und nidrt von der Bedürftigkeit abhän-
gig gemacht werden. Im Hinblid< auf den Bedarf an wissen-
sdraftlichen Nadrwuchskräften ist sie sofort familienunabhän-
gig zu gestalten. Auf Grund des Interesses der Gesellschaft
an der Gewinnung dieser besonders qualifizierten Studenten
und an der nicht zuletzt durch ihre Arbeiten vorangetriebenen
Forschung müssen die Förderungsbeträge als reine Stipendien,
also ohne Darlehensanteil, vergeben werden.

Für die Förderung sollten Beträge vorgesehen werden, die
zwischen der Hälfte und drei Vierteln der Bezüge der Ein-
gangsstufe der Vergütungsgruppe II a BAT liegen. Diese Höhe
der Förderungsbeträge ergibt sidr aus einer Abwägung zwi-
sctren den beiden folgenden Gesidrtspunkten: Studenten des
Aufbaustudiums haben bereits ein abgesdrlossenes Studium
hinter sictr und könnten insofern bei einer beruflidren Tätig-
keit, aber auch im Hinblid< auf ihre Mitwirkung in der For-
schung eine volle Bezahlung erwarten; andererseits ist das
Aufbaustudium eine vertiefte Ausbildung, die audr im Inter-
esse der Studenten liegt, ihre Berufsdrancen verbessert und in-
sofern nicht wie eine volle Berufstätigkeit bezahlt werden kann.

Die Förderung erhalten alle Studenten, die zum Aufbaustu-
dium zugelassen werden. Sie wird zunächst auf zwei Jahre be-
grenzt, Arbeitet der Student an einer Promotion, so kann die
Förderung bei gegebenen Voraussetzungen durch einen Ein-
zelentscheid für hödrstens zwei weitere Jahre verlängert wer-
den.

VIII. 4. Förderung besonderer Formen der Ausbildung

a) Studium im Ausland

Es ist erwünscht, daß erheblich mehr deutsche Studenten im
Ausland studieren, als es gegenwärtig der Fall ist. Um dieses
Ziel zu erreichen, sollte die Zahl der Auslandsstipendien erhöht
und eine für das Auslandsstudium besonders bemessene För-
derung eingeführt werden. Die monatlichen Förderungsbeträge
sollten je nach den Studien- und Lebenshaltungskosten in den
verschiedenen Ländern festgesetzt werden.
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b) Fernstudium

Das Fernstudium soll dem Präsenzstudium im Ergebnis gleidr-
wertig sein. Es erfordert daher mindestens den gleichen Ein-
satz an Arbeit und Anstrengung. Aus diesem Grunde sollten
Fernstudenten, die sidr dem Fernstudium vollzeitlidr widmen,
wie Präsenzstudenten behandelt werden. Für die Förderung
von Studenten im Fernstudium gelten die gleidren Regelungen
wie beim Präsenzstudium.

c) Kontaktstudium und alternierende Studiengänge

Die bildungspolitisdre Bedeutung des Kontaktstudiums macht
es erforderlidr, die Förderung der Teilnehmer gesondert zu
regeln, da die Verwirklidrung des Kontaktstudiums nicht zu-
letzt hiervon abhängt.

Für die Förderung des Kontaktstudiums kommt eine Finan-
zierung aus Steuermitteln, aber audr von der Arbeitgeberseite
oder von Arbeitnehmerorganisationen in Betradrt. Weldre Fi-
nanzierung im einzelnen gewählt wird, ist weitgehend von der
Art und Weise der Durdrführung des Kontaktstudiums abhän-
sis.
Ahnlidre Probleme stellen sidr bei der Förderung von alter-
nierenden Studiengängen.

VIII. 5. Indirekte Studienförderung

Als indirekte oder mittelbare Studienförderung können alle
die Maßnahmen bezeidlnet werden, die nidrt in unmittelbaren
finanziellen Zuwendungen an den Studenten bestehen. Hier-
her gehören Maßnahmen des Familienlastenausgleidrs (wie
Gewährung von Kindergeld und Ausbildungszulagen an die
Eltern des Auszubildenden, Kinderzuschläge im Bereidr des
öffentlichen Dienstes, im Redtt der Sozialversicherung, der
Kriegsopferversorgung und des Lastenausgleichs), steuerliche
Maßnahmen (wie die Berüdrsichtigung von Ausbildungs- und
Fortbildungskosten bei der Ermittlung des Einkommens, Steuer-
freiheit von Stipendien etc.), Fahrpreisermäßigungen am Stu-
dienort sowie bei Fahrten zwisdren Wohn- und Studienort,
Erlaß von Studien- und Prüfungsgebühren, Gewährung von
Lernmittelfreiheit, Gewährung von Freitischen, Unterhalt von
Wohnheimen zur verbilligten Unterbringung von Studenten,
Unterhalt von Kindergärten und Kinderkrippen für Studenten-
kinder, studentische Krankenversorgung, Zimmer- und Arbeits-
vermittlung etc.

89



Für diesen umfangreidren und unzureidrend koordinierteu Be-
reidr werden hier keine konkreten Empfehlungen ausgespro-
dren. Aus den Regelungen für die direkte Studienförderung
ergeben siö jedodr Konseguenzen für die indirekte Studien-
förderung, die im einzelnen untersuüt werden müssen. Bei
der vorgesdrlagenen Studienförderung sollte erwogen werden,
Maßnahmen der indirekten Studienförderung mit dem Ziel
der Verwaltungsvereinfadrung abzubauen.

VIII. 6. Verwirklidrung

Der Wissensdraftsrat verkennt nidrt, daß die Umstellung auf das
dargestellte Modell der Studienförderung hohe Mittel erfordert
und unter Berü&sidrtigung der Prioritäten für andere Bereiöe
in dem Gesamtsystem des Bildungswesens nur in einem län-
geren Zeitraum zu verwirklidren ist.

Als erste Maßnahme, die keinen Aufsdrub duldet, muß die
vorgesölagene Förderung im Aufbaustudium und der Promo-
tion verwirklidrt werden.

Gleidrzeitig muß der Förderungsmeßbetrag sofort neu festge-
setzt werden, und zwar auf eine den tatsädrlidren Lebenshal-
tungs- und Studienkosten entspredrende Höhe.

Der Ubergang von der bisherigen Studienförderung zu dem
neuen System sollte im übrigen so vorbereitet werden, daß er
ohne Brudr möglidr wird. Zu diesem Zwedr wird empfohlen,
die Freibeträge, oberhalb derer das Einkommen des Studen-
ten und der Unterhaltsverpflidrteten für die Finanzierung des

Studiums herangezogen wird, von Jahr zu Jahr erheblidt her-
aufzusetzen, so daß der Anteil der nadr dem Honnefer Modell
geförderten Studenten an der Gesamtstudentenzahl ständig
wädrst. Dabei sollte auö in zunehmendem Maße zur Gewäh-
rung von Darlehen übergegangen werden.
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C.

Fragen der Forsdrung

C. I. Forsdrung im Hodrsdrulbereidr

Für die Behandlung der Fragen der Forsdrung im Rahmen der
vorliegenden Empfehlungen entsteht eine besondere Sdrwierig-
keit daraus, daß die Forsdrung zu einem erheblidren Teil audr
außerhalb der Hodrsdrulen betrieben wird. Die Rolle der For-
sdtung im gesamten Wissensdraftssystem der Bundesrepublik
kann daher nur bestimmt werden, wenn sie unabhängig von
ihrer institutionellen und organisatorisdren Zuordnung im Zu-
sammenhang betradrtet wird.

Die komplexen Fragen der Forsdrung in ihrem Gesamtzusam-
menhang vollständig im Rahmen dieser Empfehlungen zu be-
handeln, ist jedodr niöt möglidr. Das Thema würde die Emp-
fehlungen sprengen. Im Hinblidr auf die Bedeutung der For-
sdrung für die allgemeine Entwidclung ist eine Behandlung
dieser Fragen nidrt weniger dringlidr als die in der öffent-
lidren Diskussion unter dem Drud< des Andranges zu Sdrulen
und Hodrsdrulen in den Vordergrund getretenen Fragen der
Ausbildung, Der Wissensdraftsrat wird das Thema der For-
sdrung in ihrem Gesamtzusammenhang daher nadr Verabsdrie-
dung dieser Empfehlungen zum Gegenstand einer eigenen
Untersudrung madren. Das Ziel wird die Bestimmung von Funk-
tion, Struktur, Organisation, Umfang, Inhalt, Förderung und
Finanzierung der Forsdrung im Wissensöaftssystem der Bun-
desrepublik sein. Dabei wird insbesondere audr auf die Fragen
der Forsdrungsplanung einzugehen sein.

Zu den Fragen der Forsdrung im Hodrsdrulbereidr muß jedodr
sdron im Rahmen der jetzt vorliegenden Empfehlungen Stel-
lung genommen werden, wobei der enge Zusammenhang, der
zwisdren der Forsdrung innerhalb der Hodrsdrulen und außer-
halb der Hodrsdrulen besteht, berü&,sidrtigt werden muß. In
diesem Sinne werden hier eine Reihe von weitergreifenden
Vorüberlegungen angestellt, die zu einem späteren Zeitpunkt
fortzuführen und näher darzustellen sind.

Elgene Unter-
sudrung der
Fors0ungs-
fragen
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Selbständige
Aulgabe der
Hodrsöulen

Veränderung
der
Anlorderungen

L 1. Verbindung von Forsdrung und Lehre

a) Veränderung der Ausgangslage

Der Wissensdraftsrat hat sidr in seinen bisherigen Empfehlun-
gen wiederholt für eine Verbindung zwisdren der Forsdrung
und der Lehre ausgesprodren und eine institutionelle Trennung
von Forsdrung und Lehre abgelehnt. Zugleiö hat er jedodr
bereits früher darauf hingewiesen, daß eine stärkere Diffe-
renzierung in der Verbindung zwisdren Forsdrung und Lehre
notwendig ist. Die Empfehlungen des Wissensdraftsrates be-
zogen sidr bisher auf wissensdraftlidre Hodrsdrulen im über-
lieferten Sinne, d. h. auf die Universitäten, die Tedrnisdten
Hoösdrulen und einige Hodrsdrulen mit besdrränktem Lehr-
und Forsdrungsbereidr. Andere Hodrsdrulen, wie die Pädago-
gisdren Hodrsdrulen, die Hodrsdrulen für Musik, für Bildende
Künste und für Sport und die sog. Fadrhodrsdrulen, wurden
bisher nidrt in die Betrachtung einbezogen.

Die vorgesehene Umgestaltung der Ausbildungsgänge sowie
die Einführunsl neuer, gerade audr praxisbezogener Studien-
gänge in den Hodrsdrulbereidr werfen jedodt heute die Frage
auf, ob und inwieweit die Verbindung von Forsdlung und Lehre
erhalten bleiben kann.

b) Die Rolle der Forsdrung in der Hodrsdrule

(1) Mit der zunehmenden Bedeutung der Forsdrung und ihrer
Ergebnisse im letzten Drittel des vergangenen und zu Beginn
dieses Jahrhunderts ist in Deutsdrland die Forsdtung zu einer
selbständigen Aufgabe der Hodrsdrulen neben der Ausbildung
geworden. Diese Entwiddung war keineswegs selbstverständ-
lidr. In anderen Ländern, wie z. B. in England und Frankreidt,
wurden andere Wege beschritten. Die großen Erfolge, die das

deutsdre System vor allem in den Naturwissensdtaften erzielt
hat, haben zur teilweisen und modifizierten Ubernahme dieses
Vorbildes in anderen Ländern geführt.

(2) Die Umgestaltung bestehender und die Einführung neuer
Studiengänge, die zu quantitativen und qualitativen Verände-
rungen der Ausbildungsaufgabe der Hochschulen führen, tref-
fen mit Anderungen im Wesen der Forsdrung zusammen, die
in den letzten Jahrzehnten eingetreten sind.

Nodr in der Zeit narh dem Ersten Weltkrieg war der einzelne
Gelehrte mit relativ geringen Hilfsmitteln in der Lage, die
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Erkenntnisse in seinem Fadr gemeinsam mit seinen Schülern

im Rahmen des ihm anvertrauten Seminars oder Instituts zu

fördern und fortzuentwidreln. Das war möglidr, solange der
einzelne Gelehrte sein Fachgebiet nodr in seinen Verzweigun-
gen und Einzelheiten voll übersehen und vertreten konnte.
Die zunehmende Spezialisierung und die Aufteilung der größe-

ren Fäctrer in immer zahlreichere Fadrridrtungen hat den Rah-

men kleiner Institute sdron vor längerer Zeit gesprengt. Der
Versuch, an dieser Vorstellung gleidrwohl festzuhalten, mußte

notwendig in Widersprudr zu den Lehraufgaben geraten, in
deren Rahmen nidrt in erster Linie Spezialwissen, sondern
Kenntnisse im breiteren Zusammenhang des jeweiligen Fadt-
gebiets vermittelt werden müssen.

Es kommt hinzu, daß für eine Erweiterung der Erkenntnisse
in manctren Gebieten der Geisteswissensdraften und fast durdt-
weg im Bereidr der Natur- und der Ingenieurwissenschaften das

Zusammenwirken von Wissensdraftlern erforderlich ist, die von
verschiedenen Ansatzpunkten her gemeinsam an einem Pro-

blem arbeiten. Der daraus resultierenden Vermehrung des per-

sonellen Aufwands entspridrt eine Vergrößerung des erfor-
derlidren tedrnisdren Apparats und der Zahl der Hilfskräfte
sowie ein Anwadrsen der für die Besdraffung der Apparate
erforderlictren Mittel. In nahezu allen Bereidren wadrsen die

für die Forschung notwendigen Kosten in einer Weise, die das

Bestreben, sie gleidrmäßig an allen Hodrsdrulen zu betreiben,

unmöglidr madrt. Es bedarf der Konzentration von Personal

und Mitteln. Es ist daher von der Sadre her geboten, daß sidt
die einzelnen Hoctrsdrulen in die Bearbeitung der Forschungs-

aufgaben teilen und daß diese planmäßig zwisdren den betei-

ligten Personen und Institutionen abgestimmt werden' Dieser

Weg ist mit der Einridrtung der Sonderforsdrungsbereidte be-

schritten worden. Er wird dazu führen, daß die Hodtschulen

insgesamt für den Gesamtbereidr der Wissensdlaften vollwer'
tige Forschungs- und Ausbildungsmöglidtkeiten bieten.

(3) Die Erfordernisse der Ausbildung stehen zu dieser Ent- Errordernisse

wicklung, die sictr fortlaufend in Rictrtung auf Spezialisierung der Ausbilduns

und Konzentration bewegt, teilweise in einem Gegensatz' Die

Ausbildung muß den Studenten zunädrst ein allgemeines Fadt-

wissen, die Kenntnis von Methoden und eine Ubersidrt über

den Gesamtzusammenhang des Fachgebiets vermitteln' Die

Vermittlung dieser Grundkenntnisse aber hat häufig nur wenig
unmittelbare Berührung mit der Forschung' Forsdrungsgegen-
stände und Lehrgegenstände können heute oft nicht mehr

identisdt sein.

Konzentration
vou Personal
und Mittelu
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Dessen unbesdradet ist die Ausbildung besonders qualifizier-
ten Nadrwudrses nur im Wege der Beteiligung an der For-
sdrung möglidr. Erfahrungen des Auslandes bestätigen die Un-
zwedcmäßigkeit einer Trennung von Forsdrung und Lehre. Da-
her muß audr in der Zukunft Forsdrurg an der Hodrsdrule be-
triebeu werden.

(4) Es wird zuweilen versudrt, versdtiedene Arten von For-
sdrung mit dem Ziel zu untersdreiden, den bestehenden Ein-
ridrtungen des Bildungswesens oder den versdriedenen, künf-
tig im GesamthodrsÖulbereidr tätigen Personengruppen jeweils
eine bestimmte Art von Forsdrung zuzuweisen.

Die VersuÖe haben zur Bildung von Begriffen wie "Sekundär-
forsdrung" und "Nadrforsöung" geführt. Darunter soll eine
Art von Forsdrung verstanden werden, bei der es nidrt primär
um die Gewinnung neuer Erkenntnisse geht, sondern um den
Nadrvollzug eines Forsdrungsvorganges, also um die Wieder-
holung eines bekannten Erkenatnisprozesses. Audr ist ver-
sudrt worden, eine Klassifikation naö Grundlagenforsdrung,
praxisorientierter Forsdrung und lehrbezogener Forsdruug zur
Grundlage einer institutionellen Zuordnung zu madren.

Alle diese Versudre verkennen den Charakter der Forsdrung.
Jede Tätigkeit, die auf methodisdr nadrprüfbare Weise neue
Erkenntnisse zu gewinnen tradrtet, kann als Forsdrung be-
zeidrnet werden. Es kommt dabei nidrt darauf an, ob die Er-
kenntnisse methodisdrer oder objektbezogener Art sind, ob
sie ihren Ausgangspunkt von praktisdren Problemen nehmen,
ob sie sonstige Beziehungen zur Praxis haben oder ob sie in
der Lehre verwendet werden. Die Klassifizierung der Forsdtung
naö versdriedener Wertigkeit ist daher abzulehnen.

c) Differenzierung der Verbindung von Forsdtung und Lehre

Die Hodrsdrulen müssen eine Fülle versdriedener Funktionen
wahrnehmen. Hierzu gehören sowohl die Forsdtung wie Aus-
bildungsaufgaben, aber audr die Bereitsdraft zu wissensdraft-
lidrer Beratung, ferner Entwidclungsarbeiten, die nur in enger
Wedrselwirkung mit der praktisdren Anwendung durdrgeführt
werden können, und Aufgaben der Krankenversorgung. Die
Beziehungen dieser versdtiedenen Aktivitäten zueinander soll-
ten stärker als bisher geklärt und soweit nötig geregelt wer-
den. Das gilt in erster Linie für das Verhältnis von Forsdrung
und Lehre:
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(1) Die Studienreform und die Integration neuer Studiengänge
fütrren dazu, daß die versdrieden akzentuierten Ausbildungs-
gänge sowie die Phasen innerhalb eines Ausbildungsganges
untersüiedlidre Beziehungen zur Forsdrung haben werden.
Audt für die Studenten wird sidr daraus je nadt Ausbildungs- stüdenten

gang und Ausbildungsphase ein versÖiedeues Ausmaß der
Berührung mit der Forsdrung ergeben. Ausmaß und Art der
Beziehungen des einzeluen Studiengauges und der Ausbildungs-
phase zur Forsdrung sind von Fall zu Fall je naÖ dem Aus-
bildungsziel festzulegen. Die Skala der Möglidrkeiten reiÖt
dabei für die Studenten von Studiengängen ohne eigene Teil-
nahme an der Forsdrung über mehrere Zwisdrenstadien bis
zum Aufbaustudium, das seiner Aufgabe gemäß die Studenten
in direkten Kontakt mit der Forsöung bringen muß und ihnen
Gelegenheit bietet, sidr an der Forsdrungsarbeit unmittelbar
zu beteiligen.

(2) Der Sdrwerpunkt der Tätigkeit des einzelnen Wissensdraft-
lers kann je nadr seinen besonderen Aufgaben mehr auf der
Forsdrung oder mehr auf der Lehre liegeu. Die Verbindung
zwisdren Forsdtung und Lehre muß also audt für das wissen- wissensöaft-

sdraftliöe Personal differenziert werden. Eine angemessene
Wahrnehmung der Forsdrung als eigenständiger Aufgabe der
HoÖsdrule erfordert audr wissensdraftlidres Personal, das den
eindeutigen Sdrwerpunkt seiner Tätigkeit in der Forsdrungs-
arbeit hat oder sogar aussdrließlidr in der Forsdrung tätig ist.
Die persönlidre Stellung und die BezeiÖnung der Hodrsdrul-
lehrer dürfen aber nidrt davon abhängig gemadrt werden, ob
der Sdrwerpunkt ihrer Tätigkeit in der Forsdrung oder in der
Lehre liegt. Das ist erforderliü, damit deutlidt wird, daß es

sidr bei Forsdrung und Lehre zwar um versdriedenartige, aber
nidrt um versdriedeawertige Tätigkeiten handelt.

Je enger die Beziehung der Studiengänge zur Forsdrung ist,
je uäher die Studenten also an die Forsdtung herangeführt
werden sollen, desto intensiver muß der mit Lehraufgaben für
diese Studenten betraute Wissensdraftler selbst an der For-
schung beteiligt sein. Wissensdraftler, die vorwiegend in Stu-
diengängen tätig sind, deren Ausbildungsziel keine Teilnahme
der Studenten an Forsdrung voraussetzt, müssen also nidrt,
können aber an der Forsdrung selbst beteiligt sein. Das im
Aufbaustudium tätige Personal kann seine Aufgabe nur erfül-
len, wenn es aktiv forsdrt.
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Soll die Gefahr vermieden werden, daß die Ausbildung zur
Vermittlung von Sadrkunde absinkt, so muß audt das nidrt mit
forsdrungsbestimmten Aufgaben betraute wissensdraftlidre Per-
sonal der Hodrsdrule in Kontakt mit der Forsdrung stehen.
Dieser Kontakt kann dadurdr hergestellt werden, daß die Wis-
sensdraftler audr rein zeitlidr die Möglidrkeit erhalten, sidl
über den jeweiligen Stand der Forsdrung laufend zu orientie-
ren und sidr die für ihre Lehrtätigkeit benötigten Ergebnisse
der Forsdrung anzueignen, und daß ihnen die Mitwirkung an
Forsdrungsaufgaben ermöglidrt wird, wenn sie ihre Befähigung
hierzu nadrweisen und im Fadtbereidr entspreöende Möglidr-
keiten gegeben sind.

Mit jedem einzelnen Wissensdraftler sollten im Anstellungs-
vertrag bzw. bei der Berufung Vereinbanrngen über Art und
Umfang seiner Aufgaben in Forsdrung und Lehre getroffen
werden. Dieser Anderung gegenüber der bisherigen Handha-
bung kommt audr im Zusammenhang mit der Neuordnung der
Personalstruktur entsdreidende Bedeutung zu.

(3) Den Hodrsdrullehrern, zu deren Aufgaben die Forsdrung
gehört, müssen die notwendigen materiellen Voraussetzungen
zur Verfügung gestellt werden. Sie sind im Rahmen der Aus-
sdrreibung zu spezifizieren und bei der Anstellung festzule-
gen. Für die Durd:führung konkreter Forsdlungsvorhaben muß
dem wissenschaftlidren Personal darüber hinaus die Möglidr-
keit offenstehen, vom Fadrbereidr oder aus einem Verfügungs-
fonds der Hodrsdrule Mittel zu erhalten.

Wissensdraftlern, denen aus diesen Quellen keine Mittel für
Forsdrungsvorhaben zur Verfügung gestellt werden, bleibt es

unbenommen, sidr mit Anträgen an die Deutsdre Forsdrungs-
gemeinsdraft oder andere Einridrtungen der Forsdrungsförde-
rung zu wenden,

Die wachsenden Ansprüdre der Forsdrung an apparative Aus-
stattung und an Hilfspersonal zwingen dazu, die Forsdtung
audr im Rahmen der einzelnen Hodrsdrule zu konzentrieren.
Das bedeutet, daß Forschungsvoraussetzungen für eine Fach-
richtung bei einer auf mehrere Orte verteilten Hodrschule,
insbesondere bei einer Gesamthodrschule, in der Regel nur
an einer Stelle gesdraffen werden können, und daß \Missen-
schaftlern, die in einer anderen örtlichen Abteilung tätig sind
und forsdren wollen, zugemutet wird, den Ort aufzusuchen,
wo die Voraussetzungen hierfür vorhanden sind.
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I. 2. Organisatorisdre Fragen

a) Voraussetzungen

Die in Art. 5 Abs. 3 des Grundgesetzes garantierte Freiheit in
Forsdrung und Lehre muß durdr geeignete Organisationsfor-
men gesidrert lrerden.

Angesidrts der Möglidrkeiten moderner Forsdrung, insbeson-
dere der Anwendung und Umsetzung ihrer Ergebnisse, kann
durdraus gefragt werden, ob nidrt eine Kontrolle bestimmter
Forsdrungsvorhaben unter dem Aspekt ihrer Zielsetzung oder
ihrer möglidren Auswirkungen zulässig oder gar geboten ist.
Der Wissensdraftsrat steht auf dem Standpunkt, daß eine soldre
Kontrolle der im Grundgesetz garantierten Freiheit der For-
sdrung widerspridrt und daher auszusdrließen ist.

Für den Bereidr der Hodrsdrulen gehört zur Sidrerung der
Freiheit der Forsdrung eine staatlidr gesdrützte Autonomie.
Die Organisation der Hodrsdrule im Innern muß die Freiheit
der Forsdrung als selbstverantwortlidre Aufgabe gewährlei-
sten. Hierbei gilt es, ein ausgewogenes System zu sdraffen,
durdr das auf der einen Seite gemeinsame Forsdrung einzelner
Wissensdraftler oder ganzer Fadrbereidre gefördert, auf der
anderen Seite aber audr der Freiheit des einzelnen Wissen-
sdraftlers ausreidrender Raum gelassen wird.

Bei den folgenden Empfehlungen zu organisatorisdren Fragen
der Forsdrung wird davon ausgegangen, daß die Funktions-
fähigkeit der Hodrsdrule in vollem Umfang wiederhergestellt
ist.

b) Mängel der gegenwärtigen Organisation

Die Organisation der Forsdrung in den Hodrsdtulen war bis-
her dadurdr gekennzeidrnet, daß die Institute als Forsdrungs-
einridrtungen direkt dem Kultusministerium unterstanden und
der Verwaltung durdr die Hodtsdtule selbst entzogen waren.
Die Hodrsdrule konnte lediglidt über die Organe der akade-
mischen Selbstverwaltung einen mittelbaren Einfluß auszu-
üben versudren. Aus diesem historisdt überlieferten Dualis-
mus ergab sidr, daß die Hodrsdrulen in der Regel keine Gesamt-
verantwortung für die Forsdrung in ihrem Bereidr entwid<elt
haben; sie hatten keinen Uberblidc über die in ihrem Bereidt
tatsädrlidr stattfindende Forsdrung, insbesondere soweit sie
aus Mitteln Dritter finanziert wird.

Freiheit der
ForsÖung

Gesamtverilt-
wortung für die
Forsdrung
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Fa&berelde

Diese Bedingungetr haben zu folgeuder Situation beigetragen:

- Die ForsÖung in den HodrsÖulen wird bisher Dur rvenig
koordiniert und weist Mängel bei der Kooperation zwisdren
einzelnen WissensÖaftlern und zwisÖen mehreren Institu-
ten der gleiÖen HoÖsüule auf.

- Die §iaanzierung der ForsÖung bleibt weitgehend der Ini-
tiative des einzelnen Gelehrten überlassen, vor allem im
Antragsverfahren bei versÖiedeuen Geldgebern. Die FIoö-
sdrule hat hierauf häufig keinen Einfluß. Sie trifft vielfaÖ
auü keine Vorkehrungen für die Ubernahme der Verwal-
tuugsarbeit, die bei dieser Art der Geldbesdtaffung ent-
steht.

- Die Hodrsöuleu entwid<eln nur in Ausnahmefällen eine
eigene ForsÖungspolitik, also Vorstellungen über Sdrwer-
punkte der Forsöuugstätigkeit, über die zukünftige Ent-
wi&.lung, über die Stellung der Hodrsdrule im Gesamt-
system der ForsÖung. Nodr weniger kann von einer For-
söungsplanung durÖ die HoösÖulen gesprodren werden.

Es kommt darauf an, die Verhältnisse so umzugestalten, daß
die HoösÖule Verantwortung für Forsdrung als eigene Auf-
gabe wahrnehmen [ann. ]1a folgenden wird auf einige Maß-
sahmsa näher eingegengen, die dieseu Zielen dienen.

c) Forsdrungseinheiten

(1) Forsdrung und Lehre sollen grundsätzlidr in Fadrberei-
Oen organisiert sein, die zugleiü weitgehend die Aufgaben
der bisherigen Fakultäten und der bisherigen Institute bzw.
Lehrstühle übernehmen. Aus dem BereiÖ der Forsdrung wer-
den lolgende Aufgabeu der FadrbereiÖe hervorgehoben:

- ständige Information über Forsdrungsvorhaben und Koor-
dinierung von Forsüungsarbeiten;

- Planung und Förderung von Forschungsprojekten;

- Abstimmung der ForsÖungstätigkeit mit anderen Faöbe-
reidren und Sidrerung der Zusammeuarbeit mit ihnen;

- Initiativen für schwerpunktmäßige Institutionalisierungen
der Forsdrung, z. 3. in Sonderforsdrungsbereidren;

- Sidrerung der Forsdrungstätigkeit im Fadrbereidr, audr bei
der personellen Ergänzung des Lehrkörpers.

Bezüglidr der Frage, inwieweit die einzelnen Wissensdraftler
frei in der Forsdrung sind und wieweit die Koordinierungs-
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befugnisse von Fadrbereidt und zentralen Organen der Hodt-
söule reidren, ist davon auszugehen, daß der einzelne Wis-
sensdraftler im Rahmen der Anstellungsvereinbarungen frei
in der Wahl seiner Forsdrungsvorhaben ist. Der Faöbereidr
ist jedoch über seine Pläne zu informiereu. Damit reiden die
Koordinierungsbefugnisse des FaÖbereidts hier nidtt weiter
als seine Befugnisse zur Mittelzuteilung. Er kann und soll
jedodr die Forsdrung in seinem Bereiö dadurdr akzentuieren,
daß er für bestimmte Vorhaben bevorzugt Mittel bereitstellt.
Der Fadrbereidr kann im übrigen keinen WissensÖaftler dar-
an hindern, ein bestimmtes ForsÖungsvorhaben durdrzuführen,
wenn es dem Wissensdraftler gelingt, hierfür von Dritten die
benötigten Mittel zu erhalten (vgl. jedodt S. 100)'

(2) Neben den Fa&bereiöen sollten für die Forsdrung in den

Hodrsdrulen weitere organisatoris&e Einheiten, wie Sonder-

forsdrungsbereidre, Zentralinstitute, Zeutren und Fors&ergrup-
pen vorgesehen werden. Zentralinstitute sind besonders für
längerfristige Aufgaben größeren Umfangs geeignet, die niüt
von einem einzelnen Fadrbereidr wahrgenommen werden
können. Sie sollten auch gemeinsam für mehrere Hodrsdrulen
gesdraffen werden können. Forsdrergruppen oder Projekt-
gruppen kommen vor allem für zeitlidr begrenzte Aufgaben in
Frage, die von mehreren Wissensdraftlern aus versdriedenen
Fadrbereidreu gemeinsam wahrgenommen werden sollen.

d) Ständige Kommission für Angelegeuheiten der Forsdtung

Die Einridrtung einer Ständigen Kommission für Angelegenhei-
ten der Forsdrung ist in den Empfehlungen zur Struktur und
Verwaltungsorganisation der Universitäten bereits vorgesdrla-
gen und in ihrer Notwendigkeit begründet worden (S. 28 f').
Zu den Aufgaben der Kommission gehören insbesondere:

- die Formulierung einer Forsdrungspolitik für die Hoch-
sdrule;

- die Koordinierung der Planung innerhalb der Hodrsdtule,
insbesondere soweit die Einridrtungi von Sonderforschungs-
bereidren betroffen ist;

- die Sidrerung der Kooperation zwisdren den versdriedenen
Forsdrungseinridrtungen der Hodrsdrule und mit hodrsdlul'
freien Instituten;

- die Zustimmung zur Einridrtung von Zentralinstituten und

Projektgruppen;

Zeatraltnstitute

Forsöergnppen
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Mittel Dritter

- die Verteilung der Forsdrungsmittel auf die einzelnen Fadr-
bereidre und sonstigen Forsdrungseinheiten der Hodrsdrule
in Zusammenarbeit mit den anderen, hierzu berufenen Or-
ganen der Hodrsdrule;

- die Zuteilung von Forsdrungsmitteln auf Antrag für ein-
zelne Forsdrungsvorhaben aus einem Verfügungsfonds;

- die Uberprüfung der Wirtsdraftlidrkeit des Eiusatzes von
Forsdrungsmitteln im Sinne einer Erfolgskontrolle.

Die Hodrsdrule kann die Gesamtverantwortung für die For-
sdrung nur dann wahrnehmen, wenn sie über alle Forsdrungs-
vorhaben, die in ihrem Bereidr durdrgeführt werden, infor-
miert ist. Das gilt besonders für die Forsdrungsvorhaben, die
mit Mitteln Dritter finanziert werden. Zu diesem Zwedc müs-
sen alle an der Hodrsdrule tätigen Wissensdraftler der Hodr-
schule die Annahme von Mitteln Dritter für Forsdrungszwedce
anzeigen. Damit soll keine Genehmigungspflidrt für die Durdr-
führung soldrer Vorhaben vorgesdrlagen, jedodr sidrergestellt
werden, daß die Hodrsdrule korrigierend eiugreifen kann,
wenn einzelne Wissensdraftler so umfangreidre Forsdrungsauf-
gaben in Angriff nehmen, daß sie ihren andern Pflidrteu
nidrt mehr geredrt werden können.

C. II. Finanzierung der Forsdrung im Hodrsdrulbereidr

II. 1. Verhältnis der allgemeinen Forsdrungsförderung zur Son-
derförderung

Bei der Forsdrungsförderung werden zwei im Grundsatz ver-
sdriedene Wege besdrritten :

- Die Forsdrung wird vorwiegend aus Mitteln finanziert, die
ohne Zwedrbindung in den Haushalten der Hodrsdrulen
und Forsdrungseinridrtungen zur Verfügung stehen. Zen-
trale Fonds zur Forsdrungsförderung, Mittel von Fadrmini-
sterien etc. werden nur ergänzend für besondere Vorhaben
herangezogeu.

- Die Forsdrung wird vorwiegend aus Fonds finanziert, die
an zentraler Stelle für die fadr- und projektbezogene Son-
derförderung zur Verfügung stehen. Dabei werden diese
Mittel so großzügig vergeben, daß eine allgemeine For-
sdrungsförderung nidrt erforderlidr ist.

Zu den Vorteilen der zentralen Vergabe der Forsdrungsmittel
gehört, daß diese Methode güustige Voraussetzungen für eine
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Planung bietet und daß sie in gewissem Umfang eine Leistungs-
kontrolle ermöglidrt. Dem steht durdr die zwangsläufige Fülle
von Anträgen die Gefahr einer Uberforderung der zentralen
Instanzen gegenüber. Außerdem ist es bei diesem Verfahren
nahezu unmöglidr, die besonderen örtlidren Gegebenheiten
ausreidrend zu berücksidrtigen. Vor allem aber ist bei diesem
Verfahren die Gefahr einer unzureidrenden Förderung von
Teilgebieten kaum vermeidbar.

Zu den Nadrteilen der Forsdrungsfinanzierung aus ohne
Zwe&.bindung bereitgestellten Mitteln gehören die Gefahr
einer ungleidrmäßigen und unkoordinierten Förderung und die
Tatsadre, daß auf dieses System nur sÖwer ordnend einge-
wirkt werden kann. Demgegenüber bietet es eineu erheblidten
Freiheitsraum und besondere Chancen für den einzelnen For-
sÖer sowie die Möglidrkeit, Entsdreidungen über Forsdtungs-
vorhabeu dezentralisiert unter Berü&sidttigung der jeweiligeu
konkreten Gegebenheiten zu fällen.

AngesiÖts der erheblidren Vor- und Naöteile der aufgezeig-
ten Wege kommt es darauf an, sie so zu kombinieren, daß

die Vorteile beider Verfahren erhalten bleiben und die Nadt-
teile nadr Möglidrkeit vermieden werden. Dabei ist die For-
sdrungsförderung soweit wie möglidr zu dezentralisieren; zu-
gleidr muß jedodr eine mit einer Leistungskontrolle verbun-
dene Forsdrungsplanung von zentraler Stelle aus mögliÖ blei-
ben. Das gesdrieht, indem eine Arbeitsteilung eingeführt wird,
bei der die Hodrschulen eine ausreidrende und ohne Zwedc-
bindung bereitgestellte Grundausstattung erhalten, bei der
aber die Sonderförderung an zentraler Stelle konzentriert wird.

Ein so gestaltetes Förderungssystem läßt sidt in der Bundes-
republik aus den gegebenen Ansätzen durdraus entwidreln.

IL 2. Grundausstattung der Hodrsdrulen und zentrale For-
sdrungsförderung

Für das Verhältnis zwisdten der Grundausstattung der Hodt-
sdrulen und der zentralen Forsdrungsförderung gilt, daß die
Grundausstattung für die Forsdrungstätigkeit einer Hodlsdrule
vom Sitzland aufgebradrt und zur Verfügung gestellt werden
soll, daß besondere Forsdrungsvorhaben dagegen auf Grund
von Anträgen aus zentralen Forsdrungsförderungsfonds finan-
ziert werden müssen,

Tatsädrlidr ded<en die Länder audr einen erheblidten, fädrer-
und länderweise aber verschieden großen Teil der notwendi-
gen Aufwendungen. Der Rest fließt aus den versdriedensten

Kombioation
der Verfahren
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Quellen. Hier ist neben dem Bundesministerium für Bildung
und Wissensdraft und den Fadrressorts von Bund und Län-
dern sowie den großen Stiftuageu vor allem die Deutsdre
Forsdrungsgemeinsdraft zu nenneD. Ihre Mittel werdeu im Rah-
men des Normalverfahrens zu einem erheblidren Prozentsatz
nur deswegen in Ausprudt genommen, weil die Grundausstat-
tung der Hodsdrulen mit Forsdrungsmitteln nidrt ausreidrt r).

Soweit die Deutsdre Forsdrungsgemeinsdraft nur wegen Män-
geln in der Grundausstattung der HoÖsdruleu in Ansprudr
genommen wird, entsteht ein überflüssiger Verwaltungsauf-
wand; audr werden die Kräfte der wissensdraftlidren Selbst-
verwaltung unnötig belastet. Es muß daher erreidrt werden,
daß die Grundausstattung der Hodrsdrulen für die Forsdrung
auf einen ausreidrenden Stand gebradrt wird.

Dennoö wird das Normalverfahren der Deutsdren Forsdrungs-
gemeinsöaft seine Bedeutung für die Förderung von For-
sdrungsvorhaben nidrt verlieren, die im Rahmen der Grund-
ausstattung einer Hodrsdrule nidrt durögeführt werden kön-
nen. Es würde Beeinträdrtigmngen für die Forsdrung mit sidr
bringen, wenn die Arbeitsmöglidrkeiten eines Forsdters auf
die seinem Fadrbereidr bzw. seiner Hodrsdrule zur Verfügung
stehenden Mittel begrenzt würden. Für Fälle dieser Art muß
daher der Weg zu Organisationeu der Forsdrungsförderung
offen bleiben.

Ein weiteres Ziel der Ordnung der Forsdrungsförderuug sollte
es sein sidrerzustellen, daß die von den Fadrressorts aus
ihren Forsdrungsfonds vergebenen Mittel nidrt im Sinne allge-
meiner Forsdrungsförderung verteilt, sondern nur für For-
sdrungsaufträge verwendet werden, deren Ergebnisse es für
die Erfüllung seines Ressortauftrages benötigt. Gesdrieht das
nidrt, ist bei dem erheblidren Umfang der in diesen Fonds zur
Verfügung stehenden Mittel zu befürdrten, daß die Planung
wissensdraftlidrer Sdrwerpunkte sidr nidrt wie vorgesehen
vollzieht, sondern daß ihr ein unkoordiniertes Nebenprogramm
gegenübersteht.

II. 3. Voraussdrätzung des Mittelbedarfs

a) Allgemeine Forsdrungsförderung

Es ist vordringlidr, Methoden zu finden, die eine Ermittlung
und eine Voraussdrätzung des Bedarfs der Hodrsdrulen an
Forsdrungsmitteln erlauben. Dabei ist von den oben erörter-

1) Vgl. hleEu Beriöt der _Deutsöen ForsöungsgenelBsÖaft über thre Tetigkeit
vom L Januar bis zum 31. Dezember 1969, o. 0.-1069. S.6f.
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ten Prinzipien des Verhältnisses zwisdren der allgemeinen
Forsdrungsförderung und der Sonderförderung auszugehen. Das

bedeutet, daß die HoÖsÖulen die für besondere Forsdruags-
vorhaben benötigten Finanzmittel zusätzlidr und getrennt er-
halten.
Hier geht es zunädrst um eine Festlegung der Höhe der Grund-
ausstattung, die die Hodrsdrulen für ihre Forsöungstätigkeit
benötigen. Zu diesem Zwedr wird die Entwi&lung von Mo-
dellen für die Ermittlung des Sarhmittelbedarfs von Fadtbe-
reidren vorgesdtlagen (vgl. S. 1770.

Für die Beurteilung von Ergebnissen soldrer Ermittlungen
über die Höhe des Sadrmittelbedarfs sollten auö Beträge
herangezogen werden, die sidr bezüglidr des Forsdrungsauf-
wands je Wissensdraftler in Industrieunternehmen ergeben
(vgl. Anlage 10, Beilage, Bd. 2, S. 430 ff.).

Bei der Voraussdtätzung des Mittelbedarfs der Hodtsdtulen
muß berü&sidrtigt werden, daß er wesentlidt durdr die Ver-
bindung von Fors&ung und Lehre beeinflußt wird. Soweit das

wissensdraftlidre Personal der HodrsÖulen an der Forsdtung
mitwirken soll, muß jeder Personalvermehrung in den Hoctt-
sdrulen eine Vermehrung der Forsdrungsmittel folgen, wenn
auf die Dauer die Forsdtungsbedingungen siö nidrt versdrledr-
tern sollen.
Die Voraussdrätzung des Mittelbedarfs für die Forsdtungstä-
tigkeit der Hodrsdrulen kann sidr unter dieser Bedingung an

der Personalplanung orientieren, wenn außerdem die durdt
die zunehmende Verfeinerung und Aufwendigkeit der wissen-
sdraftlidren Methoden eintretende Verteuerung berüdrsidttigt
wird. Zur Quantifizierung des Einflusses des wissensÖaftlidten
Fortsdrritts auf den Mittelbedarf sollte versuöt werden, einen

,Verfeinerungsfaktor' zu ermitteln. Ein soldter Faktor soll
es erlauben zu messen, wie die Sadrausgaben für die For-
sdrung, bezogen auf den einzelnen Wisseusdraftler, auf Grund
der zunehmenden Komplexität der Arbeit, der Methoden und
der Apparate anwadtsenr). Entsprectrende Untersudrungen
sollten eingeleitet werden.

b) Söwerpunkte der Forsdtung

Im Bereidr der Sdtwerpunkte und Sonderforsdrungsbereidre
gibt es bereits mehrere Ansatzpunkte für eine Voraussdtät-
zung des Mittelbedarfs.

1) Vdl. auö A. V. Cohen and L. N. Ivins, The Sophistication Factor in Science
' Eipenditure. ScteDce Policy Studies No. l. London 1907
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Für den Bedarf im Sdrwerpunktprogramm der Deutsdren
Forsdrungsgemeinsdlaft liegt mit dem Grauen Plan III eine
Voraussdrätzung bis zum Jahre l97l vorl). Die Deutsdre
Forsdrungsgemeinsdraft ist zur Zeit damit befaßt, diesen plan
unter Berüd(sidrtigung der zwisdrenzeitlidr eingetretenen Ver-
änderungen weiterzuentwidreln.

Im Jahre 1968/69 sind 149 Sonderforsdrungsbereictre anerkannt
worden. Im Jahre 1970 stehen 63 Millionen DM zur Förderung
von Sonderforsdrungsbereidlen zur Verfügung. Zur Sidterung
der kontinuierlidren Weiterführung des Programms hat der
Wissensüaftsrat am 31. Januar 1970 auf Grund wissensdrafts-
politisdrer Erwägungen und einer Prüfung der bisher vorlie-
genden Anträge die Bereitstellung folgender Beträge zur För-
derung der bisher anerkannten Sonderforsdrungsbereidre für
notwendig gehalten:

für das Jahr 1971 120 Millionen DM,
für das Jahr 1972 150 Millionen DM,
für das Jahr 1973 180 Millionen DM,
für das Jahr 1974 200 Millionen DM,
für das Jahr 1975 250 Millionen DM.

C. III. Perspektiven künftiger Forsdrungsplanung

Bisher ist es nodr nidrt gelungen, den veränderten Verhält-
nissen entspredrende Forsdrungskategorien zu entwidceln und
diesen korrespondierende Förderungsmaßnahmen zuzuordnen.
Bei Empfehlungen, die sidr auf ein Jahrzehnt beziehen, ist es
unerläßlidr, einen Ausblidr auf die in der genannten Ridrtung
liegenden Fragestellungen und die Maßnahmen zu geben, die
alsbald ergriffen werden müssen. Im folgenden wird die Ridr-
tung der ersten Uberlegungen angedeutet, die hierzu ange-
stellt worden sind. Sie beziehen sidr auf die Bildung von
Förderungskategorien, auf Maßnahmen der Bestandsaufnahme
und auf die Entwidr.lung von Kriterien für Prioritätsentsdrei-
dungen.

IIL l. Bildung von Förderungskategorien

Eine sinnvolle Planung der Forsdrung für den Hochschulbe-
reidr wird erst möglidr, wenn der gesamte Wissensdrafts-
bereidr, in dem Forsdrung stattfindet, erfaßt und strukturiert

l) DeutrÖc Forsdtungsgemelnsöaft,
Wiesbaden 1968.

Aufgaben ud FiDanzieruDg UI: 1969-1971,
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worden ist. Dies könnte dadurdr gesdrehen, daß Gruppeu von
Vorhaben untersdrieden und dementspredrende Förderungs-
kategorien gebildet werden. Hierdurdr könnten eine bessere
Ubersidrt erreidrt, die Prioritätsentsdreidungen erleidrtert und
die Voraussdrätzung des erforderlidren Finanzbedarfs ermög-
lidrt werden.

Die tatsädrlidren Verhältnisse lassen bereits Ansätze für die
Bildung von Förderungskategorien erkennen:

- allgemeine Forsdrungsförderung,

- Sdrwerpunkte,

- Großforsdrung,

- tedrnologisdre Sonderprogramme.

Bei dieser Untersdreidung sind der allgemeinen Forsdrungs-
förderung versdriedene Gruppen von gezielter, fadr- oder pro-
jektbezogener Sonderförderung gegenübergestellt, die sidr u. a.
in der Zielriötung, in der Arbeitsweise, in den Auswirkungen
und in der Höhe der für die Durdrführung erforderlidren
Finanzmittel untersdreiden. Eine nähere Darstellung dieser För-
derungsbereidre soll in den vorgesehenen Empfehlungen des
Wissensdraftsrates zur Forsdrung vorgenommen werden,

Die allgemeine Forsdrungsförderung umfaßt - wie das sdron
jetzt der Fall ist, - vor allem die Hodrsdrulforsdrung, die
aus dem Hodrsdruletat und im Normalverfahren der Deutsdren
Forsdrungsgemeinsdraft finanziert wird, sowie in Instituten der
Max-Plandr-Gesellsdraft betriebene Forsdrung. Die Bedeutung
der allgemeinen Forsdrungsförderung liegt insbesondere dar-
in, daß in ihrem Rahmen der größte Teil des wissensdraft-
li&en Nadrwudrses herangebildet wird, daß hier die von Nütz-
lidtkeitserwägungen und Anwendungsmöglidrkeiten unabhän-
gige, vorwiegend am Erkenntnisstreben orientierte Forsdrung
betrieben wird, die zugleich die Grundlage darstellt, aus der
fadr- oder projektbezogene Entwidslungen hervorgehen kön-
nen. Die Wissensdraften sind untereinander so verbunden und
interdependent, und es ist so wenig vorherzusehen, an weldrer
Stelle und zwisdren weldren Disziplinen sidr neue Aufgaben
ergeben, daß der Versudr, im Rahmen der allgemeinen For-
schungsförderung bestimmte Bereiche nidrt zu fördern, die Ge-
fahr eines Sdradens für das Ganze mit sidr bringt. Auf die
Dauer ist daher die Voraussetzung jeder schwerpunktmäßigen
wissenschaftlidren Entwiddung die Sidrerung einer breiten und
umfassenden Grundlage, deren Umfang definiert werden muß.

Allgemeine For-
söugsförde-
mg ud Son-
derlörderung
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SöwerpuLte Die SÖwerpunkte der Forsdrung sind eine notwendige, aus
der Eutwiddung der Wissensdraft folgende Ergänzung der all-
gemeinen ForsdrungsfQrderung. Hierher gehören sowohl die
S&werpunkte der Deutsdren Forsdrungsgemeinsdraft wie die
Sonderforsdrungsbereidre, aber audl Vorhaben der Institute
der Max-Plandr-Gesellsdraft und zahlreidrer weiterer For-
sdrungseinridrtungen außerhalb der Hodrsdrulen. Im einzel-
nen wird auf die Liste der Sdrwerpunkte der Deutsdren For-
sdrungsgemeinsdraft (Anlage 5a, Bd.2, S.3l7ff,) und auf das
Verzeidrnis der Sonderforsdrungsbereidre (Anlage 5b, 8d.2,
S. 321 ff.) verwiesen.

Zur Großforsdrung gehören Forsdrungsvorhaben, deren Um-
fang so erheblidr ist, daß sie in der Regel die Möglidrkeiten
einer Hodrsdrule übersteigen. Zu ihrer Durdrführung sind Ein-
ridrtungen gesdraffen worden, in denen je nadr der Aufgaben-
stellung Grundlagenforsdrung oder anwendungsorientierte For-
sdrung und tedrnisdre Entwiddung betrieben werden.

Die tedrnologisdren Sonderprogramme bedingen eine ständige
Wedrselwirkung zwisdren'Wissensdraft, Wirtsdraft und Staat
und damit materielle und organisatorisdre Voraussetzungen,
die den Rahmen wissensdraftlidrer Hodrsdrulen sprengen.

Auf Grund der genannten Besonderheiten dieser beiden For-
sÖungsförderungskategorien wird davon abgesehen, die sie
betreffenden Fragestellungen in den vorliegenden Empfehlun-
gen zu behandeln.

III. 2. Bestandsaufnahme

Jede sinnvolle Forsdrungsförderung und jede Forsctrungspla-
nung setzt ausreiÖende Kenntnisse über den tatsädrlidren
Zustand voraus. Die über die Tätigkeit der Hodrsdrulen bis-
her vorliegenden Angaben reidren aber bei weitem nidtt aus,
vor allem weil sie keine Zuordnung zu bestimmten Funktio-
nen (Lehre, Forsdrung, Verwaltung, Dienstleistungen etc.) er-
lauben. Der Kenntnisstand muß daher dringend verbessert wer-
den.

Die Kenntnisse müssen sidr

- auf das Personal,

- auf die fortdauernden und einmaligen Ausgaben,

- auf die vorhandenen baulidren und apparativen Gegeben-
heiten,
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- in bestimmtem Umfang auf die Forsdrungsziele uud For-
sdrungsinhalte

erstredcen und sowohl die allgemeine wie die Sonderförderung
umfassen.

Eine Bestandsaufnahme, die alle erforderlidren Kenntnisse er-
bringt, ist zur Zeit nodr ni&t möglidr. Sie setzt Vorbereitungen
im Hoösdrulbereidr voraus, die erst noÖ getroffen werden
müssen. Solange diese Bedingungen nidrt erfüllt sind, muß sidr
die Bestandsaufnahme mit SÖätzungen begnügen. Damit wird
aber der Ausgangspunkt aller weiteren Uberlegungen in einem
unzumutbaren Maß mit Unsidrerheiten belastet. Die erforder-
lidren Vorarbeiten in den Hodrsdrulen sind daher vordring-
lidr. Sie sollten sidr auf folgendes erstre&en:

- Erfassung des gesamten (auÖ des aus Mitteln Dritter finan-
zierten) wissensÖaftliöen Personals der Hodrsdrule nadr
Fadrridrtungen und naÖ Zeitaufwand für die versdriedenen
Funktionen (Forsdrung, Lehre, Verwaltung, Dienstleistun-
gen etc.).

- Einführung eines Rednungswesens in den Hoösdrulen, das
eine differenzierte Kostenredrnung ermöglidtt und Klarheit
über Höhe, Herkunft und Verweudungszwedc der veraus-
gabten Mittel sdrafft. Das Redrnungswesen muß niÖt nur
die Haushaltsmittel, sondern audr die Mittel Dritter voll-
ständig erfassen.

- Einführung eines Beridrtswesens in den Hoösdrulen, das
in regelmäßigen Abständen Auskunft über laufende For-
sdrungsvorhaben, ihr Ziel und ihren Inhalt gibt. Soldre Be-
ridrte führen dazu, daß die einzelnen Forsdrungseinridr-
tungen sidr und der Offentlidrkeit regelmäßig Redrensdraft
über ihre Forsöungstätigkeit und über die ihnen zugewen-
deten Forsdrungsmittel geben.

Wenn innerhalb der einzelnen Hodrsdrulen entspredrende Maß-
nahmen eingeleitet worden sind, muß untersudrt werden, wie
die den einzelnen Hodrsdrulen zur Verfüguug stehenden Da-
ten zentral erfaßt und mit entspredrenden Angaben der For-
sdrungseinridrtungen außerhalb der Hodrsdrulen zusammenge-
führt werden können.

IIL 3. Kriterien für Prioritätsentsdreidungen

Wenn die für Forsdrungszwedce zur Verfügung steheuden Mit-
tel genügend rasdr $radrsen, werden Prioriätsentsöeidungen

Vorbereitugeo
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weithin vernadrlässigt. Sobald die Höhe der Haushaltsmittel
gleidbleibt oder gar zurü&.geht, werdeu sie jedodr unaus-
weiölidr. Sdron unzureidrende Zuwadrsraten bei den Mittelu
madren die Dringliökeit von Prioritätsentsdreidungen sehr
deutliö.

Es ist daher notwendig, Kriterien zu entwid<eln, an deuen
sidr die zu treffenden Entsdreidungen über wissensdraftlidre
Programme und über die Verteilung der Mittel auf versöie-
deuen Disziplinen orientieren können. Die Bildung soldrer
Kriterien und darüber hinaus die Untersudrung der Struktur
von Entsdreidungsprozessen, die Entwidclung von Planungs-
systemen und geeigneter Organisationsformen für die Eutsdrei-
dungsprozesse sind wissensdraftlidre Aufgabeu, die bisher nidrt
mit der erforderlidren Intensität in Angriff genommen worden
sind. Das sollte alsbald gesdrehen.

III.4. Planung der Forsdrung

Die folgenden Erörterungen besdrränken sidr auf Maßnahmen
der Planung in den Bereidren, auf die sidr die allgemeine For-
sdrungsförderung und die Förderung der Sdrwerpunkte der
Forsdrung beziehen.

a) Allgemeine Forsdrungsförderung

Im Rahmen dieser Kategorie soll die breite Grundlage gesdraf-
fen werden, auf der sidr erst Sdrwerpunkte und Projekte ent-
widreln können. Während in den anderen Förderungskatego-
rien die Freiheitsgrade des Forsdrers abnehmen können, sei
es durdr Einengung in der Themenwahl, Einordnung in einen
Verbund mit anderen Forsdrern, Ausridrtung auf bestimmte
Ergebnisse, wadrsende Erfolgskontrolle u. ä., soll die allge-
meine Forsdrungsförderung einen breiten Freiheitsraum garan-
tieren. Dieser Zielsetzung entspredrend sollte die Planung im
Bereidr der allgemeinen Forsdrungsförderung auf das unbe-
dingt Notwendige besdrränkt werden.

Es ist jedodr notwendig, die Struktur des Bereidrs der all-
gemeinen Forsdrungsförderung zu untersudren und hier gege-
benenfalls planend und ändernd einzugreifen, wenn sich Un-
gleidrgewichte ergeben. Das kann in verschiedener Hinsidrt
der Fall sein:

- Die Forschungskapazität eines bestimmten Fachgebiets kann
unzulänglidr oder übermäßig groß sein. Das kann z. B. Er-
gebnis historisdrer Entwidrlungen sein oder auf dem im
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folgenden erörterten Zusammenhang zwisdteu Ausbildungs-
kapazität und Forsdruugskapazität beruhen.

Die Forsdrungskapazität ist bisher für die meisten Bereidte
noÖ niÖt geplant worden. Die Empfehlungen des Wis-
sensdraftsrates für die wissensdraftlidren Hodtsdtulen ha-
ben die Erfordernisse der Forsdrung zwar immer mitbe-
rüdrsidrtigt, siü aber weitgehend an der erforderlidren Aus-
bildungskapazität orientiert. Iusofern hatte die Planung von
Ausbildungskapazitäten automatisdr bestimmte Forsdtungs-
kapazitäten zur Folge.

Es wird deshalb, audr im Hinblid< auf die vorgesehene
Reform der Studiengänge und die Einführung neuer Stu-
diengänge notwendig sein, die Forsdrungskapazität unab-
hängig von der Ausbildungskapazität zu betradrten und an
den eigenen Bedürfnissen der Forsdrung zu messen.

- Forsdrung erfordert iu fast allen Fadrgebieten erheblidre
und steigende Aufwendungen. Wenn für ein Fadtgebiet Auf-
wendungen getätigt werden, die nidrt die notwendige Höhe
erreidren, um wissensdraftlidre Fortsdtritte zu erzielen,
bedeutet das vielfadr, daß die getätigten Aufwendungen
versdrwendet worden sind. Es gibt audt im Bereidr der all-
gemeinetr Forsdrungsförderung Sdtwellenwerte, die über-
sÖritten werden müssen, wenn die Förderung überhaupt
sinnvoll sein soll und die nidrt untersdtritten werden kön-
nen, ohne daß die getätigten Aufwendungen sinnlos sind.
Zu den Aufgaben der Planung gehört es, diese Sdrwelleu-
werte zu ermitteln.

- Für bestimmte Fadrridrtungen kann die Arbeitsfähigkeit
einer Forsdrungseinridrtung erst von einer bestimmten
Mindestgröße an gegeben sein. Die Kosten einer For-
sdrungseinridrtung köunen relativ zu hodt sein, solange
eine bestimmte Mindestgröße nidrt erreidtt ist. Es kann sidr
also als zwedrmäßig erweisen, Einridrtungen mehrerer Hodt-
sdrulen zusammenzufassen, um den für eine arbeitsfähige
und kostenmäßig günstige Forsdrungseinridrtung erforder-
lidren Personalbestand und Sadraufwand zu ermöglidten.

b) Sdrwerpunkte der Forsdtung

(1) Im Bereidr der Sdtwerpunkte der Forsdrung wird bereits
jetzt in größerem Umfang geplant. Die Planung orientiert
sidr dabei an wissensdraftsimmanenten und wissensdraftspoli-
tisdren Gesidrtspunkten. Es wird dafür Sorge zu tragen sein,
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daß die Bedürfnisse der Gesellsdraft und des Staates berüdr-
sidrtigt werdetr.

Im einzelnen ü'ird bei der Einridrtung von Sdrwerpunkten
etwa folgendermaßen verfahren:

- Die Sdrwerprrnktprogramme der Deutsdten Forsöungsge-
meiBsöaft werden für wissensöaftlidr und wissensdrafts-
politisdr widrtige Gebiete gebildet, die sidr nidrt oder nodr
niüt für eine örtli&e Iustitutionalisierung als Souderfor-
schungsbereiÖ eignen.

- Für Forsdrungsgebiete, die erheblidre institutionelle Vor-
aussetzungen haben und bei denen eine Arbeitsteilung
unter den Hodrsdrulen zwe&mäßig ersdreint, werdeu ört-
liüe Sonderforsöungsbereiöe eingeriÖtet. Bei der Pla-
nung uud Förderung vou Sonderforsdrungsbereidren wir-
ken HodrsÖulen, Kultusverwaltungen, Deutsdre Forsdrungs-
gemeinsdraft, Bund und Wissensdraftsrat zusiunmen.

- Für Daueraufgaben der Forsdrung erheblidren Umfangs, die
si& aus besonderen Gründen im Rahmen der Hochsdrulen
niÖt ausreiÖend bearbeiten lassen, können in Ausnahme-
fällen audr ForsöungseinriÖtungen außerhalb der Hodr-
sÖulen erridrtet werden. Uber die Gründung soldrer For-
schungseinridrtungen entsdreidet formal allein der Träger
der jeweiligen Einridrtung. Um eine Konzentration der
personellen wie materiellen Ressourcen zu erreidren und
um eine Prüfung aus überfadrlidrer und überregionaler
SiOt zu siöern, sollte jedodr vorher eine Stellungnahme
des Wissensdraftsrates eingeholt werden.

Zur Vermeidung von Doppelarbeit könnte auf eine Ein-
sdraltung des Wissensdraftsrates verzidrtet werden, wenn
auf Grund der satzungsmäßigen Zusammensetzung der be-
sdtließenden Organe der Trägerorganisation sidrergestellt
ist, daß übergeordnete Gesidrtspunkte der Wissensdrafts-
planung berüd<sidrtigt werden. Es könnte davon ausgegan-
gen werden, daß dies dann der Fall ist, wenn Bund, Länder
und Wissensdraft in diesen Organen angemessen vertreten
sind. In Fällen von weitreidrender Bedeutung sollte der
Wissensdraftsrat aber audr beim Vorliegen dieser Voraus-
setzungen Stellung nehmen.

(2) Im gesamten Bereidr der Forsdrung sollten alsbald die
notwendigen Sdrritte zu einer aktiven Forsdrungsplanung ge-
tan werden.
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Hierzu sind zunädrst im Bereich der Sdrwerpunkte sowohl die
Souderforsdungsbereiöe als auÖ die Sdtwerpunktprogramme
der Deutsüen Forsdruugsgemeinsüaft in BetraÖt zu ziehen
und stärker als bisher miteinander zu koordinieren. Als Aus-
gangspunkt einer solÖen Koordiuation könnte untersudtt
werden, wie siÖ dlg il1e*annten SonderforsÖungsbereidre
und die SÖwerpunkte auf Fä&ergruppen verteilen. Durdt
eine Gegenüberstellung mit den Bedürfnissen der einzelnen
Disziplinen und der Allgemeinheit ist dann fgs[zgstelleu, wel-
dre saöliÖen Gründe es für die derzeitige Verteilung gibt,
ob eine andere Gewidrtung den Erfordernissen besser ent-
spredrea würde und welöe Lüd<en zu sÖließen sind.

Eine erste derartige Untersudrung sollte die DeutsÖe For-
sdrungsgemeinsdraft bei der Prüfung der angemeldeten Son-
derf orsdrungsbereidte vorneh-en.
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D.
Fragen der Organisation

D. L Gründe für die Einridrtung von Gesamthodrsdrulen

Die folgenden organisatorisdren Erwägungen sind die Konse-
quenz aus der Neuordnung des Sdrulwesens, der Studienreform
und der Neuordnung der Forsdrung. Organisationsformen sind
Mittel zum Zwedc. Für den Hodrschulbereidr müssen demnadr
Formen gefunden werden, die den Erfordernissen dieser Neu-
gestaltungen Redrnung tragen.

I. l. Neuordnung des Sekundarsdrulwesens

Bei den für das Sekundarsdrulwesen vorgesehenen Maßnahmen
geht es unter organisatorisdren Gesidrtspunkten darum, die
bisherige institutionelle gegenseitige Absdrließung versdrie-
dener Sdrularten zu überwinden. Die leistungsbedingte Durdr-
lässigkeit, die durdr diese Maßnahmen im Sekundarschulwesen
gefördert werden soll, muß im Hodrsdrulbereidr und beim
Ubergang in diesen ebenfalls gesidrert sein. Die bisherigen Ab-
grenzungen haben dazu beigetragen, Prestigegesidrtspunkte
hervorzukehren, die sidr auf die sadrlidre Diskussion und auf
die Bemühungen, sinnvolle neue Lösungen herbeizuführen,
Iähmend auswirken.

Die künftige Gliederung des Hodrsdrulbereidrs sollte davon
ausgehen, daß das Bildungswesen einen Zusammenhang dar-
stellt und daß die Einridrtungen der versdriedenen Stufen des
Bildungswesens nadr Maßgabe der Anforderungen, die im ein-
zelnen gestellt werden müssen, so organisiert und einander
zugeordnet werden, daß sie diesen Zusammenhang deutlich
und praktikabel madren.

I.2. Neuordnung des Studiums und der Forschung

Bei der Erörterung der künftigen Gestaltung der Studiengänge
sind am Beispiel bestimmter Fächer die bisherigen Ausbildungs-
ziele und -inhalte im Hinblidr auf künftige Anforderungen
untersucht worden. Die Uberlegungen kommen zu dem Ergeb-
nis, daß die Ausbildungsziele neu gefaßt bzw. differenziert
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und die Inhalte der Studiengänge demeutspredrend verändert
bzw. neue Studiengänge gesdraffen werden müssen. Dies wirkt
sidr audr auf die iustitutionelle Zuordnuug der Studiengänge
aus und madrt es notwendig, die bisherige institutionelle Glie-
derung des Hodrsdrulbereidrs den neuen Erfordernissen
entspredrend zu modifizieren.

Als besonders widrtig für die organisatorisdreu Maßnahmen
sind die folgenden Gesidttspunkte hervorzuheben:

- Für die Ausbilduug in vielen Fädrern hat sidr ergeben, daß

trotz untersdriedlidrer Ausbildungsziele und in späteren
Phasen untersdriedlidrer Ausbildungsinhalte ein gemeinsa-

mes Grundstudium zwe&.mäßig ist. Das gemeinsame Grund-
studium wird nur dann seine entsdteidend widttige Bestim-
mung erfüllen können, wenn es in einem Forsdrung und
Lehre verbindenden Fachbereidr durdrgeführt wird. Das

gilt ebenfalls für die versdriedenen weiteren Studiengänge,
die dem wissensdraftlidren Ansprudr, der an sie gestellt
werden muß, nur unter dieser Bedingung geredrt werden
können.

- Bei vielen Ausbildungsgängen müssen versdriedene Diszi-
plinen zusammenwirken, die bisher in versdriedenen Aus-
bildungseinridrtungen angesiedelt waren.

- Eine institutionelle Zusammenfassung von Ausbildungs-
gängen wird die notwendige Durdrlässigkeit zwisdren den

versctriedenen Studiengängen erleidrtern, und zwar sowohl
bei Wedrsel der Fadrridrtung als audr innerhalb einer Fadr-
ridrtung beim Wedrsel des Studienganges.

- Zur Aussdröpfung aller Möglidrkeiten für die Gewinnung
wissensdraftlichen Nadrwudrses sollten nadt Möglidtkeit
alle wissensdraftlidr orientierten Ausbildungsgänge orga-
nisatorisdr zusammengef aßt werden.

- Die Verteilung der versdriedenen Aufgaben in Forsdrung
und Lehre auf das wissensdraftlidre Personal der Hodrsdtule
legt eine Zusammenfassung in einer organisatorischen Ein-

heit nahe.

- Bei Neugründung von Hodrsdtulen wird die Ausnutzung
der baulidren und apparativen Ausstattung durdr eine or-
ganisatorische Zusammenf assung erleichtert.

- Die aus einer untersdriedlidren Institutionalisierung wissen-
sdraftlidr fundierter Ausbildungsgänge resultierenden Pre-

stigeprobleme können bei einer Zusammenfassung überwun-
den werden.

Gesiötspunkte
für organisato-
risüe Maß-
nahmen
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Integrierte
Gesutloö-
sdrule

D. II. Zusammeufütrrung von Ausbildungsgängen bzw. Aus-
bilduugsstätten zu GesamthodrsÖulen

II. 1. Frrnktionsbestimmung der GesamthoÖsdrule

Die bisherigen organisatorisüen Regelungen werden den obeu
erhobeneu Forderungen niÖt gereöt. Sie werden am ehesten
erfüllt werden können, wenu integrierte Gesamthochsdrulen
eingeridrtet werden.

Eine integrierte GesamthodrsÖule wird dadurdr drarakterisiert,
daß die Deuen und die bisher untersöiedliÖen Institutionen
zugewiesenen Aufgaben in einer organisatorisdren Einheit zu-
sammengeführt werden, die den f,ahmsp für die Verwirkli-
drung der oben dargestellten Ziele bildet. Hierbei ist vou be-
sonderer Bedeutung, daß Bereiche zusammeugesdrlossen wer-
den, die in ihrer wisseusöaftliöen Thematik 2usammsagsh§-
reu, jedoÖ Ausbildungsgänge mit versüiedenen Inhalten und
Zielen anbieten. In den neu za bildenden Fadrbereiüen
werden somit die Angehörigeu der jeweiligen FadrriÖtung so-
wohl aus den jetzigen wissensöaftlidreu HoösÖulen wie aus
den anderen Ausbildungsstätten des Hodrsdrulbereidrs zusam-
menzuführen seia. Diese neueu Einheiten übernehmen die bis-
her in getrennten EiariÖtungen wahrgenourmeuen sowie die
siö in der GesamthoÖsdlule neu stellenden Aufgaben. So
werden zum Beispiel iu einem Fadrbereiö MasÖinenbau einer
Gesamthodrsdrule das Personal, die Ausstattung, die Ausbil-
dungsgänge und die Forsöung einer TeÖnisdren Uuiversität
und von Ingenieursöulen eiugebradrt und unter den verän-
derten Bedingungen einander ueu zugeordnet.

In diesem Sinne solleu ueue Hodrsöulen von vornherein auf
einer entspreöend breiten Grundlage errichtet werden. Da-
mit können bisher getrennte Eiuridrtungen wie Universitäten,
Tedrnisdre Hodrsdrulen, Pädagogische Hodrsdrulen, Kunst-,
Musik-, Sporthodrsdrulen, FadrhodrsÖulen, Ingenieursdrulen
und Höherer Faösdrulen zu Gesamthodrsdrulen integriert wer-
den. Dabei ist es niöt notwendig, eine einheitlidre Regelung
anzustreben und Gesamthodrsdrulen von durchweg gleidrer
Struktur zu sdraffen.

Auf die zur Verwirkliöung dieses organisatorisdren Prinzips
zentralen Fragen, nämlidr weldre Ausbildungsgänge bzw. In-
stitutionen in Gesamthodrsdrulen einzubeziehen sind, die orga-
nisatorisdr zu bewältigenden Aufgaben einer Gesamthodr-
sdrule und insbesondere der Fadrbereidre sowie die Gestaltung
der Personalstruktur wird im folgenden eingegangen.
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II. 2. Vielfalt der Ausbildungsstätten

Mit der Umstrukturierung des Horhsdrulbereidrs stellt sidr die
Aufgabe, darüber zu befiuden, welÖe Ausbildungsgänge bzw.
Ausbildungsstätten, vor allem aus dem Bereidr der Ingeuieur-
sdtulen, aber auch aus dem weitgespannten und vielfadt in
Entwi&.luug begriffeuen Bereidr der Höhereu FaÖsdrulen, für
die Eiubeziehung in die GesamthochsÖulen in Betradrt kom-
meD.

Die Beurteilung kann sich niÖt formal aD den jetzigen institu-
tionellen EinriÖtungeu außerhalb der wissensdraftlidren Hodr-
sdrulen orientieren. Maßgebend sind vielmehr die in ihnen
durdrgeführten Studiengänge bzw. der Beitrag, deu sie in einer
Gesamthodrsöule für die dort vorgesehenen Studiengänge
leisten können. Im einzelnen werdeu dabei die weiter unten
behandelten inhaltlichen Kriterien zu beaÖten sein.

Besondere Sdwierigkeiten maÖt die Beurteilung der Höhe-
ren FadrsÖulen, weil diese siÖ in vieler Hinsidrt mit dem Be-
reiü der Fadrsöulen übersöneiden. Sowohl die Bezeidrnung
als audr die verwaltungsmäßige Zuorduung der einzelnen Ein-
ridrtungen in diesen Gruppen lassen, zumal beide von Land
zu Land variieren, keiue eindeutigen Rüd<sÖlüsse auf den Cha-
rakter der Anstalten und das Niveau der Ausbildung, das sie
vermitteln, zu. Unter der Höhere Fadrschulen und Fadrsdrulen
zusammenfassenden BezeiÖnung,FaÖsdrulen" wurden von
der amtlidren Statistik im Jahre 1967 48 versdriedeue ,Sdrul-
typen" (vgl. Tabelle 7, Bd. 3) erfaßt, darunter so unter-
sdriedlidre Einridrtungen, wie Landwirtsdraftssdrulen, Höhere
Landbausdrulen, handwerklidre und gewerblidre Meistersdru-
len, Sdrulen für medizinisü-tedrnisdre Assistenten, Redrts-
pflegersdrulen, Seefahrtssdrulen, Hotelfadrsdrulen, Hebam-
mensdrulen, DolmetsdrersÖulen usw,

Die fadrlidre Differenziertheit ist nur ein Aspekt der Vielge-
staltigkeit dieses Bereidrs. Hinzu treten die untersdtiedlidte
Dauer der Ausbildung (ein bis drei Jahre) und die versdrie-
denen Anforderungen, die an die Eintrittsqualifikation der
Studienbewerber gestellt werden.

In der Vielfalt dieses Bereidrs kommen neben mandren Zufäl-
ligkeiten gerade audr die untersdriedlidten Ansätze, Initiativen
und Funktionen, die im Bildungswesen wirksam sind, zum Aus-
drud<. Diese müssen in Zukunft ebenfalls zureidrend berüdr-
sidrtigt werden. Gerade in diesen Bereidren kam bzw. kommt

Beurteilungs.
grundsatz
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Kriterien für die
Zusamentü.h-
rung von Aus-
bildungsgängen
und Ausbil-
dungsstätten zu
Gesamthodr-
scüulea

trebeo den staatli&eu Maßnahmen der Initiative von Gemein-
den, einzelnen Personen, Gewerbe- bzw. Industriezweigen, loka-
len und regionalen Interessen ein erheblidrer Einfluß zu. Neue
Entwidrlungen sind ihnen zu verdanken; häufig haben sie den
Bedarf an spezifisdreo Ausbildungsgängen zum Ausdrud< ge-
bradrt und wurden so zum Sörittmadrer für die Sdraffung
staatlidrer Einridrtungen. Audr bei einer Neuordnung des Aus-
bildungswesens sollten derartigen Initiativen breite Möglidr-
keiten zur Entfaltung erhalten bleiben; gegebeuenfalls sollten
sie nadrdrüddidr gefördert werden.

II. 3. Kriterien und Instrumentarium

Die Uberprüfung von Ausbildungsgängen mit dem Ziel fest-
zustellen, weldre Studiengänge iu das GesamthodrsÖulsystem
einbezogen werden sollen, wird nidrt uur vorübergehend für
eine zeitliÖ begrenzte Phase der Umstrukturierung durözu-
führen sein. Es muß vielmehr davon ausgegangen werden, daß
es sich hier um eine auf Dauer gestellte Aufgabe handelt.

Im einzelnen muß vor allem das Leistungsniveau von Aus-
bildungsgängen bzw. Ausbildungsstätten Daü wissensüaftli
dren und fadrlidren Gesidrtspunkten geprüft werden. Darüber
hinaus sind die vorgesehene institutionelle Zuordnung sowie
die regionale Verteilung der Ausbildungsgänge und Ausbil-
dungsstätten zu begutadrten. Sdrließlidr ist audr die bisherige
ressortmäßige Zuordnung der Ausbildungsstätteu zu überprü-
fen und den veränderten Erfordernisseu anzupassen.

Zu den Kriterien für eine Beurteilung der Ausbildungsgänge
und Ausbildungsstätten, die organisatorisdr zu Gesamthodr-
sdrulen zusammenzuführen sind, gehören u, a.:

- Ausbildungsziel;

- Inhalt des Studienganges,

- Beziehung zu anderen Ausbildungsgängen;

- Beziehung des Ausbildungsganges zur Forsdrung;

- Qualifikation des Lehrkörpers;

- Zwedrmäßigkeit einer organisatorisdren Zusammenführung.

Eine nähere Präzisierung oder Ergänzung der Kriterien wird
sidr ergeben, wenn erste Erfahrungen bei der Beurteilung
von Ausbildungsgängen und ihrer Zusammenfassung in Ge-
samthodrsdrulen vorliegen.
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Die EntsÖeidung über die Zusammenführung von Ausbildungs-
stätten bzw. Ausbildungsgängen zu Gesamthodrsdrulen muß
einer Einridrtung übertragen werden, in der Bund und Länder
zusarnmenwirken. Nur auf diese Weise wird es möglidt sein,
überregionale Strukturierungsgesidrtspunkte. aber audt die
notwendige Konzentration der Mittel angemessen zu berüdc-
sidrtigen. Hierzu sollte ein Instrumentarium vorgesehen wer-
den, das dem des Hodrsdrulbauförderungsgesetzes über die
Aufnahme neuer Hodrsdruleu in die Gemeinsdraftsfinanzie-
ruug durdr Bund und Länder entspridrt. Vor einer Entsdrei-
dung ist der Hodrsdrule bzw. Ausbildungsstätte Gelegenheit
zu eiuer Stellungnahme zu geben.

II. 4. Lehrerausbildung und Ingenieursdrulen

Die wissensdraftliüe Entwidclung im Bereidr der Lehreraus-
bildung ist so weit fortgesdrritten, daß den dargelegten Prin-
zipien entspredrend empfohlen wird, die Lehrerausbildung an
Gesamthodrsüulen durdrzuführen. Die Konsequenzen für den
Baubereidr sind vom Wissensdraftsrat bereits gezogen worden,
indem er in einer Stellungmahme vom 30. Mai 1970 die Auf-
nahme der Pädagogisdren Hodrsdrulen in die Anlage zum
Hodrsdrulbauförderungsgesetz, in der die wissensdtaftlidten
HoÖsdrulen aufgeführt sind, deren Baumaßnahmen mit Bundes-
mitteln gefördert werden, empfohlen hat.

Eine der Lehrerausbildung vergleidrbare Entwidrlung ist audr
für die in den Ingenieursdrulen angebotenen Studiengänge fest-
zustellen. Angesidrts der in diesem Bereidr bestehenden Viel-
falt ist jedodr nodr eine Uberprüfung der Einzelfälle erfor-
derlidr.

D, III. Organisation der Gesamthochsdrule

Die Organisationsformen für die Gesamthoctrscüule müssen sidr
nadr den ihr gestellten Aufgaben ridrten; die der bisherigen
Universitäten werden nicht in der Lage sein, diesen neuen
Aufgaben geredrt zu werden.

Die Empfehlungen des Wissensdraftsrates zur Struktur und Ver-
waltungsorganisation der Universitäten bedürfen ebenso wie
die Hodrsdrulgesetze der Uberprüfung, ob sie den konkreten
Erfordernissen der Organisation einer Gesamthochschule ge-

redrt zu werden vermögen.

I[strumentarium
für die Ent-
sdeidung über
die Zusammen-
fühmg von
Ausbilduugs-
gängen ud
Ausbildungs-
stättetr zu G€-
samthoös0uleo

Lehrerausbil-
dung an Ge-
samthodNöuleD

Ingenleur-
söulen
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StudienpltB.

Prüfungs-
ordnungen

Lehrplu

Hierbei wird daran festzuhalten sein, daß

- die Leitung der Universität durdr einen Präsidenten,

- eine genügend starke Verwaltungs- und Entsdreidungs-
befugais der Universität in Personal- und Haushaltsfragen,

- die Zusammenfassung der akademisdren und der staatlidren
Verwaltung und

- die Einridrtung von Fadrbereidren

gesidrert sein muß.

Im übrigen ergeben sidr für die Organisation innerhatb der
Gesemthodrsdrule aufgrund der veränderten Aufgabenstellung
die im folgenden dargelegten Perspektiven.

III. 1. Aufgaben des Fadrbereidrs

Auf der Ebene der Fadrbereidre werden folgende Aufgaben zu
bewältigen sein:

a) Aufgaben im Bereidr der Lehre

Für die im Rahmen des jeweiligen Fadrbereidrs durdrzu-
führenden Ausbildungsgänge kommt es darauf an, Studien-
pläne auszuarbeiten und die inhaltlidre Ausgestaltung des
Lehrangebots zu koordinieren. Soweit die Studienpläne mit
denen anderer Fadrbereidre in Beziehung stehen, müssen sie
miteinander abgestimmt werden.

Studiengänge und Prüfungsordnungen müssen laufend den sidr
ändernden Bedingungen angepaßt werden. Das in Teil B
(S.59f.) vorgesdrlagene Anerkennungsverfahren bedingt, daß
die Fadrbereidre ihre Studien- und Prüfungsordnungen dem
zentralen Gremium einreidren und laufend Initiativen für
ihre Weiterentwid<lung entfalten. Sie sollten gegenüber der
Leitung der Hodrsdrule in regelmäßigen Abständen darüber
Aufsdrluß geben, ob ihre Studien- und Prüfungsordnungen von
dem zentralen Gremium anerkannt sind bzw. ob eine Uber-
prüfung eingeleitet ist.

Der Fadrbereidr wird ferner verantwortlidr sein für die Ver-
teilung und ordnungsgemäße Durdrführung der Lehrveranstal-
tungen. Er sollte dabei nidrt nur darauf adrten, daß die Hodr-
schullehrer ihren Lehrverpflidrtungen nadrkommen, sondern
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audl darauf, daß den Studenten ein innerhalb des Faöbereidrs,
aber aud mit den Lehrplänen anderer Fadrbereiöe abgestimm-
ter Lehrplan angeboten wird.

In diesem Zusammenhang sollte ferner die organisatorisdre
Durdrführung der Studienberatung sidrergestellt sowie ein ra-
tioneller Ablauf der Prüfungen ohne zeitlidre Verzögerungen
gewährleistet werden.

b) Aufgabeu im Bereiö der Forsdtung

In den Komplex dieser Aufgaben gehören die Sidrerung der
gegenseitigen Information über einzeln oder gemeinsam durdr-
geführte Forsdrungsvorhaben, die Koordinierung von For-
süungsarbeiten, ferner die Förderung und Planung gemeinsa-
mer Forsdrungsprojekte innerhalb eines Fadrbereidrs, die Ab-
stimmung der Forsdrungstätigkeit mit anderen FaÖbereidren,
die Verfügung über die für Forsöungszwe&,e bereitstehenden
Einridrtungen und Mittel und die Uberlegungen bei der Bil-
dung von Sonderforsdtungsbereidren.

c) Aufgaben im Bereidr der Nadrwudrsförderung

Die Nadrwudrsförderung erstre&.t sidr insbesoudere auf die
Betreuung der Studenten des Aufbaustudiums sowie auf die
Gewinnung und Betreuung von Assistenzprofessoren. Beson-
dere Aufmerksamkeit muß in diesem Zusammenhang der Ge-
staltung des Aulbaustudiums zukommen.

d) Aufgaben im Bereidr der Haushalts- und Personalangelegen-
heiten

In den Empfehlungen zur Struktur und Verwaltungsorganisa-
tion der Universitäten ist vorgesdrlagen worden, den Hodt-
sdrulen für bestimmte Ausgabearten Globalbeträge zur Ver-
fügung zu stellen (S. 41). Zwedcmäßigerweise erhalten auch

die Fadrbereidte entspredlende Globalbeträge. Hier wird es

darauf ankommen, entspredrend der Gesamtplanung des Fadtbe-
reidrs eine Aufteilung der Haushaltsbeträge auf die versdriede'
nen Arten von Sadrausgaben vorzunehmen und eine die Aufga-
ben des Fadrbereidrs berüdrsidrtigende Bewirtsdraftung der Per-
sonalstellen zu ermöglidren. Ferner muß der Finanzbedarf des

Fadrbereidrs ermittelt und der Haushaltsvoransdrlag aufgestellt
werden.

Hierher wird audt die Verteilung der sonstigen, dem Fadrbe-
reidr obliegenden Aufgaben auf seine Mitglieder und die Ver-

Studienberatung
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waltung gemeinsamer EinridrtungeDr wie der Fadrbereidts-
bibliothek, der Laboratorien und der Werkstätten zu redrnen
sein,

III. 2. Spredrer des Fachbereichs und Fadtbereidrsrat

Es wurde bereits darauf hingewiesen, daß die neuen uDd um-
fangreidren Aufgaben in der Gesamthodrsdrule es nidtt er-
lauben, die bisherigen Organisationsformen beizubehalten.
Ohne auf Details einzugehen, sei aber darauf hingewiesen,
daß für die Gesamtplanung sowie die Durchführung und Koor-
dinierung der Fadrbereidrsaufgaben ein Spredrer des Fadrbe-
reidrs als Gesdtäftsführer und die Einridrtung eines Fadrbe-
reidrsrats erforderlich sein werden.

a) Sprecher des Fadrbereidrs

Der Spredrer des Fadrbereidrs sollte den Fadrbereidr leiten
und seine laufenden Gesdräfte führen. Er sollte den Vorsitz
in den Sitzungen des Fadrbereidrsrates haben, dessen Ent-
sdrlüsse vorbereiten und ausführen. Ihm sollte die Verantwor-
tung für die Durdrführung der dem Fadrbereidr obliegenden
Aufgaben übertragen sein; im Falle der Entscheidungsunfähig-
keit des Fachbereidrsrates wird er die notwendigen Maßnah-
men treffen und den Fadrbereidrsrat darüber unterridrten.

Im Hinbli& auf die Notwendigkeit einer Kontinuität in der
Führung der Gesdräfte des Fadrbereidrs muß der Fadrbereidrs-
spredrer für eine mehrjährige Amtszeit gewählt werden. Eine
funktionsfähige Verwaltung muß ihm zur Verfügung stehen.

b) Fachbereidrsrat

Der Fadrbereidrsrat sollte die umfassende Kompetenz zur
Wahrnehmung der dem Fadrbereidr zukommenden Aufgaben
besitzen, soweit diese nidrt dem Spredrer des Fadrbereictrs
zur selbständigen Erledigung übertragen sind. Die Wahrneh-
mung bestimmter Aufgabenbereidre wird der Fachbereich be-
sonderen Aussdrüssen zur Beratung und gegebenenfalls auch zur
Beschlußfassung übertragen. Dem Fachbereichsrat selbst sollte es
jedodr vorbehalten bleiben, bei neu zu besetzenden Stellen
im Zusammenwirken mit der zentralen Personalverwaltung die
notwendigen Entscheidungen zu treffen. Ihm sollte auch die
Verteilung der für die Durchführung von Forschung und Lehre
bereitstehenden Mittel vorbehalten sein.

t20



III.3. Besondere Aufgaben auf Hodrsdrulebene

Zu den neuen Aufgaben, die sidr der Gesamthodrsdrule stellen,
werden in vieler Hinsidrt Koordinierungsaufgaben gehören.
Hierfür ist es besonders widrtig, daß die Gesamthodrsdrule
eine entsdreidungs- und handlungsfähige Leitung findet.

So wird z. B. die gemeinsame Gestaltung der Unterridrtspro-
gramme unter inhaltlidrer Abstimmung der Lehr- und Studien-
pläne sowie der Prüfungsordnungen zwisdren den versdrie-
denen Studiengängen im Gesamthochsdrulbereidr besonderer
Aufmerksamkeit bedürfen. Die mit Studienfragen betraute
Ständige Kommission wird hauptsäölidr in den Fällen die Ini-
tiative ergreifen müssen, in denen die Differenzierung der Stu-
diengänge sowie die Abstimmung und gemeinsame Planung von
Studien- und Lehrplänen vou den Fadrbereidren nidrt hinrei-
drend berüdcsidrtigt werden. Audr bei der Sdraffung beson-
derer Einridrtungen für die Durdrführung von Praktika wer-
den sie mitzuwirken haben.

Eine Ständige Kommission für Planungs- und Strukturfragen
wird sidr mit den organisatorisdren Problemen zu besdräftigen
haben, die sidr daraus ergeben können, daß in einer Gesamt-
hodtsdrule die Zahl der Lehrpersonen und der Studenten inner-
halb eines Fadres beträdrtlidr über das bisherige Maß hinausge-
hen kann. Die Kommission wird zu prüfen haben, wie durdr
eine entspredrende Gliederung in Fadrbereidre übersdraubarer
Größe, in denen die Aufgaben der Gesamthodrsdrule wahr-
genommen werden, ein ordnungsgemäßer Studienbetrieb mög-
liö bleibt. Die Kommission soll sidr weiterhin mit den Fragen
auseinandersetzen, die sidr ergeben, solange Einridrtungen
einer Gesamthodrsdrule auf mehrere Orte verteilt sind.

Besondere Aufmerksamkeit muß die Organisation der Lehrer-
ausbildung finden. Das ist nicht nur im Hinbli& auf die großen
Studentenzahlen geboten, sondern audr durdr die Forderung,
die faölidren Studien aller künftigen Lehrer unter den An-
sprudr wissenscüaftlidrer Ausbildung zu stellen. Das setzt
voraus, daß die Lehrerausbildung in den für Forsdrung und
Lehre verantwortlidren Fadrbereichen des entspredrenden Fa-
ctes stattfindet. Das Studienangebot in der Lehrerausbildung
muß innerhalb einer Gesamthodrsdrule über die Fachbereidrs-
grenzen hinaus koordiniert, die Durdrführung der Sdrulprak-
tika und der berufsbegleitenden Studien gewährleistet und die
Kooperation mit den bisherigen Studien- bzw. Bezirkssemina-
ren sidrergestellt werden.

Ständige
Kommission
fiir Planungs-
und Sttuktur-
fragen

OrgantsatioD
der Lebrer-
ausbildung
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Die Aufgaben, die sidt hieraus ergeben, haben einen großen
Umfang und bedürfen grüudlidrer organisatorisdrer Vorkeh-
ruugen. Sie zu bewältigen, werden besondere Einridrtungen
notwendig sein. Die institutiouellen Fragen können z. B. in der
Weise geregelt werden, daß in jeder Gesamthodrsdrule eine
eigene Stelle für Lehrerausbildung gesdraffen wird. Diese
Stelle sollte seitens der HodrsÖule von eiuer hierfür einge-
ridrteten Ständigen Kommission getragen werden.

D. IV. Personalstruktur

IV. l. Mäugel der derzeitigen Struktur

Die bestehende Gliederung des Lehrkörpers und die zahlen-
mäßige Größe und das Verhältnis der einzelneu Gruppen ge-
nügen den Anfordenmgen des moderneu Lehr- und Forsdrungs-
betriebs nidrt mehr. Die vielfadr nodr üblidte Konzentration
von Entsdreidungsbefugnissen und Verantwortuug bei be-
stimmten Gruppen von Hoüsdrullehrern steht im Widersprudr
zur Bedeutung der wissensÖaftlidren Arbeit der übrigen Lehr-
kräfte. Bei den starken Stellenvermehrungen seit 1960 hat es

häufig an einer sadrgeredrten, den Anforderungen des moder-
nen Wissensdraftsbetriebes entspredrenden Festlegung der Auf-
gaben gefehlt.

Besonders die Aufgaben und die Stellung der wissensdraft-
Iidren Assistenten stimmen in manöer Hinsidrt uiüt mehr über-
ein. Mit der Vermehrung der Assistentenstelleu hat die Nadr-
wudrsförderung nidrt Söritt gehalten, so daß sidr unter den
Inhabern von Assistentenstellen sowohl Promovierte wie Nicht-
promovierte finden. Immer häufiger wird die Dissertation erst
während der Assistentenzeit ausgearbeitet oder fertiggestellt.
Trotzdem wurden den Assistenten zu einem erheblidten Teil
selbständige Aufgaben in Forsdrung und Lehre übertragen, ohne
daß gleidrzeitig die einer befriedigenden Wahruehmuug sol-
ctrer Aufgaben entgegenstehenden Abhängigkeitsverhältnisse
beseitigt und eine entspredrende Selbständigkeit gewährt wor-
den wären. Audr wurde den in Betradrt kommenden Assisten-
ten nidrt die ihren Funktioneu gemäße Stellung innerhalb des
wissensdraftlidren Personals gewährt.

IV.2. Veränderung der Anforderungen bei Bildung von Ge-
samthodrsdtulen

Die Neugestaltung der Personalstruktur muß an den Anfor-
derungen der Gesamthochsdrule orientiert sein.
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Zu den Aufgaben der Gesamthodrsdrule gehören sowohl die
Forsdrung wie Ausbildungsaufgaben versÖiedenster Art ein-
sdrließlidr der notwendigen Prüfungen, aber auÖ Aufgabeu
wie Krankenversorgung, wissensdraftlidre Beratung, Entwi*.-
lungsarbeiten usw. Außerdem sind Routinetätigkeiten durdrzu-
führen und Diensüeistungen zu erbringen, die die Erledigung
der genannten Aufgaben erst ermögliÖen.

Das wisselsÖaftlidre Personal im Gesamthodrsdrulbereiö muß
so zusämmengesetzt sein, daß es die versöiedenen Aufgaben
der Hodrsdrule erfüllen kann. Dementspreöend wird die Tä-
tigkeit des einzeluen Wissensdraftlers sÖwerpunktmäßig auf
einem der Aufgabeugebiete liegen. Es wird in der Gesamthodr-
söule jedodr auö Personal geben, daß aussöließliÖ in einem
Bereich tätig ist.

Art und Umfang der Tätigkeit des einzelnen Wisseusöaftlers
in der Forsdruug, in der Lehre und iu den sonstigen Aufgaben-
bereidren der Hodrsdrule sollteu im Anstellungsvertrag bzw.
in der Berufungsvereinbarung von Fall zu Fall festgelegt wer-
den. Die Regelungen sollten jeweils für einen bestimmten Zeit-
absdtnitt gelten und auf diese Weise flexibel und damit korri-
gierbar bleiben.

Aus der differenzierten Festlegung der jeweiligen Aufgaben
folgt nidrt, daß das wissensdraftlidre Personal der Hodrsdrule
in eine Vielzahl versdriedener Gruppen aufgespalten werden
müßte, zumal die Aufgaben für den einzelnen WissensÖaftler
iu Zeitabständeu wedrseln könaeu. Alle Persouen, die selb-
ständige Aufgabeu in der Hodrsdrule durüführen, sollen unter
einer einheitlidreu Bezeir*rnung zusammengefaßt werden. Die
Selbstständigkeit wird vornehmlich in der Möglidrkeit zur freien
Gestaltung des - teilweise vom Fadrbereidr oder durdr die
jeweilige Anstellungsvereinbarung vorgegebenen Auf-
gabengebiets ihren Ausdrud< finden. Daneben gibt es in der
Hodrsdrule aber audr Aufgaben, die sidr niÖt in soldrer Selb-
ständigkeit erfüllen lassen. Diese Aufgaben werden einer be-
sonderen Gruppe von Mitarbeitern zu übertragen sein.

Eine Gliederung des wissenschaftlidren Personals einer Ge-
s"mthodrsdrule muß demnadr die Tätigkeit, also den Umfang,
in dem es Aufgaben der Forsdrung, Aufgaben der Lehre und
sonstige Aufgaben der Hodrsdrule wahrnimmt, berüd«sidrti-
gen. Zum anderen sind die jeweilige Qualifikation, der Grad
der Bindung an die Hochsdrule, die Dauer der Besdräftigung in
der Hodrsdrule und das Maß der Weisungsgebundenheit in Be-
tradrt zu ziehen.

GesiütspunL.te
tür die Gli6de-
ruBg des
wisseusöaltll-
dren Personals
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IV. 3. Gliederung des wissensdraftlidren Personals

Aufgrund dieser Gesidrtspunkte wird vorgesdtlagen, das

wissensdraftlidre Personal einer Gesamthodrsdrule in Hodt-
sdrullehrer - Professoren und Assistenzprofessoren - sowie
in Wissensdraftlidre, Tedrnisdre und Arztlidte Mitarbeiter zu
gliedern.

a) Hodrsdrullehrer

(1) Professoren

Als Professoren sind alle Wissensdraftler zusaurmengefaßt, die
auf Dauer oder jedenfalls auf längere Zeit selbständig Aufga-
ben der Forsdrung und der Lehre erfüllen sollen. Den einzel-
nen Professoren werden bei der Anstellung untersdtiedlidte
Aufgaben in Forsdrung, Lehre und anderen Bereidren über-
tragen.

Die Stelten werden unter genauer Besdrreibung des vorgesehe-
nen Tätigkeitsbereidrs ausgesdrrieben. Voraussetzung für die
Berufung ist in der Regel eine Bewerbung. Assistenzprofesso-
ren können sidr an der eigenen Hodrsdrule nidrt bewerben,
dodr sollte die Berufung von Assistenzprofessoren der eigenen
Hodrsdrule in besonderen Fällen möglidr sein. Uber die Qua-
Iifikation des Bewerbers für die jeweilige Stelle entsdreidet
die aussdrreibende Hodrsdrule aufgrund der bisherigen Lei-
stungen des Bewerbers im Rahmen eines Berufungsverfah-
rens.

Eine Tätigkeit als Assistenzprofessor ist nidtt Voraussetzung
für eine Berufung zum Professor, wenn audr in zahlreidten Fäl-
len die Professoren aus dem Kreis der Assistenzprofessoren
hervorgeheu werden. Wissensdraftlidre, Tedrnisdte und Arzt-
lidre Mitarbeiter sowie in der Praxis oder in Forsdtungsein-
ridrtungen außerhalb der Hodrsdrule tätige Wissensdraftler
kommen ebenso für eine Berufung in Frage. Entsdreidend ist
in allen Fällen die für den jeweiligen Aufgabenbereidr erfor-
derlidre Qualifikation des Bewerbers.

Bei der Tätigkeit des Professors wird es sich in der überwiegen-
den Zahl der Fälle um eine dauernde Besdräftigung handeln.
Eine Professorentätigkeit auf Zeit ist aber keineswegs ausge-
sölossen und wird bei der großen Variationsbreite der Tätig-
keiten viel häufiger sein können und müssen als heute. Eine
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solüe zeitlidr begrenzte Tätigkeit muß audr wegen des durd-
aus erwünsdrten Wedrsels zwisdren wissensdraftlidter und
praktisdrer Tätigkeit ermöglidrt werden; häufig wird nur so

die notwendige Verbindung zur Praxis hergestellt werden kön-
nen.

Zu den Aufgaben der Professoren, die für eiue längere, aber

von vornherein begrenzte Zeit vom Fadrbereidr mit der Wahr-
nehmung von Lehraufgaben beauftragt und aus der Praxis in
die Hodrsdrule abgeordnet werden (Lehrer, Ridrter und Ver-
waltungsbeamte sowie Praktiker aus der Wirtsdtaft usw'), wer-
den vorwiegend die \Missensvermittlung, die methodisdre
Sdrulung oder die Berufsvorbildung der Studenten gehören.

Eine Hodrsdrullehrertätigkeit von Angehörigen des öffentlidteu
Dienstes sollte von der entsendenden Stelle voll anerkannt
uud bei Beförderungen berüdcsidrtigt werden, da in der Regel

durdr die Tätigkeit im Hodrsdruldienst eine wissensdraftlidte
Weiterbildung für den Beruf erfolgt und somit eine bessere

Qualifikation erworben wird.

Personen, die über die entspreÖeude Qualifikation verfügen,
können nebenberuflidr als Professoren vom Fadrbereidr im Zu-
sammenwirken mit der Leitung der Hodrsdrule mit der Wahr-
nehmung von Lehraufgaben betraut werden. Augehörige von
Forsdrungseinridrtungen außerhalb der Hodrsöulen können
sidr um eine soldre Tätigkeit bewerben'

(2) Assistenzprofessoren

Als Assistenzprofessoren werden die Wissensdraftler zusam-

mengefaßt, die sidr durdr ihre Leistuugen innerhalb eines be-

stimmten Zeitraumes für die Aufgaben eines Professors in der
Gesamthodrsdrule qualifizieren sollen. Sie nehmen im Rahmen

des Fadrbereidrs selbständig Aufgaben in Forsdrung und
Lehre wahr. Der Umfang der ihnen übertragenen Aufgaben muß

so bemessen sein, daß sie ihrer Verpflidrtung zur Qualifika-
tion naökommen können. Hilfsfunktionen für Professoren
in Forsdrung und Lehre, wie sie bisher von Assistenten aus-
geübt wurden, gehören nidrt zu ihren Aufgaben.

Der Ernennung zum Assistenzprofessor muß eine Ausbildung
vorausgehen, die aus einem Studium und einem mit der Pro-
motion abgesdrlossenen Aufbaustudium besteht. Die Promo-

tion soll den Nadrweis einer selbständigen wissensdraftlidten
Leistung erbringen, die die wissensdraftlidre Leistungsfähig-
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keit des Bewerbers zu beurteilen erlaubt. Die Dissertatiou ist
im Hinbli& auf diese Anforderungen kritisdr zu werten.
Eine Habilitatiou ist zum NaÖweis der wissensdraftlidren Be-
fähigung uidrt mehr zu fordern. Neben der wisseasdraftlidren
Leistungsfähigkeit auf dem Gebiet der Forsdrung ist audr ein
Nadrweis der pädagogisdren Eiginung zu erbringen, und zwar
in erster Linie auf Gruad der Mitwirkung an Lehraufgaben
während des Aufbaustudiums.

Die Stellen für Assistenzprofessoren werden ausgesdrriebeu.
Bewerbuugen sollen auch innerhalb der Hodrsdrule möglidr
sein, an der der Bewerber promoviert hat.

Die Tätigkeit des Assistenzprofessors ist zeitlidr begrenzt, und
zwar auf eine Dauer von seÖs Jahren. Eine Verlängerungs-
mögliÖkeit ist audr für Ausnahmefälle nidrt vorzusehen. Nadr
einer seÖsjährigen Tätigkeit als Assistenzprofessor ist ein Aus-
sdreiden aus dem HoÖsöuldienst auÖ im Hinblick auf das
Lebensalter aodr zumutbar. Assisteuzprofessoren haben für ihre
weitere beruflidre Tätigkeit versÖiedene Mögliükeiten: Sie
können siÖ um eine der ausgesdrriebenen Professorenstellen
an einer andereu Hoüsdrule bewerben; sie köunen Wissen-
sdtaftlidre, Tedrnisdre und Arztlide Mitarbeiter einer Hodrsdru-
le, und zwar auü der eigenen werden; sie könuen eineu Beruf
außerhalb der Hodrs&ule in der Praxis oder in der Forsöung
ergreifen. Weldren dieser Berufswege der eiuzelne Assistenz-
professor einsölägt, wird sidr nadr seiner Qualifikation sowie
nadr Angebot und Nadrfrage ridrten. Die Möglidrkeit eines
Uberwedrselns in andere Bereidre des öffentlidren Dienstes, z. B.
in den SÖulbereidr, sollte durdr entspredrende Anderungen
laufbahnreötlidrer Vorsdrriften erleidrtert werden.

Beim Aussdreiden eines Assistenzprofessors aus dem Dienst
der Hodrsdrule soll ein Ubergangsgeld gewährt werden kön-
nen, wenn ein neues Dienstverhältnis im öffentlidren Dienst
nidrt begründet oder fortgeführt wird. Die Höhe kann sidr an
den audr in anderen Bereidren des öffentlidren Dienstes üb-
lidren Ubergangsgeldern orientieren.

Die Zahl der Stellen für Assistenzprofessoren ist am Bedarf an
Professoren zu orientieren. Dabei ist davon auszugehen, daß
der gesamte Umfang der Lehraufgaben im wesentlidren durdt
Professoren und Assistenzprofessoren abgeded<t werden soll.
Ferner ist zu berüd<sidrtigen, daß aus der Gruppe der Assi-
stenzprofessoren zu einem erheblidren Teil der Bedarf an Pro-
fessoren zu dedcen sein wird und die Assistenzprofessur damit
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entscheidend zur Sidlerung des Nadrwudtses beiträgt. Das
Zahlenverhältnis der Stellen für Professoren zu denen für Assi-
stenzprofessoren wird von Fadr zu FaÖ versÖieden sein und
vom jeweiligen NaÖwuösbedarf abhängen. Der NaÖwudtsbe-
darf muß in den einzelnen Fäöern jeweils in überregionaler
Abstimmung ermittelt werden. Um den Nadrwuüsbedarf für
die in den näösten Jahren in erhebliöem Umfang erforderli-
dren Professorenstellen befriedigen zu köuneu, muß zunädrst
jedodr eine größere Zahl von Stellen für Assistenzprofesso-
ren gesdraffen werden. In jedem Fall muß si&ergestellt wer-
deu, daß der wissensdraftlidre Leistungswettbewerb erhalten
bleibt.

b) WissensÖaftlidre, Teönisöe und ArztliÖe Mitarbeiter

In der Gruppe der WissensÖaftliÖen, Teönisüen und Ärzt-
lichen Mitarbeiter sind diejenigeu PersoneD zusammengefaßt,
die eine fest umsdrriebene Tätigkeit ausüben. Wesentliöe Kri-
terien der Tätigkeit dieses Persouenkreises sind die Abgegrenzt-
heit der Aufgabe, die audr eine leitende seiu kann und die je
nadr Art der Tätigkeit abgestufte Weisungsgebundenheit. Je
nadr dem Grad ihrer Verantwortung werdeu sie diese Aufgaben
in untersöiedliöen Stellungen wahrnehmen. Bei den Aufgaben
im Lehrbereidr kann es sidr nur urn unterstützende Hilfstätig-
keit, wie z. B. Korrektur von Ubungsarbeiten uud teünisdre
Vorbereituag und Unterstützung von natur- uud ingenieurwis-
sensdraftlidren Unterridttsveranstaltungen handeln. Im Be-
reidr der ForsÖung kommt eine Mitarbeit in Forsdtergruppen
sowie die Betreuung von Geräten in BetraÖt. Im Dienstlei-
stungsbereiÖ ist an die Leitung und Mitarbeit in Redrenzentren,
Bibliotheken und Sammlungen zu denken. Ein besonderes Auf-
gabengebiet bilden für ArztliÖe Mitarbeiter die Tätigkeiten
als Stations- und Oberärzte, die Leitung uud Mitarbeit in Blut-
lankss, medizinisÖ-tedrnisÖen Laboratorien und sonstigen
teönisÖen Einriötungen der Kliniken.

Die Auswahl der Mitarbeiter und die Festlegung der Ein-
stellungsvoraussetzungen, die von der Art der zu leistenden
Tätigkeit abhängig sind, sowie die Zuordnung zu bestimmten
Aufgaben erfolgt in der Regel durdt den FaÖbereidt im Ein-
vernehmen mit den Beteiligrten.

Eiue Berufung zum Professor muß den Mitgliedern der Gruppe
der Wissensdraftlidten, Tedrnisöen und Arztlidten Mitarbeiter
offenstehen.
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IV. 4. Dienstverhältnis und Besoldung

a) Dienstverhältnis

Hinsidrtlidr des Dienstverhältnisses für die in der Hodrsdrule
tätigen Wissensdraftler bestehen grundsätzlidr folgende Mög-
lirhkeiten:

- Anstellung als Angestellter,

- Ernennung zum Beamten auf Zeit,

- Ernenuung zum Beamteu auf Lebenszeit.

Diese Möglidrkeiten müssen nebeneinander bestehen. Von
ihnen muß je nad Lage des einzelnen Falles Gebraudr gemadrt
werdeu. Bestimmte Kategorien des Personals braudren also
nidrt immer nur in einem bestimmten Dienstverhältnis besdräf-
tigt zu werden, d, h, Professoren, Assistenzprofessoren, Wissen-
sdtaftlidre, Tedrnisdre und Ärztlidre Mitarbeiter können sowohl
Angestellte als audr Beamte sein.

Nur wenn diese Dienstverhältnisse nebeneinander zu Ver-
fügung stehen, ist die erforderliÖe Flexibilität gewährleistet
und kann im Einzelfall die jeweils beste Regelung getroffen
werden. Der Status der Beamten, insbesondere des Beamten
auf Lebenszeit, ist in vieler Hinsidrt zu starr, als daß er sictr
den Erfordernisseu immer hinreiÖend anpasseu ließe. Es kommt
hinzu, daß eine vermehrte Verwendung von Angestelltenstel-
len die Durdrlässigkeit zu Berufen außerhalb der Hodrsdrule
verbessert, was notwendig und erwünsÖt ist.

b) Besoldung

Die Besoldung von Beamten steht weitgehend im Zusammen-
hang mit Laufbahnvorstellungen, die davon ausgehen, daß die
Beamten mit zunehmender Dienstzeit und damit breiterer Er-
fahrung zur Ubernahme größerer Verantwortungsbereidre be-
fähigt werden, so daß ein Aufsteigen in der Laufbahn und damit
höhere Besoldung als eine Funktion der Dauer der Zugehörig-
keit zum öffentlidren Dienst bezeidrnet werden kann. Damit
liegt dem System der Beamtenbesoldung audr eine Vorstellung
leistungsgeredrter Bezahlung zugrunde. Die Vorstellungen. die
diesem Leistungsprinzip zugrunde liegen, können im Bereidr
der Hodrsdrule keine Anwendung finden. Die Tatsadre, daß
in mandren Bereidren Wissensdraftler in relativ frühem Lebens-
alter ihre größte wissensdraftlidre Leistungsfähigkeit errei-
dren, verbietet es, irn Hochsctrulbereidr ein lediglich vom Alter
abhängiges Besoldungssystem anzuwenden.
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Schon in der Vergangenheit ist versudrt worden, die starre Bin-
dung an die von der Länge der Dienstzeit abhängige Steige-
rung der Besoldung durdr Vorwegnahme von Dienstaltersstu-
fen sowie durdr eine flexible Handhabung der zur Besoldung
gehörenden Zulagen aufzulod<ern. Die hiermit erreidrte Be-
weglidrkeit erweist sich aber noch immer als unzureidrend.
Deswegen muß der Versuch gemadrt werden, für die Wissen-
sdraftler insgesamt ein Besoldungssystem vorzusehen, durdl
das ermöglidrt wird, die Bezüge des einzelnen, unabhängig von
seinem dienstredrtlidren Status und von der Dauer der Zu-
gehörigkeit zum öffentlichen Dienst, entspredrend seiner Lei-
stung und entspredrend den von ihm übernommenen Aufgaben
festzulegeu.

Die vorgesehene Orientierung der Besoldung an der Leistung
des einzelnen wird die Hodrsdrulen vor erheblidre Sdtwierigkei-
ten stellen. Während das bisherige Verfahren der mehr oder
weniger sdrematisdren Einstufung in Besoldungsgruppen ver-
hältnismäßig leidrt zu handhaben war, erfordert die Festset-
zung der Bezüge der einzelnen Wissensdraftler, gemessen an
ihrer persönlichen Qualifikation, ein erheblidres Maß an Uber-
sidrt, Sadrkenntnis und Beurteilungsvermögen, Es ist selbst-
verständlidr, daß diese schwierige Aufgabe im Bereidr der
Hodrschule nidrt dezentralisiert, etwa den einzelnen Fadrbe-
reidren übertragen werden kann, sondern es ist notwendig,
eine zentrale Personalverwaltung zu sdraffen, die unbeschadet
der Zuständigkeiten des Dienstherrn im Zusammenwirken
mit den Fachbereichen und gegebenenfalls mit der Ständigen
Kommission für Personalangelegenheiten die hier erforder-
lidren Entscheidungen trifft,

Es empfiehlt sich, innerhalb des Gesamtrahmens der Besol-
dung von Wissenschaftlern Gruppen zu bilden, die jeweils
einen bestimmten, nicht zu eng zu bemessenden Besoldungs-
spielraum umfassen. Hierbei wird auch dic Kolleggeldpauschale
einzubeziehen sein. Dieser Besoldungsspielraum ist neben der
Angabe über die in Betracht kommende Aufgabe in den Stel-
lenausschreibungen mitzuteilen. Die Entscheidung über die end-
gültige Festlegung der Bezüge wird dann von der Qualifika-
tion des einzelnen Wissenschaftlers ebenso wie vom Interesse
des Fachbereichs an seiner Mitwirkung, wie auch letztlich von
Angebot und Nachfrage in dem betreffenden Fachgebiet, ab-
hängen.
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E.

Uberlegnrngen zur Entwidrlung der Studentenzahlen

E. I. Quantitative Bildungsforsdrung als Hilfsmittel der Bildungs-
planung

Für die Bildungsplanung sind die Ergebnisse der qualitativen
und quantitativen Bildungsforsdrung von Bedeutung. Wesent-
lidre qualitative Probleme sind bereits im Zusammenhang mit
den Fragen der Studienreform behandelt worden. Für die fol-
genden Uberlegungen sind vor allem die quantitativen Aspekte
der Bildungsforsdrung widrtig, die in Zukunft zu intensivieren
ist. In erster Linie gilt es, eine Vorstellung über die voraus-
sidrtli&e Entwid<.lung der Zahl der Sdrüler und Studenten zu
gewinnen.

Für die Gewinqung von Vorstellungen über die voraussidrtliche
Entwidrlung der Zahl der Sdrüler und Studenten sind von der
Bildungsforsdrung Methoden erarbeitet worden, die einerseits
von der berufsvorbereitenden wirtsdraftlidren Funktion des
Bildungswesens, andererseits von der Nadrfrage nadr Bildungs-
möglidrkeiten ausgehen. Im einzelnen haben sidr vier Ansätze
herausgebildet:

- Ermittlung des Bedarfs an qualifizierten Arbeitskräften,

- Untersudrung der Nadrfrage nadr Ausbildungsplätzen,

- Kostenertragsanalyse,

- internationale Vergleidre.

I. 1. Bedarf an gualifizierten Arbeitskräften

Dieser Ansatz basiert auf der Annahme, daß die Zielwerte für
die Entwiddung des Bildungswesens aus dem Bedarf an qua-
lifizierten Arbeitskräften ableitbar sind.

Bei der Ermittlung des Bedarfs an qualifizierten Arbeitskräften
werden untersdriedlidre Verfahren für den Waren produzieren-
den Bereidr einsdrließlidr Handel und Verkehr sowie für den
Dienstleistungsbereidr angew andt.
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Das Verfahren für den Waren produzierenden Bereidr geht
von Vorsdrätzungen des Sozialprodukts aus. Hierbei wird vor
allem die voraussidrtlidre Entwiddung der Gesamtzahl der
Arbeitskräfte und die Entwiddung der Arbeitsproduktivität be-
rücksidrtigt. Sodann wird die in Zukunft erforderlidre Zusam-
meusetzung der Besdräftigten nadr ihrem Ausbildungsgang und
dem Ausbildungsniveau bestimmt.

Für die Beredrnungen im Dienstleistungsbereidr (Bildungswesen
und übrige Dienstleistungsbereidre) wurden zwei Verfahren
entwidrelt:

- Der Bedarf des Bildungswesens an qualifizierten Arbeits-
kräften wird aus der voraussidrtlidren Zahl der Auszubil-
denden (Söüler und Studenten), die u. a. durdr die Ausbil-
dungsdauer bestimmt wird, und aus Annahmen über die Ge-
staltung der Ausbildung abgeleitet.

- Für die übrigen Dienstleistungsbereidre, wie z. B. das Ge-
sundheitswesen und das Redrtswesen, geht man von einer
bestimmten Relation zwisdren der Bevölkerungszahl und
der Zahl des qualifizierten Personals aus, das die Dienst-
leistungen bereitstellen soll.

Bei der Ermittlung des Bedarfs an Arbeitskräften wurde bis-
her die Methode der Trendextrapolation angewandt. Diesem
Verfahren liegt die nur begrenzt zutreffende Annahme zu-
grunde, daß die bisherige Zusammensetzung und audr die Ver-
änderungen in der Zusammensetzung der Besdräftigten nadr
Ausbildungsart und Ausbildungsniveau riötig waren, d. h,, daß
jeder eine seiner Ausbildung entspredrende Besdräftigung
hatte.

Ein weiterer Mangel der bisherigen Bedarfsuntersudlungen
sind die unzureidrenden statistisdren Unterlagen. So liegen z. B.

bisher Angaben über die Ausbildungsstruktur aller Besdräftig-
ten nur für einen einzigen Zeitpunkt vor, nämlidr für 1961.

Bei Vorgabe gewisser gesellsdtaftspolitisdrer Entsdreidungen,
wie z. B. der Relation zwisdten Einwohner- und Arztezahl, ist
es in einigen Bereidren möglich, den Bedarf abzusdrätzen. Das
gilt besonders für das Bildungswesen, das Gesundheitswesen
und zum Teil audr für das Redrtsrvesen, Bereidre, in denen
zur Zelt mehr als die Hälfte der Hochschulabsolventen tätig ist.

I. 2. Nadrfrage nadr Ausbildungsplätzen

Bei diesem Ansatz wird versudrt abzusdrätzen, lvie viele Sdrü-
Ier bzw, Studenten in den einzelnen Stufen des Ausbildungs-
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systems zu bestimmten Zeitpunkten zu erwarten sind. Aus-
gangspunkt bei der Sdrätzung der zukünftigen Nadrfrage nadr
Ausbildungsplätzen ist eine Prognose der Bevölkerungsent-
widrlung, insbesondere der Altersgruppen, die sidr üblicherweise
in einer formalen Ausbildung befinden. Weiterhin sind die
Struktur des Ausbildungswesens und die Abhängigkeit zwi-
schen den versdriedenen Ausbildungsstufen zu berüdrsichtigen.
Besonders widrtig sind die Ausbildungsstufen, die über die
allgemeine Sdrulpflicht hinausführen. Für diese Stufen müs-
sen sowohl die Zugänge als auch die vorzeitigen Abgänge und
die erfolgreidren Absdrlüsse gesdrätzt werden. Hierbei werden
Koeffizienten benutzt, die die Zu- und Abgänge in Beziehung
zu den entsprechenden Geburtsjahrgängen setzen, wie z. B.

Quartanerquoten, Abiturientenquoten, Studienanfängerquoten.
Die Koeffizienten werden durdr eine Trendextrapolation auf
Grund einer Analyse der Vergangenheit gewonnen.

Die Problematik der Trendextrapolation liegt vor allem darin,
daß bildungspolitisdres Verhalten der Zukunft von dem in der
Vergangenheit abgeleitet wird. Außerdem wird auf die Bedarfs-
lage keine Rüd<sidrt genommen. Für den Hodtsdtulbereich kann
erfahrungsgemäß mit Hilfe dieses Verfahrens zwar die Gesamt-
zahl der Studenten, jedodr nidrt ihre regionale und fachlidre
Verteilung gesdtätzt werden.

In Anlage 6 (Bd.2, S.337ff.) sind die Entwicklung des Bildungs-
wesens von 1950 bis 1968/69 sowie Ergebnisse von Versuchen,
die zukünftige Entwidrlung aus der bisherigen abzuleiten, dar-
gestellt.

I. 3. Kostenertragsanalyse

Die Kostenertragsanalyse geht davon aus, daß die Ausbildung
eine Verbesserung des Produktionsfaktors Arbeit bewirkt und
somit eine Investition in diesem Produktionsfaktor ist. Es wird
angenommen, daß sowohl die gesamtwirtschaftliche Entwidr-
lung als audr die Einkommensentwidclung des einzelnen sich
um so günstiger gestalten, je besser die Ausbildung war. Der
Vergleich der Kosten der Ausbildung mit dem Ertrag kann
sowohl für den einzelnen als auch für die Gesamtwirtschaft
erfolgen:

- Bei der Kostenertragsanalyse für den einzelnen werden die
privaten Kosten, d. h. die Summe der direkten Kosten für die
Ausbildung, die Lebenshaltungskosten und das entgangene
Einkommen mit dem erwarteten Einkommen verglichen.

132



- Bei der gesamtwirtsdraftlichen Betrachtung werden die sozia-
len Kosten, d. h. die von der Gesellschaft getragenen Ko-
sten der Ausbildungseinridrtungen und das infolge einer
verringerten Beschäftigtenzahl niedrigere Sozialprodukt,
mit der späteren verstärkten Steigerung des Sozialprodukts
verglidren.

Für den einzelnen ist die Kostenertragsanalyse für die Schät-
zung der Rentabilität der Ausbildung und damit für die Nadr-
frage nadr Ausbildungsplätzen relevant. Die gesamtwirtsdraft-
liche Betrachtung kann als Entsdreidungshilfe für die Inve-
stitionspolitik der Regierungen und Parlamente dienen.

Die Söwächen des Ansatzes sind einmal die Sdrwierigkeiteu
bei der Bestimmung der Faktoren, von denen die Höhe des
Einkommens abhängig ist, sowie die Uberbetonung der ökono-
misdren Motivierung bei der Wahl des Ausbildungsganges.

I. 4. Internationale Vergleiche

Anhaltspunkte für die quantitative Entwid<lung des Bildungs-
wesens lassen sidr außerdem durch eine Analyse und einen
Vergleidr mit Ausbildungssystemen anderer Länder gewinnen.
Zum Vergleich können die Zahl der Schüler und Studenten her-
angezogen werden, vor allem ihre Relation zur gleidraltrigen
Wohnbevölkerung, aber audr die Bildungsausgaben und die
wirtsdraftliche Entwidclung im Verhältnis zu den Bildungsaus-
gaben.

Der Vergleich wird vor allem dadurdr ersdrwert, daß die Aus-
bildungssysteme in den einzelnen Ländern sehr unterschied-
liö sind.

In Anlage 7. (Bd. 2, S. 377 ff.) sind Zahlen aus dem Sdrul- und
Hochschulbereich verschiedener Länder, deren Ausbildungs-
systeme in etwa vergleichbar sind, einander gegenübergestellt.

I.5. Folgerungen

Die vorstehenden Darlegungen zeigen, daß die bisher zur Ab-
schätzung der künftigen quantitativen Entr,r'id<lung des Bil-
dungswesens erarbeiteten Methoden erhebliche Schwächen auf-
weisen. Der heutige Stand der Bildungsforsdrung und der Me-
thoden der Bildungsplanung erlaubt es nicht, aus den für die
Reform des Schul- und Hochschulbereichs dargelegten Zielset-
zungen sowie den zur Verfügung stehenden statistisdren Daten

Sctrwäcten
der bisherigen
Methoden
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Notwendigkeit
politisöer
Willensbilduug

Entsdreidungs-
hillen

genau ableitbare Folgerungen für die quantitative Entwiddung
des Hodrsdrulbereidrs zu ziehen.

Zugleiö ist festzustellen, daß diese angedeuteten Methoden
und die Ergebnisse einzelner Untersudrungen, auch r4/enn sie
keine eindeutigen Kriterien bieten können, dodr widrtige
Orientierungshilfen zur Verfügung stellen.

Die Entsdreidung über den quantitativen Ausbau des Bil-
dungswesens läßt sidr nidrt aus vorgegebenen Daten ableiten.
Sie setzt eine politisdre Willensbildung voraus.

Die politisdre Entsdreidung darf aber nidrt willkürlidr getrof-
fen werden; sie muß vielmehr die Ergebnisse der mit den gege-
benen Möglidrkeiten erarbeiteten Sadruntersudrungen berüd<-
sidrtigen. In diesem Prozeß sind die Empfehlungen des Wissen-
sdraftsrates als wissensdraftspolitisdre Entsdreidungshilfen an-
zusehen, die den Politikern die endgültige Entsctreidung zwar
erleichtern, aber nidrt abnehmen können.

E.II. Modell für die Entwidclung

Im folgenden wird ein Modell dargestellt, in das die für die
quantitative Entwid«lung des Hodrsdrulbereichs wesentlidren
Erkenntnisse der Bildungsforsdrung sowie die sonstigen zur
Verfügung stehenden relevanten Faktoreu einbezogen werden.
Die mit Hilfe dieses Modells gewonnenen Möglidrkeiten zur
Beurteilung sowohl der gesellsdrafts- wie der bildungspoliti-
sdren, aber audr der finanziellen Konsequenzen der erstrebten
Reform des Sdrul- und Hodrsdrulwesens bieten den verant-
wortlidren Politikern eine Grundlage, auf der sie die von ihnen
zu treffenden Entsdreidungen aufbauen können.

In dem Modell wird die künftige Entwiddung der Schüler- und
Studentenzahlen behandelt. Bei der zahlenmäßigen Darstel-
lung werden im Sdrulbereidr die Annahmen des Modells auf die
voraussidrtliöe Bevölkerung des Jahres 1980 bezogen. Für den
Hodrsctrulbereidr wurde die Studentenzahl für die Jahre 1970
bis 1980 vorausgesdrätzt, wobei von den Sdrülerzahlen 1968
ausgegangen wurde und die Modellanuahmen als Zielvorstel-
lungen für 1980 in die Beredrnungen eingegangen sind.

II. l. Voraussetzungen

Bei den Annahmen für das Modell wird vorausgesetzt, daß die
Empfehlungen der Bildungskommission des Deutsdren Bil-
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dungsrates zur Reform des Bildungswesens sowie zur Ge-
staltung der Absdrlüsse im Sekundarsdrulwesenl) bis 1980 ver-
wirklidrt sind. Im einzelnen wird vorausgesetzt:

- Der Elementarbereidr ist soweit entwi&.elt und ausgebaut,
daß 75 0/o der drei- und vierjährigen Kinder an den Progran?-
men des Elementarbereidrs teilnehmen können.

- Die Einsdrulung erfolgt nadr Vollendung des fünften Le-
bensjahres.

- Die Vollzeitsdrulpflidrt dauert bis zur Vollendung des 16. Le-
bensjahres.

- Der Sdrulbereidr ist in folgende Stufen untergliedert:

a) Primarbereidr von vier Jahrens),

b) Sekundarstufe I mit drei Zweijahresblödcen, zusammen
also sedrs Jahre2),

c) Sekundarstufe II mit untersdriedliÖer Dauer, und zwar
als vollzeitsdrulisdre und teilzeitsdrulisdte Bildungsgänge.

- In die neu zu konzipierende Sekundarstufe II gehen in ent-
spredrend geänderter Form und mit veränderten Aufgaben
die folgenden Bildungseinridrtungen einE):

a) die Berufssdrule und die betriebliÖe Lehre,

b) die Berufsaufbausdrule,

c) die Berufsfadrsdrule,

d) die Fadrsdrule,

e) die Höhere Fadrsdrule,

f) die Fadrobersdrule,

g) die gymnasiale Oberstufe.

- Die Sekundarstufe II hat studien- und berufsvorbereitende
Funktionen zu erfüllen.

- An den Hodrsdrulen werden folgende Studiengänge ange-
botenl

a) zwei- bis dreijährige Studiengänge,

b) zeitlidr differenzierte Studiengänge der Lehrerausbildung
(im Durdrsönitt vier Jahre),

c) vier- bis se&sjährige Studiengänge,

Emplehlungen der BildungskomEission: Strukturplan lür das Bildungswesen,
S. 98 ff.; Zur Neugestaltung der Absdrlüsse im Sekudarsöulwesen, S.,13 ff.
Hier wird davon ausgegangen, da8 die von der Bildugskommission vorgeseheue
Orientielungsstufe in die Sekundarstufe I eingegliedert ist.
Empfehlungen der BildungskoEmission: Struktulplan für das Bildungswesen,
s. 159 ff.
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zwei- bis dreijähriges Aufbaustudium nadr Absolvierung
eines Studiums,

Kontaktstudiengänge.

il. z. vtoaetlannahmen

Dem Modell liegen im einzelnen folgende Annahmen zugrundel

- Da nach den Empfehlungen der Bildungskommission in der
Sekundarstufe I die Jahrgangsklassen nidrt aufgelöst, an-
dererseits aber möglichst viele Jugendliche zum Erwerb des
Abiturs I angeregt werden sollen, wird die Ausbildung bis
zum Abitur I für einen Teil der Schüler länger als zehn Jahre
dauern. Die sich hieraus ergebende Erhöhung der Schüler-
zahlen wird im Modell vernadrlässigt.

- Das Alter der Schüler wird bei Eintritt in die Sekundar-
stufe II unterschiedlich sein. Im Modell wird vereinfachend
angenommen, daß in den Jahren bis 1980 der Eintritt in
die Sekundarstufe II nach Vollendung des 16. Lebensjahres
erfolgt.

- Die Ausbildung in der Sekundarstufe II kann u, U. durch
eine betrieblidre Ausbildung oder durch eine Praktikanten-
zeit unterbrochen werden. Infolgedessen kann das Alter
der Schüler der Sekundarstufe II auch 19 und mehr Jahre
betragen. Dies wird im Modell vernachlässigt.

- Die Ausbildungszeit der Teilzeitschüler der Sekundarstufe II
beträgt zwei Fünftel der Ausbildungszeit der Votlzeitschü-
ler.

- Die Verzögerung des Studienbeginns an den Hochschulen
durch die allgemeine Wehrpflicht wird vernachlässigt.

- Ein Teil der Studenten wird das Studium im Fernstudium
oder in alternierenden Studiengängen absolvieren. Wie-
weit sich dies auf die Zahl der Studenten des Präsenzstu-
diums auswirken wird, läßt sich noch nicht abschätzen und
wird daher im Modell vernachlässigt.

- Hinsichtlich des Kontaktstudiums wird angenommen, daß
es für die Lehrer im Durctrschnitt alle fünf Jahre sechs
Wochen und für die übrigen Hochschulabsolventen im Durch-
schnitt alle fünf Jahre drei Wochen beträgt.

- Die Zahl der ausländischen Studenten im Hochschulbereich
wird für das Modell beim zwei- bis dreijährigen Studium

d)

e)
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mit 5 0/o der deutsdren Studenten angenommen, beim Lehrer-
studium mit 1 0/o und beim vier- bis sechsjährigen Studium
mit 10 o/0.

Das Modell der Sdrüler- und Studentenzahlen geht von folgen-
den Anteilsätzen der Schüler und Studenten an der gleidralt-
rigen Wohnbevölkerung im Jahre 1980 aus:

- Elementarbereidr:

75 0/o der Drei- und Vierjährigen besudren die Einrichtungen
des Elementarbereidrs.

- Schulbereidt:
100 0/o der Fünf- bis Fünfzehnjährigen (einschließlich), d. h.
elf Geburtsjahrgänge, befinden sidr im Primarbereich und
in der Sekundarstufe I1);

45 bis 55 0/o eines Geburtsjahrgangs besuchen als Vollzeit-
schüler die Sekundarstufe II, davon 25 bis 30 0/o mit über-
wiegend studienbezogenen Curricula und 20 bis 25 0/o mit
überwiegend berufsbezogenen Curricula, und zwar

20 olo zwei Jahre lang,
25 bis 35 o/o drei Jahre lang;

55 bis 45 0/o eines Geburtsjahrgangs besuchen als Teilzeit-
schüler die Sekundarstufe II, und zwar

2Oo/o zwei Jahre lang,
35 bis 25 o/o drei Jahre lang.

- Hochschulbereich:

25 bis 30 0/o eines Geburtsjahrgangs erhalten eine Hoch-
schulausbildung, und zwar absolvieren

15 bis 18 0/o ein zwei- bis dreijähriges Studium
[im Durchschnitt 2,8 Jahre2)],

5 bis 6 o/o ein Lehramtsstudium
(im Durchschnitt vier Jahre),

5 bis 6 0/o ein vier- bis sechsjähriges Studium
(im Durdrschnitt fünf Jahre).

Es wird angenommen, daß von den Absolventen des Studiums
2 bis 3 0/o eines Geburtsjahrgangs ein zwei- bis dreijähriges

,) Im Primarbeleiö und in der Sekundarstufe I befinden siö im Jahre 1980 clf
Geburtsjahrgänge, da angenommen wird, daß einmal in einem Jahr zwei Geburts-
jahrgänqe, n;imlich dieSechsiähriqen und die Fiinfiährigcn, eingesdrult werden.Nadr
dem Strukturplan für das Bildungswesen der Bildunqskommission wird sidr die Ver-
längerung der allgemeinen Söulpfliöt auf elf Jahre elst nadr 1980 auswirken
(vsl. S. 302).

:) Bis 1976/77 drei Jahre.
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Aulbaustudium zusätzlidr durdrführen, das hier im Durdtsdtnitt
mit 2,5 Jahren beredrnet wird.
Die unteren und die oberen Grenzen der Modellannahmen
sind in den folgenden Abbildungen I und 2 dargestellt. In
ihnen ist durdr gestridrelte Pfeile angedeutet, daß es einen
Weg zur Hodrsdrule audr für diejenigen gibt, die nadr Absol-
vierung der Sekundarstufe I eine Kombination von praktisdter
und sdrulisdrer Ausbildung erhalten haben.

II.3. Anzahl der Sdrüler und Studenten in den Jahren 1952

und 1968/69 sowie nadr dem Modell

Die Anzahl der Sdrüler des Elementar- und des Sdrulbereidrs,
die sidr ergibt, wenn man die Anteilsätze des Modells auf die
Wohnbevölkerung des Jahres 1980 bezieht, ist in Tabelle 46

der statistisdren Unterlagen (Band 3) naÖ Geburtsjahrgängen
dargestellt. Die Voraussdrätzung der Zahl der Studienanfänger
und Studenten in den Tabellen 47 bis 49 der statistisöen Unter-
lagen (Band 3) enthalten.

In der folgenden Ubersidrt werden die Sdrüler- und Studenten-
zahleu des Modells mit den entspredrenden Zahlen für die
Jahre 1952 und 1968 bzw. 1969 verglidren.

Vollzeitsdtüler
darunter:
Sekundarstufe II

Teilzeitsdrüler

Deutsdre Studenten
insgesamt

davon:
zwei- bis dreijähriges
Studium r)

Lehramtsstudium ')
vier- bis sedrsjähriges
und Aulbaustudium 5)

Kontaktstudium

Hodrsöulbereidr 2)

11 871 bis 12 173

I 165 bis 1 467

1 467 bis 1 165

846 bis 9BB

349 bis

191 bis

413

215

320

40

7 380

2092

8 550

1 833

421

60

127

149

19

27

103 234 276 bis

30 bis

!) Hoösdrulbereiö Wintersemester 1969/70.
2) Jeweils Wintersemester.
31 1952 und 1969 Ingenieursöulen.
a) Pädägogisöe Hodlsöulen, Musik-, Kunst- und Sporthodrsdlulen sowie ge§drätzte

Zahlen für das Lehramtsstudium an \Missensdraftliöen HodrsdruleD.
5) Ohne Lehramtsstudium.
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Abbildung 1

Untere Grenzen der Modellannahmen
(Geburtsjahrgänge von rd. I 000 000 Personen)

Alter Altcr

26

25

24

23

22

21

20

19

t8

,7

,6

t5

,1

t3

t2

n

t0

9

I

7

6

5

I
3

26

25

21

23

22

2'

20

t9

t8

t7

t6

t5

,1

t3

t2

n

10

9

8

7

6

5

1

3
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Aulbaustudium: 7l
(50-000 Studenten)

vier- bis sechsjöhriges Studium: 57,
Q50.000 Studentcn)

Lehramtsstudium: 57"
(200-000 Studenten)

zwei- bis dreijährigcs
Studium: liYo

(375.000 Studenten)

Sekundarslufe II:
55/o Tcilzeitschüler

(1.450O00 Personen)

Sekundarstule II:
15/c Vollzeitschülcr

(r.150.000 Personen )

Sekundarstufe I: 100%

(7.000.000 Personen)

Primarberaich: 100%
(1.000-000 Personcn)

Ele mcntarbereich : 7 5/.
(1,500.000 Personen)



Abbildung 2

Obere Grenzen der Modellannahmen
(Geburtsjahrgänge von rd. 1 000 000 Personen)

Alter Alter
26

25

24

23

22

2t

20

t9

t8

17

16

l5

14

13

t2

n

10

9

I
7

6

5

1

3

26

25

24

23

22

2t

20

t9

t8

17

16

t5

t1

,3

t2

fi

t0

9

8

7

6

5

1

3
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vler-

zwei- bi
Sluo

uso.00a
t---- ---

Aulbaustudium
(75,000 Stude

sechsjähriges Studium: l,

300.000 Studenten)

.24

?te/

i%

Lehramtsstudium: 6To
(240.000 Studenten)

s dreijähriges
'ium: 18To

_sl{e3ted_.

Sekundarstufe II:
15/. Teilzeitschüler

(1.150.000 Personen)

Sekundarstufe II:
55/" Vollzeitschüler

(1.450.000 Personen)

Sekundarstufe I: 100/.

(7.000.000 Personen)

Primarbereich: 100%

(1.000.000 Personen)

E I e me ntarbere ich : 7 5/"
(1.500 .000 Per sonen)



Bezieht
ein, so

len:

man die ausländischen Studenteu in die Betrachtung
ergeben sich für den Hodrsdrulbereidr folgende Zah'

Modell für 1900

I 000 Personen
Studenien

des zwei- bi
dreijährigen
Studiums

des Lehr-
amtsstu-
diums

des vier- bis
seösjähri-
gen und des
Aufbaustu-
diums

des Kon-
taktstudium
insgesamt

Vollzeitschüler
Teilzeitschütrer

Studenten insgesamt

darunter:
zwei- bis drei-
jähriges Studium

Lehramtsstudium

vier- bis sechs-
jähriges und
Aufbaustudium

Schulbereidr

15,9 I 332r | 3B,B | 3623

-e,41-366 l-zo,o l-oos

t2,5

17,8

69,7

100

| 1170

l- 25s

296

44

t02

150

23t,6

377,8

14t,5

482,5

49,6

17,2

42,4

- 36,4

131,7

588,9

69,0

35,2

28,B

367 bis 434

193 bis 2lB

41,2 bis 41,8

1,7 bis 21,0

106 300 bis 346

30 bis 40

890 bis 1 038

7 bis 33,3

3,4 bis 3,9

100448 100

Wie sich die Zahlen der Schüler und Studenten in den 16 bzw.
17 Jahren von 1952 bis 1968 bzw. 1969 verändert haben und bei
Realisierung der Annahmen des Modells bis 1980 - innerhalb
von zwölf bzw. elf Jahren - verändern werden, zeigt die fol-
gende Ubersicht (vgl. auch Abbildungen 3 und 4).

Hodrschulbereidr

194,7 I 442 I 98,7

304

64

590

37r

89

9044

t4t

Zu- bzw. Abnahme (-)

t980 gegenüber 1969 bei



Abbildung 3

Deutsdre Studienanfänger 1952 bis 1980
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Abbildung 4

Deutsdre und ausländisdre Studenten 1952 bis 1980
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II.4. Vergleich des Modells mit den sidr aus der bisherigen
Entwicklung ergebenden Trends

a) Sdrulbereidr

Die bestehenden Bildungseinrichtungen, die in veränderter
Form in die Sekundarstufe II eingehen sollen, sind in Ab-
schnitt II. 1. genannt. In der folgenden Ubersidrt sind die Anteil-
sätze der Schüler an der gleichaltrigen Wohnbevölkerung dar-
gestellt, die 1956 und 1968 einen Abschluß in diesen Bildungs-
einrichtungen erreichten bzw. nadr der Prognose für 1980 bei
einem unveränderten Schulsystem voraussichtlich erreichen
werden.

l Silc
Ausbildungsart

Gymnasiale Oberstufe
(Abitur)

Fadrsdrule und Höhere
Fadrsdrule 1)

Berufsfadrsdrule

Berufsaufbausdrule

Zusammen

4,6

6,9

8,6

20,1

9,9

7,9

11,2

1,9

30,9

16,0

10,0

l> 16,0
)

42,O

1) ohne Absolventen mit vorausgegangenem Abitur.

Unter den Absolventen der Fachschulen befinden sich audt
Absolventen der Berufsfach- und Berufsaufbauschulen, Die vor-
liegenden statistischen Unterlagen reichen jedoch für eine
Korrektur nicht aus. Die Summe der Anteilsätze enthält daher
Doppelzählungen, die aber wahrscheinlich gering sind.

In der Ubersidrt sind diejenigen, die mit Mittlerer Reife von
den Realschulen und Gymnasien abgehen und anschließend
keine Berufsaufbau-, Berufsfach- oder Fachschule besuchen,
nidrt enthalten. Ihr Anteil an der gleichaltrigen Wohnbevölke-
runq kann für die Jahre 1956 und 1968 auf 7,4 und 8,3 0/o ge-
schätzt werden. Wegen des starken Zugangs zu den Realschu-
len ist bis 1980 eine starke Zunahme dieses Anteils zu erwar-
ten.

Die Mittlere Reife wird in dem von der Bildungskommission
empfohlenen Bildungssystem dem Abschluß der Sekundar-
stufe I entsprechen und damit im Gegensatz zu heute in die all-
gemeine Schulpflichtzeit fallen.

Es kann somit davon ausgegangen werden, daß mehr als 420/o

eines Geburtsjahrgangs im Jahre 1980 einen Abschluß einer
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Vollzeitausbildung in der Sekundarstufe iI erreichen werden.
Dies gilt um so mehr, als durdr eine Verbesserung der Ausbil-
dungsbedingungen ein Anreiz zum Besuch dieser Schulen gege-

ben sein wird, die über die allgemeine Sdrulpfliüt hinaus-
führen. Die im Modell angenommenen 45 bis 55 0/o eines Ge-
burtsjahrgangs, die als Vollzeitschüler die Sekundarstufe II
besuchen, liegen somit im Bereich der Entwidrlung, die auf
Grund der bisherigen Trends erwartet werden kann, und er-
sdreinen somit als realistisch.

b) Hochschulbereich

Wie sich der Zugang zu den Hochschulen, gemessen an der
gleichaltrigen Wohnbevölkerung, von 1952 bis 1969 entwickelt
hat, ist aus der folgenden Ubersicht zu ersehen:

Hodlsdrulart

Anteil der Studienanfänger an der
gteidtaltrigen Wohnbevölkerung in 0/o

1952

Hodrsdrulen, die die Reife-
prüfung voraussetzen (Wis-
senschaftlidre und Pädago-
gis&e)

Musik-, Kunst- und Sport-
hodrschulen, Ingenieur-
sdrulen

Zusammen
1,9

6,2

2,3

7,7

3,8

14,4

Der Anteil der Studienanfänger der Wissenschaftlichen und Päd-

agogisdren Hochschulen an der gleidraltrigen Wohnbevölke-
rung entspricht etwa der Abiturientenquote. Der Zugang zu den
übrigen Hochschulen kann auf ein Drittel des Zugangs zu den
Wissenschaftlichen und Pädagogischen Hochschulen geschätzt
werden. Für 1980 wurde eine Abiturientenquote von 16 0/o ge-

schätzt. Infolgedessen ist, wenn im Hochschulbereich keine An-
derungen eintreten, mit einer Zugangsquote im Jahre 1980 von
etwas mehr als 21 0/o zu rechnen. Im Modell wird mit einem
Zugang zu den Hochschulen von 25 bis 30 0/o gerechnet'
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Sdrüler-
Lehrer-
Relation

F.

Personal-, Investitions- und Finanzbedarf

Für die Realisierung der dargestellten Aufgaben und für den
Ausbau des Hodrsdrulbereidrs ist es widttig, eine Vorstellung
über die Größenordnung des Personal-, Investitions- und Fi-
nanzbedarfs zu gewinnen. Dabei ist nidrt nur der Personal-, In-
vestitions- und Finanzbedarf für die Ausbildung und die For-
schung zu berüdcsidrtigen, sondern audr für die Durdrführung
der organisatorisdren Maßnahmen und für andere Aufgaben.

Bisher ist nodr kein Verfahren für die Ermittlung des Personal-
und Finanzbedarfs entwidcelt worden, das alle Aufgabenberei-
dre der Hodrsdrulen und die hierfür erforderliche Verwaltung
berü&.sidrtigt. Daher werden im folgenden der Personal-, der
Investitions- und der Finanzbedarf nadr groben Erfahrungswer-
ten geschätzt (vgl. Anlage 11,8d.2, S.435 ff,). Besondere Auf-
wendungen für die Forschung wurden dabei nidrt erfaßt.

F. I. Süätzung des Personalbedarfs für das Modell der Sdrüler-
und Studentenzahlen

I. l. Annahmen für den Schulbereidr

Das für den Ausbau des Sdrulbereichs entspredrend den Mo-
dellannahmen erforderlidre Personal wird getrennt nach Leh-
rern und übrigem Personal ermittelt.

Der Lehrerbedarf wird mit Hilfe einer bestimmten Schüler-
Lehrer-Relation beredrnet. Für die Bestimmung dieser Relation
sind versdriedene Faktoren von Bedeutung (u. a. Anzahl der
Unterrichtsstunden der Sdrüler, Klassenfrequenzen, gesamte
Wodrenarbeitszeit der Lehrer, Anzahl der wöchentlichen Unter-
richtsstunden der Lehrer, Ausfälle durdr Weiterbildung der
Lehrer). Diese Bestimmungsfaktoren sind bisher nodr wenig
erforsdrt. Ihre Analyse und audr ihre empirische Ermittlung
sind eine widrtige Aufgabe der Forschung.

Bei der Festlegung der Sdrüler-Lehrer-Relationen für die Er-
mittlung des Bedarfs wurde die bisherige Entwidrlung dieser
Relationen untersudrt und die von der Kultusministerkonfe-
renz fixierten Ziel- und Mittelwerte herangezogen. In diesem
Zusammenhang ist es von besonderer Bedeutung, darauf hin-
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zuweisen, daß jede Anderung in den Unterridrtsmethoden die
Schüler-Lehrer-Relationen beeinflussen kann.

Der Schätzung des Lehrerbedarfs werden folgende Relationen
zugrunde gelegt:

- 25 bis 20 Sdrüler je Lehrer für den Primarbereidr und die
Sekundarstufe I,

- 15 Sdrüler je Lehrer für die Vollzeitausbildung in der Se'
kundarstufe II,

- 40 bis 35 Sdrüler je Lehrer für die Teilzeitausbildung in
der Sekundarstufe II.

Die Bildungskommission weist in ihren Empfehlungen darauf
hin, daß für jeden Lehrer in fadrwissensdraftlidrer, erziehungs-
wissensdraftlidrer und unterridrtspraktischer Hinsidrt eine Wei-
terbildung erforderlidr ist 1). Nadr Auffassung der Bildungskom-
mission ist wegen der Weiterbildung bei der Beredrnung des

Lehrerbedarfs ein Zusdrlag von 5 0/o zu madren' Im Modell wird
davon ausgegangen, daß etwa 3 0/o der Lehrer Weiterbildungs-
veranstaltungen im Hodrsdrulbereidr besudren und die restlichen
2 0/o an Veranstaltungen außerhalb des Hodrsdrulbereidrs teil-
nehmen.

Das im Sdrulbereich erforderlidre übrige Personal wird in Re-

Iation zur Zahl der Lehrer ermittelt' In Anlehnung an die Re-

lationen im Jahre 1966 (vgl. Tabelle 40, Bd. 3) wird bei der
Schätzung von folgenden Anteilsätzen des übrigen Personals

an der Zahl der Lehrpersonen ausgegangen:

- 12 bis 25 olo fid.r den Primarbereidr und die Sekundarstufe I,

- 25 bis 30 0/o für die Vollzeitausbildung in der Sekundar-
stufe II,

- 28 bis 30 0/o für die Teilzeitausbildung in der Sekundar-
stufe II.

I.2. Annahmen für den Hodrschulbereidr

Der Personalbedarf im Hochschulbereidr wird nach derselben
Methode geschätzt wie der für den Schulbereidr. Zunächst wird
der Bedarf an wissenschaftlidrem Personal aus den Studenten-

zahlen des Modells mit Hilfe der Relation Student je Stelle
für wissenschaftliches Personal abgeleitet und dann ein Zu-
schlag für das übrige Personal gemadrt.

Für die Ermittlung des Bedarfs an wissensdraftlidrem Personal

werden die Empfehlungen des 'Wissenschaftsrates zum Aus-

r) Empfehlungen der Bildungskommission: Strukturplan für das Bildungswesen,
s. 240 I.

Weiterbildung
der Lehrer

Ubriges
Personal
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Studentetr je
SteUe für
wissensdxaft-
li.hes Personal

Wissenschaftli-
ches Personal
der Verwaltung

bau der wissenschaftlichen Hochschulen bis 1970 und zur Struk-
tur und zum Ausbau der medizinischen Forschungs- und Aus-
bildungsstätten herangezogen.

Nach den Kapazitätsüberlegungen in den Empfehlungen zum
Ausbau der wissensdraftlichen Hochsdrulen bis 1970 ergibt
sidr bei einer Zusammensetzung des wissenschaftlidren Per-
sonals nach Fädrergruppen, wie sie im Jahre 1966 bestand, als
Mittelwert eine Relation von 9,4 Studenten je Stelle für wis-
sensdraftliches Personal (ohne Allgemeine Medizin und Zahn-
medizin). Besondere Stellen für die Forsdrung und die Be-
treuung von Geräten wurden hierbei nicht berüdrsichtigt.

Der Beredrnung des Bedarfs an Stellen für wissenschaftliches
Personal für das vier- bis sedrsjährige Studium (ohne Allge-
meine Medizin und Zahnmedizin) und das Aufbaustudium wird
eine Relation von g Studenten je Stelle zugrunde getegt.
Da das wissenschaftlidre Personal für das zwei- bis dreijäh-
rige Studium im allgemeinen einen geringeren Anteil an der
Forschung hat, kann für die Berechnung des Bedarfs die Re-
lation 15 Studenten je Stelle angenommen werden. Für die
Lehrerausbildung liegt die Relation zwischen 9 und 15 Stu-
denten je Stelle. Es wird mit 12 Studenten je Stelle gerech-
net. Für das Kontaktstudium wird eine Relation von 10 Stu-
denten je Stelle für wissenschaftliches Personal zugrunde ge-
legt.

Der Bedarf an Stellen für wissenschaftliches Personal der AII-
gemeinen und der Zahnmedizin wird aus den Empfehlungen zur
Struktur und zum Ausbau der medizinischen Forschungs- und
Ausbildungsstätten übernommen.

Die Neugliederung der Hochschulorganisation macht eine er-
hebliche Vermehrung der Personalstellen für die Verwaltung
notwendig. Hier wird davon ausgegangen, daß das wissen-
schaftlich ausgebildete Personal der Verwaltung (einschiießlich
Bibliotheken, Bauamt, Beratungsdienst, Sozialdienst etc.) rd.
100/o des wissensdraftlichen Personals für die Forschung und
die Lehre ausmacht.

Bei der Schätzung des nichtwissenschaftlichen Personals für
den Hochschulbereich wird von Anteilsätzen des nichtwissen-
schaftlichen Personals am wissenschaftlichen Personal aus-
gegangen. In Anlehnung an die Zahlen für das Jahr 1969 (vgl.
Tabelle 31 und 32, Bd.3) werden der Schätzung des erforder-
lidren nichtwissenschaftlichen Personals folgende Anteilsätze
zugrunde gelegt:
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- 60 0/o beim zwei- bis dreijährigen Studium,

- 80 o/o beim Lehramtsstudium,

- 100 oio beim vier- bis sedrsjährigen, beim Aufbau- und beim
Kontaktstudium,

- 160 0/o für die theoretischen Fächer der Allgemeinen Medizin
und für die Zahnmedizin,

- 400 o/o für die klinischen Fädrer der Allgemeinen Medizin,

- 200 0/o für Verwaltung, Bibliothek etc.

I.3. Personalbedarf des Sdrul- und Hochschulbereidrs

In der folgenden Ubersicht ist der sidr aus dem Modell der
Sdrüler- und Studentenzahlen ergebende Personalbedarf der
Anzahl der 1968 bzw. 1969 vorhandenen Stellen gegenüberge-
stellt.

Bedarf
nadr dem
Modell 1)

651 bis 873

570 bis 700

81 bis 173

216bis 243

95 bis 109

121 bis 134

867 bis 1 116

665 bis 809

202 bis 307

Zunahme des Bedarfs 1)

gegenüber dem Bestand

Personal der Schulen
insgesamt 2)

davon:
Lehrer r)

übriges Personal

Personal der Hodr-
sdrulen insgesamt a)

davon:
wissenschaftliches
Personal

übriges Personal

Personal der Schulen
und Hochschulen
insgesamt

davon:
Lehrer bzw. wissen-
schaftliches Personal

übriges Personal

415

364

51

127

47

BO

542

236 bis 458

206 bis 336

30 bis 122

89 bis 1 16

48 bis 62

41 bis 54

325 bis 574

254 bis 398

71 bis 176

56,9 bis 110,4

56,6 bis 92,3

58,8 bis 239,2

70,1bis 91,3

102,1 bis 131,9

51,3 bis 67,5

60,0 bis 105,9

61,8 bis 96,8

54,2bis 134,4

r) Die jeweils niedrigeren Zahlen beziehen sidr auf die untere Grenze des Modells
für dcn Sdrul- und llodrsciulbereidr, die höheren Zahlen auf die obere Grenze.
Beim Personalbedarf für den Scirulbereidr sind die niedrigeren Zahlen außerdem
durdr die ungiinstigere Relation zwisöen Lehrern und Sdtülern sowie zwisdren
Lehrern und übrigem Personal, die höheren Zahlen durdr die €ntspreöenden
günstigercn Relatronen beeinflußt (v91, S. 147).

2) Bestand 1968.
3) Vollzeitlehrer.
{) Bestand 1969.
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Anteil an den
Erwerbstätigen
insgesamt

Lehrerbedarl
und Lehrer-
na(hwuös

Im Jahre 1968/69 betrug die Zahl der im Bildungsbereidr (ohne
Elementarbereidr) Beschäftigten 541 900; nadr dem Modell
würde sie sidr auf 866600 bis 1115500 erhöhen. Die Zahl der
Erwerbstätigen insgesamt betrug 1968 im Jahresdurchsdrnitt
rd. 26,3 Millionen. Für das Jahr 1980 wird die Zahl der Er-
urerbstätigen von den Bundesministerien für Wirtschaft und
der Finanzen auf 27,5 Millionen gesdlätzt. Der Anteil der im
Bildungsbereidr (ohne Elementarbereidr) Besdräftigten an der
Gesamtzahl der Erwerbstätigen würde sidr, gemessen an dieser
Zahl, von 2,1 olo im Jahre 1968 auf 3,2 0/o bis 4,1 0/o im Jahre 1980
erhöhen.

Zur Beurteilung der Frage, ob die nadr dem Modell für den
Sdrulbereidr erforderlidre Lehrerzahl erreidrt werden kann,
können folgende Uberlegungen dienen:

- Naö dem Modell muß sidr die Zahl der Lehrer gegenüber
1968 um 206 000 bis 336 000 oder um 56,6 bis 92,3 0/o erhöhen.

Nach einer Untersuchung der Kultusministerkonferenz 1)

sdreiden jährlidr 4,8 0/o der Lehrer aus dem Lehrerberuf aus.

Daher sind in der gleidren Zeit 263 000 bis 301 000 Lehrer
zu ersetzen. Folgli& kann die Gesamtnachfrage nach Leh-
rern in den Jahren 1969 bis 1980 auf 469 000 bis 637 000
gesdrätzt werden.

- Die Neueinstellung von Nachwudrskräften beträgt nach den
Unterlagen der Kultusministerkonferenz nur rd. 76 0/o der
Zugänge insgesamt. Bei den übrigen 24olo der Zugänge han-
delt es sidr vor allem um Wiedereinstellungen und um Zu.
gänge aus anderen Berufen. Demnadr müssen in den Jahren
1969 bis 1980 mindestens 356 000 bis 484 000Nachwudrskräfte
neu eingestellt werden.

- Die Zahl der jeweils verfügbaren Nadrwudrskräfte ist von
der Zahl der Studienanfänger, der Studiendauer und der
Erfolgsquote abhängig. Bei einer durchschnittlichen Studien-
dauer von vier Jahren muß die Zahl der Nadrwuchskräfte
der Jahre 1969 bis 1980 auf die Zahl der Studienanfänger
der Jahre 1965 bis 1976 bezogen werden. Die Zahl der deut-
schen Studienanfänger des Lehramtsstudiums in den Jahren
1965 bis 1969 betrug insgesamt rd. 125 000. Nach den Modell-

1) Lehrerbestand und Lehrerbedarf,
Nr. 21, Mll 196?.

II: Lehrerbewegung 196l bis 1964, DokumentatioD
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annahmen steigt ihre Zahl von rd. 33 000 im Jahre 1969

auf rd. 60 000 im Jahre 1975. Naö den oberen Modell-
annahmen bleibt diese Zahl bis 1980 etwa konstant, nadr
den unteren Modellannahmen geht sie bis 1980 auf knapp
50 000 zurüd<. Für die Jahre 1970 bis 1976 wird somit die
Zahl der deutsdren Studienanfänger des Lehramtsstudiums
insgesamt rd. 345 000 betragen, in den Jahren 1965 bis 1976

rd. 470 000.

- Die sidr für die Jahre 1965 bis 1976 ergebende Studienan-
fängerzahl von 470 000 liegt um etwa ein Drittel über der
unteren Grenze der Zahl der nadt dem Modell in den Jahren
1969 bis 1980 erforderlidreu Nadrwudrskräfte (356 000) und
um rd. 3 0/o unter der Zahl nadr der oberen Grenze des Mo-
dells (484 000).

Die im Modell vorgesehenen Zahlen für die Studienanfänger
des Lehramtsstudiums entspredren somit dem Bedarf des Sdrul-
bereidrs an Nadrwudrskräften. Soll die erforderlidre Lehrer-
zahl erreidrt werden, so muß bei zunehmender Gesamtzahl
der deutsdren Studienanfänger die Zahl der Studienanfänger
des Lehramtsstudiums überproportional steigen. Und zwar
muß sidr der Anteil dieser Studienanfänger an der Gesamtzahl
der deutsdren Studienanfänger von 31 0/o im Jahre 1969 auf
37 0/o im Jahre 1975 oder am Geburtsjahrgang gemessen von
4,4olo auf. 7,5 0/o erhöhen. In den folgenden Jahren kann der
Anteil bei weiterhin steigender Gesamtzahl der deutsdten Stu-
dienanfänger wieder zurüdcgehen, und zwar bis 1980 auf 200/o

der deutsdren Studienanfänger oder auf 5 bis 6 0/o des Geburts-
jahrgangs.

F. II. Sdrätzung des Finanzbedarfs für das Modell der Sdrüler-
und Studentenzahlen

Um einen Uberblid< über den gesamten Finanzbedarf für den
Schul- und Hochsdrulbereich im Jahre 1980 zu bekommen, wird

- getrennt für die beiden Bildungsbereiche - nadr drei Aus-
gabenarten geschätzt, nämlidr nach Personalausgaben, sächli-
chen Verwaltungsausgaben und Ausgaben für Investitionen.
Die Beredrnung erfolgt einmal in Preisen von 1966, zum ande-
ren unter Berücksidrtigung von vorgegebenen Einkommens- und
Preissteigerungen.

Bei der Schätzung der Personalausgaben müssen die Einkom-
mensteigerungen je Besdräftigten, bei der Srhätzung der sädt-

151



Entwicklung
des Brutto-
sozialprodukts
und der Preise

Einkommens-
steigerungen

Preisentwick-
lung der Sadr-
mittel

Entwid(lung
der Baupreise

lichen Verwaltungsausgaben und der Ausgaben für Investi-
tionen die Entwicklung des Preisniveaus berücksichtigt werden.
Die Einkommens- und Preissteigerungen lassen sidr nur im
Zusammenhang mit Annahmen über die Entwidrlung des Brutto-
sozialprodukts und der Zahl der Erwerbstätigen der gesamten
Volkswirtschaft beurteilen.

Im folgenden werden Annahmen benutzt, die auf Angaben der
Bundesministerien für Wirtschaft und der Finanzen beruhen.

Die Ergebnisse der Berechnungen, die auf diesen Annahmen
basieren, müssen entsprechend der tatsächlichen Entwicklung
des allgemeinen Preisniveaus, der Baupreise und der Einkom-
men ständig korrigiert werden.

Die durchschnittliche jährliche Zunahme des nominalen Brutto-
sozialprodukts wird von den Bundesministerien für Wirtschaft
ttnd der Finanzen für das nächste Jahrzehnt auf 6 bis 6,5 0/o

geschätzt. Dieser Schätzung liegen die Annahmen zugrunde,
daß die durchschnittlichen jährlichen Steigerungsraten bei der
Arbeitsproduktivität (reales Bruttosozialprodukt je Erwerbs-
tätigen) 4 bis 4,5 0/0, bei der Zahl der Erwerbstätigen 0,3 0/o und
beim gesamtwirtschafttichen Preisniveau 1,5 bis 2 0/o betragen.

Dieser Entwicklung entspricht eine durchschnittliche jährliche
Zunahme der Bruttolohn- und Gehaltssumme je abhängig Be-
schäftigten in der Gesamtwirtschaft von knapp 6 0/0. Bei der
Schätzung der erforderlichen Personalausgaben für das Modell
der Schüler- und Studentenzahlen wird daher mit einer jähr-
lichen Zunahme des durchschnittlichen Einkommens der Er-
werbstätigen im Blldungsbereich von 6 0/o gerechnet. Die Ver-
sorgungsausgaben bleiben unberücksichtigt.

Bei den sächlichen Verwaltungsausgaben ist mit preissteige-
rungen in Höhe der allgemeinen Preisentwicklung zu rechnen.
Dennoch werden die sächlichen Verwaltungsausgaben als kon-
stanter Anteil an den Personalausgaben ermittelt. Auf diese
Weise geht eine bessere zukünftige Sachausstattung des Bil-
dungsbereichs in die Berechnung ein.

Die durchschnittlichen jährlichen Preissteigerungen bei Bauten
werden von den Bundesministerien für Wirtschaft und der Fi-
nanzen für das nächste Jahrzehnt auf 2 bis 3 0/o geschätzt. Bei
der Ermittlung der Ausgaben für die erforderlichen Investitio-
nen im Bildungsbereich wird mit Preissteigerungen von 3 0/o ge-

152



rechnet, ausgehend im Schulbereich von den Preisen 1966 und
im Hochschulbereich von den Preisen 1969.

Der Absdrreibungssatz für die Schul- und Hochschulbauten wird
mit jährlich 2,5 o/o angenommen.

Im folgenden werden die für das Modell der Schüler- und Stu-
dentenzahlen erforderlichen fortdauernden Ausgaben (Perso-
nalausgaben und sächliche Verwaltungsausgaben), die Aus-
gaben für die erforderlichen Investitionen und eine Zusam-
menfassung des Finanzbedarfs des gesamten Bildungswesens
bei einer Realisierung des Modells bis 1980 dargestellt.

II. 1. Sdrätzung der fortdauernden Ausgaben

a) Annahmen für die Schätzung der Personalausgaben

Bei der Schätzung der Personalausgaben wurde von den Per-
sonalausgaben je Beschäftigten ausgegangen. In Anlehnung
an die Ergebnisse für 1966 1) wurden die Personalausgaben je
Beschäftigten in Preisen von 1966 2) für die einzelnen Bereiche
des Bildungswesens wie folgt geschätzt (vgl. Tabelle 40, Bd. 3) :

- 20 000 DM für den Schulbereich,

- 22000 DM für das zwei- bis dreijährige Studium,

- 20 000 DM für das Lehramtsstudium,

- 18 000 DM für das vier- bis sechsjährige, das Aufbau- und
das Kontaktstudium sowie für die Verwaltung,

- 13 000 DM für die Kliniken.

Die Personalausgaben je Beschäftigten liegen beim vier- bis
sechsjährigen Studium etc. sowie bei den Kliniken niedriger
als im Schulbereich, da der Anteil des nichtwissenschaftlichen
Personals in diesem Bereich bedeutend höher ist.

Die Empfehlungen zur Lehrerausbildung schlagen vor, alle Leh-
rer mit wissenschaftlicher Ausbildung als Bedienstete des hö-
heren Dienstes einzustufen s). Dadurch steigen die Personalaus-
gaben je Besöäftigten im Schulbereich um etwa 10 0/0. Nimmt
man an, daß diese Empfehlung realisiert wird und daß die

Neuere Ereigtrisse liegen niöt vor,
Diesen Söätzungen Iiegt die Stellen- und
zugrunde.
Vgl. Anlage 1, Bd. 2, S.43.

Bcsoldungsstruktur des Jahres 1966

Absdrreibungen

Personalaus-
gaben je Be-
schäftigten

r)
2)

3)
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Anteil der
säöliöen Ver.
waltungsaus-
gabeD

Personalausgaben je Besdräftigten jährlidr um 6 0/o steigen, so
ergeben sidr für 1980 folgende Beträge:

- 49 700 DM für den Sdrulbereidr,

- 49 700 DM für das zwei- bis dreijährige Studium,

- 45 200 DM für das Lehramtsstudium,

- 40 700 DM für das vier- bis sedrsjährige, das Aufbau- und
das Kontaktstudium sowie für die Verwaltung,

- 29 4O0 DM für die Kliniken.

b) Annahmen für die
ausgaben

Sdrätzung der sädrlidren Verwaltungs-

Bei der Sdrätzung der sädrlidren Verwaltungsausgaben wird
unter Berüd<.sidrtigung der Entwiddung der Zahlen von 1957

bis 1967 und mit dem Ziel, die Ausstattung der Schulen und
Hodrsdrulen mit Sadrmitteln zu verbessern, von folgenden An-
teilsätzen der sädrlidren Verwaltungsausgaben an den Perso-
nalausgaben ausgegangen (vgl. Tabelle 39, Bd.3):

- 16 bis 20 o/o für den Sdrulbereidr,

- 45olo für das zwei- bis dreijährige Studium und für die Ver-
waltung, Bibliothek etc. der Hodrsdrulen,

- 60 o/o für das Lehramtsstudium,

- 7501o für das vier- bis sedrsjährige, das Aufbau- und das
Kontaktstudium,

- 65 o/o für die Kliniken.

Für den Sdrulbereidr ergaben sich bisher außerdem fortdau-
ernde Ausgaben für die allgemeine Verwaltung in Höhe von
4 0/o der Personal- und der sächlidren Verwaltungsausgaben.
Ein entsprechender Zuschlag wird audr bei der folgenden Schät-
zung gemadrt.

c) Fortdauernde Ausgaben für den Sdrul- und Hochschulbereich

In der folgenden Ubersicht sind die für das Modell erforder-
lidren fortdauernden Ausgaben (ohne Elementarbereich) in Prei-
sen von 1966 und in Preisen von 1980 den entsprechenden Haus-
haltsansätzen für das Jahr 1969 gegenübergestellt:
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Haus-
haltsan-

sätze
1969

Söätzuug Iür 1980

Fortdauernde Ausgaben
des Sdrulberei&s

davon:
Personalausgaben

sädrlidre Verwaltungs-
ausgaben

Fortdauernde Ausgaben
des Hodrschulbereidrs

davon:
Personalausgaben

sädrlidre Verwaltun gs-
ausgaben

außerdem:
Ausgaben für die
Studienförderung

davon für
Aufbaustudium
familienunabhängige
Förderung des Studiums

Fortdauernde Ausgaben des
Söul- und Hodrsdrulbereiös
(ohne Studienförderung)

davon:
Personalausgaben

sädrliöe Verwaltungs-
ausgaben

MiUiarden DM

in Preisen
von 1980

38,7 bis 53,7

32,3 bis 43,4

6,4 bis 10,3

14,1 bis 15,9

8,8 bis 9,9

5,3 bis 6,0

8,0 bis 9,4

1,0 bis 1,4

7,0 bis 8,0

52,8 bis 69,6

41,1 bis 53,3

1 1,7 bis 16,3

Besondere Aufwendungen für die Forsdrung sind bei der Söät-
zung der fortdauernden Ausgaben für den Hodrsdrulbereich
nidrt berüdrsidrtigt worden.

Für den Schul- und Hochsdrulbereidr insgesamt werden somit
1980 fortdauernde Ausgaben

- ohne die Ausgaben für eine familienunabhängige Förde-
rung des Studiums in Höhe von 53,8 bis 71,0 Milliarden DM
(in konstanten Preisen 22,4 bis 29,6 Milliarden DM) und

- einsdrließlidr der Ausgaben für eine familienunabhängige
Förderung des Studiums in Höhe von 60,8 bis 79,0 Mil-
liarden DM (in konstanten Preisen 27,1 bis 35,0 Milliarden
DM) benötigt.

Die Zunahme der fortdauernden Ausgaben 1980 gegenüber
1969 ist in der folgenden Tabelle dargestellt:
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15,6 bis 21,7

13,0 bis 17,5

2,6bis 4,2

6,3 bis 7,1

3,9 bis 4,4

2,4bis 2,7

5,2 bis 6,2

0,5 bis 0,8

4,7 bis 5,4

21,9 bis 28,8

16,9 bis 21,9

5,0 bis 6,9
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II. 2. Schätzung der Ausgaben für Investitionen
a) Annahmen für den Sdrulbereidr

Bei der Sdrätzung der erforderlichen Ausgaben für Investitio-
nen sind sowohl die Ausgaben für zusätzlidr erforderlidte
Räume (Erweiterungsbedarf) als audr die Ausgaben für zu er-
setzende Räume des Bestands (Ersatzbedarf) zu berücksich-
tigen. Bei der Sdrätzuug wurde von folgenden Uberlegungen
ausgegangen!

- Redrnet man die Teilzeitsdrüler in Vollzeitsdrüler um, so

wird sidr die Zahl der Vollzeitsdrüler nadr dem Modell bis
1980 gegenüber 1967 je nachdem, ob die untere oder die
obere Grenze zugrunde gelegt wird, um 3 688 300 oder
3 869 300 erhöhen, und zwar

im Primarbereidr und in der Sekundarstufe I um
3 493 700,

in der Sekundarstufe II um 194 600 oder 375 600.

Nimmt man an, daß der vorhandene Raumbestand für die
derzeitige Sdrülerzahl ausreidtt, so sind für diese Sdtüler
neue Räume zu sdraffen,

- Bei einer Ersatzbedarfsquote von jährlidr 2,5 0/o sind von
dem 1967 gegebenen Bestand bis 1980 32,5o/o zu ersetzen
und somit für 2 850 200 Sdüler neue Plätze zu schaffen,
und zwar für

2344000 Sdrüler des Primarbereichs und der Se-

kundarstufe I und für
506 200 Sdrüler der Sekundarstufe II.

- Insgesamt sind somit in den Jahren bis 1980 für 6 538 500
bis 6 719 500 S&üler neue Plätze zu sdraffen, und zwar für

5 837 700 Schüler des Primarbereichs und der Se-

kundarstufe I und für
700 800 bis 881 800 Schüler der Sekundarstufe IL

Ein zusätzlicher Bedarf, der sidr aus einer Änderung des
heutigen Sdrulsystems ergibt, ist in diesen Zahlen nicht ent-
halten.

- Die Investitionskosten für einen Sdrülerplatz in Preisen von
1966 können an Hand von Erfahrungssätzen auf

6100 DM für den Primarbereich und die Se-
kundarstufe I und auf

7 800 DM für die Sekundarstufe II
gesdrätzt werden 1).

r) Vgl. audr: Rationalisierung
hau§- und Spottstättenbau
1s68. s. 35 ff.

im Sdrulbau, Empfehlungen des Arbeitskreises Sdrul-
des Kultusministiums Baden-Württemberg. Villingen

Zusätzlidre
Sdrülerplätze

Investitions-
kosten je
Söülerplatz
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Zusätzlidre
Zahl an
StudeDten

b) Annahmen für deu Hodrsdrulbereiü

Bei der Sdrätzung der voraussidltlidl erforderlidren Ausgaben
für Investitionen im Hodrsdrulbereidr in den Jahren 1969 bis
1980 wird von folgenden Uberlegungen ausgegangen:

- Die begonnenen und nodr nidrt fertiggestellten Bauten der
wissensdraftlidren Hodrsdrulen hatten 1970 ein Kosten-
volumen von rd. 10,1 Milliarden DM 1), von denen bis 1969
rd. 4,1 Milliarden DM bereitgestellt wurden, so daß hier-
für in den Jahren ab 1970 noÖ 6 Milliarden DM erforder-
lidr sind. Es wird angenommen, daß die bis Mitte 1970 vor-
gesehenen Mittel für Studienplätze für die 1969 vorhan-
denen Studenten erforderlidr ryaren und für die Mittel, die
ab Mitte 1970 ausgegeben werden, zusätzlidre Studien-
plätze entstehen.

- Im September 1969 wurde vom \Missensdraftsrat eine Raum-
bestandserhebung bei den Hodrsdrulen eingeleitet. Wenn
die Ergebnisse dieser Erhebung vorliegen, wird eine Be-
wertung des derzeitigen Raumbestands möglidt sein. Bis
dahin wird angenommen, daß die Ende 1969 vorhandenen
Flädren zuzüglidr der Erweiterung durdt die Finanzierung
bis Mitte 1970 bei optimaler Nutzung für die Studenten-
zahl des Wintersemesters 1969/70 ausreidren.

- Ausgehend von dieser Annahme sind neue Flädten für fol-
gende Studentenzahlen zu sdraffen:

zwei- bis dreijähriges Studium 303 500 bis 370 500

Lehramtsstudium 64 200 bis 89 200

vier- bis sedrsjähriges, Aufbau-
und Kontaktstudium 73 800 bis 129 800

zus ammen 441 500 bis 589 500.

- Das Verhältnis der Zahl der Studenten der Geisteswissen-
sdraften zur Zahl der Studenten der Natur- und Ingenieur-
wissensdraften betrug im Bereidr der wissensdtaftlidren
Hodrsdrulen 1950 etwa I : 1, im Jahre 1966 dagegen 3 12,

im Bereidr der übrigen Hodrsdrulen im Durdtsdtnitt I : 1.

Für die zusätzlidr zu sdraffenden Studienplätze wird hier
allgemein ein Verhältnis von 1 : I angenommen.

- Die je Student erforderlidre Hauptnutzflädre kann in An-
lehnung an die Flädrenrichtwerte (Anlage 9, Bd. 2, S. 4O4It.)

wie folgt gesdrätzt werden:

1) Stand April 1970.
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Geisteswissensdraf ten (alle Ausbildungsgänge)

Natur- und Ingenieurwissensdraften
beim zwei- bis dreijährigen Studium

beim Lehramtsstudium

6qm

15 qm

19 qm

beim vier- bis se&sjährigen, Aufbau-
und Kontaktstudium 23 qm

- Die Baupreise (Baukosten und Erstausstattung) können für
1969 je qm Hauptnutzflädre wie folgt angesetzt werden
(vgl. audr Anlage 9, Bd. 2, S. 411):

Geisteswissensdraften
(alle Ausbildungsgänge) 2 200 DlWqm

Natur- und Ingenieurwissensdraf ten
beim zwei- bis dreijährigen Studium 3 200

beim Lehramtsstudium 3 400

beim vier- bis sedrsjährigen, Aufbau-
und Kontaktstudium 3 800

DlWqm

DlWqm

DlWqm

- Werden die zusätzlidren Studienplätze in neuen Baukom-
plexen bestehender Hochsdrulen gesdraffen, so ist ein Zu-
sdrlag zu den Baupreisen in Höhe von 50 0lo zu madren;
bei neuen Hodrsdrulen beträgt der Zusdrlag 100 0/0. Diese
Zusdrläge sind u. a. für Grundstüdrskäufe, für Ersdrließung,
für zentrale Einridrtungen (Bibliothek, Mensa etc.) sowie
für die allgemeinen Versorgungseinrichtungen erforderlidr.
Bei der Ermittlung der Ausgaben wird mit Durdrsdrnitts-
sätzen von 75 0/o und 80 0/o geredrnet.

- Die Ausgaben für Klinikbauten werden auf rd. 5 Milliar-
den DM gesdtätzt.

Für die Ermittlung der Ausgaben für Investitiouen in jeweili-
gen Preisen ist eine Verteilung auf die einzelnen Jahre erfor-
derlidr. Sie findet hier nadr folgenden Gesiötspunkten statt:

- Es wird angenommen, daß zu Beginn eines jeden Winter-
semesters eine zusätzlidre Flädre nutzbar wird, die der zu-
sätzlidren Studentenzahl entspridrt.

- Die Entwid<lung der Studentenzahlen bis 1975 wird an
Hand der Schülerzahlen 1968 gesdrätzt, die Entwiddung von
1976 bis zu den Modellannahmen für 1980 interpoliert (vgl.
Anlage 6, Bd. 2, S. 372 ff.).

- Die Finanzierung der zusätzlidren Flädren erfolgt zu glei-
dren Teilen in drei Jahren, und zwar vom Jahr vor bis
zum Jahr nadr der Fertigstellung.

Baupreise je
tP

ZusÖlag zu
den Baupreiseu
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- Die Ausgaben, die für die 1970 bis 1972 neu zu schaffen-
den Flächen erforderlich sind, werden wie folgt verteilt:
Für 1970 wird eine Milliarde DM angesetzt. Von dem Rest
der Ausgaben wird je ein Drittel den Jahren 1971 bis 1973
zugerechnet.

- Die für Klinikbauten erforderlichen Mittel wurden gleich-
mäßig auf die Jahre 1971 bis 1981 verteilt.

c) Investitionsausgaben für den Schul- und Hochschulbereich

Im folgenden werden die für die Realisierung des Modells
bis 1980 erforderlichen Ausgaben für Investitionen angegeben.
Die Zahlen für den Schulbereich beziehen sidr auf die Jahre
1968 bis 1980, für den Hochsdrulbereich auf die Jahre 1970 bis
1980.

Schulbereidt.
Hoösöulbereidr.

Im Schulbereidr sind somit in den Jahren 1968 bis 1980 ohne
Berücksichtigung von Preissteigerungen jährliche Investitions-
ausgaben von rd. 3 Milliarden DM (in Preisen von 1966) er-
forderlich. Bei einer durchschnittlichen jährlichen Preissteige-
rung von 3 0/o müssen die jährlichen Investitionsausgaben bis
1980 auf rd. 5 Milliarden DM steigen.

Für den Hochschulbereich werden die Investitionsausgaben
1970 auf rd. 2 Milliarden DM geschätzt. Bei der unteren Grenze
des Modells sind in den Jahren 1971 bis 1980 Investitionsaus-
gaben in Preisen von 1969 zwischen jährlich 2,2 und 4,7 Mil-
liarden DM erforderlich. Unter Berücksichtigung von Baupreis-
steigerungen 1) liegen die Jahresbeträge zwischen 2,3 und
5,3 Milliarden DM.

r) Vgl. S. 152 f

1)

2l

Jährliöe
Investitions.
ausgaben
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Sdrulbereidr

Hochschulbereidr

Insgesamt

Erforderlidre Ausgaben

Milliarden DM

4l bis 42

34 bis 44

75 bis 86

52 bis 54

41 bis 54

93 bis 108

in Preisen von
19661) bzw. 19692)



Soll die obere Grenze des Modells realisiert werden, so müs-
sen die jährlidren Investitiousausgaben für die Hodrsdruleu
ständig steigen, und zwar

- in Preisen von 1969 auf rd. 6 Milliarden DM für 1980,

- in jeweiligen Preisen auf rd. 8 Milliarden DM für 1980.

II. 3. Finanzbedarf des gesamten Bildungswesens

Für die Sdrulen und Hodrsdrulen ergeben sidr für das Jahr
1980 im Vergleidr zu den Haushaltsansätzen 1969 folgende Ge-
samtausgaben:

Ausgabeu des Bildungswesens

davoa für

Milliarden DM

Haushalts-
ansätze 1969

Finanzbedarf 1980
in konstanten
Preisen

in jeweiligen
Preisen

33,6 bis 43,9

70,3 bis 92,1

18,8 bis 24,9

43,5 bis 58,6

14,8 bis 19,0

26,8 bis 33,5

1) €irsöI. StudieDförderug.

Gemessen am Bruttosozialprodukt (1969 rd. 600 Milliarden DM,
1980 rd. I 140 Milliarden DM) bedeutet dies eine Erhöhung
von 3,3 0/o im Jahre 1969 auf 6,2 bis 8,1 0/o im Jahre 1980, und
zI^rar

- für den Sdrulbereidr von 2,401o aut 3,8 bis 5,1 0/0,

- für den Hodrsdrulbereidr von 1,0 0/o auf 2,4bis 2,9010,

Geht man davon aus, daß der Anteil der Ausgaben der Ge-
bietskörpersdraften am Bruttosozialpodukt konstant bleibt
(etwa 30 bis 33 0/o), so ergeben sidr für 1980 öffentliöe Aus-
gaben in Höhe von etwa 340 bis 380 Milliarden DM. Der
Anteil der Bildungsausgaben in den Haushalten der Gebiets-
körpersdraften würde dann von rd. 110/o im Jahre 1969 auf 2l
bis 24 0/o im Jahre 1980 steigeu. Andere vergleichbare Indu-
strienationen haben einen entspredrenden Anteil der Bildungs-
ausgaben an den öffentlidren Gesamthaushalten bereits erreidrt
(vgl. Tabelle 59, Bd.3).

Aateil am
Bruttosozial-
produtt

Anteil an dea
ötfeDtllöer
Ausgaben

t6t



Abbildung 5

Ausgaben für den HoösÖulbereiü 1952 bis 1980
in jeweiligen Preisen
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1) aber eitrsÖlie0liö Förderung des Aufbaustudiums.
2) d. h. ohn6 Förderog des Studius ud des Aulbaustudiums.
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F. III. Wirtsdrafts- und finanzpolitisüe Uberlegungeo

Die Beredtnung der finanziellen Auswirkungen der nmFfeh-
lungen enthält notwendigerweise eine große Z'hI unbekann-
ter und zar Zeit nur mit erhebliöer UnsiÖerheit sÖätzbarer
Größeu. Dies gilt insbesondere für die uuterstellte Steigeruug
der Persoualausgabeu entsprechend dem Anstieg des Sozial-
produkts, für das aDgenommene Ausmaß künftiger Preisstei-
gemngen, für die vorausgesetzte Unabhtingigkeit der Bauin-
vestitionen im SOul- und HoÖsöulbereich von konjunktur-
politisdren Maßnahmen sowie für die VoraussÖätzung des
Sozialprodukts, der Zahl der Erwerbstätigen und der Steuer-
ginnahmsa im kommenden Jahrzehut. Jede Änderung der zu-
grunde gelegteu fissahmss ftihrt zu Versöiebungeu in den
finanzielleu Folgen.

Eine der Qpsdannahmen des vorliegeuden Modells, nämliÖ
die Vermehrung der Z"hl der Schüler der Sekundarstufe II auf
1,2 bis 1,5 Millionen und der Studentenzahl von rd. 448 000
auf 900 000 bis rd. eine Million im Jahre 1980, wirkt siÖ auf
die Zahl der Erwerbstätigen vermindernd aus. Diese betrug
im Jahre 1968 rd. 26,3 Millionen, 1980 wird sie nach einer
SÖätzung der Bundesmiuisterien für Wirtschaft und der Finan-
zen rd. 27,5 Millionen betragen, Weiter wird siö die Zahl der
im Bildungswesen BesÖäftigten von etwa 500 000 im Jahre 1969
auf etwa eine Milliou im Jahre 1980 erhöhen. Das führt zu
Umsöiötungen iu der Struktur der Erwerbstätigen derart, da8
weniger Kräfte in der Güterproduktion und entspreöend mehr
im Dienstleistungsbereiö tätig sein werden. Dieser Ausfall
an Arbeitskräften im BereiÖ der Güterproduktion lann i6
wesentliöen nur durö eine Erhöhung der Produktivität mit
vermehrten Iuvestitionen ausgegliöen werden. AuÖ die Bil-
duugsreform wird durÖ vermehrtes Wissen aus verstärkter
ForsÖung und durö verbessertes Können arul vermehrter
Ausbildung zu größerer Produktivität beitragen. WelÖe wirt-
s&aftlidren Auswirkungen die Verminderung der Erwerbstäti-
genzahl sowie die Realisierung der Empfehlungen insgesamt
haben werdeu, bedarf uoö besonderer Uutersudrungen.

Werden die steigenden Ausgabeu für das Bildungswesen voD
rd. 20 Milliarden DM im Jahre 1969 auf rd. 70 bis 92 Milliarden
DM im Jahre 1980 im Rahmen des künftigen öffentliden
Gesamthaushalts durö UmsdriÖtungen zu Lasten anderer Aus-
gaben ohue Steuererhöhungen ausgegliÖen, so würden daraus
keine wesentliöen Veränderungen der gesamtwirtschaftliden
Zusammenhänge entstehen. Der Anteil der öffeutliÖen Aus-
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gabeu am Sozialprodukt und am Volkseinkommen würde ni&t
ansteigen. Sollten die Investitionen im Bildungswesen durdr
eine höhere öffentlidre Versdruldung finanziert werden, so
würden Rüdrwirkungen auf die Kreditfinanzierung anderer
Investitionen eitrtreten, deren Ausmaß von der Höhe der Ka-
pitalbildung sowie von der jeweiligen Lage des Kapitalmark-
tes und der Konjunktur abhängen würde. Steuererhöhungen
zur Finanzierung von Mehrausgabeu des Bildungswesens wür-
den das verfügbare private Einkommen entspredrend verrin-
gern. In beideu Fällen werden sidr die öffentlidre Nachfrage
nadr Iuvestitionen sowie die Personalausgaben vermehren.

Heute beanspru&eu die Ausgaben für das Bildungswesen in
SÖuleu und Hochsdtulen etwa 110/o der öffentlidren Gesamt-
ausgaben. Nadr den oben genannten Zahlen wird dieser Anteil
bis 1980 auf etwa 21 bis 24 0/o ansteigen, wobei angenommen
wird, daß der öffentliÖe Gesamthaushalt jährlidr durdrsdrnitt-
liÖ nur um 6 0/o wadrsen wird. Diese Annahme ist jedodr
wenig sidrer, weil weder das Wadrstum des Sozialprodukts nodr
die Entwi&.lung der anderen öffentlidren Aufgabenbereidre
einigermaßen sidrer vorausgesagt werden kann. Ein Anteil
der gesamten Bildungsausgaben am öffentlidren Gesamthaus-
halt von rd.. 2l bis 240lo ist keineswegs ersdrredrend hodr.
In allen verglei&baren Industrieländern ist er heute schon er-
reidrt und teilweise übersdrritten (vgl. Tabelle 59, Bd.3).

Zur Finanzierung des Mehrbedarfs für Bildungszwed<e in den
Haushalten des Bundes, der Länder und der Gemeinden ste-
hen folgende drei Wege offen, die wahrsüeinlidr nebenein-
ander besdrritteu werden müssen:

- Umsdridrtungen innerhalb des öffentlidren Gesamthaus-
halts:

Hierbei wäre das Steuermehraufkommen, das bei weiterem
Wirtsdraftswaöstum entsteht und bei gleidrbleibenden
Steuersätzen überproportional wädrst, mit Vorrang zur Dek-
kung von Mehrausgaben des Bildungswesens zu verwen-
den. Andere öffentlidre Aufgabenbereidre dürfen dann nidrt
im Ausmaß des Steueraufkommens ansteigen.

Derartige Umsdridrtungen des öffentlichen Gesamthaushalts
zugunsten steigender Bildungsausgaben erfordern eine klare
Prioritätsentsdreidung der politisdten Instanzen. Ein soldres
Ziel müßte sdrrittweise im Rahmen der mehrjährigen Finanz-
planungen des Bundes und der Länder verwirklidrt werden.
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- Steuererhöhungen:

Steigende Ausgaben für das Bildungswesen müßten nur
dann durdr höhere Steuern finauziert werden, wenn die
Steuermehreinnahmen aus weiterem Wirtsdraftswadtstum
in nidrt ausreidrendem Maße zur Dedcung steigender Bil-
dungsausgaben verwendet würden. Ob und inwieweit Steuer-
erhöhungen aus diesem Grunde in Aussidtt genommen wer-
den müssen, hängt von den finanzpolitisÖen Grundsatzent-
sdreidungen über die Höhe der volkswirtsüaftlidren
Steuerquote ab.

Die Einführung einer besonderen Bildungssteuer als Zwedr-
steuer zur Dedrung steigender Bildungsausgaben sdreint
angesidrts des erwarteten Steuermehraufkommens aus

weiterem WirtsdraftswaÖstum nidrt erforderlidt. Sie wäre
audr wie jede andere zwe&gebundene Steuer steuerpoli-
tisdr unerwünsdtt.

- Höhere Versdtuldung:

In welöem Maß Ausgaben für das Bildungswesen durdr
Mehrversdruldung finanziert werden dürfen oder sollen,
hängt von der Kapitalbildung, der Lage am Kapitalmarkt
und den sonstigen Kreditbedürfnissen sowie von dem in
Artikel 115 des Grundgesetzes gesetzten R'ahmen für die
Kreditbesüaffung ab. Darüber hinaus ist jeweils die Kon-
junkturlage zu berü&siötigen. Bei Hodrkonjuuktur wird
dieser Anteil gering sein; bei einer Rezession könnte und
müßte er ansteigen, um dadurü zugleiö die gesamtwirt-

sÖaftlidre Nadrfrage zu vermehren und zu neuem Wirt-
sdraftswadrstum beizutragen.

Uber das Ausmaß der Finanzierung des Bildungswesens
durdt Versdruldung wird unter Würdigung der gesamt'

wirtsdraftlidren Erfordernisse im Rahmen der mehrjähri-
gen Finanzpläne zu entsdteiden seiu.
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Erpuslon der
SekuDdarstufe
auf {5-55./r

G.

Ausbau des Hodrsdrulbereidrs

G. I. Empfehlung für den Umfang des Ausbaus

Die Frage, ob die Annahmen des Modells in der bisherigen
und der zu erwartenden Entwi&tung im Sdrul- und Hodrschul-
bereidr eine so weitgehende ReÖtfertigung finden, daß es er-
Iaubt ist, die Realisierung der Modellaunahmen zu empfehlen,
kann naturgemäß nur sdrwer beantwortet werdeu. Die vor-
ausberedrenbaren Trends in den weiterführenden allgemeinbil-
denden SÖulen und in den berufsbildenden Sdrulen lassen es
jedodr geredrtfertigt ersdreinen anzunehmen, daß lgg0 ohne-
hin rd. 42 0/o eines Geburtsjahrgangs Schuleinrictrtungen absol-
vieren werden, die naü den Empfehlungen der Bildungskom-
mission des Deutsdten Bilduagsrates in die Sekundarstufe II
eingehen sollen. Aus bildungspolitisdren Erwägungen, insbe-
sondere zur Vermeidung einer Entwiddung in den Sdrulen, wie
sie zur Zeit bei den Hodrsdruleu zu beobadrten ist, sowie im
Hinblidc auf die Entwi&lung in anderen Ländern, eradrtet der
Wissensdraftsrat in Ubereinstimmung mit der Bildungskom-
mission des Deutsdren Bildungsrates die Annahme einer Ex-
pansion der Sekundarstufe II auf 45 bis 55 0/o eines Geburtsjahr-
gangs für geredrtfertigt.

Es wird für mögliÖ gehalten, daß sdron auf Grund der Ein-
ridrtung der FadrobersÖulen, vor allem aber nacü der Ein-
führung der Sekundarstufe II, in die die heutigen berufsbil-
denden Sdrulen eingehen werden, eine wesentlictr größere
Zahl der Absolventen dieses Sdrulbereidrs sidr unmittelbar
einem Beruf zuwenden wird, als dies bei den Abiturienten
des derzeitigen Sdrulsystems der Fall ist. Aus bildungspoliti-
sdren Gründen wird trotzdem vorgesehen, daß bis 19g0 etwa
25 bis 30 0/o eines Geburtsjahrgangs an einer Gesamthoch_
sdtule studieren. Ein so weitreidrender Ausbau des Hochschul-
bereidrs hängt jedodr von Voraussetzungen ab, zu denen die
Studienreform ebenso wie personelle und materielle Fakto-
ren gehören.
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Unter der Annahme eines durösönittlichen wirtsöaftliÖen
Wachstums iu der Bundesrepublik innerhalb des komrnenden
Jahrzehnts von real etwa 4 0/o pro Jahr wird es mögliö sein,
die für einen dem Modell entspreÖeuden Ausbau des HoÖ-
sÖulweseus benötigten finanziellen Mittel bereitzustellen.
Dem Bildungswesen eine entspreöende Priorität einzuräu-
men, dürfte auÖ zu keinen außerordentliüen und wadrs-
tumshemmenden volkswirtsdraf tlidren Rü&wirkungen ftihren.

Unter Abwägrung der genannteu Umstände wird gmpfohlen,
in der Zielprojektion den der oberen Grenze der Modell-
annahmen entspredrenden Ausbau des GesamthodrsÖulbe-
reidrs auf rd. eine Million Studenten bis 1982 anzustreben.

G. II. Finanzielle VerwirkliÖung der Empfehlungen

II. 1. Gemeinsäme Bildungs- und Finanzplanung von Bund und
Ländern

Die finanzpolitisüe Problematik der Realisierung dieser Emp-
fehlungen liegt außer in der Größenordnung der jährlidren
Gesamtaufwendungen uad der jährliöen Steigerungsraten be-
sonders in der systematisÖen, saÖliöen und zeitliÖen Ein-
planung dieser Ausgaben iu die öffentliöen Gesamthaushalte
des nädrsten Jahrzehnts, vor allem in die Haushalte des Bun-
des und der Länder. Hierzu ist eine mehrjährige Sdrätzung
und planerisÖe Festlegr.ung der wiÖtigeren Ausgabeubereiüe,
zumal der Investitionsausgaben, im Rahmen der mehrjähri-
gen Finanzplanuug des Bundes und der Läader unverzügliÖ
eiuzuleiten. Für den BereiÖ des HoösÖulbaus sind die erfor-
derliöen Planungsmaßnahmen bereits durö das HoOsOul-
bauförderungsgesetz festgelegt. Mit der DurÖftihrung sind der
Planungsaussdruß naü dem Hodrsdrulbauförderungsgesetz und
der Wissensdraftsrat betraut. Für die übrigeu Bereidre des
Bildungsweiens werden entspreöende Plauungsmaßnahmen
und Instrumente vorzuseheu sein.

Voraussetzung der Finanzplauung für den Bildungsbereidt ist
ein übereinstimmender BesÖluß der Bundesregierung und der
Länderregienrugen über die Ziele und Maßnahmen eines Bil-
dungsplaues als gemeinsames, langfristiges und verbindlidres
bildungspolitisdres Programm gemäß Artikel 9l b des Gruad-
gesetzes. Der Bildungsplan sollte von Bund und Ländern als
langfristiger Zielplan für einen Zeitraum vou 10 bis 15 Jah-
ren aufgestellt und von mittelfristigen Stufenplänen (vier bis
fünf Jahre) begleitet werden. WiÖtig ist hierbei ein beson'
ders enges und ständiges Zusammenarbeiteu zwisÖen der Bun-
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desregierung und allen Länderregierungen. Die Stufenpläne
dieuen als Grundlage für die Finanzplanung von Bund und
Ländern.

Die Verwirklidrung der organisatorisdren, tedrnisdren und
finanziellen Einzelmaßnahmen des Bildungsplanes erfordert
naturgemäß eine gewisse Anlaufzeit. Erst danadr können zuver-
lässige Rahmenkostenansdrläge und Zeitpläne für den gesam-
ten Bereidr der künftigen Ausgaben des Bildungswesens ent-
wid<elt werden. Widrtig ist, daß die mehrjährigen Bedarfspla-
Dungen in allen wesentlidren Teilen jährlidr überprüft und
neuen Erkenntnissen sowie veränderten Bedürfnissen angepaßt
werden,

Bei der finanziellen Verwirklichung des Bildungsplanes im
Laufe der kommenden Jahre wird auch eine engere finanz-
politis&e Zusammenarbeit von Bund und Ländern anzustreben
sein. Als Instrument hierfür kommt der Finanzplanungsrat in
Betradrt. Auf der Grundlage der in Artikel gl b des Grundge-
setzes und dem Hodrsdrulbauförderungsgesetz gegebenen Pla-
nungsinstrumente muß der Finanzplanungsrat gemäß § 5l des
Haushaltsgrundsätzegesetzes die finanzpolitisdren Folgerungen
aus dem Bildungsplan und den ihn begleitenden Stufenplänen
unter Berüdcsidrtigung des öffentlidren Gesamtbedarfs und der
Finanzierungsmöglidrkeiten ziehen und in seine Empfehlungen
zur Sdrwerpunktbildung aufnehmen. Es ersdreint unumgäng-
lidt, diese gemeinsame Finanzplanung von Bund und Ländern
für alle Bildungsausgaben zügig einzuläiten.

IL 2, Künftige Verteilung der Ausgaben für die Hodrschulen

Die Ausgaben für die Hodrsdrulen erreidrten im Jahre 1968
insgesamt 4,94 Milliarden DM, von denen 3,40 Milliarden DM
auf die fortdauernden Ausgaben und 1,54 Milliarden DM auf
die Ausgaben für Investitionen entfielen. Bei dem empfoh-
Ienen Ausbau müssen die jährlidren Ausgaben kräftig anstei-
gen, und zwar bei den fortdauernden Ausgaben auf etwa
das Achtfadre und bei den Ausgaben für Investitionen auf
etwa das Fünffadre des Betrages von 1968. Diese erhebliche
Steigerung zwingt zu besonderen finanzpolitisctren Uberlegun-
gen.

Die Belastung der Länder durdr die Ausgaben für ihre Hoctr-
sdrulen ist schon heute untersctriedlidr. Einzelne kleine oder
finanzsdrwadre Länder können den Ausbau der Hochschulen
aus Mangel an Mitteln nictrt mehr in dem notwendigen Aus-
maß fördern. Der heutige Finanzausgleich zwischen Bund und

168



Ländern und unter den Ländern berü&.sidrtigt nur wesentlidre
Untersdriede der Steuerkraft, nidrt aber wesenilidre Unter-
sdriede der Belastung durÖ öffentliöe Aufgaben. Es ist sdron
jetzt zu erkennen, daß die Entwi&lung der Länderausgaben
für das Bildungswesen in den nädrsten Jahren eine Uberprü-
fung der jetzigen Finanzausstattung erforderlidr madren wird.
Dabei werden insbesondere die Anteile des Bundes und der
Länder an den Gemeinsdraftssteuern im Hinblick auf Versctrie-
bungen der Aufgaben und Ausgaben zu überprüfen sein.

Das Grundgesetz stellt die ,Einheitlidrkeit der Lebensverhält-
nisse" als einen widrtigen verfassungspolitisdren Auftrag an
den Bundesgesetzgeber und die Bundesregierung heraus. Ein-
heitlidrkeit der Lebensverhältnisse bedeutet im Bereidr von
Bildung und Wissensdraft, daß die Sdrulen aller Art und die
Hochsdrulen im Bundesgebiet zwar nidrt gleidr, wohl aber
bis zu einem gewissen Grade gleiehartig und vor allem gleictr-
wertig sein sollen. Keinem Land und keinem Landesteil dür-
fen nur deshalb weniger gute Schulen oder Hodrsdrulen zuge-
mutet werden, weil dieses Land oder dieser Landesteil die da-
zu erforderlidren Mittel nidrt aus eigener Anstrengung auf-
bringen kann. Ein entspredrend intensiver Finanz- und Lasten-
ausgleidr zwisdren Bund uud Ländern und in den Ländern muß
die finanziellen Voraussetzungen dafür sdraffen, daß alle Trä-
ger öffentlictrer Schulen und Hodrsdrulen im ganzen Bundes_
gebiet ihre Aufgaben gleichwertig erfüllen können.

Um die r{adrsenden Finanzierungssctrwierigkeiten im Hodr-
sdrulbereich alsbald zu überwinden, sdreinen vor allem fol-
gende Maßnahmen geeignet:

(1) Künftig sollten sämtlidre Bauvorhaben, die dem Aus- und
Neubau des Gesamthodrschulbereichs dienen, als Gemein-
scüaftsaufgabe,,Ausbau und Neubau von wissensdraftlictren
Hodrsdrulen" im Sinne von Artikel 91 a des Grundgesetzes
angesehen werden. Die für die kommenden Jahre anzustre-
bende Entwiddung zur Gesamthodrschule läßt es nidrt mehr zu,
nur die Universitäten und Tedrnischen Hochsdrulen als wissen-
schaftliöe Hodrsdrulen im Sinne von Artikel 91 a des Grund-
gesetzes zu behandeln. Die obigen Empfehlungen für die Bil-
dung von Gesamthoctrschulen können nur verwirklidrt werden,
wenn die Investitionen für den Gesamtbereidr einheitlidr ge-
plant und von Bund und Ländern gemeinsam finanziert wer-
den.

(2) Nach Artikel 91 a des Grundgesetzes werden die Ausga-
ben für den Ausbau und Neubau von wissensctraftlictren Hoctr-
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sÖulen vom Haushaltsjahr 1970 ab vom Bund und von den

Ländern je zur Hälfte getragen. Diese Aufteilung der Inve-
stitionsaufwendungen im HoösÖulbereiü eutspriöt dem

GrundgedankeD der gemeinsöaftlidren Erfüllung einer Auf-
gabe dur& zwei gleidtbereÖtigte Partner.

Die Erfahrung zeigt jedoÖ, daß insbesondere einzelne kleine
oder fiuanzsdrwaöe Länder die Hälfte der Kosten für den
Ausbau und Neubau der Hoösdrulen sdron heute niÖt auf-
bringen können. Aus diesem Grund und unter Berüdrsidttignrng
der wadrsenden fortdauernden Ausgaben sollte geprüft wer-
den, ob die im Grundgesetz verankerte Teilung der Mittel
ftir HoÖsdrulbauten zwisdten Bund und Sitzland je zur Hälfte
aufredrterhalten bleiben kann und DiOt einer flexibleren
Regelung weiÖeu muß.

(3) AuÖ die fortdauernden Ausgaben für die HodtsÖulen, die
in den kommenden Jahren in den einzelnen Ländern unter'
sÖiedlidr ansteigen werden, erfordern einen elastisöeren
Finanzausgleiö. Ob ein Sonderausgleiö für Hodtsdtullasten
als Ergänzung zum allgemeinen Finanzausgleidt unter den Län-

dern aus diesen Sdrwierigkeiten herausführt' ersdreiut zwei-
felhaft. Es sollte aber geprüft werden, ob ein LastenausgleiÖ
zwisüen Bund und Ländern zum Erfolg führt.

Hierzu ist zunä&st festzustellen, ob mit den vorhandenen
Regelungen im Grundgesetz die Finanzausstattuug der Län-

der zur Erfüllung dieser Aufgaben verbessert werden kann.
Weiter wird in diesem Zusammenhang zu überlegen sein, ob

der Bund an den fortdauernden Ausgaben der Gesamthodr-
söulen beteiligt werden sollte.

G. III. Planung im Hodrsdrulbereiö

IIL 1. Planungsebenen

Die Vielfalt und das Ausmaß der durÖ 6ig gmpfohlene Um-
wandlung uud Erweiterung des Hoösdrulbereidrs zu bewälti'
genden Maßnahmen madren eine umfassende und zugleiÖ
detaillierte Planung in diesem Bereidr unerläßlidt. Eine ra'
tionelle Durdrführung der Planungsarbeiteu erfordert es, die
Planungsaufgaben so zu verteilen, daß uunötige Ubersdmei-

dungen und Doppelarbeiten vermieden werden. Es wird emp-

fohlen, HoÖsdrulen, Länder und Bund bei der Planung mög-
li&st eng miteinander zu verbindeu.
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Für den Erfolg der Umgestaltung des Hoösüulbereichs aus-
sdrlaggebend ist die BereitsÖaft der HochsÖulen, an der
Planung aktiv mitzuwirken. Durö Bereitstellung eines geeig-
Deten Instrumentariums müssen sie instandgesetzt werden, die-
sen Prozeß aus eigener Kraft zu vollziehen. Erst dann können
die HodrsÖulen Klarheit über ihre derzeitige Situation und
über längerfristige Zielvorstellungen für ihre ktinftige Ent-
wi&,luug gewinnen. Für die Feststellung der gegebenen Situa-
tion wird die Hodrsdrul-Informations-System GmbH Hilfe lei-
sten können. Die Studienreform jedoö und die künftige Ge-
staltung der Hodrsdrulen müssen zu allererst in deren eigenen
Organen vorbereitet werden.

Der Eigenverantwortlidrkeit und der Selbstbestinmung der ein-
zelnen Hodrsdrulen innerhalb des Gesamtsystems muß hin-
reidrender Raum gelassen werden. Der Stellung und der Auf-
gabe der Hodrsdrule entspridrt ihr Redrt und zugleiÖ ihre
Pfliöt, ihre eigene Entwiddung auf der Grundlage der von ihr
geleisteten Arbeit und der erzielten Ergebnisse im Rahmen
der ihr zugesidrerten Freiheit selbst bestimmeu zu können. Die
Hodrsdrulen müssen die doppelte Aufgabe erkennen, einerseits
ihre eigeue Eutwidclung selbst zu gestalten, andererseits siü
als Teil des Gesamtsystems in einen übergreifenden Plan ein-
zuordnen. Die Ausgestaltung und Entwi*.lung der einzelnen
Hodrsdrulen kann daher nidrt mehr für siÖ alleiu gesehen
und behandelt werden, sondern bedarf einer ergänzenden
Planung auf Landes- und Bundesebeue.

Zu den Aufgaben der Planung auf Landesebene gehört es vor
allem, daß die Hodrsdrulen im Zusammenwirken mit den Kul-
tusverwaltungen Vorstellungen über ihre künftige Struktur
uud ihren künftigen Aufgabenkreis entwi&.eln und aufeinander
abstimmen. Hierbei wird je nadr den regionalen Besonderhei-
ten der Hodrsdrulen audr eine enge Zusammenarbeit mit den
Kultusverwaltungen der Nadrbarländer erforderlidr sein.

Auf Bundesebene müssen die Interesseu des Gesamtstaates an
der Entwi&.lung von Forsdrung und Lehre berüdcsidrtigt wer-
den. Die den Gesamtbereiö der Bundesrepublik umfassenden
Planungsaufgaben sind demgemäß Aufgaben zeutraler Instan-
zen. Es sollte deshalb siöergestellt werden, daß sidr inner-
halb der Bundesrepublik eine ausgegliöene Gesamtentwidr-
lung vollzieht, bei der unter anderem audr die Belange der
finanzsdrwadren Länder und die Probleme der Randgebiete
bei der Planung ihre Berüdcsidrtigung finden.
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Für den Bereidr des Hodrsdrulbaus sind Regelungen in Arti-
kel 91 a des Grundgesetzes und im Hodrsdrulbauförderungs-
gesetz getroffen worden. Die als gemeinsames Gremium von
Bund und Ländern vorgesehene Bildungsplanungskommis-
sion soll dazu beitragen, Grundlagen für Maßnahmen in den
anderen Bereidren zu sdraffen.

Das Gesamtsystem der Planung im Hodrsdrulbereictr sollte
demnadr sowohl Initiativen der Hodrsdrulen genügenden
Raum lassen als audr den verantwortlidten Stellen auf Landes-
und Bundesebene die Möglidrkeit geben, gestaltend auf die
Entwidrlung einzuwirken. Das Interesse der Hodrschulen an
ihrer eigenen künftigen Gestaltung würde verkümmern, wenn
zentrale Stellen einen perfekten und verbindlidren Gesamt-
plan aufstellen und durdrsetzen wollten. Andererseits bedarf
es aus den genannten Gründen einer Koordination und gege-

benenfalls audr entspredrender Initiativen der zentralen Stellen
auf Bundes- und Landesebene. Nur im Wege der Rüdckoppe-
lung der Planungsmaßnahmen aller Beteiligten wird es gelin-
gen, eine Gesamtplanung zu erstellen, die alle wesentlidren
Aspekte berüd<sidttigt.

IIL 2. Kapazitätsplanung

a) Ermittlung der Ausbildungskapazität in den Hodtsdtulen

(1) Als Beitrag zur Lösung des Problems der Uberfüllung der
Hodrsdrulen muß die Beredrnung der Aufnahmefähigkeit jeder
einzelnen Hodrsdrule durdrgeführt werden.

Für sämtlidre Hodrsdrulen des Bundesgebiets darf nur ein
Beredrnungsverfahren zugrunde gelegt werden, um eine Ver-
gleidrbarkeit der Kapazitätsberedrnungen sidrerzustellen. Die
für jeden Fadrbereidt und Studiengang einer Hodrsdtule fest-
gestellten Kapazitäten sollen in den Haushalten der Hodtsdtu-
len bzw. in den Landeshaushalten sowie allgemein bekannt-
gemacät werden.

Die so bekanntgemadrten Kapazitätsfeststellungen werden es

den Hochsdrulen, den Kultus- und Finanzverwaltungen, aber
audr den Parlamenten erleidrtern, die tatsächlich erforderlidren
Mittel in personeller, räumlicher und materieller Hinsicht zu
bestimmen und zur Verfügung zu stellen. Erweiterungen der
Ausbildungsmöglidrkeiten eines Fadrbereichs sollten im Zu-
sammenwirken aller Beteiligten nur dann ins Auge gefaßt
werden, wenn von den zuständigen Stellen die entsprechenden
personellen, materiellen und räumlidren Mittel für eine soldre
Erweiterung zur Verfügung gestellt werden,
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(2) Zielsetzung eines Verfahreus für die Ermittlung der Aus-
bildungskapazität ist vor allem, Informationen über die Lei-
stungsfähigkeit einer Hodrsdrule in ihren Teilbereidren und
insgesamt zu erhalten. Mit Hilfe dieser Informationen wird
es leidrter sein, Uberfüllungstendenze\ z\ steuern. Gleiüzei-
tig sind sie Hilfsmittel für politisÖe Entsdreidungen, sobald
Engpässe erkannt sind. Die Informationen ermöglidren Ver-
gleidre zwisdren versdriedenen Hodrsdrulen und madren die
untersdtiedlidren normativen Ansätze erkennbar, die in die
Beredrnungen eingegangen sind. Ferner können sie helfen, ge-
riütlidre Entsdreidungen bei Zulassuugsfragen zu objektivie-
ren.

Es wird kaum möglidr sein, den Begriff Ausbildungskapazi-
tät ersüöpfend zu definieren. Man wird vielmehr auf verein-
fadrende Methoden zurü&,greifen und als Ausbildungskapazität
diejenige Studentenzahl bezeidrnen müssen, die unter Vorgabe
bestimmter Daten nadr einem festgelegten Verfahren beredr-
net werden kann. Für die Planung bietet ein soldres Verfah-
ren eine zunädrst ausreidrende Grundlage.

In einem Modell, das in Anlage 8 (Bd. 2, S. 387 ff.) besdrrieben
ist, werden Daten über die Studenten, die Lehrpersonen und die
Flädren miteinander in Beziehung gesetzt.

Das Modell läßt sidr iu versdriedenen Ridrtungen anwenden:

- Man setzt den Umfang (die Anzahl der Hodrsdrullehrer und
der Räume) und die Struktur der Hodrsdrule als konstant
voraus, mißt ihre einzelnen Bestandteile und fragt nadr
der gegeuwärtigen Kapazität, also nadr der Zahl von Stu-
denten, die ausgebildet werden kann.

- Man setzt den Umfang der Hodrsdrule als konstant vorausr
die Struktur dagegen als variabel und ermittelt, wie durdr
Änderung der Struktur (2. B. durdr Umverteilung von Lehr-
aufgaben) die Kapazität optimiert werden kann.

- Man geht von einer bestimmten Studentenzahl als Soll-
Kapazität aus uud untersudrt, wie die Hodrsdrule umge-
staltet oder ausgebaut werden muß, um dieser vorgegebe-
nen Kapazität zu entspredren.

Die Beredrnunger sind entsdreidend von der Qualität der Da-
ten und ihrer Vergleidrbarkeit abhängig. Es ist daher dringend
erforderlidr, daß die Hodrsdrulen, die Kultusverwaltungen,
die statistisdren Amter und die Hodrsdrul-Iuformations-Sy-
stem GmbH die notwendigen Erhebungen durdrführen und hier-

Verfahren für
die EmittluDg
der Ausbll-
dungskapazität

173



Naöfragr -Bedart

bei eindeutige BegTiffe und einheitliöe Bezeiönungen ver-
wenden.

Bei den Daten äber die Studenten sind vor allem Angaben über
den tatsäöliÖen Studienablauf von Bedeutung. Für den Stu-
dienablauf sind nicht nur die Lehrveranstaltungen widrtig,
sondern auÖ Zeiten für Studienberatung, Vorbereitung auf
Lehrveranstaltungen, Arbeit in Bibliotheken, Diplom- uad Semi-
nararbeiteu u. a. Für einen Teil dieser Aktivitäten der Stu-
deuten wird zwar kein Personal, wohl aber Raum benötigt.
In dem Modell werden auÖ studentisöe Aktivitäten berü&.-
siÖtigt, die niöt direkt ia lgsammgnhang mit der Ausbildung
stehen, so z. B. sportliöeVeranstaltungen sowie dielnanspruÖ-
anhmg der Mensa. Bei den Lehrpersonen werden nidtt nur die
Lehrveraostaltungen berü&sidrtigt, sondern auÖ andere Tätig-
keiten, wie Vorbereitung von Lehrveranstaltungen, Prüfungen,
Korrektur von Prüfungsarbeiteu, Studienberatuag, Verwal-
tungsarbeit, ForsÖung.

Bei den Fläöen bzw. Räumen sind vor allem Art, Größe und
technisöe Ausstattung von Bedeutung,

Bel den Lehrveranstaltuugen ist die Teiluehmerzahl aussÖlag-
gebend fär den Personalbedarf sowie die Auzahl und die
Größe der benötigrten Räume. Die A der Lehrveranstaltung
ist bestimmend ftir die Ausstattung der Räume,

b) Allgemeine Kapazitätsplanung auf Bundesebene

Als Orientierungspunkte einer allgemeinen Kapazitätsplanung
für die Hoösdrulen kom-en einmal der Bedarf an Hodrsdrul-
absolventen, zum anderen die NaÖfrage naö Studienplätzen
in Betracht.

Die Ermittlung des Bedarfs an Hoüsöulabsolventen läßt sidr
mit hiareiÖender Genauigkeit uur für einige Berufe des Dienst-
leistungsbereiös duröführen. Sie sdreidet deshalb als all-
gemein anwendbare Methode der Kapazitätsplanung aus.

Ausgehend von der Nadrfrage uaö Stuöeuplätzen läßt siö
mit den vorhandenen Methodeu unter bestimmten Annahmen
über das SÖulsystem die voraussichtliÖe Gesamtzahl der Stu-
dieubewerber für die einzelnen Jahre annf,[g1qd voraussdrät-
zen. Dies ist bezügliÖ der Zahl der Studienbewerber für eiu
bestimmtes Fadr ni&t in gleiöer Weise möglidr, da die Mo-
tivation für bestimmte Studiengäage von versÖiedeuen Fak-
toreu abhäugf,Zu diesen gehören sowohl die Berufserwar-
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tungen der Studienbewerber, die mit dem tatsäüli&en Bedarf
an wissenschaftliÖ ausgebildeten Kräften niÖt übereinzu-
stimmen brauchen, als auö ,"i15sdingte Trends, die söwer
voraussehbar sind und siö damit der Planung weitgehend
entziehen.

Es muß also stets damit geredrnet werden, daß spezifisöe
Studienwünsdre und vorhandene Ausbildungskapazitäten niÖt
in Ubereinstimmung zu bringen sind, zumal eiue Anpassung
der Kapazität an die Studienwünsdre, jedenfalls wenn Bau-
pafinahmsn oder erheblidre Erweiterungen des Lehrkörpers
nötig sind, Vorbereitungen vou vier bis fünf Jahren erfordert.

Eine Inkongruenz zwisdren Studienwüusdren und Ausbildungs-
kapazität führt uiöt notweudigerweise zu Zulassungsbesörän-
kungen. Es wird vielmehr zuerst zu prüfen sein, ob die In-
kongruenz durÖ eine bessere Verteilung behoben werden
[ann. flisllei sind mehrstufige Verteilungsaufgaben zu löseu:

- Solange in einem FaÖ an einer Hoösdrule noÖ freie Ka-
pazitäten vorhandeu sind, müssen den an anderen Hoü-
sÖulen abgewiesenen Bewerbern die noÖ freien Studien-
plätze nadrgewieseu werden. Dieser Aufgabe soll die zen-
trale Informations- und Vermittluugsstelle dienen.

- Sind in einem bestimmten Fach insgesamt keine Studien-
plätze mehr verfügbar, so kommt ein Hinweis auf andere
Fäöer in Betraöt. Hierzu ist eine zuverlässige Beratung
notwendig. Es wird auÖ zu berüd<sidrtigen sein, ob in dem
besetzteu Fadr in absehbarer Zeit mit eiaer fühlbaren Ka-
pazitätserweiteruug gererhnet werden kann. In solöen
Fällen wird der Bewerber häufig auf ein verwandtes FaÖ
ausweiÖen können, das au& 4sp §ludirrm naÖ einem
späteren Faöwedrsel dieut.

c) ZulassungsbesdrränkuDgen

Erweisen sidr ZulassungsbesÖränkungen als notwendig, so
gewinnen Auswahlkriterien in dem Maße Bedeutung, in dem
die Engpässe zunehmen. Die Tatsadre, daß es kein absolut ge-
redrtes Verfahren geben kann, sollte nidrt davon abhalten, das
relativ beste Verfahren zu entwidceln.

Ein geeignetes Verfahren muß daran orientiert sein, daß es
nidrt darum geht, die Studierfähigkeit, sondern unter einer
großen Zahl studierfähiger Bewerber diejenigen festzustelleu,
die für das gewählte StudienfaÖ am besten geeignet erschei-

Geeignete3
Auswahlver-
fahren
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Zentrales
Testinstitut

nen. Will man eine sol&e, für den einzelnen sdrwerwiegende
Eutsüeidung annähernd geredrt treffen, so müssen alle Hilfen,
die die Wissensdraft für eine soldre Entsdreidung anbietet,
ausgenutzt werden. Im Hinblid< auf die untersdtiedlidte Quali
tät und die untersöiedlidren Beurteilungsmaßstäbe der Sdru-
len können die Noten der Sdrulzeugnisse - audr bei einem
Zentralabitur in einzelnen Ländern oder gar in der Bundes-
republik - nidrt als alleiniges Kriterium für die Beurteilung
eines Studienbewerbers angesehen werden.

Für die Entwiddung differenzierter Verfahreu wird die Ein-
ridrtung eines zentralen Testinstituts empfohlen' Das Testin-
stitut würde als tedrnisdre Hilfseinridrtung der Hodrsdrulen,
die wie bisher über die Zulassungen zu entsdreiden hätten,
tätig werden. Die Arbeiten des Testinstituts könnten nidtt
zuletzt zur'Weiterentwidclung von Curricula in der Sdtule bei-
tragen und hierdurÖ die Verbindung zwisdren Sdtule und
Hodrsdrule verbessern (vgl. Anlage 4, 8d,.2, 5.279f.f.., 287).

Die für eine allgemeine Kapazitätsplanung auf Bundesebene

vorgesehenen Maßuahmen werden in vollem Umfang erst iu
einigen Jahren zu verwirklidten sein. Für diese Zeit müssen

Ubergaugsregelungen getroffen werden:

Es muß davon ausgegangen werden, daß die Arbeitsbedingun-
geu in der Oberstufe der Sdrulen zunädrst mehr oder weniger
unverändert sind. In einer ersten Phase werden deshalb wei'
terhin die Abiturnoten zu verwenden sein. In Zweifelsfällen
sollten, wie teilweise audr sdton bisher üblidt, Sdtulberidtte
oder audr andere Informationen zur Beurteilung herangezogen

werdeu. Um die fadrspezifisdren Leistungen der Sdtulabsolven'
ten besser beurteilen zu können sowie um die Vergleidrbar-
keit und die Aussagekraft der Abiturzeugnisse zu steigern,
sollten die Noten mit spezifisdren Faktoren gewidrtet werden.
Weldre Fädrer hierbei zu berüdrsidrtigen sind, hängt vom an-
getrebten Ausbildungsgang ab. Auswahl und Festlegung der
entspredrenden Fädrer müssen in Zusammenarbeit zwisdren
Sdrulen und Hodrsdrulen unter Beteiligung der Kultusmini-
sterien getroffen werden.

In einer zweiten Phase sollte die Beurteilung durdr die Sdtulen
verbessert werden. Das kann z. B' durdr die Einführung eines

Punktsystems erreidrt werden, das die Leistungen in den ein-
zelnen Kursen und damit die Leistungen eines Sdrülers diffe-
renzierter, systematisdrer und besser kontrollierbar zu bewer-
ten erlaubt als bisher.
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In der dritten Phase werden sodann die vorgesÖlagenen Test-
verfahren zusätzlidr als Entsdreidungshilfen einzuführen sein.

III. 3. Ermittlung des Sadrnittelbedarfs

Ia diesen Empfehlungen werden keine bestimmten Ridrtzahlen
für den Saümittelbedarf der HoÖsdrulen oder einzelner Fädrer
festgelegt. Der Wissensdraftsrat hält die Ermittlung des Sadr-
mittelbedarfs von Fadrbereidren jedodr für mögliÖ, zumal die
bisherigen Institute und Lehrstühle in diese eingehen und die
FadrbereiÖe erheblidr größere ForsÖungs- und Lehreinheiten
darstellen, bei denen sidr Sdrwankungen des Bedarfs eher als
bei kleineren Einheiten ausgleiÖen. Auf diese Weise wird es

möglidr sein, die durdrsdrnittlidre Höhe der jährlidr beuötig-
ten Mittel leidrter festzustellen als bisher.

In der Anlage 10 (Bd. 2, S. 421 ff.) wird ein Verfahren für die
Ermittluag des Sadrmittelbedarfs von Fadrbereidren besürie-
ben. Es geht davon aus, daß die Schwierigkeiten verringert
irrerden, wenn die erforderlidren Mittel nidrt in einer Summe
als Lehr- uud Forsdrungsmittel zusammengefaßt werden, wie
das bisher beim Titel 300 übliü war, soudern wenn sie, und
zwar Dur für den Zwed< der Veransdrlagung, stärker als bis-
her aufgegliedert werdeu. Alsdann wird versudrt, für die Be-
redrnung der Höhe der bei der einzelnea Ausgabengruppe
zu veransdrlagendeu Beträge objektive Bezugspunkte zu fin-
den. Diese Bezugspunkte sind je nadr der Art der Ausgaben
versdrieden. In vielen Fällen handelt es siÖ um Zahl und Art
des in dem jeweiligen FadrbereiÖ tätigeu Personals und um
die Zahl der Studenten. Von den Personal- und Studentenzahleu
sind zum Beispiel der Gesdräftsbedarf, die Post- und Fernmel-
degebühren, die Lehr- und Lernmittel, die Reisekostenvergü-
tungen u. a. abhängig. Audr der Bedarf au Geräten riÖtet sidr
teilweise nadr dem vorhandenen Personal. Bei andereu Aus-
gabengruppen ist der Bezugspunkt die Größe der vorhandeneu
oder erforderlidren Nutzflädre. Das gilt z. B. für die Kosten der
Bewirtsüaftung der Gebäude und Räume. Weiter kann der
Wert der für Forsdrungs- und Lehrzwed<e vorhandenen Geräte-
ausstattung zum Maßstab der für die Erneuerung erforder-
liöen Mittel gemadrt werden. Voraussetzung hierfür ist, daß für
die einzelnen Geräte Zeiträume festgelegt rrerden, innerhalb
derer sie ersetzt werden müssen. Dieser Zeitraum ist je naÖ
der Art des Gerätes versdrieden; bei seiner Festlegung sind die
wissensdraftsspezifisdren Erfordernisse zu berüdrsidrtigen.

Verfahreu zur
Emittlug des
SaöDittelbe-
darfs
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Gesamtplene
auf Landes-
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Es wird empfohlen, daß die Hodrsdrulen, die Verwaltungen und
andere saÖverständige Gremien sidr der weiteren Entwid<-
lung von Verfahreu für die Ermittlung des Sadrmittelbedarfs
aFnehmen.

Für die Veransdrlagung des Sadrmittelbedarfs im Einzelfall
spielt die Erfahrung eine entsöeidende Rolle. Vielfach fehlt
es auü nodr an ausreidrend zuverlässigen und vollständigen
Unterlagen über die tatsäöliÖen Ausgaben der Hodrsdrulen.
Aus diesem Grunde erweist siö eiu Redrnuugswesen als Dot-
wendig, das die Gesamtausgaben, auö soweit sie aus Mitteln
Dritter getätigt werden, erfaßt und detailliert genug nadr Aus-
gabezwe&.e aufgliedern kann. In der Anlage 10 (Bd. 2, S.415ff.)
werden Forderungen, die an das ReÖnungswesen der Hodr-
sÖulen zu stellen sind, spezifiziert.

III.4. Planung des Hodrsdrulbaus

Der Hodrsöulbau ist eiu wesentliöes Mittel zur Verwirkli-
druug der hier vorgelegten Empfehlungen. Um die Studien-
plätze für die zu erwartenden Studentenzahlen sdraffen zu köu-
tren, müssen in den kommendeu Jahren über 50 Milliarden DM
investiert werden, eiu Betrag, der den Umfang und die Widrtig-
keit der Planung im Hodtsdrulbau deutlidr madrt.

a) Rahmenplanung im HodrsÖ.ulbau

Die naö dem Hodrsdrulbauförderungsgesetz vorgesehene Rah-
menplanung sdrafft die Voraussetzung für eine zeitlidr, regio-
nal und hodrsdrulpolitisÖ aufeinander abgestimmte Durdrfüh-
rung der hier vorgelegten Empfehlungen in baulidrer Hinsidrt.
Die Rahmenplanung auf Bundesebene setzt eine Entwi&.lungs-
planung der einzelnen Hodrschulen und eine Abstimmuug in-
uerhalb des Landes voraus.

In den Hodrsdrulen sollten Ständige Kommissionen für die
Bauplanung erridrtet werden. Ihre Aufgabe wird es sein, in
Zusammenarbeit mit dem Bauamt die baulidre Gesamtplanung
der Hodrsdrule und Einzelplanungen durdrzuführen. Dieser
Kommission obliegen audr Eutsdreidungen über Fragen der
Bauduröführung und der Nutzung.

Die Bauentwicklungspläne der Hochsdrulen liefern die Grund-
lage zur Aufstellung entspredrender Gesamtpläne auf Landes-
ebene, die iu Abstimmung mit den allgemeinen Entwidclungs-
plänen der Hoösdrulen innerhalb des Landes und der angren-
zenden Länder zu erarbeiten sind. Auf Grund der koordinierten
Bauentwid«lungspläne nimmt das Land seine Anmeldungen zum
Rahmenplan nadr dem Hodtsdrulbauförderungsgesetz vor.
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Auf Bundesebene werden die Anmeldungen der Länder vom
Planungsauss&uß nadr dem Hochsöulbauförderungsgesetz auf
der Grundlage von Empfehlungen des Wissensöaftsrates auf-
einander abgestimmt. Hierbei sind die Zielvorstellungen des
Hodrsdrulbauförderungsgesetzes, nämlidr die Bildung eines
zusammenhängenden Systems der Hodrsdruleu naö FaÖriö-
tungen, Zahl, Größe und Standort sowie die Bereitstellung eiues
ausreiÖenden Angebots an Forsüungs- und Ausbildungs-
plätzen, zu berü&.siütigen. Die Entsdreidungen des Planungs-
aussdrusses werden Rüd<wirkungen auf die Bauentwi&.lungs"
pläne der Länder und Hodrsdtulen haben. Durch das Zusam-
meuwirken von Hodrsdrulen, Ländern und Bund entsteht so
eine Wedrselwirkung bei der Aufstellung und Durchftihrung
der Bauentwi&lungspläne, aus der sdrließlidr ein überregio-
nales Hoösdrulverbundsystem hervorgehen soll.

b) Plauen mit Richtwerten

Die Planung von Hodrs&ulbauten kann durdr die Verwendung
von Flädrenridrtwerten erleidrtert werden (vgl. Anlage 9, 8d.2,
S. 404 ff.). Mit Hilfe dieser Flädrenriötwerte läßt siö bei vor-
gegebener Studentenzahl der Nutzflädrenbedarf einzelner Fadr-
bereiche uad ganzer Hodrsöulen ermitteln.

In die Flächenridrtwerte gehen bestimmte mittlere Erfahrungs-
werte und Annahmen, wie z. B. Gruppengröße der Lehrverau-
staltungen, ein. Fläöeuriötwerte kommen unmittelbar nur für
die Gesamtplanung vou FaÖbereiüen und HoÖsÖuleu sowie
für die Bauleit- und die Rahmenplanung auf Landes- und Bun-
desebene in Betraöt. Sie dürfen nidrt als bindende Normen,
sondern nur als Anhaltswerte verwendet werden, die einer
Korrektur auf Gruud besonderer örtlider oder struktureller
Gegebeuheiten zugängliÖ sind.

Für weitere Stufen der Planung müssen die ermittelten Nutz-
flädten in qualitative Angabeu über die bautedrnisdren Eigen-
sdtaften der benötigten FläOen umgesetzt werden. Hierzu die-
nen die bauteclrnischen FläOenarten.

Für die Kostensdrätzung einzelner Bauvorhaben, aber audr als
Grundlage mittel- uud langfristiger Finaüzpläne werden Ko-
stenriütwerte zu eutwi&.eln sein, die auf bauterhnisö be-
stimmte Fläüenarten bezogen sind (vgl. Anlage 9, Bd. 2,
s. 411 ff.).

Die Methodik zur Ermittlung von Flächeu- und Kosteuriöt-
rverteu sollte auü im Hinblidr auf die Veräuderungeu im

HoöröuI-
verblDdsysteE

Fläöenrlö1-
rarto

Ko.tauIöt-
werto
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Vereinfaöug

Hodrsdrulbereidr ständig weiterentwid<elt werden. Das Zen-
tralardriv für Hodrsdrulbau, das siö mit diesen Frageu maß-
gebend besdräftigt, wird Ergebnisse seiner Untersudrungen
in einem Handbudr veröffentlidren.

c) Baugenehmigungsverfahren

Unter den Faktoren, die die Gesamtdauer von Baumaßnahmen
im Hodrsdrulbereidr beeinflussen, wirkt das bisherige Bauge-
nehmigungsverfahreu in besonderem Maße verzögernd. Eine
Revision der Baugenehmigungsverfahren kann zu einer Ab-
kürzung der Planungs- und Bauzeiten erheblidt beitragen.

Bei Beibehaltung der bisherigen Baugenehmigungsverfahren
wird die baulidre Verwirklidrung dieser Empfehlungen nidtt
möglidr sein. Es wird empfohlen, die begonnene Uberprüfung
der Genehmiguugsverfahren mit dem Ziel einer weiteren Ver-
einfadrung fortzusetzen.

Im Ergebnis sollte die Vielzahl der beteiligten Stellen, die zu-
dem oft nur am Rande mit dem Projekt befaßt sind, durdr eine
Zusammenfassung der Kompetenzen reduziert und dafür ge-
sorgt werden, daß sie in einem möglidrst frühzeitigen Stadium
des Verfahrens absdrließend beteiligt werden. Kostenvoran-
sdrlag und Kostenansdrlag sollten künftig durdr eine einzige
Haushaltsunterlage ersetzt werden. Für das Prüfungs- und
Genehmigungsverfahren und für die bauredrtlidre Zustimmung
sollte nur nodr ein Arbeitsgang gefordert werden.

d) Baudurdrführung

Zur Besdrleuniguug der Baudurchführung müssen die Ent-
sdreidungsbefugnisse der örtlidren Stellen, vor allem der Hodr-
sdrulbauämter, erweitert werden, z. B. durdr größere Selbstän-
digkeit in der Vergabe von Bauleistungen. Weiter sollten in
zunehmendem Maße Generalunternehmer eingeschaltet und
Pausdralverträge abgeschlossen werdeu können. Das Abrech-
nungswesen sollte vereinfadrt werden.

Der Umfang der gegenwärtigen Hodrsdrulbaumaßnahmen
und erst redrt das bevorstehende Ausbauvolumen gebieten es,
moderne Bauverfahren soweit wie möglich anzuwenden. Zu
diesen gehören das Bauen mit vorgefertigten Bauteilen, die
Verwendung typisierter und standardisierter Bauweisen sowie
eine weitgehende Rationalisierung des Innenausbaus. Ebenso
sind standardisierte Baubesdrreibungen (Leistungsverzeidr-
nisse) zu entwid<eln, damit die Bauindustrie ermutigt wird,
typisierte Bauten für ganze Baukomplexe anzubieten.

Moderre Bäu-
verfahretr
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e) Haushaltsvollzug

Das bisherige Verfahren der Finanzierung von Baumaßnahmen
im Hodrsöulbereidr, bei dem für das einzelne Bauvorhaben
jeweils ein fester Jahresbetrag für die im laufenden Redrnungs-
jahr anfallenden Ausgaben veransdrlagt wird, ist unbefriedi-
gend, weil es den untersdriedlidren Entwi&lungen im Bau-
fortsdrritt der einzelnen Bauvorhaben nidrt ausreidrend Redr-
nung tragen kann. Die Folge sind entweder die Beantragung
überplanmäßiger Ausgaben oder die Bildung niÖt unerhebli-
drer Ausgabereste. Das führt zu überflüssiger zusätzlidrer Ver-
waltungsarbeit und oftmals zu Bauverzögerungen.

Diese Sdrwierigkeiten können überwunden werden, wenn

- für alle Jahresbeträge der einzelnen Bauvorhaben die ge-
genseitige De&ungsfähigkeit in den Haushalten vermerkt
wird,

- alle Baumaßnahmen einer Hodrsdrule in einem Titel zusam-
mengefaßt oder

- alle Hodrsdrulbaumaßnahmen eines Landes in einem Pau-
sdraltitel zusammengefaßt werden.

Die Einridrtung eines Pausdraltitels entspridrt dem Vorgehen,
naö dem der Bund bei der Mitfinanzierung der Hodrsdrulbau-
maßnahmen in den zurüctliegenden Jahren verfährt uud das
sidr wegen seiner Flexibilität in der Mittelbewirtsdtaftung be-
währt hat.

G. IV. Gewinnung neuer Studien- und Forsdrungsmöglidr-
keiten

IV. 1. Söwerpunkte des Ausbaus

Die vorgeschlagene Erweiterung des Hodrsdrulbereidrs ist so
umfangreidr, daß ein Ausbau auf nahezu allen Gebieten er-
forderlidr ist.

a) Soweit fachspezifisdre Empfehlungen des Wissensdraftsra-
tes vorliegen, wie bei der Medizin, sollten diese sowohl hin-
sidrtlidr des Umfangs wie in der regionalen Verteilung ver-
wirklidrt werden, bevor die Erridrtung weiterer Ausbildungs-
stätten in diesen Bereichen in Angriff genommen wird. Nach
den Empfehlungen zur Struktur und zum Ausbau der medi-
zinisdren Forsdrungs- und Ausbildungsstätten sollen bis zum

Pausöaltitel
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Lehrerbedärt

Präristrahe
Studiengänge

Jahre 1982 die Ausbildungskapazität in der Allgemeinen Medi-
zin von rd. 15 500 Studenten im Jahre 1967 auf rd. 30 000 Stu-
denten erhöht und die Ausbildungskapazität in der Zahnmedizin
von rd. 3500 Studenten im Jahre 1967 um 6000 Studenten auf
rd. 9500 Studenten gesteigert werden.

Bei der Beredrnung des Lehrerbedarfs sollte von den Emp-
fehlungen der Bildungskommission des Deutsdren Bildungs-
rates ausgegangen werden. Die Differenzierung innerhalb der
Sekundarstufen I und II wird hier zu einem faölidt breiter als
früher gestreuten Lehrerbedarf führen, der besonders in den
naturwissensdraftlidren, tedrnisdren und sozialwissensdtaftli-
dren Fädrern relativ ansteigen, während er in den spradtwis-
sensdraftlidren Fädrern bei Zuuahme der absoluten Zahlen im
Verhältnis zurüdcgehen wird. Auf jeden Fall werden die für
die gesamte Lehrerausbildung erforderlidren Erziehungswissen-
sdraften entspredrend der Vermehrung der Studienplätze für
angehende Lehrer auszubauen sein.

In allen Fällen, in denen Bedarfsberechnungen zur Grundlage
des Ausbaus gemadtt werden können, sollte der erredtnete Be-
darf ein Anhaltspunkt für den unbedingt erforderlidren Ausbau
sein und nidrt notwendigerweise eine Besdrränkung des Aus-
baus bedeuten.

b) Das steigende Bedürfnis nadr vermehrter Bildung sowie
das Vordringen wissensdtaftlidrer Erkenntnisse und Methoden
in Bereidre, in denen bisher die praktisdre Einübung die Aus-
bildung bestimmte, zwingen dazu, das Verhältnis zwisdren
Theorie und Praxis neu zu überdenken und das Sdrwergewidrt
des Ausbaus der Gesamthodrsdruleinridrtungen auf die Ent-
widclung entspredrender praxisnaher Studiengänge zu legen.
Hierfür kommt eine Vielzahl von Bereidren in Betradrt; so
z. B. Studiengänge für nidrtärztlidres medizinisches Personal 1),

Studiengänge für Sozialarbeit, in den Wirtschaftswissenschaf-
ten für Steuerberater, für Fremdspradrenberufe, für Redrts-
pfleger, für den gehobenen Verwaltungsdienst, für die Informa-
tik, für die Mathematik, die Physik, die Chemie und für Inge-
nieurberufe,

Hinweise auf soldre Studiengänge enthalten die diesen Emp-
fehlungen beigegebenen Anlagen 2a - 2k (Bd.2. S.45ff.).

1) Dü hiertür benötigte Lehrpcr3onal ist in d.n Empfehlungcl zur Struktur ud
zum Ausbau der medizinisöcn Forröungr- uad Ausbildungsltetten no& tridrt
berü&sidtigt worden.
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c) Einzelne Fadrgebiete werden - unabhäugig von der Diffe-
reuzierung der Ausbildungsgänge - dadurÖ ein besonderes
Gewiüt gewinuen, daß sie die wissensÖaftliÖen Voraus-
setzungen für die Lösung drängender Probleme der Gesell-
sÖaft entweder sÖou bieten oder nodr sdraffen müssen. Eiu
rasdres Wirtsdraftswadrstum und steigender Wohlstand ver-
größern die Möglichkeiten des einzelnen und der Gesellsdraft
zur Realisierung ihrer Wünsüe. Die hierdurö ausgelösten
Anpassungsprozesse und das Streben naÖ einer sönellen
Realisierung konkurrierender Ziele können aber auÖ starke
Spannungen hervorrufen. Die Lösung dieser Probleme stellt
deu Wissensdraften vielfältige Aufgaben. Die folgenden Uber-
legungen geben einen Anhalt für bestimmte Akzentsetzungen.

Um die Beziehungen zwisdren einzelnen Teilen der Gesell-
sdraft, die Stellung der Individuen in ihr sowie gesellsÖaft-
liÖe Wertvorstellungen und Strukturen und deren Ände-
rungsprozesse aufzuded<en, ist es notwendig, die Forsdrung
im Bereidr der Sozialwissensdraften zu intensivieren.

Beim Ausbau des Hodrsdrulbereidrs ist die Mathematik be-
souders zu berü&,siÖtigen. Sie wird als Grundlagenwissen-
schaft audr iu den kommenden Jahren in andere Bereidre
eindringen; diese werden daraufhin entspredrend auszubauen
und umzustrukturieren sein.

In dem Maße, wie Hauptprobleme der Zukunft eine Basis für
Lösungsmöglidrkeiten in den Naturwissensdraften finden,
kommt audr diesen besondere Aufmerksamkeit zu.

Wegen der notwendigen Umsetzung naturwissensdraftlidrer
Forsdrungsergebnisse in die Praxis wird den ingenieurwissen-
sdraftlidren Fädrern weiterhin große Bedeutung beizumessen
sein. Deshalb sollte das derzeit rüddäufige Interesse an ihrem
Studium durch entspredrende Anreize aufgefangen werden,
vor allem durdr gute Ausbildungsmöglidrkeiten und durÖ
Akzentsetzungen innerhalb der einzelnen Fädrer, die der wis-
sensdraftlidren Entwi&.lung und den Anfordenmgen der Pra-
xis entspreöen.

Dadurdr soll ein Ausbau in anderen zukunftweisenden Be-
reiöen in keiner Weise ausgesdrlossen werden. Insbesoadere
wird damit keine Unterbewertung der Geisteswissensdraften
ausgedrüdrt, deren Anregungeu oft Eatwi&lungen in ande-
ren Wissensdraftsbereidren erst auslösen und ohne deren
eigene weitere Entwiddung ein allgemeiner Fortsdrritt niÖt
möglidr ist.

Forsöug
in den Sozial-
wissetrsöaften

MatheEratll

NaturwisseD-
söaften

IngeDieur-
wissensdraften
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Ausbaukriterien

Es wird in den kommenden Jahren - und in einer an ihrer
Entwiddung interessierteu Gesellsöaft überhaupt - zu einer
wesentlidren Aufgabe werden, bestimmte Sdrwerpunkte für
die wissensdraftlidre Arbeit redrtzeitig in ihrer Thematik und
Notwendigkeit zu erken.en sowie dahingehend zu spezifi-
zieren, daß die Arbeit in den betreffenden Gebieten tatsädt-
lidr aufgenommen werden kann und von der Allgemeinheit
in ihrer Bedeutuug erkannt wird. Im Gesamtsystem der Hodr-
sdrulen muß politisdr, strukturell und finanziell sidrergeslellt
sein, daß soldre Akzentuierungen in Forsöung und Lehre ihren
angemessenen Ausdrudc finden.

IV. 2. Ausbau der bestehenden Hodrsdrulen

Durch die vorgesdrlagenen Kapazitätsberedrnungen wird sidr
feststellen lassen, wie groß die Ausbildungskapazität zur
Zeit im Hodrsöulbereidr ist. Es wird dann zu prüfen seiu, bis
zu welüer Größenordnung und in weldrer Weise die jetzigen
Hodrsdrulen ausgebaut werden können.

Dem Umfang einer Hodrsdrule sind äußere und funktionale
Grenzen gesetzt. Die Möglidrkeiten zum Ausbau werden we-
sentliö vou den Grundstüd<svslträlrnis5sn, von dem Sied-
lungsgefüge, der zukünftigen Entwiddung und niöt zuletzt
von der Stadtplanung des Hodrsdrulortes bestimmt. Die Zahl
der Studenten sollte in einer angemessenen Relation zu Größe
und Einwohnerzahl des Hodrsdrulortes bzw. des regionalen
Verfledrtungsraumes stehen. Weiter findet die Ausbaumög-
lidrkeit einer Hodrsdtule ihre Greuzen in ihrer eigenen Funk-
tionsfähigkeit. Ihre Organisation, ihre Verwaltung, insbeson-
dere aber die Notwendigkeit der wissensdtaftlidteu Kommu-
nikatiou setzen eine gewisse Ubersdraubarkeit voraus, die
audr bei der Möglidrkeit organisatorisdrer Untergliederungen
eine Frage der Gesamtgröße ist.

Allgemeingültige Angaben über die optimale Größe von Ge-
samthodrsdrulen werden sidr kaum madren lassen. Unter Be-
adrtung der angeführten Gesidrtspunkte sollten die Einridr-
tungen einer Gesamthodrsdrule in Städten bzw. Regionen bis
zu 200 000 Einwohnern jedodr auf I 000 bis 15 000 Studenten
beschränkt werden, in größeren Städten bzw. Regionen sollten
sie 20 000 Studenten nicht übersdrreiten. In Millionenstädten,
wie Hamburg und Mündren, sowie in Zentren von Ballungs-
gebieten vergleidrbarer Größe, wie z. B. Frankfurt a. M.,
könnte die Studentenzahl eines Gesamthochschulbereiös
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höher liegen, sollte aber 25 000 nidrt übersdrreiten. Dem steht
die Erridrtuug weiterer Gesamthodrsdruleu in diesen Städten
nidrt entgegen.

Der Ubergang zu Gesamtho&sdrulen kann einmal durdr die
Umstrukturierung, d. h. durdr Differenzierung der Stu-
diengäage bestehender HodrsÖulen erfolgeu. Zum auderen
werden versÖiedeue Einridrtungeu des tertiären Bereiüs
zlt GesamthodrsÖulen zusammengefaßt werden können.
Wenn die oben angegebeneu Studentenzahlen übersüritten
werden, wird jeweils zu entsdreiden sein, ob der Transfer
eines Teiles der Studiengänge an andere Hodrsdrulorte statt-
finden kann oder ob eine weitere Gesamthodrsdrule am
gleiüen Ort gegründet werden soll.

Wieweit sidr die einzeluen bestehenden wissensdraftlidren
Hodrsdrulen unter Einbeziehung der für eine Zusammenfassung
zu Gesamthodrsdrulen in Betradrt kommenden Einridrtungen
erweitern lassen, läßt sidr nur unter Berüd<sidrtigung der ört-
lidr versdriedenen Ausbaumöglidrkeiten ermitteln. Es wird
daher empfohlen, alsbald die vorhandenen Ausbaumöglidr-
keiten bei den bestehenden Hodrsdrulen festzustellen und

- gegebenenfalls unter entspredrender Umstrukturierung -einen Ausbau durdrzuführen.

IV. 3. Neue Gesamthodrsdrulen

a) Zahl der neuen Hodrsdrulen

Selbst unter der Annahme, daß die Kapazität der bestehenden
Hodrsdrulen um 50 0/o erweitert werden kann, müssen für die
Ausbildung der im uädrsten Jahrzehnt zu erwartenden Studen-
ten nodr mindestens 400 000 Studienplätze an D.euen Gesamt-
hodrsdrulen gesdraffen werden. Für die Größe dieser neuen
Gesamthodrsdrulen gelten die gleidren Kriterien wie für den
Ausbau der bestehenden Hodrsdrulen. Geht man von Hodr-
sdtulen mit durdrsdrnittlidr 12 000 Studenten aus, sind min-
destens 30 Neugründungen erforderlidr.

b) Standorte

Für die Lokalisierung neuer Gesamthodrschulen ist die Prü-
fung zahlreidrer Voraussetzungen erforderlidr. Es sind alle
Kriterien heranzuziehen, die audr die Ausbaumöglidrkeiten
bestimmen, so vor allem die Größe der Stadtregion, die jetzige
und absehbare künftige Einwohnerzahl, die in vorhandenen
Bildungseinridrtungen gegebenen Ansatzpunkte für die Bil-

Feststellug
der Ausbau-
mögli(itetteE

30 neue
Gesamthodr-
sdulen
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StaDdort-
trltedeE

dung vou GesamthodrsÖulen, öe Wohnverhältnisse und Ver-
kehrsverbindungen.

Die Festlegung ueuer Hoösdrulstandorte muß in Abstimmung
mit der allgemeinen Landes- uad Regionalplanung gesÖeheu,

wobei die voraussiÖtlidren Auswirkungen der wirtsdtaft-
liöeu, kulturellen und sozialen Entwiddung in ihrer Wedrsel-
wirkung in die Planung eiuzubeziehen sind. So kann es not-

wendig sein, in Ballungsgebieteu Zweithodrsdruleu zu erridrten,
um den Andrang der Studeuten aufzufangen und ihnen die Mög-
lirhkeit zu eröffnen, eiue Hodrs&ule von ihrem Elternhaus aus

zu besuÖen. Andererseits wird die Entwi&,lung bisher hodt-
sÖulferner Regionen durÖ die Gründung von HoÖsdtulen
gefördert. Zur Ermittluag von Gebieten, die nicht ausreidrend
mit Hodsöulen versorgt sind, müssen UntersuÖungen über

die BevölkerungsdiÖte, die zu erwartenden Absolventen der

Sekundarstufe II, deu relativeu HoÖschulbesudr und das jetzige

Wanderungsverhalten zu entfernten HoÖsdrulen angestellt

werden. Hierbei ist auch zu beadrten, daß HoÖsÖulen in bisher

wenig entwidrelten Regiouen, die naö den landes- und regio-

ualplaaerischen Zielen ausgebaut werden solleu, zu deren

Entwidrlung beitragen, z. B. indem sie qualifizierte Arbeits-
kräfte anziehen. Um eiu regional grut gegliedertes Gesamt-

systen der HoÖsÖuleu in der Buudesrepublik zu erreiöen,
wird es notwendig sein, NeugrüLndungen in eiuem bisher unge-

wohnten Umfaag auü iu Städten mittlerer Größe vorzunehmen'

Die in Frage kommenden Orte müssen bereit sein, dazu bei-

zutragen, den Aufbau einer Hoöschule zu fördern; dies gilt
insbesondere für die Ausweisung und Ersöließung kurzfristi-
stig verfügbaren Geländes für den Bedarf der HodrsÖule, das

siö je naÖ Größe und fadrlidrer Zusammensetzuug der Hodt-
sÖule auf 120 bis 200 Hektar erweitern lassen sollte' Weiter
muß die Stadt für die Schaffung günstiger Nahverkehrsver-
binduugen zuu HoÖsÖulgelände uud für die Förderung der

Wohnmögliökeiten sorgen.

Nur bei einer baldigen Aufnahme und zügigen Durchführung

fls1 Vl6ßaahmen für die Gründung der erforderlidten 30 ueuen

Hoösdrulen werdeu die notwendigen Studienplätze zur Ver-
fügung stehen. Hierzu bedarf es einer alsbaldigen Entsdreidung

der zuständigen Stellen, an weldren Orten im Hinbli& auf die

dargelegten Kriterien neue HoÖsdrulen gegründet werden

sollen. Eine möglidrst frühzeitige Festlegung der neuen Staud-

orte söafft die Voraussetzungen für die redrtzeitige Ab'
stimmung und Einstellung der beteiligten Partner auf die neue

Aufgabe. Aufgrund dieser Erwägungen sind vorerst einige Orte
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zu nennen, die nadr den angeführten Kriterieu als Hodrsdrul-
standorte geeignet erscheiuea und an denen auö bereits ent-
spredrende Bestrebungen im Gange sind. Es werden jedod
nidrt für alle 30 neuer Hodrsdrulen Standorte genannt, da in
einer Anlaufphase die planerisdren, bauteÖnisÖen und finan-
ziellen Mittel auf eine Reihe von Neugründungen konzentriert
werdeu müssen. Darüber hinaus wird alsbatd festzustelleu sein,
in weldren Regionen die erforderlictren weiteren Gesamt-
hoÖsöulen zu erridrten sind.

Im folgendeu werden für die einzelnen Länder Orte und Re_
gionen vorgesdrlagen, bei denen die Bedingungen zur Grün_
dung neuer Gesamthodrsdrulen geprüft werdeu sollten.

Baden-Württemberg

Da Baden-Württemberg über eine Reihe ausbaufähiger wissen_
sdraftlidrer Hodsdrulen verfügt (besonders Karlsruhe, Mann-
heim, Ulm), wird als neuer Standort einer Gesamthodrsdrule
nur Heilbronn genannt. Ia Nordwürttemberg und besonders
in der Stadtregion Heilbronn (rd. 250 000 Einwohner) hat sidr
eine Bevölkerungskonzentration gebildet, für die die Univer_
sitäten Stuttgart, Heidelberg und Karlsruhe relativ weit ent-
ferut liegen. Eine Gesamthodrsdrule in Heilbronn würde für
eine weitere Ersdrließung Nordwürttembergs große Bedeu-
tung haben. Heilbronn verfügt über eine gut ausgebaute Inge-
nieursdrule und audr über gute Verkehrsverbindungen.

Weiter ist der Raum Südwürttemberg-Hohenzollern zwisdren
Ulm und dem Bodensee nicht ausreiöend mit HodrsÖulen
versorgt. Es zeidrnen sidr zur Zeit jedodr noö keine hin_
reidrenden Anknüpfungsmöglidrkeiten für eine Gesamthodr_
sdrule ab. An eine Ersdrließung ist gemeinsam mit den an_
grenzenden bayerisdren Regionen (SüdsÖwaben, Allgäu) zu
denken.

Auf längere Sidrt wird sidr audr jn Mittelbaden ein Bedarf
nadr einem Ausbau der Bildungseinridrtungen zu einer Gesamt-
hodrsdrule ergeben.

Bayern

Die Erridrtung einer neuen Universität in Augsburg ist vom
Bayerisdren Landtag bereits besdrlossen.

Im nördlidren Bayern besteht in oberfranken kein ausreidren-
des Angebot an Studienplätzen. Die Versorgung der Räume
Hof, Coburg, Bayreuth, Bamberg, Kulmbadr gesdrieht am

HellbroBD

Südwürttem-
berg-Hohenzol-
lern/Süds0wa-
ben/Allg6u

Mlttelbaden

Augsburg
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Bayreuth

Südbayem

HaEburg II

Franhftrrt II

günstigsten von Bayreuth aus, da dieser Ort für diesen Be-

reidr zentral und andererseits abseits der unmittelbaren Eiu-

zugsbereidte der Universitäten Erlangen-Nüruberg, Würzburg

und Regensburg liegt' Bayreuth bietet als zentraler Ort des

regionalen Entwi&lungsprogramms gute Anknüpfungsmög-

lidrkeiten. In Bayreuth besteht eine Pädagogisdre Hodrsdrule.

Im südlideen Bayern wird die einseitige Ausridrtung des Stu-

dienangebots auf Mündren und die dadurdr bedingte Hodt-

sdrulferne weiter Gebiete auf läugere Sidrt die sdtaffung neuer

Gesamthodtsdrulen notwendig madren'

Berlin

Der Ausbau der Freien Universität und der Tednisdtea Uni'
versität zu zwei GesamthoÖsüulen unter Einbeziehung der

in Frage kommenden sonstigen Einridrtungen wird emp-

fohlen.

Bremen

Der Aufbau der universität Bremen zu eiuer GesamthodrsÖule

mit 20 0ü) Studienplätzen wird empfohlen'

Hamburg

Die notwendige Anzahl an Studienplätzen in Hamburg wird

nur durdr eine zweite GesamthoÖsdtule bereitgestellt werden

können, die je uadr Situierung zugleiÖ dea Raum Südholstein

oder Nordniedersadrsen mitversorgen könnte'

Hessen

DieVersorgungHessensmitStudienplätzenistbesonders
im Norden des Landes nodt ungenügend und erfordert die

GründungeinerueuenGesamthodrsdrule.DergeeigneteStand-
ort in Nordhessen'ist Kassel, das zentraler ort im Gebiet eines

regionalen Entwiddungsprogiramms ist und bereits über meh-

rere Eiaridrtungen des Hodrsdrulbereidrs verfügt'

DasRhein-MainGebietkannaufdieDauerdurdrdieUniver-
sitäten Frankfurt und Mainz nidrt ausreidrend mit studien-

einridrtungeu versorgt werden, es sei denn, die beiden Uni-

versitäten würden über das zulässige Maß hinaus ausgebaut

werden.DeshalbsollteeineweitereGesamthodrs&ulein
Frankfurt a. M. gegründet werden. Sie könnte von den weit

fortgesÖrittenen Planungen für die Erweiterung der Univer-

sität Frankfurt in Niederursel ausgehen'
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Niedersadrsen

In Niedersadrsen besteht ein starker Bedarf an Hodrsdrulen.
Am weitesten sind bisher die Uberlegungen für die Standorte
Oldenburg und Osnabrüdr gediehen. Für beide Orte sollte die
Erriütung von Gesamthodrsdrulen in Betradrt gezogen wer-
den, da von ihnen aus jeweils hodrsdrulferne Regionen ver-
sorgt werden können. Beide Städte verfügen über gut ausge-
baute Pädagogisdre Hodrsdrulen und Ingenieursdrulen.

Der Raum Ostfriesland/Emsland ist mit Einridrtungen des
Hodrsdrulbereidrs nodr nidrt versorgt. Auf längere Sidrt wird
hier durÖ Gründung einer Gesamthodrsdrule Abhilfe zu sdraffen
sein.

Entspredrendes gilt für das nordöstlidre Niedersadrsen
(Raum Lüneburg/Uelzen), wo durdr eine Neugründung zu-
gleidr eine Eutlastung der Hodrsdrulen in Hamburg und Han-
nover herbeigeführt werden könnte.

Nordrhein-Westfalen

Die Bevölkerungskonzentration im rheinisdr-westfälisdren In-
dustriegebiet erfordert neben den im Aufbau befindlidren
Universitäteu Bodrum, Dortmund, Düsseldorf und Bielefeld
den Ausbau der Hodrsdruleinridrtungen in Essen zu einer
Gesamthodrsdrule sowie weitere Bildungseinridrtungen im
HoÖsdrulbereidr. Als Regionen für Standorte neuer Hodr-
söulen kommen die Regionen Rhein-Ruhr und Ostwestfalen
in Betradrt. Diese Gebiete bieten gute Ausgaugsmöglidrkeiten
für die Bildung von Gesamthodrsdrulen. Mittelfristig werden
siü hier Hodrsdrulgründungen als erforderlidr erweisenr um
Studieuplätze in den Regionen der größten Nadrfrage anbieten
zu können.

Rheinland-Pfalz

Die Teilhodrsdrulen in Trier und Kaiserslautern sollen nadt
einer Anlaufphase zu eigenständigen Gesamthodrsdrulen aus-
gebaut werden.

Zur Versorgung des Mittelrheingebiets, des Hunsrüdr und der
Eifel mit Studieneinrichtungen bietet sidr besonders in Ko-
blenz der Ausbau der vorhandenen Bildungseinridrtungen im
Hodrsctrulbe reidr zu einer Ge samthodrsdrule an.

Oldenburg,
Osuabnld<

Ostfriesled/
Emslild

Rau
Lüneburg/
Uelzen

Ausbau in
Essc!

Reg{ouen
Rhein-Ruhr
ud Ost-
westfalen

Trier uDd
Kaiserslautetn
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Zur weiteren Entwi*,lung der im südliÖen Rheinhessen und
in der Vorderpfalz gegebenen Ansatzpunkte an Hodrsdrulein-
riÖtungen in Speyer, Worms und Landau wird sidt hier mittel-
fristig die Gründung einer GesamthoÖsdrule unter Herstellung
eines HoÖsÖulverbunds dieser drei Orte anbieten.

Saarland

Die Universität des Saarlandes sollte unter Berü&sidttignrng
der übrigen HodrsÖuleinri&tungen in Saarbrüdren zu einer
Gesamthodrsdrule ausgebaut werden.

Süleswig-Holstein

Die MedizinisÖe Akademie Lübe& sollte zu einer Gesamt-
hodrsdrule ausgebaut werden.

Als geeigmeter neuer Hodrsdrulstandort bietet siö Flensburg
mit den dort bestehenden Einriötungen des HodrsdrulbereiÖs
an.

c) Duröführung des Aufbaus neuer HodrsÖulen

Neue HoüsÖulen sollten von Anfang an als Gesamthodrsüulen
konzipiert uad aufgebaut werden. Studiengänge aus dem
bisherigen BereiÖ der Fadrhodrsdrulen sollten nur no& im
Rahmen von GesamthoÖsdulen und unter Eingliederung in
deren jeweilige Konzeptiou begründet werden. Auf diese
Weise werden die beim Zusammensdrluß länger bestehender
Einridrtungen zu erwartenden SÖwierigkeiten vermieden.

Eiue Vollstäadigkeit der Fädrer sollte bei der zunehmenden
Differenzierung im Hodrsdrulbereich niÖt mehr angestrebt
werdeu. Vor allem in der Anlaufphase ist eine Konzen'
tration auf bestimmte Fädrerkomplexe notwendig. Anderer-
seits sollten keine funktionellen Einsdrränkungen, z. B. die
AusriÖtung nur auf die Lehrerausbildung, erfolgen, weil sonst
die Gefahr bestüude, daß die wissensdraftliÖe Arbeit einer
Hodrs&ule eine zu sÖmale Basis erhält. Es sollten vielmehr
von Anfang aa saöliö zusammenhängende Bereidre vorge-
seheu werden, danit den Vertretern der einzelnen Gebiete
nidrt nur eine wissensöaftliöe Arbeit in ihrem eigenen
Faögebiet, sondern auö die erforderlidte wissensÖaftlidte
Kommtrnikatiou mit Vertreteru komplementärer Fädter mög-
liÖ ist.

Faöltö.
Koazentrallon
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Aa fast allen genannten Standorten bestehen Einriütuugen,
die als Kern neuer Gesamthodrsdrulen genutzt werden können.
Sie bieten für die Anfangszeit Räume, zentrale Eiariötungen,
eine Verwaltung sowie mitunter auch Gelände für die Erridr-
tung weiterer Gebäude. Bei der Gründung von Zweithodr-
sÖulen in Ballungsgebieten kann der Neuerridrtung auö
eine Auslageruug von Zweitfadrbereidren der örtlidr süon
bestehenden Hodrsdrulen vorausgehen. Iu soldren Fällen kön-
nen den zu berufendeu Lehrkräften sofort Forsdrungsmögliü-
keiten an den bestehenden Hodrsöulen zur Verfügung gestellt
werden. Ebenso können Einridrtungen wie Redrenzentren und
Sportstätten bereits gemeinsam genutzt werden.

Ein zügiger Aufbau der neuen Hodrsdrulen wird sidr erreidren
lassen, wenn die bei den Universitätsgründungen in den ver-
gangeneu Jahren gemadrten positiven und negativen Er-
fahrungen berü&sidrtigt werdeu. Besonders bewährt hat sidr
die Erridrtung von Aufbau- und Verfügungszentren, in denen
die Lehre rasdr aufgenommen und audr Forsdrung in angemesse-
nem Umfang betrieben werden kann. HierdurÖ gelang es
audr, für Hodrsdrulen im Aufbaustadium Lehrkräfte zu ge-
winnen, die in der Forsdrung besonders gualifiziert sind. Zur
sönelleren Planung von Verfügungsbauten sollten die bereits
vorliegenden Modelle herangezogen werden, die nidrt nur für
eine Nutzung durdr geisteswissensöaftlidre, sondern audr
durdr naturwissensöaftliöe Fäüer entwi&elt worden sind.

Angesidrts der Dringlidrkeit und des Umfangs der gestellten
Aufgaben ist es unerläßlidt, die Gründungsaussdrüsse diesen
Aufgaben entspredrend zu besetzen und ihnen die erforder-
lidren Entsdreiduugsbefugnisse zu übertragen. In ihnen sollten
daher vor allem die drei mit dem Aufbau einer Hodrsdrule
befaßten Bereiöe Wissenschaft, Verwaltung und Bauwesen
konstruktiv zusammenwirken. Das setzt voraus, daß die staat-
lidren Vertreter im Gründungsaussdruß mit weitgehenden Voll-
madrten ausgestattet sind. Das gilt audr für diejenigen, die dem
Gründungsaussdruß nidrt ständig angehören, sondern nur bei
besonderen Fragen hinzugezogen werden,

Die Gründungsaussdrüsse der bisherigen Neugründungen haben
ihre Aufgabe im wesentlidrea in der Erarbeitung von Reform-
konzeptionen gesehen. Bei dem Aufbau so zahlreidrer neuer
Hodrsdrulen wird es jedodr weniger darum gehen, weitere
neuartige Hodrsdrulkonzeptionen zu entwidceln, als rasdr
Modelle zu verwirklidren, die für eine weitere Entwiddung
offen sind.

Verbud der
Planugsbe-
reiöe
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Ein sdrneller Aufbau neuer Hodrsdtulen gehört zu den ent-
sÖeidenden Voraussetzungen, um die Ziele dieser Empfehlun-
geD zu verwirklidren: die Verbreiterung des Zugangs zu den
Hodrsdrulen, die Neuordnung der Ausbildung an den Ho&-
sÖulen und die Intensivierung der ForsÖung in den Hodt-
sÖulen.
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Mitglieder des Wissensdraftsrates
(Stand: 30. Mai 1970)

I. Von dem Herrn Bundespräsidenten berufene Mitglieder:

1. Auf gemeinsamen Vorsdrlag der Deutsdren Forsdrungsgemein-
sdtaft, der Max-Plandc-Gesellsdraft und der Westdeutsdren
Rektorenkonferenz:

Dr. sc. nat. Margot Becke
ordentlidrer Professor für Anorganische und Analytisöe Chemie der
Universität Heidelberg,
Dir'ektor des Gmelin-Instituts für Anorganisdre Chemie und Grenz-
gebiete in der Max-Plandr-Gesellschaft

Dr. med. Klaus Betke
ordentlidrer Professor für Kinderheilkunde der Universität Mündren

Dr. iur. Kurt H. Biedenkopf , LL. M.
ordentliöer Professor für BürgerliÖes Reöt, ltrande]s-, Wirtsdrafts-
und Arbeitsreöt der Universität Boöum

Dr. phil. Horst Braunert
ordentliöer Professor für Alte Geschidte der Universität Kiel,

Dr.-Ing. Ulriö Grigull
ordentlidrer Professor für Teönisöe Thermodynamik der Technisdren
Hoöschule Münöen

Dr. rer. nat. Karl Peter Grotemeyer
ordentlider Professor für Mathematik der Universität Bielefeld

Dr. phil. Peter Hartmann
ordentlidrer Professor für Allgemeine und Vergleidrende Spradr-
wissensdraft der Universität Konstanz

Dr. rer. nat. Bernhard Hassenstein
ordentliöer Professor für Biologie der Universität Freiburg/Br.

Dr. phil. Theodor Heidhues
ordentliöer Professor für Agrarökonomie der Universität Göttingen

Dr. iur. Wolfram Henckel
ordentlidrer Professor für Zivilredrt, Handels- und prozeßreöt der
Universität Göttingen
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Dr.-Ing. Walter Henn
ordentliöer Professor für Baukonstruktionen und Industriebau der
Tedrnisöen Universität Braunsdrweig

Dr. iur. Karl Maria Hettlage
ordentliÖer Professor für Offentliöes Redrt der Universität Mainz,
Honorarprofessor der Universität Bonn

Dr. rer. nat. Reimar Lüs t
Direktor des Instituts für Extraterrestrisöe Physik am Max-Pland<-
Institut für Physik und Astrophysik,
Honorarprofessor für Theoretisdre Physik der Teönisdlen HoÖsöule
Münöen

Dr. iur. Hans Meyer
wissensdaftliöer Assistent am Institut für Uffentlidtes ReOt der
Universität Bonn

Dr. phil. nat., Dr. iur. h. c. Julius S p e e r
ordentliöer Professor für Forstpolitik und Forstliöe Betriebswirt-
söaftslehre der Universität Mündten,
Präsident der DeutÖen Forsdrungsgemeinsöaft

Dr. rer. nat. Dr. med. Gerhard Thews
ordentlidrer Professor für Physiologie der Universität Mainz

Auf gemeinsamen Vorsdrlag der Bundesregierung und der LaD-

desregierungen:

Dr. phil. h. c. Hans L. Merkle
Vorsitzender der Gesöäftsführung der Robert Bosdr GmbH

Professor Dr. iur. Hans Werner Osthof f
Spreöer der Gesdräftsführung der Rödrling'söen Eisen' und Stahl'
werke GmbH

Dr. rer. nat. Gerhard Rasp6
Mitglied des Vorstandes der SÖering AG

Dr. phil. h. c. Friedridr Schneider
Generalsekretär der Max-Pland<-Gesellsdraf t

Dr. rer. pol. Karl Heinz Sohn
ordentlidrer Professor für Volkswirtsüaftslehre der Sozialakademie
Dortmund,
Staatssekretär im Bundesministerium für wirtsdraftliöe Zusammen'
arbeit

Dr. iur. Dr, h. c. Heinridr Troeger
Vizepräsident der Deutsdlen Bundesbank i. R.
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II. Von den Regierungen des Bundes und der Läuder entsandte Mit-
glieder:

1. Von der Bundesregierung entsandte Mitgliederl

Dr. iur. Hans von Heppe
Staatssekretär im Bundesnrinisterium für Bildung und Wissensdlaft

Ständiger Stellvertreter:
Dr. iur. Karl-Friedridr S c h e i d e mann
Ministerialdirektor im Bundesministerium für Bildung und Wissen-
sdraft

Dr. rer, pol. Hans Georg Em de
Staatssekr,etär im Bundesministerium der Finanzen

Ständiger Stellvertreter :

Hugo Soddemann
Ministerialdirektor im Bundesm.inisterium der Finanzen

Wolfram Dorn
Parlamentarisder staatssekretär im Bundesministerium des Innern

Ständiger Stellvertreter:
Dr. iur. Carl Gussone
Ministerialdirigent im Bundesministerium des Innern

Karl Wittrock
Staatssekretär im Bundesministerium für Verkehr

Ständiger Stellvertreter :

Dipl.-Ing. Albert Wahl
Ministerialdirektor im Bundesministerium der Verteidigung

Dr. agr. Hans Dieter Griesau
Staatssekretär im Bundesministerium für Ernährung, Landwirtsöaft
und Forsten

Ständiger Stellvertreter:
Dr. iur. Hermann Martinstetter
Ministerialdirektor im Bundesministerium für Ernährung, Land-
wirtsöaft und Forsten

Dr. iur. Detlef Karsten Rohwedder
Staatssekretär im Bundesministerium für Wirtsdraft

Ständiger Stellvertreter:
Diplom-Volkswirt Karl Otto Pöhl
Ministerialdirektor im Bundesministerium für Wirtsdraft
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2. Von den Landesregierungen entsandte Mitglieder:

Baden-Württemberg

Professor D. Dr. h. c. Wilhelm Hahn
Kultusminister

Stäldiger Stellvertreter:
Professor Dr. phil. Wolfgang Meckelein
Staatssekretär im Kultusministerium

Bayern

Erwin Lauerbach
Staatssekretär im Staatsministerium für Unterridrt und Kultus

Ständiger Stellvertreter:
Anton Jaumann
Staatssekretär im Staatsministerium der Finanzen

Berlin

Professor Dr. phil. nat. Werner S t e i n
Senator für Wissensdraft und Kunst

StändiEer Stellvertreter:

Gerd Löff ler
Senator für Söulwesen

Bremen

Moritz Thape
Senator für das Bildungswesen

Ständiger Stellvertreter :

Curt Kreuser
Senatsdirektor beim Senator für das Bildungswesen

Hamburg

Senator Hans Rau
Präses der Finanzbehörde

Ständiger Stellvertreter;
Dietridr Ranft
Staatsrat in der Finanzbehörde

Hessen

Professor Dr. phil. Ludwig
Kultusminister

Ständiger Stellvertreter:
Dr. phil. Erwin Lang
Minister der Finanzen

von Friedeburg
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Niedersadrsen

Ridrard Langeheine
Kultusminister

StändiEer Stellvertreter:
Professor Dr. iur. Siegfried Heinke
Staatssekretär im Ministerium der Finanzen

Nordrhein-Westf alen

Professor Dr.phil. Hermann Lübbe
Staatssekretär im Gesdräftsbereidr HodrsÖulwesen beim Minister-
präsidenten

Ständiger Stellvertreter:

Hans Wertz
Finanzminister

Rheinland-Pfalz

Dr. phil. Bernhard Vogel
Minister für Unterridrt und Kultus

Ständiger Stellvertreter :

Klaus-Berto von Doemmin g
Staatssekretär im Ministerium für Unterridrt und Kultus

Saarland

Werner Scherer
Minister für Kultus, Unterriöt und Volksbildung

Ständiger Stellvertreter:
Helmut Bulle
Minister für Finanzen und Forsten

Sdrleswig-Holstein

Professor Dr. rer. pol. Walter B r a u n
Kultusminister

Ständiger Stellvertreter:
Hans-Hellmuth Qualen
Finanzminister
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Seit 1967

Dr. iur. Klaus Dieter Wolf f
Seit 1968

Dipl.-Mathematiker Jürgen J e s i n gh a u s
Seit 1969

Dipl.-Ingenieur Joadrim B e n d e r
Seit 1970
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Veröffentlidrungen des Wissensdraftsrates:

- Empfehlungen zum Ausbau der wissensdtaftlidten Einridttungen,
Teil I: Wissensdraftlidre Hodrsdrulen, 1960 (vergriffen).

- Anregungen zur Gestalt neuer Hodrsdrulen, 1962.

- Empfehlungen zur Aufstellung von Raumprogrammen für Bau-
vorhaben der wissensÖaftlidten Hodrsdrulen, 1963.

- Empfehlungen zum Ausbau der wissensdtaftliöen Einridrtungen,
Teil II: Wissensöaftliöe Bibliotheken, 1964.

- Abiturienten und Studenten. Entwiddung und Vorsdrätzung der
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- Empfehlungen zum Ausbau der wissenschaftlidren Einridrtungen,
Teil III: Forsdrungseinridrtungen außerhalb der wissensdraftlidren
Hodrsdrulen, Akademien der Wissensdraften, Museen und wissen-
sdraftlidre Sammlungen (3 Bände), 1965.

- Empfehlungen zur Neugliederung des Lehrkörpers an den wissen-
sdraftlidren Hodrsdrulen, 1965.

- Empfehlungen für die Ausbildung im Fadr Pharmazie, 1965.

- Beriöt des Vorsitzenden über die Arbeit des Wissensdraftsrates
1961 bis 1964, 1965.

- Empfehlungen zur Neuordnung des Studiums an den wissensdraft-
lidren Hodrsdrulen, 1966 (vergriffen).

- Empfehlungen zum Ausbau der wissensdraftlidren Hodrsdrulen
bis 1970, 1967.

- Empfehlungen zur Struktur und zum Ausbau der medizinisdten
Forsdrungs- und Ausbildungsstätten, 1968.

- Wissensdraftsrat 1957-1967, 1968.

- Verzeidrnis 1968 im Sinne der Verfahrensordnung für die Einridt-
tung und Finanzierung von Sonderforsdrungsbereichen, 1968.

- Empfehlungen zur Struktur und Verwaltungsorganisation der Uni-
versitäten, 1968.

- Empfehlungen zur Neuordnung von Forsdrung und Ausbildung
im Bereidr der Agrarwissensdraften, 1969.

Verlag: J. C. B. Mohr (Paul Siebedr) Tübingen.
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Empfehlungen des Wissenschaftsrates

zur Struktur und zum Ausbau

des Bildungswesens

im Hochschulbereich nach 1970

- Zusammenfassung -





Vorbemerkung

16 f,ahmsa seiner Aufgaben legrt der Wissenschaftsrat hiermit
Empfehlungen zur Struktur und zum Ausbau des Bildungs-
weseDs im HoÖsdrulbereiö naü 1970 vor. Sie sdrlie8en an die
f,mpfehlunsen zur Neuordnung des Studiums an den wissen-
süaftlidren HoÖschulen vom Jahre 1966 sowie an die FmFfeh-
lungen zur Struktur und Verwaltungsorganisation der Universi-
täten an und setzen zugleiÖ die im Jahre lg67 vorgelegten
Empfehlungen zum Ausbau der wissensÖaftliöeu HodsÖulen
bis 1970 fort.

Die Empfehlungen siad in 2ahllsichgn Aussöüssen und Arbeits-
gruppen vorbereitet worden. Hierbei haben viele SaÖverstän-
dige mitgewirkt, die niÖt dem WissensÖaftsrat angehören.
Nur mit ihrer Hilfe war es mögliö, so umfassende Empfehlun-
geu vorzulegen. Der Wissensüaftsrat dankt allen, die ihren
Rat und ihre Mitarbeit zur Verfügung gestellt haben.

NaÖ mehrfaÖen Beratungen in der lä/issensöaftliÖen Kom-
mission und in der Verwaltungskommission wurden die F-p-
fehlungen von der Vollversammlung des Wissensöaftsrates
aD 30. Mai 1970 verabsÖiedet.

Die Empfehlungen nehmen die bildungspolitisdren Entscheidun-
gen niöt vorweg. Sie sind Entsüeidungshilfen für die politi-
sÖe Willensbildung. Ihre Duräfährung hängt von fachliÖen
und finanziellen EntsÖeidungen der politisÖ verantwortliÖen
Organe ab, in weitem Umfaag audr von einer Umgestaltung
des gesamten Bilduagswesens, vor allem von einer Reform der
Sekundaroberstufe der Süule und ihrer Absölüsse. Die Reali-
sierung der Empfehlungen und die hierbei erforderliüe Abstim-
mung mit der Reform des Sekundarsöulwesens werdeu Gegen-
staud der Beratungen und Besdlüsse der lnzwisdren gesöaf-
feneu politisdr verantwortliöen Gremien sein: der Bund-Läu-
derkommissiou für Bildungsplanuug, des PlanungsaussÖusses
nadr dem HoÖsdrulbauförderungsgesetz und des Finanzpla-
nungsrates.



Die bildungspolitisdren Entsdreidungen berüLhren heute den
einzelnen und die Allgemeinheit sehr viel unmittelbarer als
früLher. Sie sind daher in besonderer Verantwortung zu treffeu.
Die zuständigen Organe werden ihr nur gereÖt, weun sie die
Entwiddung der Wissensdraften und ihres Einflusses auf das
Leben des einzelnen und der Gesellsdraft berüdrsiötigen.

Diese Entwiddung ist in unserer Zeit dadurdt gekennzeidrnet,
daß die Vielfalt der Wissensdraften und ihrer Methoden, die
Bildung neuer Disziplineu sowie die fortsdrreitende Ersdrlie-
ßung neuer Gegeustandsbereidre mit ihren praktisdren Auswir-
kungen es nidrt mehr erlaubeu, die Aufgaben eines Wissen-
sÖaftsbereiös ledigliü an seinen Inhalten und Erkenntnissen
zu orientieren. Da die Wissensdraften als Faktoren der Wirk-
lirhkeitsgestaltung und der intellektuellen Selbständigkeit zu-
nehmend wirksam und somit audr in wadrsendem Maße Kom-
ponenten der gesellsdraftlidren Entwidrlung sind, verstärkt sich
die Forderung naö der Klärung ihrer Stellung und ihrer Auf-
gaben innerhalb dieser Gesellsdraft, ihrer realen Möglichkei-
ten und Grenzeu sowie ihrer Relevanz für die Allgemeinheit.
Die Darlegiung ihrer Ansätze, Methoden und Ziele führt in zu-
uehmendem Maße in den Bereidr allgemeiner Diskussion; da-
mit treten neben spezifisdr wissensÖaftsorientierte auü poli-
tisdre Gesidrtspunkte.

Diese Sadrlage führt zu einer doppelten Aufgabe: Einerseits
müssen die versdriedenen Wissensdraftsbereidre ihre Struk-
tureu und die Konsequenzen ihres eigenen Fortsdrreitens stän-
dig überprüfen und sidr über die Bedeutung ihrer Mitverant-
wortung für die gesellsdraftlidre Entwid<lung klar sein. Ande-
rerseits gilt es, die Wissensdraften davor zu bewahren, daß

Erkenntnisprozesse durö Gruppeninteressen in ihrer Entwidc-
lung gehindert werden.

Die Wissensdraften bestimmen die individuellen Lebensverhält-
nisse und die gesellsdraftlidre Entwidrlung in zunehmendem
Maße. Für das Leben des einzelnen ist es in Zukunft von erheb-
lidrer Bedeutung, ob es ihm gelingt, die für ihn relevanten, von
der wissensdtaftlidten Entwid«lung geprägten Faktoren und
Beziehungen zu erkennen sowie die Chancen, die ihm die
Ergebnisse der Wissensdraften bieten, zu ergreifen, aber audr
die Gefahren zu erkennen, die wissensdraftlidre Erkenntnis
und ihre Anwendung mit sidt bringen können. Nur unter diesen
Voraussetzungen kann er die Aufgaben bewältigen, die siü ihm
iu einer von der wissensdraftlidren Entwiddung geprägten Ge-
sellsdraft stellen. Diese Umstände werden immer mehr Men-



sdren bewußt. Das führt zu einem stark wadrsenden Andrang
zu Bildungseinridrtungen audr des HoÖsüulbereiös. Den
neuen Ansprüdren [ann flls überkommene Universität nidrt
mehr gereÖt werden. Es gilt daher, die Bildungseinridrtungen
so zu gestalten, daß die siÖ aus der Wissensdraftsentwicklung
ergebenden Bildungsziele durdr Vermittlung wissensdrafts-
orientierter Inhalte erreiöt werden.

Die sidr hieraus ergebenden Aufgaben können nidrt für ein-
zelne Bereidre des Bildungsweseus isoliert gelöst werden. Viel-
mehr bedarf es einer neuen Orientierung des gesamten Bil-
dungssystems. Die Bildungskommission des Deutsdren Bil-
dungsrates hat in ihrem Strukturplan für das Bildungswesen
vom 13. Februar 1970 Empfehlungen für die Neuordnung des
SÖulwesens vorgelegt. Die Empfehlungen des WissensÖafts-
rates erstred<en sidr auf den HodrsdrulbereiÖ. Beide Empfeh-
lungen sind in engem Zusammenwirken beider Gremien ent-
standen. Sie zeigen insbesondere für die Lehrerausbildung und
den Zugang zu den HodrsÖulen übereinstimmende Lösungen.
Zusammengenommen stellen beide Empfehlungen eine iu sidr
gesdrlossene Konzeption für die Neugestaltung des Bildungs-
wesens im kommenden Jahrzehnt dar.

Die gesellsdraftlidre Aufgabe, die Einridrtungen des Bildungs-
wesens auszubauen und den veränderten Verhältnisseu entpre-
drend neu zu gestalten, ist ein wesentlidter Teil des vom Grund'
gesetz dem Bund und den Ländern gestellten Auftrags, deu
demokratisdren und sozialen Redrtsstaat zu verwirkliÖen.

Die Erfüilung dieses Auftrags erfordert erhöhte AnstrengTun-
gen für die Wissensdraften und die BildungseinriÖtungen. Ihre
quantitativen Dimensionen werden in den vorliegeuden Emp-
fehlungen siÖtbar. Jedoö kann die Aufgabe niÖt nur durÖ
einen personellen und materiellen Ausbau der HodrsÖulen
gelöst werden. Ausgangspunkt aller Uberlegungen muß die von
der Aufgabenstellung bestimmte Struktur des Bildungswesens
sein, aus der die guantitativen und organisatorisdren Folge-
rungen abzuleiten sind.

Bei der Neuorientierung des Bildungswesens ist der politisdren
Entsdreidung ein wesentliÖer Teil des saöliöen Gehalts durdr
die Bedeutung der Wissensdaften für den einzelnen und für die
Gesellsdraft vorgegeben. Weil jeder um seiner geistigen und
materiellen Freiheit willen und zur Erfüllung der ihm gestellten
Aufgaben eines mögliÖst hohen Bildungsstandes bedarf, ist es

notwendig, die Bildungsdrancen so zu erureitern, daß er die



Kenntnisse und EinsiÖteu erwerben [ann, di€ seinem Interesse
und seinem Leistungswillen entspreöen und die geeignet sind,
die Entwi&lung seiner Fähigkeiten zu fördern.

In gleiöer Weise fordern die ständige Erweiterung wissen-
sÖaftliöer Erkenntl.is und die Verfeinerung wissensdraftliöer
Methoden sowie die daraus resultierenden Veränderungen der
Aufgaben im Leben eine Umgestaltung und Erweiterung der
wissensÖaftliÖeu und wissensÖaftsorientierten Ausbildung.
DementspreÖeud sind differeuzierte Studiengänge änzubieten,
aber auÖ neue gestufte Studiengtinge zu sÖaffen. Die versdrie-
denen Studiengänge verwandter Gebiete müssen so aufeinan-
der bezogen sein, daß zwisöen ibnea ein mögliÖst reibungs-
loser Ubergang stattfinden kan.. Ubergänge zwisdreu versdrie-
deuen Qualifikationsstufen sollten so lauge wie möglidr offen
bleiben.

Die Ausbildung kann audr nidrt mehr auf eiuen einmaligen
AbsÖluß ausgeriÖtet sein, der sidr zudem oft an zeitlidr zu
sehr gebundenen uud zu eng begrenzteu Berufsbildern orien-
tiert. Da die beruflidren AnforderungeD sidr verändern und
immer wieder neue Aufgaben zu bewältigen sind, müssen audr
immer mehr MensÖen lernen, den Bildungsprozeß kontinuier-
liö fortzusetzen, und die Fähigkeit zum Weiter- und Umlernen
erwerben. Die Ausbildung, insbesondere än den Hodrsdrulen,
ist daher von vornherein auf Erweiterung anzulegen. Hier-
durdr wird es dem einzelnen ermöglidrt, innerhalb des Tätig-
keitsbereidrs, für den er durdr seine Ausbildung eine zunädrst
ausreidende Qualifikation erworbeu hat, neue Aufgaben sa&-
gereöt zu lösen.

Differenzierung und Erweiterung des Bildungsangebots sowie
die Durölässigkeit zwisöen den versdriedenen Ausbildungs-
arten und -stufen sind widrtige Voraussetzungen, um die Bil-
dungsöancen des einzelnen zu erweitern. Sie sind zugleidr im
Bli& auf die gesellsdraftlidre Entwidclung geboten, da Gesell-
sdtaft und Staat ebenfalls in zunehmendem Maße qualifizierter
Kräfte bedürfen, die durdr ständige Ergänzung und Erweite-
rung ihrer Ausbildung wissensdraftlidre Erkenntnis nach neue-
stem Stand für ihre Tätigkeit nutzbar machen können.

Die umrissenen Aufgabeu kennzei&nen die Verantwortung, die
dem Staat und den HoÖsdrulen gemeinsam auferlegt ist. Der
Staat muß die Voraussetzungen für die notwendigen Studien-
möglidrkeiten sdraffen, den Wissensdraften die für ihr Gedei-
hen erforderlidren Mittel und Einridrtungen zur Verfügung stel-



len und den HoösÖulen eine ihren Aufgaben angenessene
Organi5alieu und Verwaltung siöern. Die HoösÖule[ werden
ihrer Verantwortung gegeuüber der Gesellsöaft gereöt, indem
sie ihren Ausbildungsauftrag erfüLlleu und die Entlaltung der
Wissenschaften gewährleisten. Demgemtiß differenziert sich der
den HoÖsöulen gewährte Freiheitsraum entspreÖend ihren
versöiedenen Funktionen. Ahnliöes gilt für die durÖ Arti-
kel 5 des Grundgesetzes jedem einzelnen Wissensöaftler ga-

rantierte Freiheit der Wissensdraft in ForsÖung und Lehre. Er
verantwortet seine Tätigkeit und die WissensÖaftliökeit ihrer
Ergebnisse sowie - gemeinsam mit der ganzen HoösÖule -
die saÖgereöte Ausgestaltuug der Studiengänge. Dieser Auf-
gabe kann er und können die HoÖsÖulen Dur gereÖt werden,
wenn ihnen der Freiheitsraum gewährt wird, in dem allein ver'
antwortliöes Handeln mögliÖ ist. Die gesetzliÖ garantierte
Freiheit der Wissensüaften ia ForsÖung und Lehre gerät um
so stärker in Gefahr, je mehr die Bedeutung der Wissens&aften
wädrst. Das ist z. B. der Fall, wenn die wadrsenden Ausbil-
dungsaufgaben der HoÖsÖuleu infolge unzureiÖender Aus'
stattung mit Personal und SaÖmitteln die Wahrnehmung der

Forsöungsaufgaben beeinträOtigen, aber auÖ dann, wenn die
Wahl der Forsöungsgegenstände trnsaögemäß beeinflußt wird.
Gerade weil die Ergebnisse der WissensÖaft audr politisÖe
Folgen haben können, muß verhindert werden, daß politisöe
Kräfte, gleiö welÖer RiÖtung, die WissensÖaften in ihren
Inhalten festlegen und damit in ihrer Freiheit beengen. Der
Pluralismus wisseusÖaftliÖer Fragestelluugen und Methoden
in deu Horhsdtulen muß seitens aller Beteiligiten gewahrt blei-
ben.

Damit soll für die HoÖsÖulen und ihre Mitglieder niöt ein
vom Staat und von der Gesellsöaft isolierter Freiheitsraun
gefordert werden. pie HoÖsdrulen müssen siÖ vielmehr der
notwendigen Verflechtungen mit den geistigen Strömungen in
der Gesellsdraft bewußt sein und sidr ihnen stellen. Bei der
Bedeutung der Wissensöaften für das heutige Leben und der
umfassenden Aufgabenstellung des Staates ist aber auÖ dieser
mitverantwortli& für die Gestaltung und Entwi&lung des Bil'
dungssystems. Der hier gestellten politisöen Au§abe k,enn 91

jedo& nur in Zusammenarbeit mit den HodtsÖulen geredt
werden.

Die vorgesdrlagenen qualitativen und quantitatlveu Anderun'
gen im HoÖsÖulbereiö lassen siÖ uur flann vglryirkliÖen,
wenn Organisationsformen bereitstehen, welÖe die Ho&'



sÖulen instand setzen, die außerordentliüen Leistungen, die
ihnen diese EmpfehlungeD, abverlangen, in Freiheit zu erbrin-
gen. In der augenbliddidren Situation besteht die Gefahr, daß
an die HoÖsdrulen Forderuugen ohne hinreidrende Rü&sidrt-
nahme auf ihre Aufgabenstellung sowie ihre Leistungs- und
Funktionsfähigkeit gestellt werden. Wird dieser Zustand nidrt
alsbald überwunden, so wird jede sinnvolle Plauung für das
nä&ste Jahrzehut sdreitern.

Die in 6sa Empfehlungen enthaltenen Vorsdrläge zielen auf
eine qualitative Neuordnung im gesamten Bildungsbereich und
sollen zu eiuer Erweiterung der Kapazität der Hodrsdrulen füh-
reu, die mit den bisherigen Entwiddungen in der Bundesrepu-
blik unvergleiÖbar ist. Die zu ergreifenden Maßnahmen bergen
dur& gewisse notwendige Vereinheitlidrungen die Gefahr in
siÖ, Freiheitsräume und Einzelinitiativen zu besdrneiden. Die-
ser Gefahr ist sidr der Wissensdraftsrat bewußt. Angesidrts der
unaufsdriebbareu Notwendigkeit, das Bildungswesen der Ent-
wirklung der Wissensdraften und der Gesellsdraft sowie dem
verfassungsmäßigen Auftrag anzupassen, sind die anstehenden
Aufgaben jedo& nidrt dadurdr zu lösen, daß man der Entwi*.-
lung freien Lauf läßt.

Die Verwirklidrung dieser Aufgaben verlangt so erheblidre
Mehraufwendungen der öffeutlidren Hand, daß sie siÖ nictrt
ohne eine drastisdre Veränderung der Prioritäten innerhalb der
öffentlidren Haushalte realisieren lassen, und zwar audr unter
Verzidrt auf Vorhaben in anderen Bereidren. Ebenso muß die
Uffentlidrkeit prinzipiell und im Einzelfall bereit sein, die Prio-
rität des Bildungswesens zu akzeptieren und die dadurdr not-
wendig werdenden politisdren Entsdreidungen anzuerkennen.

Für die Durdrführung wird es notwendig seinr den vorgelegten
Plan fortzusdrreiben, der weiteren Entwi&.lung anzupassen und
ständig zu ergänzen. Nur so kann vermieden werden, daß in
der Vorausschau bisher nidrt erkannte Faktoren vernadrlässigt
werden und Fixierungen eintreten, die eine sachgeredrte Ent-
widclung der Wissensdraften und des Bildungswesens verhin-
dern.



I. Neuordnung des Hochsdrulbereidrs

Unter Berü&.sidrtigung der vorstehenden grundlegenden Erwä-
gungen hat der Wissensdraftsrat seine Empfehlungen für die
Neuordnung des Hodrsdrulbereidrs für die Zeit nadr 1g70 er-
arbeitet. Er legt im folgenden eine Zusammenfassung der Er-
gebnisse vor.

I. 1. Studinm

Als prägende Kräfte im Leben des einzelnen wie in der gesell-
söaftlidren Entwiddung sind Forsdrung und Lehre immer nadr-
drüddider hervorgetreten. Während dies im allgemeinen aner-
kannt und betont wird, haben vor allem die Auseinanderset-
zungen um die Organisation der Hodrsdrulen zentrale Fragen
der konkreten Studienreform zurüd<gedrängt. Voraussetzung
für sinnvolle organisatorisdre Lösungen im HodrsÖulbereidr
sind aber die vom Inhalt bestimmten Strukturen der Studien-
gänge. Nur im Rahmen konkreter Studiengänge könneo sidr bil-
dungspolitisdre Zielsetzungen realisieren. Kern einer Hoch-
sdrulreform, die bildungspolitisdre Zielsetzungen verwirklidren
soll, müssen daher die Fragen des Studiums und der Studien-
reform sein.

Im Mittelpunkt der Empfehlungen steheu deshalb Uberlegungen
und Vorsdrläge zur künftigen Gestaltung der Studiengänge im
Hodrsdrulbereidr. Hierbei muß von der wissensdraftlichen Ent-
widdung in den einzelnen Disziplinen ausgegangen werdeu;
zugleidr sind die Struktur des gesamten Bildungswesens, insbe-
sondere des Sdrulwesens, und die Anforderungen der Berufs-
praxis zu berüdrsidrtigen.

Im Sdrulbereidr geht es um die Konsequenzenr die sidr aus der s.42n.
Verwirklidrung der Empfehlungen der Bildungskommission des
Deutsdren Bildungsrates ergeben.

Für den Hodrsdrulbereidr muß mit einem starken Ansteigen der
Zahl der Studienbewerber geredrnet werden. Zugleictr sind



s. 53 l.

s, 55 tr.

s.0t t.

s. 57 rt.

wesenüiöe Veränderungen in deu AusbildungswünsÖen und
Berufserwartungen zu erkenneu. Das bisherige Ausbildungs-
angebot der HoÖsÖulen muß dementspreüend modifiziert und
ia erheblidrem Umfang erweitert werden.

HinsiÖtliÖ der berufsbezogenen Anforderungen an die Studien-
gänge wird vor einer Fixierung auf Berufsbilder gewarnt, so-

weit diese die vielfältigen und zunehmenden Substitutions-
mögliökeiten vernadrlässigen und damit erforderli&en Um'
stellungen in der Berufspraxis im Wege stehen. Au ihre Stelle
sollte die Orientierung an Tätigkeitsfeldern treten, die das Ver-
hältuis zwisÖen Ausbildung und beruflidren Möglidtkeiten deut-
liö maÖen sowie deren weüselseitige Anpassung erlauben.
EntspreÖeude Konseguenzen sind für die Laufbahnbestimmun-
gen und vergleiÖbare Regelungen der Wirtsdraft zu ziehen'

Im einzelnen muß die Gestaltung von Studiengängen jeweils
auf der Grundlage von Untersudrungen in mehreren Stufen er'
folgen: Zunäöst sind die Ausbildungsziele innerhalb eines mög-

liÖst breiten Kontextes für die einzelnen Fädter zu ermittelu
sowie die dieseu entspreöenden Qualifikationen zu definieren.
Sodann werden die Iuhalte bzw. Gegenstände ausgewählt, die
öe betreffenden Qualifikationeu uud die dafür nötige Wissens-
breite vermitteln. Söließlidr wird festgelegt, auf welüe Weise
und unter weldrer Wahlfreiheit die ausgewählten Inhalte an-

geboten werden sollen. Der erst in den Anfängen stehenden

Forsöung über Fragen der Wissensdraftsvermittlung stellen
siÖ damit umfangreiÖe und drämgende neue Aufgabeu.

Uberprüfung und Anpassung der Studiengäuge an die fortsdtrei-
tende Entwi&,lung sind als Aufgabe ständig gestellt. Zur Kon'
kretisierung und Besöleunigung der notwendigen Bemühungen

wird die Bildung von ArbeitsgruPPen aus'Wissensdraftlern und
Praktikern vorgesdrlageu. Um die Ergebnisse der Arbeitsgrup-
pen in die Wirklidrkeit umzusetzen und hierbei das Ausbil-
dungsniveau im Hodrsdrulsystem der Bundesrepublik zu wah-
ren, soll durö Vereinbarung zwisdreu dem Bundesministerium
für Bildung und WissensÖaft, der Ständigen Konferenz der Kul-
tusminister der Länder und der Westdeutsdren Rektorenkon-
ferenz eiu Gremium mit Fadrkommissioneu gebildet werden.
Durö dieses Gremium sollen a) auf der Grundlage der vou
den Arbeitsgruppen entwi&,elten Vorsdrläge Modelle für kon-
krete Prüfungsordnungen empfohlen werden, b) auf Antrag von
Hodrsdrulen festgestellt werden, ob die von diesen in eigener
Initiative ausgearbeiteten Studiengänge und Prüfungsordnun-
gen den erforderlidten Aquivalenzbedingungen entspredren,
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c) die HodrsÖulen, soweit erforderliÖ, zur Reform ihrer Stu-
diengäuge und Prüfungsordnungea vslanlaB[ werden. Bei Be-
darf wird das Gremium auö die Bildung der genannten Ar-
beitsgruppeu von Experten anregen.

Als Beispiele für die ktinftige Gestaltuag von Studiengängeu s.6zrr.
legt der Wissensöaftsrat mehrere Modelle vor. Sie bieten zu-
gleiÖ Anhaltspunkte für die künftige Organisation des HoÖ-
sdrulbereiös.

Die Gesamtdauer eines Studienganges wird entsdreidend vom
Ausbildungsziel und von den zum Erreidren dieses Zieles not-
wendigen Studieninhalten bestimmt. Wenn es auÖ ein widr-
tiges Ziel einer realistisdren HoÖsdrulpolitik bleibt, das Stu-
dium zu straffen, wird sidr dies nadr den Uberlegungen zu
den Modellen nidrt durdr eine sÖematisöe Unterteilung in
nKurz-" und "Langstudiengänge" bzw, eine sÖematisdre An-
ordnung als parallele oder konsekutive Studiengäuge erreichen
lasseu. Trotz dieser Söwierigkeit ist es notwendig, überall
dort, wo das Ausbildungsziel es zuläßt, Studiengänge anzubie-
ten, die einen Absdrluß nadr zweieinhalb bis drei Jahren
sidreru. Hierfür kommt eine Vielzahl von Bereidren in Betradrt;
so z. B. Studiengänge für nidrtärztlidres medizinisÖes personal,
Studiengänge für Sozialarbeit, in den Wirtsdraftswissensdraf-
ten, für Steuerberater, für Fremdspradrenberufe, für Redrts-
pfleger, für den gehobenen Verwaltungsdienst, für die Informa-
tik, für die Mathematik, die Physik, die Chemie und für Inge-
nieurberufe.

Darüber hinaus muß nadrdrü&lidr betont werden, daß der mit
den Empfehlungen angestrebte quantitative Ausbau des Hodr-
sdrulsystems nur mögliü ist, wenn die Einbeziehung von wei-
teren Ausbildungsgängen, wie z. B. der Iagenieursdrulausbil-
dung, auf Grund von strukturelleu und gualitativen Verände-
mngen in die künftige Gesamthodrsdrule nidrt als soldre zu
einer Verlängerung der Ausbildungszeit führt und wenn die
vorgesehene Verlängerung eines Teiles der Lehrerausbildung
phasenweise innerhalb der Planungsperiode verwirklidrt wird.

Die Differenzierung und die Erweiterung des Ausbildungsange- s.,16rr.
bots im Hodrsdrulbereidr sind, wie in der Sekundarstufe II der
Sdrulen, nur unter der Voraussetzung voll auszusdröpfen, wenn
eiu leistungsfähiger Beratungsdienst in Sdrule und Hoctrsdrule
gesdraffen wird. Es wird daher empfohlen, entspredrend aus-
gebildete Beratungsexperteu eiuzusetzen und für den Hodr-
sdrulbereidr eine zentrale Informations- und Vermittlungsstelle s. {8r.
einzuridrten.
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Auf die Fuaktionen der Ausbildung in Studium, Aulbaustudium
und Kontaktstudium wird iu den Empfehlungen und in den
Modellen für die Studiengänge im einzelnen eingegangen und
erneut betont, daß jede Ausbildung ihr Ziel verfehlt, wenu sie
sidr daraut besdrränkt, den einzelneu für isolierte Funktionen
zu trainieren. Besonders unterstriÖeu wird die Notwendigkeit,
zureiöende Weiterbilduugsmöglidrkeiten zu sdraffen. Zur Be-

arbeituug der Fragen, die siÖ mit der Einführung von Kontakt-
studien stellen, wird die EinriÖtung einer zentralen Stelle vor-
gesdrlagen.

WesentliÖe Teile der Ausbildung müssen stets an den Hodt-
sdrulen stattfinden. Die bisherige Besdrränkung des Ausbil-
dungsangebots auf das Präsenzstudium kann jedodr im Hin-
blidc auf die Entwiddung neuer Vermittlungsformen audt in-
nerhalb der wissensdraftlidren Ausbildung nidtt länger als zu-

reidrend gelten. Unter Berüdcsidrtigruag der in deu einzelnen
Fädrern untersdriedliöen Verwendungsmöglid*eiten der
neuen Ausbildungsmittel sollten Möglidrkeiten zu Fernstudien
eingeridrtet werden, die es zugleiÖ erlauben' die Ausbildung
elastisdr zu gestalten. Diesem Zwedc dient audr der Vorsdtlag
zur Einführung alternierender Studieugänge, bei denen ein ge-

regelter Weösel zwisdten Ausbildungsphasen an der Hodt-
sÖule und in der Berufspraxis stattfindet.

Diese für die Buudesrepublik ueuen Formen der Ausbildung,
die erweiterte Aufgabenstelluug und die damit verbundenen
guantitativeu Veränderungen der Hodrsüulen werden das tra-
ditionelle Bild sowohl der Hodrsdrulen als audr des Studiums
wesentliö modifiziereu.

Die vorgesehenen Veränderungen madren es notwendig, erneut
auf die für den HoÖsdrulbereiÖ allgemein bedeutsame Forde'
rung hinzuweisen, daß die Prüfungen am Ausbildungsinhalt
orientiert sein uud deshalb von den für die Ausbildung ver-
antwortliÖen HoÖsdrullehrern abgenommen werden müssen.

In diesem Zusammenhang wird weiter vorgesdrlagen, daß der

Absdrluß des Studiums für alle Ausbildungsgänge als ,,Diplom"
bezeidrnet wird. Weldrer AusbilduugsgaDg absolviert wurde,

ist in den entspredrenden Zeugnissen anzugeben'

Durdr den qualitativen und quautitativen Wandel des Hodt-
sdrulbereiös gewinnt das Aufbaustudium eine besondere Funk'
tion für das gesamte Bildungssystem. In ihm können und müs-

sen die Voraussetzungen dafür bereitgestellt werden, dem indi-
viduellen Streben uadr weiterführenden Studien und der Her-
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anbildung des wissensÖaftliÖen NaÖwudses die notwendigen
Entwidrlungsmöglidrkeiten zu bieten. Hierfür bedarf es insti-
tutioneller und materieller Vorkehrungeu.

Jedem, der nadr Eignung und Leistung die notwendigen Vor- s.8zn.
aussetzungen mitbringt, sollte ein Studium und gegebenenfalls
eio Aufbaustudium ermöglidrt werden. Das bestehende System
der Studienförderung ist daher finanziell und strukturell zu ver-
bessern. Hierbei ist zu prüfen, ob in absehbarer Zeit eiue
kostendedrende, familienunabhängige Ausbildungsförderung
verwirklidrt werden soll und ob diese sidr auf den Hodrsöul-
bereidr besdrränken läßt. Der Wissensdraftsrat verkennt nidrt,
daß die Umstellung auf ein soldres System hohe Mittel erfordert
und unter Berüdcsidrtigung der Prioritäten für andere Bereidre
des Bildungswesens nur in einem längeren Zeitraum zu ver-
wirklidren ist.

Die in Aussidrt genommene Weiterentwidclung des Hodrsdrul-
üresens in diesem Jahrzehnt ist nur möglidr, wenn eine große
Zahl qualifizierter Nadrwuöskräfte zur Verfügung steht. Die
Förderung des wissensdraftlidren Nadrwudrses im Aufbaustu- s. E8

dium muß deshalb so sdrnell wie möglidr verbessert werden.
Das Modell einer familienunabhängigen Ausbildungsförderung
ist daher in diesem Bereidr umgehend zu realisieren.

I.2. Forsdrung

Forsdrung wird in der Bundesrepublik nur zu einem Teil in s. et

den Hodrsdrulen betrieben. Die Organisation der Forsdrung
und die Abgrenzung zwisdren der Forsdrung innerhalb und
außerhalb der Hodrsdrulen sind weitgehend von der histo-
risdren Entwidclung bestimmt und nidrt systematisdr geordnet.
Umfassende Vorsdrläge für die Forsdrung können daher nur
bei einer Gesamtsdrau entwid<elt werden, die alle Sektoren
der Forsdrung in der Bundesrepublik in ihrem Zusammenhang
umfaßt. Diesem Komplex wird sidr der Wissensdraftsrat in sei-
nen näösten Empfehlungen zuwenden. Hier werden Fragen der
Forsdrung nur erörtert, soweit sie in den Rahmen von Emp-
fehlungen zur Struktur und zum Ausbau des Bildungswesens
im Hodrsdrulbereidr gehören.

Die Forsdrung ist eine eigenständige Aufgabe der Hodrsdrulen, s. e2

die gleidrberedrtigt neben der Lehre steht. Die institutionelle
Verbindung beider Aufgaben trägt dazu bei, die wissensdraft-
lidre Orientierung der Ausbildung zu gewährleisten und der
Forsdrung durö ihre Beziehungeu zur Lehre laufend neue Im-
pulse zu geben. Die Interdependenz der Aufgaben, die Mög-
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liÖkeiten und die Notwendigkeit ihrer gegenseitigen Befrudr-
tung sind nadr wie vor so groß, daß den aus versöiedenen
Gründen entstandenen und in letzter Zeit stärker gewordenen
Tendenzen, die Forsdrung aus der Hodrsdrule herauszulösen
und zu verselbständigen, nidt entsprodren werden darf. Die
Hodrsöulen würden sonst reine Einridrtungen der Lehre wer-
den. Darin würde ein Niveaubrudr im gesamteD Bildungs-
system liegen. Bestimmte Stufeu der Ausbildung könnten dann
niöt mehr in der Hoösdrule durögeführt werden; die wissen-
söaftlidre Durödringung der Studiengänge wäre gefährdet.

An der ForsÖung als einer wesentlidren Aufgabe der Hodt-
sÖulen wird also auÖ angesidrts der bevorstehenden quantita-
tiven Erweiterung des HodrsÖulbereidrs und der Zusammen-
fassung bisher getrennter Einridrtungen zu Gesamthodtsdtulen
entsdrieden festgehalten. Der Wissensöaftsrat geht dabei von
einem einheitlidren Forsdrungsbegriff aus. Er lehnt Versudte
ab, durdr Untersdreidungen, wie zwisÖen Primärforsdrung,
SekundärforsÖung als gedankliöem Nadtvollzug von For-
sdruagsprozessen oder lehrbezogener Forsdrung, den versdrie-
denen Teilen der vorgesehenen Gesamthodtsdrule jeweils eine
bestimmte Art von Forsdrung zuzuweisen.

Die guantitativen und gualitativen Veränderungen des Hoö-
sdulbereiÖs bedingen eine Differenzierung des Verhältnisses
von ForsÖung und Lehre sowohl hinsidrtlidr der Studenten als
auö bezügliö des wissensdraftlidten Personals.

Deu Studeuten soll ein breites Spektrum von Studiengängen
offenstehen, deren Beziehungen zur Forsdrung nadt dem Aus-
bildungsziel und Ausbildungsinhalt sowie naö Ausbildungs-
phasen differenziert sind; sie reidten von der Vermittlung von
Forschungsergebnissen bis zur selbständigen Teilnahme an der
Forsöung.

Das wissensöaftlidre Personal der Gesamthodrsdrule muß
grundsätzlidr in Kontakt mit der Forsdrung stehen. Art und
Umfang der Aufgabeu in Forsdrung und Lehre werden von
Fall zu Fall in der Aussdrreibung mitgeteilt und bei der An-
stellung in Vereinbarungen, auö hinsidrtlidr der materiellen
Voraussetzungen für die Forsöuag, festgelegt. Die vereinbar-
ten Regelungen sollen auf bestimmte Zeiträume begrenzt wer-
den können und so eine flexible Anpassung an veränderte Um-
sttinde erlauben. Das Ausmaß der Beteiligung an der Forsdtung
wird u. a. audr davou abhängen, wie stark der Bezug der Stu-
diengtinge, für die der Hodrsdrullehrer Lehraufgaben über-
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nimmt, zur Forsdrung ist. Audr das niÖt mit Forsdrungsauf-
gaben betraute wissensdraftlidre Personal muß sidr über den
jeweiligen Stand der Forsöung orientieren und siü die für
seine Lehraufgaben benötigten Forschungsergebnisse aneignen
können. Für konkrete Forsdrungsvorhaben können dem wissen-
sdraftliüen Personal vom FadrbereiÖ oder aus einem Verfü-
gmngsfonds der Hodrsdrule Mittel bewilligt werden. Darüber
hinaus bleibt es ihm unbenourmen, sidr mit Forsdrungsanträ-
gen an die Deutsdre Forsdrungsgemeinsöaft zu wenden.

Die Forsdrung stellt heutzutage zumeist derartige personelle, s. e3,06

apparative und finanzielle Anforderungenr daß die für sie er-
forderlidren Voraussetzungen nidrt beliebig oft gesöaffen wer-
den können, sondern nadr überregionaler Abstimmung im Bun-
desgebiet in fädrerweise versdrieden großem Umfang an be-
stimmten Hodrsdrulen konzentriert werden müssen. Niöt jede
Gesamthodrsdrule wird Forsdrungsmöglidrkeiten für ihren ge-
samten FäOerbestand erhalten können. Audr innerhalb der
Gesamthodrsdrulen müssen die Forsdrungsmöglidrkeiten für die
einzelneu Disziplinen konzentriert werden. Das gilt vor allem
dann, wenn versöiedene Einridrtungen des Hodrsdrulbereidrs
zu einer Gesamthodrsöule zusarnmengefaßt werden.

Die Forsdrung muß so organi5isrt werden, daß es der Hoö- s. eir

sdtule in der zukünftigen Form ermögliöt wird, die ihr ob-
liegende Verantwortung für die in ihrem Bereiö betriebene
Forsdrung wahrzunehmen. Als notwendige Voraussetzung hier-
für werden angesehen: die llbertragung bestimmter Aufgaben s.e8r!.

auf die Faöbereidre als Grundeinheiten für Forsdrung und
Lehre, die Bereitstellung weiterer organisatorisdrer Einheiten
für die Forsöung, wie zentraler Institute und Forsdrergmppen,
die Bildung einer Ständigen Kommission für Fragen der For-
sdrung und die vollständige Information der Hodrsdrule über
alle in ihrem Bereidr durdrgeführten Forsdrungsvorhaben, un-
abhängig von der Herkunft der für sie verwandten Mittel. Die
Annahme von Mitteln Dritter für Forsdrungszwedre ist der
Hodrsöule von allen an ihr tätigen Wissensdraftlern anzuzei-
gen. Damit soll keine Genehmigungspflidrt für die Duröführung
soldrer Vorhaben vorgesdrlagen, jedodr sidrergestellt werden,
daß die Hodrsdrule korrigierend eingreifen kann, wenn ein-
zelne Wissensöaftler so umfangreidre Forsdrungsaufgaben in
Angriff nehmen, daß sie ihren übrigen Pflidrten nidrt mehr ge-
redrt werden können.

Die bisherige Handhabung der Forsdrungsförderung soll ver-
bessert und planvoller gestaltet werden. Zu diesem Zwe*
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wird zwisdren der allgemeinen Forsdrungsförderung und der
gezielten Sonderförderung untersdrieden.

Im Rahmen der allgemeinen Forsdrungsförderung soll in den
Hodtsdrulen die von Nützlidrkeitserwägungen und Anwen-
dungsmöglidtkeiten unabhängige, am Erkenntnisstreben orien-
tierte Forsdrung umfassend gefördert und so die breite Grund-
lage gesdraffen werden, auf der erst Sdrwerpunkte und Pro-
jekte entwid<elt werden können. Planungsmaßnahmen spielen
in diesem Bereidr eine geringere Rolle als bei der stärker an
vorgegebenen Zielen orientierten Sonderförderung.

Zur Finanzierung der Forsdrung wird empfohlen, die ohne
Zwedrbindung bereitgestellte Grundausstattung der Hodr-
sdrulen mit Haushaltsmitteln für die Forsdrung auf einen aus-
reidrenden Stand zu bringen, d. h. wesentlidr zu erhöhen. Zur
Feststellung der Höhe der benötigrten Grundausstattung wird
die Entwiddung von Modellen für den Sadrmittelbedarf der
versdriedenen Fadrbereidre vorgesdrlagen.

Die als Voraussetzung für jede sinnvolle Forsdrungsplanung
erforderlidren Kenntnisse über den jeweiligen Stand und die
jeweiligen Bedingungen der Forsdrung in den Hodrschulen
müssen verbessert werden. Hierzu sind die Ausgestaltung der
Personalstatistik, die Einführung eines Reönungswesens mit
differenzierter Kostenredrnung in den Hodrsdrulen und regel-
mäßige Beridrte der Forsdrungseinheiten der Hodtsdrulen über
die laufenden Forsdrungsvorhaben notwendig.

Die Planung für die Sonderforsdrungsbereidre und für die
Sdrwerpunkte der Deutsdren Forsdrungsgemeinsdraft muß akti-
viert werden, indem versudrt wird, den Wünsdren der Hodt-
sdrulen die sadrlidren Bedürfnisse der einzelnen Disziplinen
gegenüberzustellen und unter Berü&sidttigung der gesellsdraft-
Iidren Erfordernisse zu ermitteln, weldre Gebiete verstärkt ge-
fördert und ausgebaut werden sollen. Die Prüfung soll in Vor-
sdrläge für die Einridrtung von Sonderforsdrungsbereichen und
Sdrwerpunkten münden, audr wenn die Hodrsdtulen keine da-
hingehenden Anträge gestellt haben.

Die Mittel für die fadr- und projektbezogene Sonderförderung
sollen an zentralen Stellen konzentriert werden. Der Forsdrungs-
förderung durdr die Deutsdre Forsdrungsgemeinsdraft, insbe-
sondere im Rahmen ihres Sdrwerpunktprogramms, kommt hier
überragende Bedeutung zu. Für die Sonderforsdrungsbereidte
hat der Wissensdraftsrat bereits am 31. Januar 1970 empfohlen,
daß die im Jahre 1971 erforderlidren Mittel von 120 Millionen

s.103,177r.

s. t06, 178

s. 109 ff.

s. 101 ff.

s. 104
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D-Mark auf mindestens 250 Millionen DM im Jahre 1975 auge-

hoben werden müssen,

Die Bereitstellung der für die Forsdrung der Hodrsdtuleu in
den kommenden Jahren benötigten Mittel wird mit darüber
entsdreiden, ob es gelingt, die Forsdrung in den Hodrsdtulen
zu halten, um so die bildungspolitisdr notwendige Verbindung
von Forsdrung und Lehre zu sidrern.

I. 3. Organisation

a) Integrierte Gesamthodrsdrule

Die zu erwartende breite Differenzierung der Studiengänge in
den hergebradrten Fädrern, das Hinzutreten neuer Studien-
gänge und die durdr das gesteigerte Bildungsstreben der Be-

völkerung bedingte zahlenmäßige Ausweitung des Hodrsdtul-
bereichs forderu grundlegend neue Organisationsformen. Der s. 113

Wissensdraftsrat ist der Auffassung, daß die inhaltlidt differen-
zierte, aber organisatorisdr integrierte Gesamthodrsdrule die s. rr4

Organisationsform darstellt, die in Zukunft den zu erwartenden
Anforderungen geredtt zu werden vermag. Sie ist, wie in den

Empfehlungen im einzelnen dargelegt wird, die notwendige
organisatorisdre Konsequenz der durdr die wissensdraftlidte
Entwiddung bedingten umfassenden Neuordnung der Studien-
gänge und damit der Uffnung der Hodrsdrulen für einen we-

sentlidr größeren Teil der Bevölkerung.

Hierbei ist deutliö, daß integrierte Gesamtho&sdrulen nidrt
von heute auf morgen gesdraffen werden können. Es wird bei
den bestehenden Hodrsdrulen einer gewissen Ubergangszeit
bedürfen, um auf der Grundlage der Reform der Studiengänge

inhaltlidr sinnvolle Zusammenfassungen und den adäquaten

organisatorisdren Rahmen zu sdraffen. Die einer Zusammen-

führung sadrlidr zusammengehörender Ausbildungsgänge mög-

lidrerweise am Anfang entgegenstehende örtlidre Trennung
von Ausbildungsstätten wird vielfach erst im Laufe der Jahre zu

überwinden sein. Trotzdem sollten alsbald alle Maßnahmen er-
griffen werden, mit denen die Erridrtung integrierter Gesamt-

hodrsdrulen erreidrt werden kann. Neu zu gründende Hodr-
sdrulen sollten von vornherein als integrierte Gesamthodtsdtu-
len angelegt werden.

Bei der Bildung von Gesamthodrsdrulen ist davor zu warnen,
nunmehr alle Einridrtungen, die einer Vollzeitausbildung nadt s. 115

dem 18. oder 19. Lebensjahr dienen, in Gesamthodrsdrulen zu-
sammenzufassen. Die Vielfalt der in diesem Bereidt aus akuten
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s.117

Bedürfnissen gewadrseneu Ausbildungsstätten darf nidrt ohne
Grund aufgegeben werden. Mandre Eiuridrtungen sollten im
Hinblidr auf ihre Zielsetzungen oder die Inhalte ihrer Aus-
bildungsgänge nidrt in eine Gesamthodrsüule einbezogen, son-
dern als selbständige Einridrtungen fortgeführt werden.

Gegenstand einer diesbezüglidren Prüfung können prinzipiell
nidrt Institutionen als soldre oder Institutionen einer bestimm-
ten Kategorie, sondern nur die an den einzelnen Ausbildungs-
einridrtungen angebotenen Ausbildungsgänge sein. Allgemeine
Kriterien für die Einbeziehuug eines Ausbildungsganges in eine
Gesamthodrsdrule werden die Frage nadr dem notwendigen
Grad der Durdrdringung dieses Ausbildungsganges mit wissen-
sdtaftlidren Denkweisen und Methoden und die Frage sein, in-
wieweit für die Vermittlung des Ausbildungsganges Lehrkräfte
einzusetzen sind, die mit der Forsdrung in Verbindung stehen
müssen. Ob diese Voraussetzungen vorliegen, wird von Fall
zu Fall zu prüfen und naö überörtliö gültigen Gesidrtspunk-
ten zu entsdreiden sein.

Für die Feststellung, weldre Ausbildungsstätten bzw. Ausbil-
dungsgänge in eine Gesamthodrsdrule einbezogen werdeu,
sollte ein Instrumentarium vorgesehen werden, das dem des
Hodrsdrulbauförderungsgesetzes über die Aufnahme neuer
Hodrsdrulen in die Gemeinsdraftsfinanzierung durch Bund und
Länder entspridrt. Vor einer Entsdreidung ist der Hodrsdrule
bzw. Ausbildungsstätte Gelegenheit zu einer Stellungnahme
zu geben.

Die wissensdraftlidre Entwidrlung im Bereidr der Lehrerausbil-
dung ist so weit fortgesdrritten, daß empfohlen wird, die Lehrer-
ausbildung an Gesamthodrsdrulen durdrzuführen. j\hnliches gilt
audr für die in den Ingenieursdrulen angebotenen Studien-
gänge; eine Uberprüfung der Einzelfälle ist jedodr erforder-
liö.

b) Organisation der Gesamthodrsdrule

Die Organisationsformen für die Gesamthodrsdrule müssen sidr
nadr den ihr gestellten Aufgaben ridrten; die der bisherigen
Universitäten werden nicht in der Lage sein, diesen neuen Auf-
gaben geredrt zu werden.

Die Empfehlungen des Wissensdraftsrates zur Struktur und
Verwaltungsorganisation der Universitäten bedürfen ebenso
wie die Hodrsdrulgesetze der Uberprüfung, ob sie den kon-
kreten Erfordernissen der Organisation einer Gesamthodrsdrule
entspredren.

s. 1t7

s. u7
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Hierbei wird daran festzuhalten sein, daß

- die Leitung der Universität durü einen Präsidenten,

- eine genügend starke Verwaltungs- und EntsÖeidungsbe-
fugrnis der Universität in Personal- und Haushaltsfragen,

- die lgsammgaf6ssung der akademisdreu und der staatliöen
Verwaltung und

- die Einridrtung von Fadrbereidren

gesiöert sein muß.

Im übrigen ergeben siö für die Organisation innerhalb der Ge-
samthodrsÖule auf Grund der veränderten Aufgabeustellung
die im folgenden dargelegten Perspektiven.

Auf der Ebene der Fadrbereidre werden vor allem folgende
Aufgaben zu bewältigen sein:

Im Bereidr der Lehre müssen Studienpläne für die im Rahmen s. 118

des jeweiligen Fadrbereidrs durdrzuführenden Ausbildungs-
gänge ausgearbeitet und mit denen anderer Fadrbereidre ab-
gestimmt werden. Der Fadrbereiö ist für die Verteilung der
Lehraufgaben und die ordnungsgemäße Duröführung der Lehr-
veranstaltungen verantwortliö.

Im Bereidr der Forsöung muß der Fa&bereiö die Forsdrungs- s. lrs

arbeiten koordinieren, gemeinsame Forsöungsprojekte planen
und über die für Forsdrungszwe&.e bereitstehenden Einridttun-
geu und Mittel verfügen.

Im Bereidr der Haushalts- und Personalangelegenheiten obliegt s. lle

dem Fadrbereidr die Aufteilung der Haushaltsbeträge im Rah-
men seiner Gesamtplanung und im Zusammenwirken mit den
anderen zuständigen Organen der Hodrsdrule die Bewirtsdraf'
tung der Personalstellen.

Die Leitung des Faübereidrs und die Erledigrung der laufenden s' l2o

GesÖäfte sollten einem auf mehrere Jahre gewählten Spreöer
übertragen werden. Ihm muß eine fuoktionsfähige Verwaltung
zur Verfügnrug stehen.

Im übrigen werden die Aufgaben des Fadrbereidts von dem s' r20

Faöbereiösrat wahrgenoulmen.

Auf HoösÖulebene werdeu zur Wahrnehmung der umfassen-
den Koordinierungsaufgaben die in den Empfehlungen des

Wissensdraftsrates zur Struktur und Verwaltungsorganisation
der Universitäten vorgesdtlagenen Ständigen Kom-issioneu zu s. t2l

bilden sein. Für die siü in der Gesamthodrsdrule stellenden



S. !2,1 l.

s. 126

s. 12?

speziellen Probleme, wie z. B. die Organisation der Lehreraus-
bildung, müssen besoudere Ständige Kommissionen eingeri&tet
werden.

c) Personalstruktur

Die sadrlidr nidrt geredrtfertigten Untersdreidungen in der
Strukturierung des an den Hodrsdruleu tätigen wissensdraft-
lidren Personals müssen überwunden werden. Das ist zugleidr
eine wesentlidre Voraussetzung für die Entwidrlung von Ge-
samthodrsdrulen. Der Wissensdraftsrat empfiehlt daher für die
Gliederung des wissensdraftlidren Personals eine an den Auf-
gaben orientierte Unterteilung in Hodrsdrullehrer mit Profes-
soren und Assistenzprofessoren sowie in Wissensdraftliche,
Tedrnisdre und Arztlidre Mitarbeiter.

Professoreu und Assistenzprofessoren haben grundsätzlidr die
gleidren Redrte und Pflidrten. Art und Umfang ihrer Aufgabeu
in Forsdrung und Lehre werden im einzelnen im Anstellungs-
vertrag festgelegt. Zu den Professoren gehören alle Personeu,
die - in der Regel auf Dauer - mit der selbständigen Wahr-
nehmung von Aufgaben in Forsdrung und Lehre betraut sind,
ohne Rüdrsidrt darauf, ob das Sdtwergewidrt ihrer Tätigkeit im
Bereidr der Forsdrung oder in dem der Lehre liegt. Zu den Pro-
fessoren gehören audr diejenigen, die nur auf Zeit in der Hodr-
sdrule tätig sind, wie z. B. Studienräte und Ridrter im Hodr-
söuldienst. Die Assistenzprofessoren werden für eine be-
grenzte Zeit berufen, in der sie sidr durdr ihre Leistungen in
Forsdrung und Lehre für eine dauernde Ubernahme von Auf-
gaben in einer Gesamthodrsdrule qualifizieren sollen.

Das zahlenmäßige Verhältnis zwisdren Professoren und Assi-
stenzprofessoren soll unter dem Gesidrtspunkt des erforder-
lidren Nadrwudrses in dem jeweiligen Fadr bestimmt werden.
Um den Nadtwudrsbedarf für die in den nädrsten Jahren in
erheblidrem Umfang erforderlidren Professorenstellen befriedi
gen zu können, muß zunädrst jedoch eine größere Zahl von
Stellen für Assistenzprofessoren gesdraffen werden. In jedem
Fall muß sidrergestellt werden, daß der wissensdraftlidre Lei-
stungswettbewerb erhalten bleibt.
In der Gruppe der Wissensdraftlidren, Tedrnisdren und Ärzt-
lidren Mitarbeiter sind diejenigen Personen zusammengefaßt,
die eine fest umschriebene Tätigkeit ausüben. Wesentlidre Kri-
terien der Tätigkeit dieses Personenkreises sind die Abgegrenzt-
heit der Aufgaben, die auch leitende sein können, und die je
nadr der Aufgabenstellung abgestufte Weisungsgebundenheit.
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Art und Umfang der Tätigkeit im einzelnen werden im Anstel-
lungsvertrag festgelegt. Die Berufuug ztun Professor muß Mit-
gliederu dieser Gruppe offenstehen.

II. Künftiger Umfang des Hodrsdtulbereidts

II. 1. Quantitätsmodell als Entsdreidungshilfe

Die Entwi*.lung der Zahl der Studenten hat sidr an den wissen-
sdraftliÖen Hodrsdrulen bisher - mit wenigen Ausuahmen -
ungeplant vollzogen. Die iu bestimmten Fädrern vorhandene
Inkongruenz zwisdren ds1 dufnahmefähigkeit der Hodrsdtulen
und der Zahl der zum Studium zugelassenen Studenten ge-

bietet es, neue Wege zu gehen. Zudem ändert sidr durdr die
sadrlidr gebotene Sdraffung von Gesamthodrsöulen die Basis

der Beredrnung. Bisher in die Betradrtung niöt mit einbezo-
geue Studenteuzahlen, z. B. der Pädagogisdren Hodrsdrulen,
aus den Bereidten der Ingenieursdrulen und Höhereu Fadrsdru-
len, müssen mit berüdcsidrtigt werden, wenu quantitative Vor-
stellungen für den künftigen Umfang des HodrsÖulbereiüs
entwidrelt werden.

Eine Beredrnung der Zahl der erforderlidten Studienplätze ist s. l3or.
gegenwärtig nur in wenigen BereiÖen möglidt. Sowohl für die
Söätzung der Nadtfrage naö Studienplätzen als audr des aus

der wirtsÖaftlidren und tedrnisdren Entwi&.lung resultierenden
Bedarfs sind verläßlidre Methoden rrur iu besdrränktem Umfang
vorhanden. Audr internationale Vergleidte haben im Hinblidc
auf die untersdriedlidren Bildungssysteme aur begrenzten Aus-
sagewert. Es ist somit festzustellen, daß es nodt kein in siÖ
gesdrlossenes Planungsmodell für die Bildungspolitik gibt.

Müssen Umfang und Gestalt des Bildungsweseus somit unter s. 133t.

erhebliöen UnsiÖerheiten bestimmt werdeu, so sollte man
siÖ dodr bei den zu treffenden Entsdreidungen aller zur Ver-
fügruag stehenden Methoden unter Berü&siÖtigung ihrer je-
weils relativen Aussagewerte bedienen.

Zur Vorbereitung der von den Regierungen und deu Parlamen- s. 13{tr.

ten des Bundes und der Länder zu treffenden Entsdteidungen
über den Umfang des Ausbaus des Hodrsdrulbereidrs hat der
WisseusÖaftsrat eiD Modell entwi&elt, das in Ubereinstim-
mung mit der Auffassung der Bildungskommission des Deut-
söen Bildungsrates davon ausgeht, daß 1980 insgesamt 45 bis
55 0/o eines Geburtsjahrganges eine Vollzeitausbildung in der
Sekundarstufe II absolvieren. Es [ann aagsaommen werdeu,
daß hiervon 25 bis 30 0/o eine überwiegend studieubezogene und



s. 13? t.

s. 138 ft

s. r{7 ff.

s. 153 ff.

s. 158 ft.

20 bis 25 0/o eine überwiegend berufsbezogeue Ausbildung erhal-
ten.

In dem vorliegenden Modell wird angeaommen, daß 25 bis
30 0/o eines Geburtsjahrgauges eine Gesamthodrsdrule besudren
werden, und zwar 15 bis 18 0/o für ein zwei- bis dreijähriges
Studium, 5 bis 6 0/o für ein durdrsÖnittlidr vierjähriges Lehr-
amtsstudium, 5 bis 6 0/o für ein vier- bis sedrsjähriges Studium.
Ein zwei- bis dreijähriges Aufbaustudium wird für 2 bis 3 0/o

eiues Geburtsj ahrgauges angesetzt.

Unter Zugrundelegung dieses Modells erhöht sidt die Zahl der
deutsdren Studeuteu von 421 000 im Jahre 1969 bei einem
Anteilsatz von 25 0/o eines Geburtsjahrganges auf rd. 846 000
im Jahre 1980. Bei einem Anteilssatz von 30 0/o besudren rd.
988 000 deutsdre Studenten die Gesamthodrsdtulen. Bei Ein-
beziehung der ausländisöen Studenten erhöht sidt die Gesamt-
zahl der Studenten von 448 000 im Jahre 1969 auf rd. 890 000

bis I 038 000 im Jahre 1980 1).

II.2. Folgerungen für den Personal,- Investitions- und Finanz-
bedarf im Hoös&ulbereidr

Eine Beredrnung des nadt dem Modell bis 1980 benötigten Per-
sonalbedarfs, der hierfür erforderlidteu Finanzmittel sowie der
notwendigen Investitionsmittel begegnet nidrt unerheblidten
Sdrwierigkeiten. Auf der andereu Seite sind wenigstens Vor-
stellungeu der Größenordnungen zu skizzieren, um im Rahmen
der gesellsdraftlidren Bedürfnisse dem Bildungswesen den ihm
angemesseueu Platz einräumen zu können. Der Wissensdrafts-
rat hält es daher für notwendig, die von ihm unter bestimmten
Annahmen erredrueten erforderlidren finanziellen Mittel als
Rahmenmaße bekanntzumadren.

Bei einem Ausbau des Hodrsdrulbereidrs entspredrend den
Modellannahmen ist für den Personalsektor eine Steigerung
des vorhandenen wissensdraftlidren Personals von rd. 47 000

im Jahre 1969 auf rd. 95 000 bis 109 000, d. h. um 102 bis 131 0/0,

notwendig. Für den Baubereidr ist für die Jahre 1971 bis 1980

ein Betrag von rd. 32 bis 42 Milliarden DM in Preisen von
1969 erforderlidr. Die fortdauernden Ausgaben werden sich
von 3,8 Milliarden DM im Jahre 1969 ohne Preissteigerungen
und ohne Einbeziehung der Maßnahmen zur Studienförderung
auf 6,2 bis 7,1 Milliarden DM im Jahre 1980 erhöhen. Für die
Förderung des Aufbaustudiums sind im Jahre 1980 weitere

r) I! der gleiöen Z_eit erhöht 8iö die gleiÖaltrige Wohnbevöt}'erug (f9- bir 23iäh.
rige) um etwa 26./r,
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547 bis 806 Millionen DM erforderliü. Bei einer familienunab-
hängigen, kostendedrenden Förderung des Studiums wären 1980

zusätzliÖ 4,7 bis 5,4 Milliarden DM erforderlich.

Nimmt man an, daß jährlidr das allgemeine Preisniveau um
2010, die Baupreise um 3 0lo und die durösünittliöen Einkom-
men der im Bildungsbereidr Besdräftigten um 60/o steigenr),
so ergeben siÖ Baukosten für die Jahre 1971 bis 1980 in Höhe
von 39 bis 52 Milliarden DM und fortdauernde Ausgaben (ohne
Studienförderung) im Jahre 1980 in Höhe von 14,1 bis 16,0 Mil-
liarden DM. Für die Förderung des Aufbaustudiums wird ein
Betrag von 980 bis 1445 Millionen DM, für die familienunab-
hängige, kostendedrende Förderung des Studiums eiu weiterer
Betrag vou 7,0 bis 8,0 Milliarden DM benötigt.

Insgesamt wäre mit einer Steigerung des Finanzbedarfs für
den HochsdrulbereiÖ (ohne Studienförderung) uuter Berüdr-
sichtigrung der angenornmeaen Preis- und Einkommenssteige-
rungen von 5,8 Milliarden DM im Jahre 1969 auf 18,8 bis
24,1 Milliarden DM im Jahre 1980 zu reünen. Dies entspridtt
einer Erhöhuug des Anteils des HodtsÖulbereidrs am Brutto-
sozialprodukt von 1,00/o im Jahre 1969 auf 1,6 bis 2,1 0/o im
Jahre 1980. Unter Einbeziehung der Studienförderung ergeben
siÖ für 1980 Ausgaben in Höhe von 26,8 bis 33,5 Milliarden DM,
was einer weiteren Steigerung des Aateils am Bruttosozial-
produkt auf.2,4 bis 2,9 0/o entspriüt.

Die besonderen Aufwendungen für die Forsduag sind hierbei
niÖt berüctsiÖtigt.

IL 3. Finanzbedarf des gesamten Bildungswesens

Für die Söulen und Hodtsdtulen ergeben sidr für das Jahr 1980 s. t6l r.

im Vergleidr zu den Haushaltsansätzen 1969 folgende Gesamt-
ausgaben:

1l Dlcse Aanahmea beruhen aul ABgaben der BuDdestolBisterien f{ir WlrtcöaIt uad' der Flnanzen. Die ErgebDltre der BereöDuge! miltrcn eltsPrGöeDd dor tattäö'
IiOGD Ertwiölulg dei allgemeinen Preisnivsaut, dat BauPr.ise und der Ehlotl'
EsD stäDdig L.orrigiert werden.

19,9

33,6 bis 43,9
70,3 bis 92,1

t4,l

18,8 bis 24,9
43,5 bis 58,6



s. 166 f.

Gemessen am Bruttosozialprodukt (1969 rd. 600 Milliardeu DM,
1980 rd. I 140 Milliarden DM) bedeutet dies eine Erhöhung von
3,3 0/o im Jahre 1969 auf 6,2 bis 8,1 0/o im Jahre 1980, und zwar

- für den SdrulbereiÖ von 2,4olo auf.3,8 bis 5,1 olo,

- für den Hodrsdrulbereidr von 1,0 0/o auf 2,4 bis 2,9 0lo.

Geht man davon aus, daß der Anteil der Ausgaben der Gebiets-
körpersdraften am Bruttosozialprodukt konstant bleibt (etwa
30 bis 33 0/o), so ergeben sidr für 1980 öffentlidre Ausgaben in
Höhe von etwa 340 bis 380 Milliarden DM. Der Anteil der
Bildungsausgaben an den Haushalten der Gebietskörper-
sdraften würde dann von rd. 110/o im Jahre 1969 auf 21 bis
24olo im Jahre 1980 steigen. Andere vergleidrbare Industrie-
nationen haben einen entspredrenden Anteil der Bildungsaus-
gaben au den öffentlidren Gesamthaushalten bereits erreidrt.

II.4. Empfehlung für deu Umfang des Ausbaus

Die Frage, ob die Annahmen des Modells in der bisherigen und
der zu erwartenden Eutwiddung im Sdrul- und Hodrschul-
bereidt eine so weitgehende Redrtfertigung finden, daß es er-
laubt ist, die Realisierung der Modellannahmen zu empfehlen,
kann naturgemäß nur sdrwer beantwortet werden. Die voraus-
beredtenbaren Trends in den weiterführenden allgemeinbilden-
den Sdrulen und in den berufsbildenden Sdrulen lassen es je-
dodt geredrtfertigt ersdreinen anzunehmen, daß 1980 ohnehin
rd. 42 o I o eines Geburtsj ahrganges Sdruleinridrtungen absolvie-
ren werden, die nadr den Empfehlungen der Bildungskommis-
sion des Deutsdren Bildungsrates in die Sekundarstufe II ein-
gehen sollen. Aus bildungspolitischen Erwägungen, insbeson-
dere zur Vermeidung einer Entwiddung in den Sdrulen, wie sie
ntr Zeit bei den Hodrsdrulen zu beobachten ist, sowie im Hin-
blidr auf die Entwidrlung in anderen Ländern, eradrtet der
Wissensdraftsrat in Ubereinstimmung mit der Bildungskommis-
sion des Deutsdreu Bildungsrates die Annahme einer Expansion
der Sekundarstufe II auf 45 bis 55 0/o eines Geburtsjahrganges
für geredrtfertigt.

Es wird für möglidr gehalten, daß sdron auf Grund der Ein-
ridrtung der Fadrobersdrulen, vor allem aber der Einführung
der Sekundarstufe II, in die die heutigen berufsbildenden
Sdrulen eingehen, eine wesentlidr größere Zahl der Absolven-
ten dieses Sdrulbereidrs sidr unmittelbar einem Beruf zuwen-
den wird, als dies bei den Abiturienten des derzeitigen Sdrul-
systems der Fall ist. Aus bildungspolitisdren Gründen wird
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trotzdem vorgesehen, daß bis 1980 etwa 25 bis 30 o/o eines Ge-
burtsjahrganges an einer GesamthoÖsdrule studieren. Ein so
weitreidrender Ausbau des HodrsdrulbereiÖs häugt jedodr von
Voraussetzungen ab, zu deneu die Studienreform ebenso wie
personelle und materielle Faktoreu gehören.

Unter der Aunahme eines wirtsdraftlidren Wadrstums in der
Bundesrepublik von real etwa 40/o pro Jahr wird es möglidr
sein, die für einen dem Modell entspredrenden Ausbau des
Hodrsdrulwesens benötigten finanziellen Mittel bereitzustellen.
Dem Bildungswesen eine entspredrende Priorität einzuräumen,
dürfte audr zu keinen außerordentlidren und wadrstumshem-
meuden volkswirtsdraftlidren Rüdrwirkungen führen.

Unter Abwägung der genannten Umstände wird empfohlen, in
der Zielprojektion den der oberen Grenze der Modellannahmen
entspredrenden Ausbau des Gesamthodrsdrulbereidrs auf rd.
eine Million Studenten bis 1982 anzustreben.

III. Verwirklidrung der Empfehlungen

Eine Bewältigung der umrissenen Aufgaben setzt ein enges
Zusammenwirken von Bund, Ländern und Hodrsdrulen in der
Bildungs- und Finanzplanung voraus. Hierbei werden gleidr-
zeitig kurzfristige und soldre Maßnahmen zu ergreifen sein,
die längere Vorbereitungszeiten in Ansprudr nehmen.

IIL I. Finanzpolitisdre Erwägungen

Die derzeitige Regelung des Artikels 9t a des Grundgesetzes
madrt es fraglidr, ob mit dem Anteilsatz des Bundes von 50 0/o

bei Investitionen für den Hodrsdrulbau ein zügiger Fortsdrritt
der empfohlenen Ausbaumaßnahmen erreidrt werden kann.
Der Wissensdraftsrat empfiehlt zu prüfen, ob die im Grund- s. l?0

gesetz verankerte Teilung der Mittel für Hodrsdrulbauten zwi-
sdren dem Bund und dem Sitzland je zur Hälfte aufredrterhal-
ten bleiben kann und nidrt einer flexibleren Regelung weidren
muß.

Nodr größere Sdrwierigkeiten als bei der Bereitstellung der
Mittel für Investitionen bestehen bei der finanziellen Sidrerung
der fortdauernden Ausgaben, die fast ausnahmslos von den
Ländern aufgebradrt werden müssen. Ob ein Sonderausgleich
für Hodrsdrullasten unter den Ländern aus diesen Sdrwierig-
keiten herausführt, erscheint zweifelhaft. Es sollte aber geprüft s. 1?0

werden, ob ein Hodrsdrullastenausgleidr zwisdren Bund und
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s. t70

Ländern zun Erfolg führt. Hierzu wird zunädrst festzustellen
sein, ob mit den vorhandenen Verfassungsregelu die Finauz-
ausstattung der Länder zur Erfüllung dieser Aufgaben ver-
bessert werden kann.

Weiter wird in diesem lusnmmsnhang zu überlegen sein, ob
der Bund an dea fortdauemden Ausgaben der Gesamthodr-
sdrulen beteiligrt werden sollte.

Voraussetzung einer konkreten Finanzplanung ist ein überein-
stimmender BesÖluß der Bundesregierung und der Länder-
regierungen auf der Grundlage des Artikels 91 b des Grund-
gesetzes über die äele uud Maßnahmen eines Bildungsplanes
als eines langfristigen, verbindlidren bilduagspolitisdren Pro-
granms. Seine VerwirkliÖung sollte durdr mehrjährige Stufen-
pläne sidrergestellt werden, die mit der Finanzplanung in Ein-
klang zu bringen sind.

III. 2. Neuordnung der Planung im Hodtsdtulbereidt

a) Grundlagen des Planungssystems

Die Vielfalt und das Ausmaß der durch die empfohlene Um-
wandlung und Erweiterung des Hodtsdtulbereidrs zu bewäl-
tigenden Maßnahmen madren eine umfassende und zugleidr
detaillierte Planung in diesem Bereidr unerläßlidt. Eine ratio-
nelle Duröführung der Planungsarbeiten erfordert es, die Pla-
nungsaufgabetr so zu verteilen, daß unnötige Ubersdrneidungen
und Doppelarbeiten vermiedeu werdeu. Es wird empfohlen,
die Bemühungen der Hodrsdulen, der Länder und des Bundes
bei der Planung möglidrst eng miteinander zu verbinden und
für die erforderliöe Rürt<kopplung zu sorgen.

Für den Erfolg der Umgestaltung des Hoösdrulbereidrs aus-
sdrlaggebend ist die Bereitsdraft der Hoösdrulen, an der Pla'
nung akti'r mitzuwirken. Durdr Bereitstellung eines geeigmeten
Instrumentariums müssen sie instand gesetzt werden, diesen
Prozeß aus eigener Kraft zu vollziehen. Erst dann können die
Hodrsdrulen Klarheit über ihre derzeitige Situation und über
längerfristige Zielvorstellungen für ihre künftige Entwidclung
gewinuen. Für die Feststellung der gegebenen Situation wird
die Hodrsdrul-Informations-System GmbH Hilfe leisten können.
Die Studienreform jedodr und die künftige Gestaltung der
Hodrsdrulen Eüssea zu allererst in dereu eigenen Organen
vorbereitet werdea.

Zu den Aufgaben der Planung auf Landesebene gehört es so-

dann vor allem, die Vorstellungen der Hodrsdrulen über ihre
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künftige Gestalt und ihren künftigeu Aufgabenkreis aufein-
ander abzustimmen, wobei je naÖ den regionalen Besonder- s. 171

heiten der Hoösdrulen audt eine enge lqsammsaarbeit mit
den Kultusverwaltungen der Nadrbarläuder erforderliÖ sein
kann.

Auf Bundesebene sollte söließlidr siÖergestellt werdeu, daß s. t71

sidr innerhalb der Bundesrepublik eine ausgeglidrene Gesanrt-
entwi&lung vollzieht, bei der unter anderem audr die Belange
der finanzsöwaöen Länder und die Probleme der Randgebiete
bei der Planung ihre Berü&.sidttigung finden.

Zur Realisierung der Planungen der Hodrsdrulen, der Länder s. 1?2

und des Bundes würden die Beteiligten bindende Besdrlüsse
der verantwortlidren staatlidren Stellen wesentlidr beitrageu.
Ansatzpunkte für eine soldte Entwidclung finden sidr in den
inzwisdren gesdraffenen gemeinsamen Gremien: der Bund-Län-
derkommission für Bildungsplanung, dem Planungsaussdruß
naÖ dem Hodrsdrulbauförderungsgesetz und dem Finanzpla-
nungsrat.

b) Einzelmaßnahmen der Planung

Als Beitrag zur Lösung des Problems der Uberfüllung der Hodt- s' 1?2rl'

sdrulen muß die Bereönung der Aufnahmefähigkeit jeder
einzelnen Hodrsdrule durögeführt werden. Für sämtlidte Hoö-
sdrulen des Bundesgebiets darf nur ein Beredrnungsverfahren
zugrunde gelegt werden, nm dis Vergleidrbarkeit der Kapazi-
tätsberedrnungen si&erzustellen. Hierbei müssen die beson-
deren Belange der Forsüung in den versdriedenen Faöberei-
dren berü&,sidrtigt werden. Die für jeden FaÖbereidr einer
Hodrsdrule festgestellten Kapazitäten sollen in den Hausiralten
der Hodrsdrulen bzw. in den Landeshaushalten sowie allgemeiu
bekanntgemadrt werden.

Zur Zeit bestehen an allen Hodrsdtulen und in zahlreidten
Fädrern Studienbesdrränkungen. Da es siö an den versdriede- s. 175

nen Hoösdrulen nidrt immer um die gleidren Fädter handelt,
lassen sidr in vielen Fällen durdr eine bessere Information freie
Studienplätze nadrweisen. Hierzu bietet es sidr an, die ,,Zen-
trale Registrierstelle für Studienanfänger" in ihrer Aufgaben-
stellung zu einer allgemeinen Informations- und Vermittlungs-
stelle zu erweiteru.

Für den Fall, daß die Studienplätze eines Fadres trotz Aus- s r?5 t.

nutzung aller Kapazitäten an sämtlidren Hodrsdrulen der Bun-
desrepublik besetzt und weitere Studienbewerber vorhanden
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s. t72

s. 178 ft.

s. 18t

sind, sollte eine Verbesserung der derzeitigen Auswahlverfah-
ren für die Zulassung zum Studium angestrebt werden. Die
Sdrwierigkeiten bei der Vergleidrbarkeit von Abiturzeugnissen
werden niöt in vollem Umfange auszuräumen sein. Audr zu-
sätzlidre Informationsquellen werden nidrt für eine Optimie-
rung des Auswahlprozesses genügen. Die Tatsadre, daß es kein
absolut geredrtes Verfahren geben kann, darf nidrt davon ab-
halten, das relativ beste Verfahren zu entwidreln. Ein Mittel
zur Verbesserung der Auswahlverfahren dürfte die Einführung
von Tests sein. Der Wissensdraftsrat empfiehlt daher die Er-
ridrtung eines zentralen Testinstituts, das derartige Verfahren
entwi&.eln sollte. Dieses Testinstitut würde als tedrnisdre Hilfs-
einridrtung der Hodrsdrulen, die wie bisher über die Zulassun-
gen zu entsdreiden hätten, tätig werden. Die Arbeiten des Test-
instituts könnten nidrt zuletzt zur Weiterentwi&.lung von Cur-
ricula in der Söule beitragen und hierdurdr die Verbindung
zwisdren Sdrule und HodrsÖule verbessern.

Ein entsdreidender Abbau der Studienbesdrränkungen kann
jedodr nur in Verbindung mit der Reform der Studiengänge
durdr außerordentlidre Personalvermehrungen und großzügige
Baumaßnahmen erreidrt werden. Die für die einzelnen Fadr-
bereidre bekanntgemadrten Kapazitätsfeststellungen werden es

den Hodrsdrulen, den Kultus- und Finanzverwaltungen, aber
audr den Parlamenten erleidrtern, die tatsädrlidr erforderlidren
Mittel in personeller, räumlidrer und materieller Hinsiöt zu
bestimmen und zur Verfügung zu stellen. Erweiterungen der
Ausbildungsmöglidrkeiten eines Fadrbereidrs sollten im Zu-
sammenwirken aller Beteiligten nur dann ins Auge gefaßt wer-
den, wenn von den zuständigen Stellen die entspredtenden
personellen, materiellen und räumlidren Mittel für eine soldre
Erweiterung zur Verfügung gestellt werden.

Zur Verkürzung der Planungszeiten im Hodrsdrulbau wird die
Einführung von Flächenridrtwerten, von Kostenridrtwerten und
von standardisierten Planungeu vorgesdrlagen. Die Verwen-
dung typisierter Bauweisen und die Revision der Baugenehmi-
gungsverfahren werden zu einer Besdrleunigung des Hodrsdrul-
baus beitragen.

IIL 3. Söwerpunkte des Ausbaus

Die vorgesdrlagene Erweiterung des Hodrsdrulbereidrs ist so
umfangreidr, daß ein Ausbau auf nahezu allen Gebieten nötig
ist.
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Soweit fadrspezifisdre Empfehluugen des Wissensdraftsrates s. tot l.

vorliegen, wie bei der Medizin, sollten diese sowohl hinsidtt-
liÖ des Umfangs wie in der regionalen Verteilung verwirk-
lidrt werden, bevor die Erridrtung weiterer Ausbildungsstätten
in diesen Bereidren in Angriff genommen wird. Für den Aus-
bau derjenigen Fäüer, die der Lehrerausbildung dieneu, soll-
ten Bedarfszahleu zugrunde gelegt werden, die unter Berüd<-
sidtigung der Empfehlungen des Strukturplans für das Bil-
dungswesen der Bildungskommission des Deutsdten Bildungsra-
tes zu ermitteln sind. Jeder Ausbau von Fadrgebieten, in denen
verläßlidre Bedarfsberedrnungen vorliegen, sollte nidtt unter
dem GesiÖtspunkt der Restriktion, sondern der Priorität ge-
sehen werden.

Das steigende Bedürfnis uadr vermehrter Bildung sowie das s. ro2

Vordringen wissensdraftlidrer Erkenntnisse und Methoden in
Bereidre, iu denen bisher die praktisdre Einübung die Ausbil-
dung bestimmte, zwingen dazu, das Verhältnis zwisdren Theorie
und Praxis neu zu überdenken und das Sdrwergewicht des
Ausbaus der Gesamthodrsdruleinridrtungen auf die Entwid<-
lung entspredrender praxisnaher Studiengänge zu legen.

Einzelne FaÖgebiete werden unabhängig von der Differenzie- s. 183r.

rung der Ausbildungsgänge ein besonderes Gewidrt dadurdr
erhalten, daß sie die wissensÖaftlidren und tedrnisdren Voraus-
setzuugen für die Lösung drängender Probleme der Gesellsdtaft
sdraffen müssen. Die wadrsendeu Probleme des mensdrlidten
Zusammenlebens fordern eine besondere Akzentsetzung für die
Sozialwissensdraften, und zwar in der Forsdrung. Die Entwidr-
lung neuer Studiengänge im Bereidr des Gesundheitswesens
und der Sozialarbeit wird ebenfalls besonders zu berü&.sidtti-
gen sein. In dem Maße, wie die Hauptprobleme der Zukunft in
der Mathematisierung der Wissensdraften und in den Natur-
wissensdraften eine Basis für Lösungsmöglidtkeiten finden,
wird nidrt nur diesen, sondern audr den Fädrern, die der Um-
setzung naturwissensdraftlidrer Erkenntnisse in tedtnisdren
Fortsdrritt dienen, nämlidt den Ingenieurwissensdraften, be-
sondere Aufmerksamkeit zu widmen sein. Bei diesen gilt es vor
allem, das derzeitig rüdcläufige Interesse am Studium durdt
entspredrende Anreize, vor allem gute Ausbildungsmöglidrkei-
ten, aufzufangen.

III. 4. Ausbau der bestehenden Hodrsdtulen

Der Umfang der vorgesdrlagenen Erweiterung im Gesamthodr-
sdrulbereidr und die Forderung nadr einer rationellen Verwen-
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s. r89 t.

s. r8r t.

dung der finanziellen Mittel verlangen eiuen Ausbau der be-
stehenden Hodrsdrulen. Auf der andereu Seite ist zu berüdr-
siötigen, daß die Entwiddungsmöglidrkeiten dieser Hodrsdru-
len an den jeweiligen Orten vielfadr sÖon eng begrenzt sind.

Die medizinisöen ForsÖungs- und Ausbildungsstätten in Essen
uad Lübedr sollten zu Gesamthoösöulen ausgebaut werden.

Hiusidrtlidr der Größe einer Gesamthodrsdrule muß neben der
Berü&siÖtigung anderer Faktoren eine sinuvolle Relation zwi-
söen der Zahl der Einwohner der betreffenden Stadt bzw. Re-
gion und der Zahl der Studenten hergestellt werden. Je naö
den örtliÖen Gegebeuheiteu ersdreint es zwe&mäßig, Gesamt-
hoösÖulen in Städten bis zu 200 000 Eiuwohnern für niÖt
mehr als 8 000 bis 15 000, in größereu Städten bis zu 20 0O0 Stu-
denten auszulegen. Im Hinblidr darauf, daß siö die Funktions-
fähigkeit einer Hodrsdrule von einer gewissen Größe an mit
zunehmender Studentenzahl mindert, wird vorgesdrlagen, die
Zahl der Studenten einer Gesamthoösdrule audr in den Zen-
tren des großen Andrangs auf 25 000 zu begrenzen. Die an-
gegebeneu lahlsa beziehen sidr nur auf die Funktionseinheit
einer eiuzelnen GesamthochsÖule, so daß bei Vorliegen der
entspreöenden anderen Kriterieu wohl daran gedadtt werden
[nnn, itr sehr großen Städten auö mehrere GesamthoÖsdrulen
eiazuridten.

III. 5. Neubau von HoÖsÖulen

DurÖ einen Ausbau der bestehenden HoÖsöulen allein kann
die erforderliÖe Zahl an Studienplätzen nidtt gesdtaffen wer-
deu. Es ist vielmehr notwendig, mindestens 30 neue Gesamt-
hoÖsöulen zu erriöten.

Für die Gründung neuer HodrsÖuleu sind in erster Linie die
Gesiötspunkte der regionalen und der Landesplanung, die Ein-
wohnerzahl des in Betraöt kommenden Ortes, die durdr vor-
handene Bildungseinridrtungen gegebenen Ansatzpuukte, die
Frage des zur Verfügung stehenden Geländes, die Wohnver-
hältuisge und die Verkehrslage zu berü&.sidttigeu.

Um ein regional grut gegliedertes Gesamtsystem der Hodr-
söulen in der Bundesrepublik zu erreiöen, wird es notwendig
seiu, Neugründuagen in cinem bisher ungewohnten Umfang
auö in Städten mittlerer Größe vorzunehmen.

Die Notwendigkeit, mit der Erriütung neuer Hodtsdrulen als-
bald anzufangeu und in der Anlaufphase die plauerisdren, bau-
tedrnisÖen und finanziellen Mittel auf bestimmte Neugrün-

s. 185 L

s. 186 t.
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duugen zu konzeutrieren, haben deu Wissensöaftsrat bewo-
gen, vorerst nur einige Orte zu benennen. Er sölägt vor zu
prüfen, ob auf Grund der geuaunten Gesidrtspunkte folgende
Städte und Regionen als Hoüsdrulstaudorte in BetraÖt kom- s' l87ll'

meD:

Baden-Württemberg: Heilbronn

Bayern: Bayreuth

Hamburg: Hamburg II

Hessen: Kassel

Frankfurt II

Niedersadrsen: Oldenburg

Osnabrüdc

Nordrhein-Westfalen: Region Rhein-Ruhr

Region Ostwestfalen

Rheinland-Pfalz: Koblenz

Speyer-Worms-Landau

Süleswig-Holstein: Flensburg

Darüber hinaus werden alsbald die notwendigen Maßnahmen
zu ergreifen sein, um festzustellen, in weldren Regionen die
erforderlidren weiteren Gesamthodrsdrulen zu erridrten sind.

31



Bundesdruckerei Bonn 122778 71.7L


